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Bericht und Anderungsantrag der staatlichen Deputation fir Inneres

Bericht und Anderungsantrag der Deputation fur Inneres zum Gesetz zur
Anderung des Bremischen Polizeigesetzes und weiterer Gesetze

. Bericht

Die Bremische Burgerschaft (Landtag) hat das Gesetz zur Anderung des Bremischen Polizei-
gesetzes und weiterer Gesetze in erster Lesung am 9. Juli 2020 beschlossen und es zur Be-

ratung und Berichterstattung an die staatliche Deputation fur Inneres tGberwiesen.

In einer Sitzung am 8. September hat die Deputation fir Inneres Sachverstandige angehort.
Anhorung und Gutachten sind unter dem folgenden Link einzusehen: https://sd.bremische-
buergerschaft.de/tops/? =UGhVMOhpd2NXNFdFcEXxjZbJksZprkAU20PwWFOIpT5VS.

In Anbetracht der Ausfuihrungen der Sachverstéandigen werden im Wesentlichen die folgenden

Anderungen vorgeschlagen:

Anderungen im Entwurf des Bremischen Polizeigesetzes

8 9 Legitimations-und Kennzeichnungspflicht

Die Kennzeichnungspflicht nach Absatz 2 besteht, sobald Polizeivollzugsbeamtinnen und -be-
amte in Einsatzeinheiten tatig werden. Darlber hinaus ist die standige Verfligbarkeit der Kenn-
zeichnung ist sicherzustellen. Die Polizei hat sicherzustellen, dass die nachtragliche
Identifikation der Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamten fir den Zeitraum von zwei Jahren
moglich ist. Eine l&angere Aufbewahrungsfrist gilt, sofern z. B. ein Strafverfahren oder ein Ver-
fahren des oder der unabhangigen Polizeibeauftragten fir die Freie Hansestadt Bremen be-

troffen ist.

§ 12 Wohnungsverweisung und Rickkehrverbot zum Schutz vor hauslicher Gewalt


https://sd.bremische-buergerschaft.de/tops/?__=UGhVM0hpd2NXNFdFcExjZbJksZprkAU2OPwF0ipT5Vs
https://sd.bremische-buergerschaft.de/tops/?__=UGhVM0hpd2NXNFdFcExjZbJksZprkAU2OPwF0ipT5Vs

In Absatz 6 wird festlegt, dass die Polizei die Einhaltung des Riickkehrverbots zum Schutz vor
hauslicher Gewalt Uberprifen soll. Der Wohnung verwiesene Personen kehren in einigen Fal-
len wahrend des andauernden Riickkehrverbotes mit Einwilligung des Opfers in die Wohnung
zuriick. Diese Anderung soll dem Schutz der Opfer und ggf. der Durchsetzung des Riickkehr-

verbotes dienen.

§ 33 Datenverarbeitung durch den Einsatz kérpernah getragener oder an polizeilich genutzten
Fahrzeugen befestigter Aufnahmegeréate

Zur Schaffung von klaren Vorgaben in dem sensiblen Bereich der technischen Aufzeichnung
mit Bodycams wurde in Anlehnung an andere Bundeslander eine eigene Regelung zur Nut-
zung der sogenannten Bodycams geschaffen und wird die Nutzung z. B. in Wohnungen unter
engen Voraussetzungen geregelt. Der § 33 regelt auch die Nutzung von sogenannten

Dashcams bzw. Cockpitkameras.

§ 51 Kennzeichnung von Daten

In Absatz 1 Nummer 4 wird geregelt, dass die Kennzeichnung der umfassten Daten grund-
satzlich jeweils Angaben zu den Rechtsgrundlagen fir die Datenerhebung zu enthalten soll.
Zudem wird eine jahrliche Berichtspflicht Gber den Umsetzungsstand der technischen und

organisatorischen Mal3nahmen zur Umsetzung der Kennzeichnungsregelungen eingefihrt.

8 145 Zuverlassigkeitstuberprifungen bei Behodrden des Polizeivollzugsdienstes

Die nach § 107 Bremisches Beamtengesetz vorgesehene Regelung zur Zuverlassigkeits-
Uberprufung wird mit 8§ 145 in das Bremische Polizeigesetz aufgenommen. Die vorgesehene
regelhafte Uberpriifung alle sieben Jahre entfallt und die anlassbezogene Uberpriifung wird
fur alle bei der Polizei Bremen, der Ortspolizeibehérde Bremerhaven und dem Landeskrimi-
nalamt beschéftigten Personen gelten.

Zudem wird in Absatz 6 eine Nachberichtspflicht fur die genannten Landesbehdrden normiert.
Verschiedene neue Anforderungen, u. a. die sog. ,Kontrollquittung“ nach § 17 Absatz 1 Satz 3
und 8§ 27 Absatz 1 Satz 2 treten erst zum 01.09.2021 in Kraft, so dass die Polizeibeh6rden bis

dahin eine vorzugsweise digitale Umsetzung vorbereiten kénnen.

Anderungen im Entwurf des Gesetzes iiber eine unabhéngige Polizeibeauftragte oder einen

unabhangigen Polizeibeauftragten fir die Freie Hansestadt Bremen

§ 6 Umgang mit Eingaben



Nach Absatz 7 wird die Zuleitung an die Deputation fur Inneres und die Veréffentlichung des
Abschlussberichts zu der Eingabe von einer Einwilligung der betroffenen Person abhangig
gemacht. Der Einwilligungsvorbehalt soll vermeiden, dass sich Menschen aufgrund der Sorge,
auch in einem abstrakt verfassten Bericht erkannt zu werden, davon abgehalten lassen, sich

an die beauftragte Person zu wenden.

8 11 Verhaltnis zum Zustandigkeitsbereich anderer Stellen mit Kontrollaufgaben

Mit der Aufnahme des Absatz 2 wird die Zustandigkeiten der beauftragten Personen von Un-
tersuchungsausschiissen der Blrgerschaft abgegrenzt. Sofern sich eine Eingabe auf einen
Sachverhalt, der z. B. Gegenstand eines Untersuchungsausschusses der Biirgerschatft ist, be-
Zieht, darf die beauftragte Person keine eigenstandige Untersuchung fuihren. Teilbereiche blei-

ben hiervon unberihrt.

Il. Beschluss

1. Die staatliche Deputation fiir Inneres empfiehlt mit den Stimmen der Deputierten der
Fraktionen der SPD, Biindnis’90/Die GRUNEN und DIE LINKE der Bremischen Biir-
gerschaft (Landtag), den nachstehenden geanderten Gesetzesentwurf wie nachfol-

gend abgebildet in 2. Lesung zu beschlieZen.



Gesetz zur Anderung des Bremischen Polizeigesetzes und weiterer Gesetze

Der Senat verkindet das nachstehende, von der Birgerschaft (Landtag) beschlossene

Gesetz:

) Artikel 1
Anderung des Bremischen Polizeigesetzes

Das Bremische Polizeigesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 6. Dezember
2001 (Brem.GBI. S.441; 2002, S. 47 — 205-a-1), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes
vom 2. April 2019 (Brem.GBI. S.169) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

Die Inhaltsangabe wird wie folgt gefasst:

, Erster Teil: Das Recht der Polizei

1. Abschnitt: Aufgaben und allgemeine Vorschriften

§1
§2
§3
§4
§5
§6
§7
§8
§9

Aufgaben der Polizei

Begriffsbestimmungen

Grundsatz der VerhaltnismaRigkeit

Ermessen, Wahl der Mittel

Verantwortlichkeit fur das Verhalten von Personen
Verantwortlichkeit fir den Zustand von Sachen
Inanspruchnahme nicht verantwortlicher Personen
Verantwortlichkeit nach anderen Vorschriften

Legitimations- und Kennzeichnungspflicht

2. Abschnitt: Allgemeine und besondere Befugnisse der Polizei

§10
§11
§12

§13
§14
§15
§16
§17
§18
§19
§20
§21
§ 22
§23
§24

Allgemeine Befugnisse
Platzverweisung; Betretens- und Aufenthaltsverbot

Wohnungsverweisung und Ruckkehrverbot zum Schutz vor hauslicher Ge-
walt

Gewahrsam

Richterliche Entscheidung

Rechte bei Freiheitsentziehungen

Dauer der Freiheitsentziehung

Durchsuchung von Personen

Durchsuchung von Sachen

Betreten und Durchsuchung von Wohnungen
Verfahren beim Betreten und bei der Durchsuchung von Wohnungen
Sicherstellung

Durchfiihrung der Sicherstellung

Verwertung, Einziehung, Vernichtung

Herausgabe sichergestellter Sachen oder des Erléses

3. Abschnitt: Allgemeine Bestimmungen zur Verarbeitung personenbezogener Daten
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1.

§ 25
§ 26
§27
§28
§29
§ 30
§31
§32

§33

§ 34
2.

§35
§36
§37
§38
§39
§ 40
§ 41
§ 42
§ 43
§ 44
§ 45
§ 46
§ 47
8§48
8§49

3.

§ 50
§51
§52
4.

§ 53
§ 54
§55
§ 56

Unterabschnitt: Datenerhebung

Grundsatze

Allgemeine Befugnisse

Identitatsfeststellung, Prifung von Berechtigungsscheinen
Kontrollstellen

Erkennungsdienstliche MaRhahmen

Vorladung

Befragung und Auskunftspflicht

Datenerhebung bei 6ffentlichen Veranstaltungen und Ansammlungen sowie
an besonders gefahrdeten Objekten, Orten und Anlagen

Datenverarbeitung durch den Einsatz kdrpernah getragener oder an polizei-
lich genutzten Fahrzeugen befestigter Aufnahmegeréte

Datenerhebung innerhalb von polizeilich genutzten Raumen und Fahrzeugen

Unterabschnitt: Besondere Mittel und Methoden der Datenerhebung

Datenerhebung mit besonderen Mitteln und Methoden

Schutz des Kernbereichs privater Lebensgestaltung

Schutz von Berufsgeheimnistragern

Parlamentarische Kontrolle; Berichtspflicht

Polizeiliche Beobachtung

Datenerhebung durch Observation

Datenerhebung durch den verdeckten Einsatz technischer Mittel
Telekommunikationsuberwachung und Eingriff in die Telekommunikation
Verkehrsdatenerhebung, Nutzungsdatenerhebung und Standortermittlung
Bestandsdatenerhebung

Anordnung von Telekommunikationsmaf3nahmen

Datenerhebung durch Vertrauenspersonen

Datenerhebung durch den Einsatz verdeckt ermittelnder Personen
Datenabgleich

Datenabgleich mit anderen Dateien

Unterabschnitt: Weiterverarbeitung

Datenweiterverarbeitung; Zweckbindung; Zweckanderung
Weiterverarbeitung zu besonderen Zwecken

Kennzeichnung

Unterabschnitt: Datenlibermittlung

Allgemeine Voraussetzungen der Datenibermittlung
Automatisiertes Abrufverfahren; Datenverbund
Datenubermittlung im Inland und innerhalb der Européischen Union

Bereitstellung von Daten an Kontrollgremien



4.

§ 57 Ubermittlung von Daten durch nicht 6ffentliche Stellen an den Polizeivoll-
zugsdienst

5. Unterabschnitt: Berichtigung, Léschung und Einschrénkung der Datenverarbei-
tung

§ 58 Berichtigung, Loschung und Einschrénkung der Datenverarbeitung

Abschnitt: Besondere Bestimmungen fir Verarbeitungen zu Zwecken gemalf3 Artikel
1 Absatz 1 der Richtlinie (EU) 2016/680

1. Unterabschnitt: Anwendungsbereich, Grundsatze der Datenverarbeitung
8§ 59 Anwendungsbereich

8§ 60 Grundsatze der Datenverarbeitung

8§61 Verarbeitung besonderer Kategorien personenbezogener Daten

8§62 Profiling; automatisierte Einzelentscheidung

8§ 63 Anforderungen an die Sicherheit der Datenverarbeitung

864 Meldung von Verletzungen des Schutzes personenbezogener Daten an die
Landesbeauftragte oder den Landesbeauftragten fur Datenschutz und Infor-
mationsfreiheit

8 65 Unterrichtung der betroffenen Person bei Verletzungen des Schutzes perso-
nenbezogener Daten

2. Unterabschnitt: Datentibermittiungen an Drittstaaten und an internationale Or-
ganisationen

8§66 Allgemeine Voraussetzungen der Dateniibermittlung an Drittstaaten und an
internationale Organisationen

8§ 67 Voraussetzungen der Datenubermittlung bei geeigneten Garantien
8§ 68 Voraussetzungen der Datenibermittlung ohne geeignete Garantien

8§69 Datenubermittlung an fur Gefahrenabwehr, Strafverfolgung oder Strafvoll-
streckung zusténdige Stellen in Drittstaaten

§ 70 Datentbermittlung an sonstige Stellen in Drittstaaten
3. Unterabschnitt: Rechte der betroffenen Person

8§71 Allgemeine Informationspflicht

§ 72 Unterrichtung betroffener Personen

8§ 73  Auskunftsrecht

§ 74 Rechte auf Berichtigung und Loschung sowie Einschrénkung der Verarbei-
tung

8 75 Verfahren fir die Austibung der Rechte der betroffenen Person
4. Unterabschnitt: Pflichten der Polizei und Auftragsverarbeiter

8§ 76 Pflichten der Polizei

8§ 77 Gemeinsame Verantwortlichkeit

§ 78 Auftragsverarbeitung

879 Verarbeitung auf Weisung; Datengeheimnis

8§80 Verzeichnis von Verarbeitungstatigkeiten

§81 Protokollierung

§ 82 Durchfiihrung einer Datenschutz-Folgenabschéatzung



5.

6.

7.

5. Unterabschnitt: Die oder der Landesbeauftragte fiir Datenschutz und Informati-
onsfreiheit

§ 83 Aufsichtsbehorde
§ 84 Aufgaben

§ 85 Befugnisse

§86 Anhérung

§ 87 Anrufung

8§ 88 Rechtsschutz gegen Entscheidungen der oder des Landesbeauftragten oder
bei deren oder dessen Untatigkeit

§ 89 (weggefallen)

8§90 Tatigkeitsbericht und parlamentarische Ersuchen
8§91 Gegenseitige Amtshilfe

6. Unterabschnitt: Datenschutzbeauftragte der Polizei
8§92 Benennung

8§93 Stellung

8§94 Aufgaben

7. Unterabschnitt: Haftung und Sanktionen

8 95 Schadensausgleich bei Datenschutzverletzungen
8§96 Ordnungswidrigkeiten und Strafvorschriften
Abschnitt Vollzugshilfe

8§ 97 Vollzugshilfe

§98 Verfahren

8§ 99 Vollzugshilfe bei Freiheitsentziehungen
Abschnitt Zwang

§ 100 Allgemeines

§ 101 Unmittelbarer Zwang

§ 102 Handeln auf Anordnung

§ 103 Hilfeleistung fiir Verletzte

§ 104 Androhung unmittelbaren Zwangs

§ 105 Fesselung von Personen

§ 106 Fixierung von Personen

§ 107 Allgemeine Vorschriften fur den Schusswaffengebrauch
§ 108 Schusswaffengebrauch gegen Personen
Abschnitt Polizeiverordnungen

§ 109 Begriff

8§ 110 Zustandigkeit

§ 111 Vorlagepflicht - Zustimmungserfordernis

§ 112 Selbsteintrittsrecht der Fachaufsichtsbehorde

§ 113 Inhaltliche Grenzen

8 114 Formerfordernisse



§ 115 Bufigeldvorschrift
§ 116 Geltungsdauer von Polizeiverordnungen
8. Abschnitt: Schadensausgleich, Erstattungs- und Ersatzanspriiche
§ 117 Zum Schadensausgleich verpflichtende Tatbestéande
§ 118 Schadensausgleich bei Vermogensschéaden und bei Freiheitsentziehung
8 119 Schadensausgleich bei Gesundheitsschaden
§ 120 Verjahrung des Ausgleichsanspruchs
§ 121 Ausgleichspflichtiger; Erstattungsanspriche
§ 122 Ruckgriff gegen den Verantwortlichen
§ 123 Rechtsweg
Zweiter Teil: Organisation der Polizei
1. Abschnitt Polizeihoheit und Aufgabenverteilung
8§ 124 Trager der Polizeihoheit
§ 125 Wahrnehmung polizeilicher Aufgaben
2. Abschnitt Polizeibehorden
8§ 126 Allgemeine Polizeibehdrden
§ 127 Sonderpolizeibehdrden
8§ 128 Gliederung der allgemeinen Polizeibehtrden
§ 129 Kommunaler Ordnungsdienst
§ 130 Aufsicht Gber die Polizeibehérden
3. Abschnitt Polizeivollzugsdienst
§ 131 Weisungsrecht, Selbsteintritt, Unterrichtungspflicht
§ 132 Polizeivollzugsdienst des Landes
§ 133 Aufgaben der Polizei Bremen
§ 134 Aufgaben des Landeskriminalamts
8§ 135 Vollzugspolizeiliche Aufgaben des Senators fur Inneres
§ 136 Polizeivollzugsdienst der Stadtgemeinde Bremerhaven
§ 137 Unterstitzung und gemeinsamer Einsatz
§ 138 Hilfspolizeibeamtinnen und Hilfspolizeibeamte
§ 139 Aufsicht Uber den Polizeivollzugsdienst
4. Abschnitt Zustandigkeiten
§ 140 Ortliche Zustandigkeit
8§ 141 Sachliche Zustandigkeit
§ 142 Aul3erordentliche sachliche Zustandigkeit

§ 143 Amtshandlungen von Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbeamten
anderer L&nder und des Bundes

§ 144 Amtshandlungen von bremischen Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizeivoll-
zugsbeamten auf3erhalb des Zustandigkeitsbereichs des Landes Bremen

5. Abschnitt: Zuverlassigkeitsiiberprufung

8§ 145 Zuverlassigkeitsiberprifungen bei Behtérden des Polizeivollzugsdienstes

8-



Dritter Teil: Die Kosten der Polizei
§ 146 Kosten

Vierter Teil: Ubergangs- und Schlussbestimmungen
§ 147 Uberleitung der Zustandigkeiten
§ 148 Weitergeltung von Polizeiverordnungen und anderen Rechtsvorschriften
§ 149 Anwendung unmittelbaren Zwanges durch Nichtpolizeibehérden
§ 150 Evaluation
§ 151 Einschrankung von Grundrechten
§ 152 Inkrafttreten; Aul3erkrafttreten®

In & 1 wird die Angabe ,88 37 bis 39" durch die Angabe ,88 97 bis 99" ersetzt.

8 2 wird wie folgt geéndert:

Nach den Wartern ,Im Sinne dieses Gesetzes ist* werden die Worter ,beziehungs-
weise sind”“ eingeflgt.

Nummer 1 wird wie folgt geéndert:
Die Angabe ,8 70" wird durch die Angabe ,8 132" ersetzt.
Die Angabe ,8 64 Abs. 2“ wird durch die Angabe ,8 125 Absatz 2" ersetzt.
Nach dem Wort ,,und“ werden die Wdrter ,Beamtinnen oder” eingefligt.

Nach dem Wort ,ferner” werden die Warter ,Hilfspolizeibeamtinnen oder” einge-
fugt.

Die Angabe ,8 76" wird durch die Angabe ,§ 138" ersetzt.
Der Nummer 3 wird folgender Buchstabe e angeflgt:

»e) dringende Gefahr:
eine erhebliche Gefahr, die im Hinblick auf das Ausmal des zu erwartenden
Schadens und die Wahrscheinlichkeit des Schadenseintritts erhoht ist;*

In Nummer 4 und Nummer 5 Buchstabe ¢ Doppelbuchstabe dd wird der Punkt am
Ende durch ein Semikolon ersetzt.

Nummer 6 wird zu Nummer 8 und wie folgt gefasst:

.8. Kontakt- oder Begleitperson:
eine Person, die mit einer anderen Person, von der Tatsachen die Annahme
rechtfertigen, dass von ihr eine Gefahr ausgeht oder dass sie Straftaten von er-
heblicher Bedeutung begehen wird, in einer Weise in Verbindung steht, welche
die Erhebung ihrer personenbezogenen Daten zur Abwehr dieser angenomme-
nen Gefahr oder zur Verhitung dieser angenommenen Straftaten erfordert; vo-
rausgesetzt sind konkrete Tatsachen fir eine individuelle Nahe zur
Gefahrenlage oder zu den Straftaten;"

Nach Nummer 5 werden folgende Nummern 6 und 7 eingeflgt:



,0. Straftaten erheblichen Umfanges:
am selben Ort und innerhalb eines engen zeitlichen Zusammenhangs von meh-
reren Personen, nicht notwendiger Weise gemeinschaftlich, begangene Strafta-
ten nach

a) den 88 177 und 178 des Strafgesetzbuches,
b) den 8§ 223, 224, 226, 231 des Strafgesetzbuches,

c) den 88 244 Absatz 1 Nummer 1, 249, 250, 251, 252, 253, 255 des Strafge-
setzbuches oder

d) den 88 125 und 125a des Strafgesetzbuches.

7. terroristische Straftat:
eine Straftat nach

a) den 88 211 oder 212 des Strafgesetzbuches oder 88 6,7, 8, 9, 10, 11 oder
12 des Volkerstrafgesetzbuches,

b) 8§ 226 des Strafgesetzbuches,
c) 8 239a oder des § 239b des Strafgesetzbuches,

d) den 88 303b, 305, 305a, 306, § 308 Absatz 1 bis 4, § 309 Absatz 1 bis 5,
313, 314, 315 Absatz 1, 3 oder 4, 8 316b Absatz 1 oder 3, 8 316¢c Absatz 1
bis 3 oder § 317 Absatz 1 des Strafgesetzbuches,

e) 8 330a Absatz 1 bis 3 des Strafgesetzbuches,

f) §19 Absatz 1 bis 3, § 20 Absatz 1 oder 2, § 20a Absatz 1 bis 3, § 19 Ab-
satz 2 Nummer 2 oder Absatz 3 Nummer 2, 8 20 Absatz 1 oder 2 oder
§ 20a Absatz 1 bis 3, jeweils auch in Verbindung mit § 21, oder nach § 22a
Absatz 1 bis 3 des Gesetzes uber die Kontrolle von Kriegswaffen oder nach

g) 851 Absatz 1 bis 3 des Waffengesetzes

bei Begehung im In- oder Ausland, wenn der Versuch oder die Begehung der
Straftat dazu bestimmt ist,

a) die Bevolkerung auf erhebliche Weise einzuschiichtern,

b) eine Behoérde oder eine internationale Organisation rechtswidrig mit Gewalt
oder durch Drohung mit Gewalt zu ndtigen oder

c) die politischen, verfassungsrechtlichen, wirtschaftlichen oder sozialen
Grundstrukturen der Freien Hansestadt Bremen, der Bundesrepublik
Deutschland, eines anderen Landes oder Staates oder einer internationa-
len Organisation zu beseitigen oder erheblich zu beeintrachtigen,

und die Straftat durch die Art ihrer Begehung oder durch ihre Auswirkungen die
Freie Hansestadt Bremen, die Bundesrepublik Deutschland, ein anderes Land,
einen anderen Staat oder eine internationale Organisation erheblich schadigen
kann;“

Nach Nummer 8 werden die folgenden Nummern 9 bis 25 eingefiigt:

.9. personenbezogene Daten:
alle Informationen, die sich auf eine identifizierte oder identifizierbare naturliche
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10.

11.

12.

13.

14.

15.

16.

Person (betroffene Person) beziehen. Als identifizierbar wird eine natirliche
Person angesehen, die direkt oder indirekt, insbesondere mittels Zuordnung zu
einer Kennung wie einem Namen, zu einer Kennnummer, zu Standortdaten, zu
einer Online-Kennung oder zu einem oder mehreren besonderen Merkmalen,
die Ausdruck der physischen, physiologischen, genetischen, psychischen, wirt-
schaftlichen, kulturellen oder sozialen Identitéat dieser natirlichen Person sind,
identifiziert werden kann;

Verarbeitung:

jeder mit oder ohne Hilfe automatisierter Verfahren ausgefiihrte Vorgang oder
jede solche Vorgangsreihe im Zusammenhang mit personenbezogenen Daten,
wie das Erheben, das Erfassen, die Organisation, das Ordnen, die Speiche-
rung, die Anpassung oder Veradnderung, das Auslesen, das Abfragen, die Ver-
wendung, die Offenlegung durch Ubermittlung, Verbreitung oder eine andere
Form der Bereitstellung, der Abgleich oder die Verknipfung, die Einschrankung,
das Loschen oder die Vernichtung, jeweils auch durch Angestellte der Behor-
den des Polizeivollzugsdienstes;

Einschrankung der Verarbeitung:
die Markierung gespeicherter personenbezogener Daten mit dem Ziel, ihre
kiinftige Verarbeitung einzuschranken;

Profiling:

jede Art der automatisierten Verarbeitung personenbezogener Daten, die darin
besteht, dass diese personenbezogenen Daten verwendet werden, um be-
stimmte personliche Aspekte, die sich auf eine natlrliche Person beziehen, zu
bewerten, insbesondere um Aspekte bezlglich Arbeitsleistung, wirtschaftliche
Lage, Gesundheit, personliche Vorlieben, Interessen, Zuverlassigkeit, Verhal-
ten, Aufenthaltsort oder Ortswechsel dieser natlrlichen Person zu analysieren
oder vorherzusagen;

Pseudonymisierung:

Die Verarbeitung personenbezogener Daten in einer Weise, dass die personen-
bezogenen Daten ohne Hinzuziehung zuséatzlicher Informationen nicht mehr ei-
ner spezifischen betroffenen Person zugeordnet werden konnen, sofern diese
zusatzlichen Informationen gesondert aufbewahrt werden und technischen und
organisatorischen MaRnahmen unterliegen, die gewahrleisten, dass die perso-
nenbezogenen Daten nicht einer identifizierten oder identifizierbaren natirlichen
Person zugewiesen werden;

Dateisystem:
jede strukturierte Sammlung personenbezogener Daten, die hach bestimmten
Kriterien zuganglich sind, unabh&ngig davon, ob diese Sammlung zentral, de-
zentral oder nach funktionalen oder geografischen Gesichtspunkten geordnet
gefuhrt wird;

Auftragsverarbeiter:
eine naturliche oder juristische Person, Behdrde, Einrichtung oder andere
Stelle, die personenbezogene Daten im Auftrag der Polizei verarbeitet;

empfangende Stelle:

eine naturliche oder juristische Person, Behorde, Einrichtung oder andere
Stelle, der personenbezogene Daten offengelegt werden, unabhéngig davon,
ob es sich bei ihr um einen Dritten handelt oder nicht. Behdrden, die im Rah-
men eines bestimmten Untersuchungsauftrags nach dem Unionsrecht oder an-
deren Rechtsvorschriften moglicherweise personenbezogene Daten erhalten,
gelten jedoch nicht als empfangende Stelle. Die Verarbeitung dieser Daten
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17.

18.

19.

20.

21.

22.

23.

24.

durch die genannten Behdrden erfolgt im Einklang mit den geltenden Daten-
schutzvorschriften geman den Zwecken der Verarbeitung;

Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten:

eine Verletzung der Sicherheit, die zur Vernichtung, zum Verlust oder zur Ver-
anderung, ob unbeabsichtigt oder unrechtmafig, oder zur unbefugten Offenle-
gung von bzw. zum unbefugten Zugang zu personenbezogenen Daten oder
zum unbefugten Zugriff auf diese fuhrt, die Gbermittelt, gespeichert oder auf
sonstige Weise verarbeitet wurden;

genetische Daten:

personenbezogene Daten zu den ererbten oder erworbenen genetischen Ei-
genschaften einer natirlichen Person, die eindeutige Informationen Uber die
Physiologie oder die Gesundheit dieser nattrlichen Person liefern und insbe-
sondere aus der Analyse einer biologischen Probe der betreffenden natirlichen
Person gewonnen wurden;

biometrische Daten:

mit speziellen technischen Verfahren gewonnene personenbezogene Daten zu
den physischen, physiologischen oder verhaltenstypischen Merkmalen einer
natlrlichen Person, die die eindeutige Identifizierung dieser natiirlichen Person
ermdglichen oder bestatigen, wie Gesichtsbilder oder daktyloskopische Daten;

Gesundheitsdaten:

personenbezogene Daten, die sich auf die kérperliche oder geistige Gesundheit
einer naturlichen Person, einschlieB3lich der Erbringung von Gesundheitsdienst-
leistungen, beziehen und aus denen Informationen tber deren Gesundheitszu-

stand hervorgehen;

besondere Kategorien personenbezogener Daten:

Daten, aus denen die ethnische oder eine zugeschriebene rassische Herkunft,
politische Meinungen, religiése oder weltanschauliche Uberzeugungen oder die
Gewerkschaftszugehdrigkeit hervorgehen sowie genetische Daten, biometri-
sche Daten zur eindeutigen Identifizierung einer nattrlichen Person, Gesund-
heitsdaten und Daten zum Sexualleben oder zur sexuellen Orientierung;

Aufsichtsbehdrde:

eine von einem Mitgliedstaat der Europaischen Union nach Artikel 41 der Richt-
linie (EU) 2016/680 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 27. April
2016 zum Schutz natirlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezoge-
ner Daten durch die zustéandigen Behdrden zum Zwecke der Verhiitung, Ermitt-
lung, Aufdeckung oder Verfolgung von Straftaten oder der Strafvollstreckung
sowie zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung des Rahmenbeschlusses
2008/977/J1 des Rates (ABI. L 119 vom 4.5.2016, S. 89) eingerichtete unabhan-
gige staatliche Stelle;

internationale Organisation:

eine volkerrechtliche Organisation und ihre nachgeordneten Stellen oder jede
sonstige Einrichtung, die durch eine zwischen zwei oder mehr Staaten ge-
schlossene Ubereinkunft oder auf der Grundlage einer solchen Ubereinkunft
geschaffen wurde;

Handlungen hauslicher Gewalt:

alle Handlungen korperlicher, sexueller, psychischer oder wirtschaftlicher Ge-
walt, die innerhalb der Familie oder des Haushalts oder zwischen friiheren oder
derzeitigen Eheleuten oder Partnerinnen beziehungsweise Partnern vorkom-
men, unabhangig davon, ob der Tater beziehungsweise die Taterin denselben
Wohnsitz wie das Opfer hat oder hatte.
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25. Vitalfunktionen:
die Atmung, die Kérpertemperatur, arterieller Puls und arterieller Blutdruck.”

In 8 8 wird die Angabe ,.88 10 bis 35* durch die Angabe ,88 10 bis 47" ersetzt.
Der bisherige § 9 wird § 151 und wie folgt gefasst:

,8 151
Einschréankung von Grundrechten

Durch dieses Gesetz werden die Grundrechte
1. auf korperliche Unversehrtheit (Artikel 2 Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes),
2. auf Freiheit der Person (Artikel 2 Absatz 2 Satz 2 des Grundgesetzes),

3. auf Unverletzlichkeit des Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnisses (Artikel 10
des Grundgesetzes),

4. auf Freizugigkeit (Artikel 11 des Grundgesetzes) und
5. auf Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 des Grundgesetzes)
eingeschrankt."
Nach § 8 wird folgender § 9 eingeflgt:

1’§ 9
Legitimations- und Kennzeichnungspflicht

(1) Auf Verlangen einer von einer Malinahme betroffenen Person haben Polizeivoll-
zugsbeamtinnen und -beamte sowie Hilfspolizeibeamtinnen und -beamte einen Dienst-
ausweis vorzuzeigen, soweit der Zweck der Maflinahme hierdurch nicht geféahrdet wird
oder Uberwiegende schutzwirdige Belange der Beamtinnen oder Beamten dadurch
nicht beeintrachtigt werden. Beim Einsatz in Zivilkleidung erfolgt dies unaufgefordert.

(2) In Einsatzeinheiten der Bereitschaftspolizei und Alarmeinheiten tragen Polizeivoll-
zugsbedienstete des Landes und der Stadtgemeinden an ihren Einsatzanziigen eine je-
derzeit sichtbare personenbezogene Riicken- und Frontkennzeichnung, welche die
nachtragliche taktische und individuelle Zuordnung erméglicht.

(3) Die Kennzeichnung nach Absatz 2 ist regelm&flig neu zu vergeben. Eine Kenn-
zeichnung wird sofort neu vergeben, sofern Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass
eine Gefahr fir Leib, Leben oder Freiheit von Polizeivollzugsbeamtinnen oder -beamten
oder fir ihre ndchsten Angehoérigen besteht. Liegen Tatsachen im Sinne des Satzes 2
vor Beginn der MalRnahme vor, kann die Behdrdenleitung oder von ihr besonders beauf-
tragte Beamtinnen oder Beamte der Laufbahngruppe 2 ab dem zweiten Einstiegsamt
eine Ausnahme von der Kennzeichnung fir diese MaRnahme anordnen. Diese Anord-
nung ist zu begrinden und dem Senator fiir Inneres zu tUbermitteln. Die Zuordnung der
Kennzeichen zu der Identitét der Polizeivollzugsbeamtinnen oder -beamten ist zwei
Jahre nach dem letzten Einsatz der Kennzeichnung zu léschen, sofern sie nicht Gegen-
stand eines Straftaten-, Ordnungswidrigkeiten- oder Disziplinarverfahrens oder eines
Verfahrens bei der oder dem unabhangigen Polizeibeauftragten fur die Freie Hansestadt
Bremen ist. Auskinfte Uber die Zuordnung der Kennzeichnung zu der Identitéat der Poli-
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zeivollzugsbeamtinnen oder -beamten dirfen nur anlasslich der Einleitung eines Verfah-
rens nach Satz 5 oder unter den Voraussetzungen des Artikels 6 Absatz 1 Buchstabe f
der Verordnung (EU) 2016/679 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 27.
April 2016 zum Schutz nattrlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener
Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Daten-
schutz-Grundverordnung, ABI. L 119 vom 4.5.2016, S. 1; L 314 vom 22.11.2016, S. 72;
L 127 vom 23.5.2018, S. 2) aufgrund der Anordnung der Behdrdenleitung an die zustan-
digen Stellen tbermittelt werden. Die betroffenen Polizeivollzugsbeamtinnen oder -be-
amten sind Uber die empfangende Stelle, die Ubermittelten Daten und den Zweck der
Ubermittlung zu informieren.

(4) Der Senator fur Inneres trifft erganzende Regelungen zu Inhalt, Umfang und Aus-
nahmen von diesen Verpflichtungen sowie der standigen Verfligbarkeit der Kennzeich-
nung durch Verwaltungsvorschrift.”

Die Uberschrift des 2. Abschnitts wird wie folgt gefasst: ,2. Abschnitt: Allgemeine und be-
sondere Befugnisse der Polizei“.

Die Uberschrift ,1. Unterabschnitt: Allgemeine und besondere Befugnisse der Polizei* wird
gestrichen.

In § 10 Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe ,88 11 bis 35“ ersetzt durch die Angabe ,88 11 bis
70

Die §8 11 bis 13 werden die 8§ 27 bis 31.
§ 14 wird § 11 und wie folgt geéndert:
Der Uberschrift werden die Woérter ,; Betretens- und Aufenthaltsverbot” angefiigt.

In Absatz 2 Satz 3 werden die Wérter ,Die Platzverweisung” durch die Worter "Das Be-
tretens- und Aufenthaltsverbot" ersetzt.

§ 14a wird § 12 und wie folgt gedndert:
In Absatz 1 Satz 1 wird das Wort ,gegenwartigen” gestrichen.

In Absatz 1 Satz 4 und in Absatz 4 Satz 1 wird jeweils die Angabe ,8 14" durch die An-
gabe ,§ 11“ ersetzt.

In Absatz 4 Satz 2 wird das Wort ,ziel* durch das Wort ,Ziel* ersetzt.
Folgender Absatz 6 wird angeflgt:

»(6) Die Einhaltung eines Riickkehrverbotes soll mindestens einmal wéhrend sei-
ner Geltung Uberprtft werden.”

§ 15 wird § 13 und Absatz 1 Satz 1 wie folgt geandert:

In Nummer 1 werden die Worter ,Leib und Leben” durch die Worter ,Leib oder Leben*
ersetzt.”

Nummer 3 wird wie folgt gefasst:

»3. zur Durchsetzung einer Platzverweisung oder eines Betretens- und Aufenthalts-
verbotes,*

In Nummer 4 wird die Angabe ,§ 14a“ durch die Angabe ,8§ 12" ersetzt.
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8 16 wird 8 14 und in Absatz 1 werden die Worter ,8 11 Abs. 2 Nr. 5 oder 8 oder von § 12
Abs. 3 festgehalten oder zur Dienststelle gebracht oder aufgrund 8§ 15 Abs.” durch die
Worter ,8 27 Absatz 2 Nummer 5 und 8 oder von § 30 Absatz 3 festgehalten oder zur
Dienststelle gebracht oder aufgrund § 13 Absatz" ersetzt.

§ 17 wird § 15 und wie folgt ge&ndert:

In Absatz 1 werden die Worter ,8 11 Abs. 2 Nr. 5und 8, § 12 Abs. 3 oder § 15 durch
die Worter ,§ 27 Absatz 2 Nummer 5 und 8, § 30 Absatz 3 oder § 13" ersetzt.

Absatz 2 wird wie folgt geandert:

In Satz 1 werden vor dem Wort ,einen” die Worter ,eine Rechtsanwaltin o-
der" eingefugt und wird das Wort ,benachrichtigen” durch das Wort ,unter-
richten” ersetzt.

In Satz 2 wird das Wort ,,Benachrichtigung” durch das Wort ,Unterrichtung" er-
setzt.

In Satz 3 wird das Wort ,,Benachrichtigungspflicht* durch das Wort ,,Unterrich-
tungspflicht” ersetzt.

Absatz 3 wird wie folgt geandert:

In Satz 1 wird jeweils das Wort ,Benachrichtigung“ durch das Wort ,Unterrich-
tung” ersetzt.

In Satz 2 werden nach dem Wort ,sie” die Worter ,eine Betreuerin oder” einge-
fugt und wird das Wort ,benachrichtigen” durch das Wort ,unterrichten® er-
setzt.

§ 18 wird § 16 und Absatz 1 wie folgt geéndert:

a) In Nummer 3 wird das Komma durch einen Punkt ersetzt.

Nach Nummer 3 wird der restliche Satzteil durch den nachfolgenden Satz ersetzt:

»In jedem Falle ist die Person spétestens bis zum Ende des Tages nach dem Tage
des Ergreifens zu entlassen, wenn nicht vorher die Fortdauer der Freiheitsentzie-
hung auf Grund von 8§ 13 Absatz 1 Nummer 2 oder auf Grund eines anderen Geset-
zes richterlich angeordnet worden ist.”

Nach dem neuen Satz 2 werden folgende Sétze angefigt:

,Uber das Ende des Tages nach dem Ergreifen hinaus kann die Fortdauer der Frei-
heitsentziehung auf Grund von § 13 Absatz 1 Nummer 2 durch richterliche Entschei-
dung nur angeordnet werden, wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass die
betroffene Person Straftaten von erheblicher Bedeutung begehen oder sich hieran
beteiligen wird; die Dauer der Freiheitsentziehung darf in diesen Féllen 96 Stunden
nicht Gberschreiten. Vor der richterlichen Anordnung einer Dauer von Uber 24 Stun-
den soll der in Gewahrsam genommenen Person ein Rechtsbeistand beigeordnet
werden."

§ 19 wird § 17 und wie folgt geéndert:
Absatz 1 wird wie folgt geandert:

Satz 1 Nummer 1 wird wie folgt gefasst:
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»L. sie nach diesem Gesetz oder anderen Rechtsvorschriften festgehalten
wird,”

In Satz 1 Nummer 2 wird die Angabe ,8 23" durch die Angabe ,8§ 21" ersetzt.
Satz 1 Nummer 4 wird wie folgt gefasst:

»4. die Voraussetzungen von § 27 Absatz 1 Nummer 2 vorliegen,”

In Satz 1 Nummer 5 werden die Worter ,8 11 Abs. 1 Nr. 4“ durch die Worter ,8 27
Absatz 1 Nummer 4" ersetzt.

In Satz 2 wird die Angabe ,8 11 Abs. 2 Nr. 6 durch die Angabe ,8 27 Absatz 2
Nummer 6" ersetzt.

Absatz 2 wird wie folgt geandert:

In Satz 2 werden die Worter ,der Betroffene” durch die Worter ,die betroffene
Person“ ersetzt.

Folgende Satze werden angefugt:

.Die zwingenden Grunde fur die Entkleidung sind nachvollziehbar zu doku-
mentieren. Der betroffenen Person soll ermdglicht werden, Ober- und Unter-
korper nacheinander zu entkleiden und die Bekleidung des ersten
Kdrperbereichs vor der Entkleidung des zweiten Kérperbereichs wieder anzu-
legen.”

In Absatz 3 werden nach dem Wort ,Schutz" die Worter ,der Beamtin oder” eingeflgt.
Absatz 4 wird wie folgt gefasst:

»(4) Kann die Durchsuchung das Schamgefiihl verletzen, so soll sie von einer
Person gleichen Geschlechts oder von einer Arztin oder einem Arzt vorgenommen
werden. Bei berechtigtem Interesse soll dem Wunsch, die Durchsuchung einer Per-
son oder einer Arztin oder einem Arzt bestimmten Geschlechts zu tibertragen, ent-
sprochen werden. Auf Verlangen der betroffenen Person soll eine Person des
Vertrauens zugelassen werden. Die betroffene Person ist auf die Regelungen der
Satze 2 und 3 hinzuweisen. Die Satze 1 bis 4 gelten nicht, wenn die sofortige
Durchsuchung zur Abwehr einer Gefahr fiir Leib oder Leben erforderlich ist.”

§ 20 wird § 18 und Absatz 1 wie folgt geéndert:

In Nummer 1 und Nummer 2 Buchstabe d wird jeweils die Angabe ,,8 19" durch die An-
gabe ,8 17“ ersetzt.

In Nummer 4 werden die Worter ,8 11 Abs. 1 Nr. 3“ durch die Woérter ,§ 27 Absatz 1
Nummer 3“ ersetzt.

§ 21 wird § 19 und wie folgt geéndert:
Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geandert:
Nummer 1 wird wie folgt gefasst:

»1. Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sich in ihr eine Person befin-
det, die nach § 30 Absatz 3 vorgefiihrt oder nach § 13 in Gewahrsam ge-
nommen werden darf,”
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In Nummer 2 wird die Angabe ,8 23 Nr. 2* durch die Angabe ,8 21 Nummer 2“ er-
setzt.

In Absatz 2 werden die Woérter ,8 104 Abs. 3 der Strafprozessordnung* ersetzt durch
die Worter ,umfasst sind die Stunden von neun Uhr abends bis sechs Uhr mor-
gens”.

Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt geéndert:

Die Worter ,(Artikel 13 Absatz 7 des Grundgesetzes)" werden gestrichen.

In Nummer 2 werden nach dem Wort ,verurteilte* die Woérter ,Straftaterinnen o-
der” eingefiigt.

Die 88 22 bis 26 werden die 88 20 bhis 24.
Der neue 8 20 wird wie folgt geandert:

In Absatz 4 Satz 3 werden nach dem Wort ,von“ die Worter ,einer ausfihrenden Beam-
tin oder” eingefigt.

In Absatz 5 werden die Worter ,,dem Betroffenen” durch die Worter ,den betroffenen
Personen” ersetzt.

In Absatz 6 wird die Angabe ,§ 21 Abs. 4“ durch die Angabe ,8§ 19 Absatz 4“ ersetzt.
Nach dem neuen § 24 werden die Uberschriften ,3. Abschnitt: Allgemeine Bestimmungen
zur Verarbeitung personenbezogener Daten und , 1. Unterabschnitt: Datenerhe-

bung“ eingefiigt.

Nach § 26 wird die Uberschrift ,,2. Unterabschnitt Befugnisse zur Informationsverarbei-
tung” gestrichen.

Die bisherigen 88 27 und 28 werden die 88 25 und 26 und wie folgt gefasst:

l1§ 25
Grundsatze

(1) Personenbezogene Daten sind grundsatzlich bei der betroffenen Person mit ihrer
Kenntnis zu erheben. Bei einer Behérde oder sonstigen dffentlichen Stelle oder bei ei-
nem Dritten dirfen personenbezogene Daten ohne Kenntnis der betroffenen Person nur
erhoben werden, soweit

1. eine Rechtsvorschrift dies ausdriicklich erlaubt oder anordnet,

2. Angaben der betroffenen Person Uberprift werden missen, weil tatséachliche An-
haltspunkte fiir deren Unrichtigkeit bestehen,

3. die Daten aus allgemein zuganglichen Quellen erhoben werden,

4. offensichtlich ist, dass die Verarbeitung im Interesse der betroffenen Person liegt
und sie der Verarbeitung zustimmen wiirde,

5. die Erhebung bei der betroffenen Person
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a) nicht oder nur mit unverhaltnisméafRigem Aufwand méglich ware und keine
Anhaltspunkte bestehen, dass Uberwiegende schutzwiirdige Interessen der
betroffenen Person beeintrachtigt werden oder

b) die Erflllung der polizeilichen Aufgaben erheblich gefahrdet oder wesentlich
erschwert wirde.

(2) Personenbezogene Daten sind grundsatzlich offen zu erheben. Eine Datenerhe-
bung, die nicht als MalRnahme der Gefahrenabwehr erkennbar sein soll, ist nur zulassig

1. inden Fallen der 88 38 bis 48,

2. wenn andernfalls die Aufgabenerfiillung erheblich gefdhrdet wirde oder

3. wenn dies dem Interesse der betroffenen Person entspricht.
Die Polizei darf in Fallen der Nummern 2 und 3 keine Mittel einsetzen oder Methoden
anwenden, die nach Art oder Schwere des Eingriffs mit den besonderen Mitteln und Me-

thoden nach 8§88 38 bis 48 vergleichbar sind.

§ 26
Allgemeine Befugnisse

(1) Die Polizei darf Uber die in 88 5, 6 oder 7 genannten Personen personenbezo-
gene Daten erheben, soweit

1. dies zur Erfullung einer ihr durch dieses Gesetz oder andere Rechtsvorschriften
Ubertragenen Aufgabe erforderlich ist und

2. dieses Gesetz oder andere Gesetze die Erhebung nicht besonders regeln.

(2) Der Polizeivollzugsdienst darf, wenn dies zur Verhitung von Straftaten erforder-
lich ist, Uber Absatz 1 hinaus Daten erheben Uber

1. Personen, bei denen Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sie in naher
Zukunft eine Straftat begehen werden,

2. Personen, bei denen Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sie Opfer einer
Straftat werden,

3. Personen, die sich im engen raumlichen Umfeld einer Person aufhalten, die auf
Grund ihrer beruflichen Tétigkeit oder ihrer Stellung in der Offentlichkeit beson-
ders gefahrdet erscheint, soweit dies zum Schutz von Leib, Leben oder Freiheit
der gefahrdeten Person erforderlich ist, und

4. Hinweisgeber oder sonstige Auskunftspersonen, die dazu beitragen kdénnen, ei-
nen bestimmten Sachverhalt aufzuklaren.

(3) Die Polizei darf personenbezogene Daten zur Vorbereitung fiir die Abwehr von
Gefahren fir die 6ffentliche Sicherheit Gber folgende Personen erheben:

1. Personen, deren Kenntnisse oder Fahigkeiten zur Gefahrenabwehr bendétigt wer-
den,

2. Verantwortliche fur Anlagen oder Einrichtungen, von denen eine erhebliche Ge-
fahr ausgehen kann,
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3. Verantwortliche fur gefahrdete Anlagen oder Einrichtungen,

4. Verantwortliche fur Veranstaltungen in der Offentlichkeit.
Sie darf hierzu Namen, Vornamen, akademische Grade, Anschriften, Telefonnummern
und andere personenbezogene Daten Uber die Erreichbarkeit sowie ndhere Angaben
Uber die Zugehorigkeit zu einer der genannten Personengruppen erheben, soweit dies
zur Vorbereitung fur die Hilfeleistung in Gefahrenfallen erforderlich ist. Im Falle des Sat-
zes 1 Nummer 4 sind die personenbezogenen Daten, die in einer Datei gespeichert wor-
den sind, unverziglich nach Beendigung des Anlasses zu Iéschen. Dies gilt nicht, wenn
es sich um regelmafiig wiederkehrende Veranstaltungen handelt oder wenn die perso-
nenbezogenen Daten zur Verfolgung einer Straftat oder Ordnungswidrigkeit bengtigt
werden, die im Zusammenhang mit der Veranstaltung begangen worden ist.

(4) Die Polizei darf besondere Kategorien personenbezogener Daten nur erheben,
soweit dies zu den in Absatz 1 bis 3 genannten Zwecken unerlasslich ist.

(5) Die Polizei darf personenbezogene Daten, denen keine Erhebung vorausgegan-
gen ist, speichern, soweit die Voraussetzungen fiir eine Erhebung nach Absatz 1 bis 4
vorliegen.
Der neue § 27 wird wie folgt gedndert:
Absatz 1 wird wie folgt geandert:
In Nummer 2 Buchstabe a werden nach dem Wort ,werden” die Worter ,und
diese MalRnahme auf Grund des Verhaltens der Person erforderlich ist* ein-

geflgt,

In Nummer 2 Buchstabe b werden nach dem Wort ,dort” die Worter ,Straftaterin-
nen oder” eingefugt.

In Nummer 3 wird die Angabe ,8 11a“ durch die Angabe ,8 28" ersetzt.
In Absatz 3 wird die Angabe ,8 36h" durch die Angabe , 8§ 48" ersetzt.

In Absatz 5 werden die Worter ,der Betroffene” durch die Worter ,die betroffene Per-
son“ ersetzt.

Der neue § 28 wird wie folgt gedndert:
Absatz 1 wird wie folgt geandert:

In Nummer 1 wird nach dem Wort ,Bedeutung” das Komma durch das Wort ,0-
der” ersetzt.

In Nummer 2 wird das Komma am Ende gestrichen.
Nummer 3 wird gestrichen.
Absatz 2 wird wie folgt geéndert:
Die Angabe ,,; § 30 gilt entsprechend” wird gestrichen.
Es werden folgende Satze angefigt:
»Sie kann ihre Befugnis auf besonders beauftragte Beamtinnen oder Beamte

der Laufbahngruppe 2 ab dem zweiten Einstiegsamt Gbertragen. Im Ubrigen
gilt 8 35 Absatz 6 entsprechend.”
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Der bisherige 8 29 wird 8 32 und wie folgt geandert:

Die Uberschrift wird wie folgt gefasst: ,Datenerhebung bei 6ffentlichen Veranstaltungen
und Ansammlungen sowie an besonders gefahrdeten Objekten, Orten und Anla-

gen‘.

In Absatz 2 wird die Angabe ,§ 11 Abs. 1 Nr. 4" durch die Angabe ,8 27 Absatz 1 Num-
mer 4 ersetzt.

Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

»(3) Der Polizeivollzugsdienst darf mittels Bildtbertragung und -aufzeichnung of-
fen und erkennbar folgende Orte und Anlagen beobachten:

1. offentlich zugéngliche Orte, an denen vermehrt Straftaten begangen werden o-
der bei denen aufgrund der ortlichen Verhaltnisse die Begehung von Straftaten
besonders zu erwarten ist, wenn dies zur Erfiillung von Aufgaben nach § 1 Ab-
satz 1 erforderlich ist,

2. zeitlich auf den Anlass begrenzt 6ffentlich zugangliche Anlagen und Flachen, an
oder in denen sich anlassbezogen viele Personen gleichzeitig aufhalten, wie
insbesondere bei Jahrmarkten und anderen GroRRveranstaltungen, und an de-
nen alleine die Vielzahl von Personen gleichzeitig vor Ort die Begehung von
Straftaten erheblichen Umfangs oder von terroristischen Straftaten beglinstigt,

3. flr die offentliche Versorgung wesentliche Infrastruktureinrichtungen sowie die
unmittelbar im Zusammenhang mit dem Objekt stehenden Griin- oder Stral3en-
flachen, bei denen Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass an oder in ihnen
eine Gefahr fir den Bestand oder die Sicherheit des Landes oder fur Leib oder
Leben einer Person vorliegt.

Die Anordnung nach Satz 1 darf nicht gegen den Willen der Eigentiimerin oder des
Eigentimers dieser Objekte oder 6ffentlich zuganglichen Raume erfolgen. Die An-
ordnung der Bildubertragung und -aufzeichnung darf nur durch die Behdrdenleitung
erfolgen. Im Ubrigen gilt § 28 Absatz 2 entsprechend. Spatestens nach Ablauf von
jeweils zwei Jahren ist zu prifen, ob die Voraussetzungen fiir die Anordnung weiter
vorliegen. Die oder der Landesbeauftragte fur Datenschutz und Informationsfreiheit
ist bei der Prufung nach Satz 4 anzuhoren. Die Orte sind nach Zustimmung des Se-
nators fur Inneres festzulegen. Der Senat berichtet der Deputation fir Inneres vor
Erlass der Anordnung. In geeigneter Weise ist vor Ort auf die Uberwachung und die
verantwortliche Stelle hinzuweisen. Die Orte der Videobeobachtung nach Satz 1
sind in geeigneter Weise der Offentlichkeit bekannt zu geben.”

d) Absatz 4 wird wie folgt gefasst:

»(4) Die Aufzeichnungen und daraus gefertigte Unterlagen sind im Falle von Ab-
satz 1 und 2 spatestens zwei Monate, im Falle von Absatz 3 spatestens einen Mo-
nat nach dem Zeitpunkt der Aufzeichnung zu ldschen oder zu vernichten, soweit
nicht die Aufbewahrung im Einzelfall zur Verfolgung von Straftaten oder von Ord-
nungswidrigkeiten weiterhin erforderlich ist. Die Loschung ist zu protokollieren.

e) Absatz 5 wird aufgehoben.

Der neue § 30 wird wie folgt gedndert:

In Absatz 1 Nummer 2 wird die Angabe ,8 11b* durch die Angabe ,8 29" ersetzt.
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In Absatz 2 werden die Worter ,des Betroffenen” durch die Worter ,,der betroffenen
Person“ ersetzt.

In Absatz 3 wird die Angabe ,8 11" durch die Angabe ,8 27" ersetzt.
Nach dem neuen § 32 wird folgender § 33 eingefigt:

.8 33

Datenverarbeitung durch den Einsatz kdrpernah getragener
oder an polizeilich genutzten Fahrzeugen befestigter Aufnahmegeréate

(1) Der Polizeivollzugsdienst kann an 6&ffentlich zuganglichen Orten bei der Durchfiih-
rung von Malinahmen zur Gefahrenabwehr und zur Verfolgung von Straftaten oder Ord-
nungswidrigkeiten personenbezogene Daten durch Anfertigen von Bild- und
Tonaufzeichnungen offen mittels kérpernah getragener Aufnahmegerate oder mittels in
oder an polizeilich genutzten Fahrzeugen fest installierter Aufnahmegeréate fur die Dauer
von bis zu 60 Sekunden im Zwischenspeicher verarbeiten. Es ist mit geeigneten techni-
schen Malinahmen sicherzustellen, dass die im Zwischenspeicher verarbeiteten perso-
nenbezogene Daten spéatestens nach Ablauf von 60 Sekunden automatisch geléscht
werden, soweit nicht eine dauerhafte Verarbeitung nach Absatz 2 oder 3 vorgenommen
wird.

(2) Der Palizeivollzugsdienst kann unter den Voraussetzungen von Absatz 1 Satz 1
personenbezogene Daten auf einem dauerhaften Speichermedium verarbeiten, wenn
dies zur Abwehr einer Gefahr fur Leib oder Leben von Polizeivollzugsbeamtinnen oder
Polizeivollzugsbeamten oder von Dritten erforderlich ist. Die Mal3nahme nach Satz 1 ist
auch zulassig in Arbeits-, Betriebs- und Geschaftsraumen, sowie in anderen Raumen
und auf Grundstiicken, die 6ffentlich zuganglich sind oder waren und den Anwesenden
zum weiteren Aufenthalt zur Verfligung stehen.

(3) Sofern die technischen Mittel in der Einsatzsituation verfligbar sind und die Um-
stande dies zulassen, sind Bild- und Tonaufzeichnungen nach Absatz 2 ferner anzuferti-
gen, wenn eine von der MafRnahme betroffene Person dies verlangt oder unmittelbarer
Zwang angedroht oder angewandt wird.

(4) In Wohnungen kann der Polizeivollzugsdienst unter den Ubrigen Voraussetzungen
von Absatz 1 Satz 1 personenbezogene Daten auf einem dauerhaften Speichermedium
verarbeiten, wenn dies zur Abwehr einer Gefahr fur Leib oder Leben von Polizeivollzugs-
beamtinnen und Polizeivollzugsbheamten erforderlich ist oder wenn eine von der Mal3-
nahme betroffene Person, welche die Wohnung innehat, dies verlangt. Absatz 2 Satz 2
bleibt unberihrt. Uber die Verarbeitung nach Satz 1 entscheidet, auRRer bei Gefahr im
Verzug, die Einsatzleitung. Die weitere Verwendung einer Aufzeichnung nach Satz 1 be-
darf der richterlichen Zustimmung. Bei einer Ubermittlung der personenbezogenen Da-
ten ist zu vermerken, dass sie aus einer Ma3nahme nach Satz 1 herriihren. Nach einer
Ubermittlung an eine andere Stelle ist die Kennzeichnung durch diese Stelle aufrechtzu-
erhalten. Die Regelungen der Strafprozessordnung bleiben unberthrt.

(5) Die Erhebung personenbezogener Daten nach Absatz 1 bis 4 kann auch dann er-
folgen, wenn Dritte unvermeidbar betroffen werden. 8 36 gilt entsprechend. Der Einsatz
der Aufnahmegeréate ist durch geeignete MalRnahmen erkennbar zu machen und den
betroffenen Personen mitzuteilen. Bei Gefahr im Verzug kann die Mitteilung unterblei-
ben; die Mitteilung ist dann unverzuglich nachzuholen. Aufzeichnungen sind unzul&assig
in Bereichen, die der Austibung von Tétigkeiten von Berufsgeheimnistragern nach § 37
oder nach 88 53 und 53a der Strafprozessordnung dienen. Durch geeignete technische
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und organisatorische Mal3nhahmen ist sicherzustellen, dass die personenbezogenen Da-
ten verschliisselt sowie manipulationssicher gefertigt und aufbewahrt werden. Naheres
regelt der Senator fur Inneres durch Verwaltungsvorschrift.

(6) Die nach Absatz 2 bis 4 verarbeiteten personenbezogenen Daten sind frilhestens
zwei Monate nach ihrer Anfertigung zu léschen. Dies gilt nicht, wenn die Aufzeichnun-

gen

1.

2.

3.

zur Gefahrenabwehr,
zur Verfolgung von Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten oder
auf Verlangen der betroffenen Person oder der oder des unabhangigen Polizei-

beauftragten fir die Freie Hansestadt Bremen zur Uberprifung der RechtmaRig-
keit von aufgezeichneten polizeilichen Malinahmen

bendtigt werden. § 35 Absatz 7 Satze 2 bis 5 gilt entsprechend. § 51 Absatz 1 und 2
bleiben unberuhrt.

In dem neuen 8§ 29 Absatz 1 Nummer 1 wird die Angabe ,8 11“ durch die Angabe ,§ 27" er-

setzt.

Der bisherige § 30 wird § 35 und wie folgt gefasst:

.8 35

Datenerhebung mit besonderen Mitteln und Methoden

(1) Besondere Mittel und Methoden der Datenerhebung im Sinne dieses Gesetzes

sind

1.

2.

8.

9.

die polizeiliche Beobachtung nach § 39,
die langerfristige Observation nach § 40 Absatz 1,

die Datenerhebung durch den verdeckten Einsatz technischer Mittel aul3erhalb
von Wohnungen nach § 41 Absatz 1,

die Datenerhebung durch den verdeckten Einsatz technischer Mittel innerhalb
von Wohnungen nach § 41 Absatz 2,

die Telekommunikationstiberwachung nach § 42 Absatz 1,

die Verkehrs- oder Nutzungsdatenauskunft nach § 43 Absatz 1,

die Ermittlung der Gerate- und Anschlusskennung nach § 43 Absatz 2,
die Standortfeststellung nach 8§ 43 Absatz 3,

die Bestandsdatenerhebung nach § 44,

10. der Einsatz von Vertrauenspersonen nach § 46 und

11. der Einsatz von verdeckt ermittelnden Personen nach § 47.

(2) Der Einsatz besonderer Mittel und Methoden nach Absatz 1 sowie der Einsatz
nach § 42 Absatz 2 bedarf mit Ausnahme der Nummer 9 der richterlichen Anordnung,
soweit nichts Anderes bestimmt ist. Zustandig ist das Amtsgericht, in dessen Bezirk die
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beantragende Polizeidienststelle ihren Sitz hat. Fur das Verfahren gilt Buch 1 des Geset-
zes Uber das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen
Gerichtsbarkeit entsprechend. Das Gericht ist auf gegenwaértig angeordnete Mafl3nah-
men nach Absatz 1 hinzuweisen. Bei Gefahr im Verzug kénnen die MalRnahmen nach
Absatz 1 vorlaufig durch die Behdrdenleitung angeordnet werden. Diese kann die Befug-
nis auf besonders beauftragte Beamtinnen oder Beamte der Laufbahngruppe 2 ab dem
zweiten Einstiegsamt Ubertragen. Bei Ma3nahmen nach Absatz 1 Nummer 4 und 5 kann
die Befugnis nur auf besonders beauftragte Beamtinnen oder Beamte der Laufbahn-
gruppe 2 ab dem zweiten Einstiegsamt mit der Befahigung zum Richteramt tibertragen
werden. Abweichend von Satz 1 darf eine Mal3nhahme nach § 43 Absatz 3, die allein auf
die Ermittlung des Aufenthaltsortes einer vermissten, suizidgefahrdeten oder hilflosen
Person gerichtet ist, durch die Behérdenleitung angeordnet werden. Diese kann die Be-
fugnis auf besonders beauftragte Beamtinnen oder Beamte der Laufbahngruppe 2 ab
dem zweiten Einstiegsamt Gibertragen.

(3) Eine richterliche Entscheidung ist unverziglich einzuholen. Eine vorlaufige Maf3-
nahme ist unverziglich zu beenden, wenn eine richterliche Entscheidung nicht innerhalb
von sechs Stunden beantragt und die MaRnahme nicht innerhalb von drei Tagen durch
eine richterliche Entscheidung bestatigt worden ist. In diesem Fall sind die erhobenen
Daten unverziiglich zu sperren und dirfen bis zur Entscheidung des Gerichts nicht ver-
wertet werden.

(4) Die Anordnung nach Absatz 2 ist auf héchstens

1. zwei Tage fir MaRnahmen nach § 42 Absatz 2 Satz 2,

2. zwei Wochen fir MaRnahmen nach § 42 Absatz 2 Satz 1,

3. einen Monat fir MaRnahmen nach 8§ 40 Absatz 1, § 41 Absatz 1, § 41 Absatz 2,
4. drei Monate fur MalBnahmen nach § 42 Absatz 1, 8 43 Absatz 1 oder

5. sechs Monate fur MaRnahmen nach 88 39, 46 oder 47

zu befristen. Eine Verlangerung der Mal3nahmen um jeweils nicht mehr als denselben
Zeitraum ist zulassig, sofern die Voraussetzungen der Anordnung weiterhin vorliegen.
Absatz 2 gilt entsprechend. Von einer Anhdrung der betroffenen Person durch das Ge-
richt und der Bekanntgabe der richterlichen Entscheidung an die betroffene Person ist
abzusehen, wenn die vorherige Anhdrung oder Bekanntgabe der Entscheidung den
Zweck der Malinahme gefahrden wirde. Die richterliche Entscheidung wird mit ihrer Be-
kanntgabe an die beantragende Stelle wirksam. Die Mafnahme ist unverziglich zu be-
enden, wenn ihre Voraussetzungen nicht mehr vorliegen.

(5) Mehrere besondere Mittel und Methoden der Datenerhebung geman Absatz 1
durfen nebeneinander angeordnet werden, sofern sie auch in der Gesamtwirkung nicht
zu einem Nachteil fihren, der zu dem erstrebten Erfolg erkennbar auf3er Verhéaltnis
steht, und es hierdurch nicht zu einer nahezu lickenlosen Registrierung der Bewegun-
gen und Lebensaulierungen der betroffenen Person kommt. Der Polizeivollzugsdienst
hat dabei auch Maflinahmen zu bericksichtigen, die von anderen Stellen durchgefuhrt
werden, soweit er hiervon Kenntnis erlangt.

(6) Die Anordnung nach Absatz 2 ist aktenkundig zu machen. Aus ihr missen sich
ergeben:

1. die Person, gegen die sich die MaRnahme richtet, soweit mdglich mit Name und An-
schrift,

2. Art, Umfang und Dauer der MaRnahme,
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3. die beauftragte Organisationseinheit,

4. die wesentlichen tatsachlichen und rechtlichen Griinde, die den Einsatz der Mal}-
nahme begriinden, und

5. der Zeitpunkt der Anordnung sowie, soweit es sich um eine behdérdliche Anordnung
handelt, auch der Name und die Dienststellung des Anordnenden.

(7) Sind erlangte personenbezogene Daten nicht mehr zur Aufgabenerfillung erfor-
derlich, sind sie zu I6schen. Die Léschung ist zu protokollieren. Die Loschung unter-
bleibt, soweit die Daten fur eine Datenschutzkontrolle nach § 38 Absatz 6, eine
Mitteilung an die betroffene Person nach Absatz 8 oder fir eine gerichtliche Nachpri-
fung der RechtmaRigkeit einer Mallnahme von Bedeutung sein kénnen. In diesem Fall
ist der Zugriff auf die personenbezogenen Daten einzuschranken und diirfen sie nur zu
diesem Zweck verarbeitet werden. Sie sind zu I6schen, wenn seit einer Mitteilung nach
Absatz 8 Satz 1 oder der gerichtlichen Genehmigung tber das endgultige Absehen von
der Unterrichtung geman Absatz 8 Satz 6 drei Monate vergangen sind. Ist die Daten-
schutzkontrolle nach § 38 Absatz 6 noch nicht beendet, sind die Loschprotokolle bis zu
ihrem Abschluss aufzubewahren.

(8) Personen, gegen die sich die Datenerhebung gerichtet hat oder die von ihr sonst
betroffen wurden, sind nach Beendigung der MaBnahme nach Maf3gabe des § 72 dar-
Uber zu unterrichten, sobald dies ohne Gefahrdung des Zwecks der Datenerhebung, des
Bestandes oder der Sicherheit des Bundes oder eines Landes oder von Leib, Leben o-
der Freiheit einer Person geschehen kann. Auf die Loschfrist nach Absatz 7 Satz 5 ist
hinzuweisen. Erfolgt nach Beendigung einer MaRnahme nach Absatz 1 die Unterrich-
tung nicht innerhalb von sechs Monaten, bedarf die weitere Zurlickstellung der Unter-
richtung der richterlichen Genehmigung. Entsprechendes gilt nach Ablauf von jeweils
weiteren sechs Monaten. Uber die Zuriickstellung entscheidet das Gericht, das fur die
Anordnung der MalBnahme zusténdig gewesen ist. Eine Unterrichtung kann mit richterli-
cher Genehmigung unterbleiben, wenn

1. die Voraussetzungen einer Unterrichtung nach Satz 1 voraussichtlich auf Dauer
nicht vorliegen und seit der Beendigung der Mal3Bnahme funf Jahre verstrichen sind
oder

2. Uberwiegende schutzwiirdige Belange von betroffenen Personen entgegenstehen
oder

3. die ldentitat oder der Aufenthaltsort von betroffenen Personen unter Berlicksichti-
gung der Eingriffsintensitat nur mit unverhaltnismafigem Aufwand ermittelt werden
kann.

Eine Unterrichtung darf nur dann unterbleiben, wenn eine weitere Verwendung der Da-
ten gegen die betroffene Person ausgeschlossen ist und die Daten geldscht werden.”

In dem neuen § 30 wird in Absatz 1 Nummer 2 die Angabe ,8 11b“ durch die Angabe
.8 29" ersetzt und in Absatz 2 die Worter ,des Betroffenen” durch die Woérter ,der be-
troffenen Personen” ersetzt.

Die bisherigen 88 31 bis 33 werden die 88 39 bis 41.

In dem neuen § 31 Absatz 5 Satz 2 wird die Angabe ,8 30“ durch die Angabe ,8§ 28 Ab-
satz 2“ ersetzt.

Die bisherigen 88 34 und 35 werden die 88 46 und 47.

Nach dem neuen § 33 wird folgender § 34 eingeflgt:
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.8 34

Datenerhebung innerhalb von polizeilich
genutzten Raumen und Fahrzeugen

(1) Der Polizeivollzugsdienst darf Personen, die sich in Gewahrsam befinden, mittels
Bildlbertragung und -aufzeichnung offen und erkennbar beobachten, wenn dies zur Ab-
wehr einer Gefahr fir Leib oder Leben der betroffenen Personen oder der Beschaftigten
oder zur Verhiitung von Straftaten in polizeilich genutzten Raumen erforderlich ist.

Satz 1 gilt entsprechend fir die Befdrderung von Personen in Fahrzeugen der Polizei.
Sofern die technischen Mittel im polizeilich genutzten Raum oder Fahrzeug verfligbar
sind und die Umstande dies zulassen, ist die Bildibertragung und -aufzeichnung ferner
anzufertigen, wenn eine sich in Gewahrsam befindliche Person dies verlangt oder gegen
sie unmittelbarer Zwang angedroht oder angewandt wird. Die Datenerhebung ist durch
geeignete MalRnahmen kenntlich zu machen.

(2) Eine offene und erkennbare Bildibertragung und -aufzeichnung nach Absatz 1
darf in Gewahrsamszellen nur erfolgen, wenn dies von den betroffenen Personen ver-
langt wird, die standige Uberwachung der Vitalfunktionen einer betroffenen Person erfor-
derlich ist, die Gefahr der Selbsttétung oder -verletzung besteht oder aus Anlass und fir
die Dauer des Betretens der Gewahrsamszelle durch Beschéftigte. Die Datenerhebung
ist durch geeignete Mal3Bnahmen kenntlich zu machen.

(3) Bei der Datenverarbeitung nach Absatz 1 und 2 ist auf die elementaren Rechte
der sich in Gewahrsam befindlichen Personen nach Wahrung ihrer Intimsphére ange-
messen Ricksicht zu nehmen, insbesondere sollen sanitare Einrichtungen von der Be-
obachtung durch bauliche oder, soweit dies nicht moglich ist, durch technische
Malnahmen ausgenommen werden. Bei akuter Selbstverletzungs- oder Selbsttétungs-
gefahr kann im Einzelfall eine uneingeschrankte Beobachtung zulassig sein. Die Ent-
scheidung Uber die uneingeschrankte Beobachtung nach Satz 2 ist zu dokumentieren
und zu begrinden. Die Beobachtung soll durch Bedienstete des gleichen Geschlechts
erfolgen. Bei berechtigtem Interesse soll dem Wunsch, die Beobachtung einer Person
bestimmten Geschlechts zu Ubertragen, entsprochen werden. Eine offene Bildibertra-
gung und -aufzeichnung darf auch durchgefiihrt werden, wenn Dritte unvermeidbar be-
troffen werden.

(4) Ist die standige Uberwachung der Vitalfunktionen einer betroffenen Person erfor-
derlich, besteht die Gefahr der Selbsttétung oder -verletzung oder wurde eine Mal3-
nahme nach § 106 angeordnet, darf der Polizeivollzugsdienst mittels technischer
Einrichtungen die Daten zur Uberprufung der Vitalfunktionen der betroffenen Person ver-
arbeiten.

(5) 8 36 gilt entsprechend. Die Datenverarbeitung nach Absatz 1, Absatz 2 oder Ab-
satz 4 ist zu unterbrechen, wenn sie im Einzelfall voribergehend nicht erforderlich oder
gesetzlich ausgeschlossen ist. Wird erkennbar, dass die Datenverarbeitung den Kernbe-
reich privater Lebensgestaltung zuzurechnen ist, ist sie unverziiglich zu unterbrechen
und diese Aufzeichnungen unverziglich zu I6schen. Soweit mdéglich, ist durch organisa-
torische und technische MalRnahmen sicherzustellen, dass Daten, die Sachverhalte
nach Satz 2 betreffen, nicht erhoben werden. Die Tatsachen der Erfassung der Daten
und ihrer Léschung sind zu dokumentieren. Die Dokumentation ist einen Monat nach
Beendigung der MaflRnahme zu l6schen. Die Loschung unterbleibt, soweit die Daten fir
eine Datenschutzkontrolle nach § 38 Absatz 6 oder fur eine gerichtliche Nachprifung
der Rechtmaliigkeit einer Malinahme von Bedeutung sein kénnen.

(6) Fur die Loschung der nach Absatz 1, Absatz 2 oder Absatz 4 hergestellten Auf-
zeichnungen gilt 8 33 Absatz 6 entsprechend.”
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Nach dem neuen § 34 wird die Uberschrift ,2. Unterabschnitt: Besondere Mittel und Metho-
den der Datenerhebung” eingeflgt.

Nach dem neuen § 35 werden die folgenden 88 36 und 37 eingefigt:

H§ 36
Schutz des Kernbereichs privater Lebensgestaltung

(1) Verdeckte MalRnahmen der Datenerhebung, die in den Kernbereich privater Le-
bensgestaltung eingreifen, sind unzulassig. Die Datenerhebung nach § 41 Absatz 2 darf
nur angeordnet werden, soweit auf Grund tatséchlicher Anhaltspunkte, insbesondere zu
der Art der zu Gberwachenden Raumlichkeiten und dem Verhaltnis der zu Gberwachen-
den Personen zueinander, anzunehmen ist, dass durch die Uberwachung AuRerungen,
die dem Kernbereich privater Lebensgestaltung zuzurechnen sind, nicht erfasst werden.
Abzustellen ist dabei insbesondere auf die Art der zu tberwachenden Raumlichkeiten
und das Verhaltnis der dort anwesenden Personen zueinander. Die Datenerhebung
nach 8 33, 8 40, § 41 Absatz 1, 88 46 oder 47 darf nur angeordnet werden, falls nicht
tatsachliche Anhaltspunkte fir die Annahme vorliegen, dass auch Erkenntnisse aus dem
Kernbereich privater Lebensgestaltung erlangt werden. Durch organisatorische und
technische Mal3nahmen ist soweit mdglich sicherzustellen, dass Daten, die den Kernbe-
reich privater Lebensgestaltung betreffen, nicht erhoben werden.

(2) Wird bei einer Malznahme erkennbar, dass Gesprache gefiihrt oder Nachrichten
formuliert werden, die dem Kernbereich privater Lebensgestaltung zuzurechnen sind, ist
die MaRnahme unverziglich zu unterbrechen. Bestehen insoweit Zweifel, darf nur eine
automatische Aufzeichnung fortgesetzt und deren Inhalt, zwecks Uberpriifung durch das
anordnende Gericht, gespeichert werden. Automatische Aufzeichnungen nach Satz 2
sind unverziglich dem anordnenden Gericht zur Entscheidung tber die Verwertbarkeit
oder Ldschung der Daten vorzulegen. Die Vorgaben des 8§ 41 Absatz 2 Satz 4 und 5
bleiben unberuhrt. Bis zur richterlichen Entscheidung durfen die automatischen Auf-
zeichnungen nicht verwendet werden. Ist eine Mal3nahme unterbrochen worden, darf sie
nur unter den in Absatz 1 Satz 2 und 3 genannten Voraussetzungen fortgeftihrt werden.

(3) Bei Gefahr im Verzug kann die Behordenleitung oder ihre Vertretung im Beneh-
men mit der oder dem nach § 92 benannten Datenschutzbeauftragten tber die Verwer-
tung der Erkenntnisse entscheiden. Die Entscheidung der Behdrdenleitung Uber die
Sichtung ist zu dokumentieren. Bei der Sichtung der erhobenen Daten kann sich die Be-
hordenleitung der Unterstiitzung von zwei weiteren Beschaftigten bedienen, von denen
eine oder einer die Befahigung zum Richteramt haben muss. Die Beschéftigten nach
Satz 2 sind zur Verschwiegenheit tUber die ihnen bekanntwerdenden Erkenntnisse, die
nicht verwertet werden durfen, verpflichtet. Die richterliche Entscheidung nach Absatz 2
Satz 3 ist unverziglich nachzuholen.

(4) Daten, die den Kernbereich privater Lebensgestaltung betreffen, dirfen nicht ver-
wertet werden und sind unverziglich zu I6schen. Die Tatsachen der Erfassung der Da-
ten und ihrer Loschung sind zu dokumentieren. Die in der Dokumentation enthaltenen
Daten durfen ausschlief3lich fir Zwecke der Datenschutzkontrolle nach § 38 Absatz 6
verwendet werden. Sie sind zu lI6schen, wenn seit einer Unterrichtung nach § 34 Ab-
satz 8 Satz 1 oder der richterlichen Entscheidung Uber das endgultige Absehen von der
Unterrichtung gemalf? § 34 Absatz 8 Satz 6 drei Monate vergangen sind. Ist die Daten-
schutzkontrolle nach § 38 Absatz 6 noch nicht beendet, ist die Dokumentation bis zu de-
ren Abschluss aufzubewahren.
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§ 37
Schutz von Berufsgeheimnistragern

(1) Die Datenerhebung nach 88 33, 39 bis 43, 46 und 47 darf sich nicht gegen Perso-
nen richten, die aus beruflichen Griinden zur Verweigerung des Zeugnisses berechtigt
sind, soweit Sachverhalte betroffen sind, auf die sich ihr Zeugnisverweigerungsrecht be-
ziehen kénnte. Dennoch erlangte Erkenntnisse dirfen nicht verwertet werden. Aufzeich-
nungen hierliber sind unverztglich zu I6schen. Die Tatsache ihrer Erlangung und
Loschung ist zu dokumentieren. Die in der Dokumentation enthaltenen Daten dirfen
ausschlielich fur Zwecke der Datenschutzkontrolle nach 8§ 38 Absatz 6 verwendet wer-
den. Sie sind zu léschen, wenn seit einer Mitteilung nach § 35 Absatz 8 Satz 1 oder der
gerichtlichen Genehmigung tber das endgultige Absehen von der Unterrichtung geman
§ 35 Absatz 8 Satz 6 drei Monate vergangen sind. Ist die Datenschutzkontrolle nach
§ 38 Absatz 6 noch nicht beendet, ist die Dokumentation bis zu deren Abschluss aufzu-
bewahren. Die Satze 2 bis 5 gelten entsprechend, wenn durch eine Mal3nahme nach
Satz 1 eine Person, die aus beruflichen Griinden zur Verweigerung des Zeugnisses be-
rechtigt ist, betroffen ist, obwohl die Mal3nahme nicht gegen sie gerichtet ist, und Er-
kenntnisse erlangt werden, Uber die diese Person das Zeugnis verweigern dirfte.

(2) Absatz 1 gilt nicht, sofern Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass die zeugnis-
verweigerungsberechtigte Person fiur die Gefahr verantwortlich ist. In diesem Fall finden
die Vorschriften zur Anordnung besonderer Mittel und Methoden nach § 35 Absatz 2
Satz 5 bis 9 keine Anwendung.”

Der bisherige § 36 wird § 38 und wie folgt gedndert:
Der Uberschrift wird das Wort ,,; Berichtspflicht* angefugt.
Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

»(1) Die Blrgerschaft bildet zur Kontrolle der nach den 88 39, 40 Absatz 1, 41 bis
43, 46, 47 und 49 durchgefiihrten MalZnahmen sowie iber Datenlibermittiungen
nach den 8§ 55, 69 und 70 einen Ausschuss.”

Nach Absatz 5 werden folgende Absétze 6 bis 8 angeflgt:

»(6) Der Ausschuss kontrolliert im Abstand von héchstens zwei Jahren die Ein-
haltung der gesetzlichen Vorschriften Uber die Verarbeitung von personenbezoge-
nen Daten, die mit besonderen Mitteln oder Methoden oder durch eine MalRnahme
nach 8§ 49 erhoben wurden. Zu diesem Zweck sind dem Ausschuss die Protokolle
der durchgefihrten Mal3nahmen sowie die Dokumentation von Datenléschungen
und Vernichtungen von Unterlagen in auswertbarerer Weise zur Verfiigung zu stel-
len. Der Ausschuss kann sich zur Unterstitzung der Aufgabe nach Satz 1 weiterer
offentlicher Stellen bedienen.

(7) Der Polizeivollzugsdienst berichtet dem Senator fur Inneres kalenderjahrlich
jeweils bis zum 30. Juni des dem Berichtsjahr folgenden Jahres Uber in seinem Zu-
standigkeitsbereich angeordnete Mal3nahmen und Datenibermittiungen nach Ab-
satz 1 Satz 1. Der Senat berichtet der Birgerschatft innerhalb von zwei Monaten
nach Erhalt des Berichts nach Satz 1 tber diese Mal3nahmen.

(8) In dem Bericht wird dargestellt,

1. in welchem Umfang von welchen Befugnissen aus Anlass welcher Art von Ver-
dachts- und Gefahrenlagen Gebrauch gemacht wurde,
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2. in wie vielen Fallen bei welchen Befugnissen die richterliche Entscheidung nicht
getroffen wurde,

3. in wie vielen Fallen welche MalRnahmen in den Anwendungsbereich von § 35
Absatz 2 Satz 4 gefallen sind,

4. in wie vielen Fallen welche Maflinahmen in den Anwendungsbereich von § 36
Absatz 2 gefallen sind,

5. in wie vielen Fallen welche MalRnahmen in den Anwendungsbereich von § 37
Absatz 1 gefallen sind,

6. inwieweit den Loschpflichten nach 8§ 35 Absatz 7 und den Unterrichtungspflich-
ten nach § 35 Absatz 8 nachgekommen wurde und

7. in welchem Umfang Datentibermittlungen nach den 88 55 Absatz 5, § 69 und
§ 70 vorgenommen wurden."

Die 88 36a bis 36g und 36j bis 36k werden aufgehoben.

§ 36h wird § 48 und wie folgt geandert:
In Satz 3 wird die Angabe ,8 28 Abs. 3“ durch die Angabe ,8§ 26 Absatz 3" ersetzt.
In Satz 4 wird das Wort ,ihr* durch das Wort ,ihm* ersetzt.

§ 36i wird § 49 und wie folgt geandert:

In Absatz 1 werden die Worter ,oder zur Verhiitung einer Straftat von erheblicher Be-
deutung” gestrichen.

In Absatz 3 Satz 2 wird das Wort ,der” durch die Worter ,die oder der” ersetzt.
Absatz 5 wird aufgehoben.

Die Uberschrift ,3. Abschnitt: Vollzugshilfe* wird gestrichen.

Die bisherigen 88§ 37 bis 45 werden die 8§ 97 bis 105.

In dem neuen § 39 wird Absatz 4 aufgehoben.

Der neue 8§ 40 wird wie folgt geandert:
Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geéndert:

In Nummer 2 werden nach dem Wort ,sie” die Worter: ,innerhalb eines tberseh-
baren Zeitraums auf eine zumindest ihrer Art nach konkretisierte Weise" ein-
geflgt.

Nummer 3 wird wie folgt gefasst:

»3. zur Beobachtung von Kontakt- oder Begleitpersonen, wenn die Aufkla-
rung des Sachverhaltes auf andere Weise nicht méglich erscheint.”

Absatz 2 wird aufgehoben.

Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 2 und wie folgt ge&ndert:
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In Satz 1 werden die Worter ,die Absétze 1 und 2“ durch die Worter ,,Absatz 1 so-
wie 8 35 Absatz 2" ersetzt.

Folgender Satz wird angefiigt:
»8 28 Absatz 2 gilt entsprechend.”
Die Uberschrift ,4. Abschnitt: Zwang" wird gestrichen.
Der neue 8§ 41 wird wie folgt geandert:
Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geédndert:

Die Worter ,8 32 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 werden durch die Worter ,§ 40 Ab-
satz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3" ersetzt.

Nach den Wortern ,Einsatz technischer Mittel* werden die Worter ,,aufRerhalb von
Wohnungen” eingefigt.

Absatz 2 wird wie folgt geandert:
Nach dem Wort ,Wissen" werden die Woérter ,der oder” eingeflgt.
Die Worter ,der die Gefahr droht oder* werden gestrichen.
Die folgenden Satze werden angeflgt:
»In Wohnungen anderer Personen ist die MaRnahme nur zulassig, wenn Tat-
sachen die Annahme rechtfertigen, dass sich eine in Satz 1 genannte Person
in der Wohnung aufhalt und sie dort fiir die Erforschung des Sachverhalts re-
levante Gesprache fuhrt. Samtliche Datenerhebungen nach Satz 1 sind dem
anordnenden Gericht vor der Sichtung durch den Polizeivollzugsdienst unver-
zuglich vorzulegen. Das Gericht entscheidet unverziglich Gber die Verwert-
barkeit oder Loschung. § 35 Absatz 3 bleibt unberiihrt. Die Beendigung ist
dem Gericht mitzuteilen.”
Die Absétze 3 bis 7 werden aufgehoben.
Der bisherige Absatz 8 wird Absatz 3.
Absatz 9 wird aufgehoben.

Nach dem neuen § 41 werden die folgenden 88 42 bis 45 eingeflgt:

.8 42

Telekommunikationstuberwachung
und Eingriff in die Telekommunikation

(1) Der Polizeivollzugsdienst darf, wenn dies zur Abwehr einer gegenwartigen Gefahr
fur das Leben einer Person, einer gegenwartigen Gefahr der Begehung einer besonders
schwerwiegenden Straftat oder einer gegenwartigen Gefahr fur Infrastruktureinrichtun-
gen, die fur die offentliche Versorgung wesentlich sind, erforderlich ist, durch die Uber-
wachung und Aufzeichnung von Telekommunikation verdeckt personenbezogene Daten
erheben

1. Uber die fir eine Gefahr Verantwortlichen,
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2. Uber Personen, soweit Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass

a) sie fur Personen nach Nummer 1 bestimmte oder von diesen herriihrende
Mitteilungen entgegennehmen oder weitergeben oder

b) die unter Nummer 1 genannten Personen ihre Kommunikationseinrichtun-
gen benutzen werden und sie in Zusammenhang mit der Gefahrenlage ste-
hen.

Besonders schwerwiegende Straftaten nach Satz 1 sind:

1. Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung nach den 88 176 bis 177 des
Strafgesetzbuches,

2. Mord und Totschlag nach den 88 211 und 212 des Strafgesetzbuches,

3. Menschenhandel nach § 232 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a des Straf-
gesetzbuches sowie Zwangsprostitution und Zwangsarbeit nach den 8§ 232a Ab-
satz 3 und 4, 232b Absatz 3 und 4 des Strafgesetzbuches,

4. erpresserischer Menschenraub und Geiselnahme nach den 88 239a, 239b des
Strafgesetzbuches,

5. gemeingeféahrliche Straftaten und Straftaten gegen die Umwelt in den Fallen der
schweren Brandstiftung, der besonders schweren Brandstiftung, des Herbeiflih-
rens einer Explosion durch Kernenergie, des Herbeiflihrens einer Sprengstoffex-
plosion, des Freisetzens ionisierender Strahlen, der gemeingeféahrlichen
Vergiftung und der schweren Gefahrdung durch Freisetzen von Giften nach den
8§ 3064, 306b, 307, 308, 311, 314, 330a des Strafgesetzbuches,

6. Volkermord, Verbrechen gegen die Menschlichkeit, Kriegsverbrechen und Ver-
brechen der Aggression nach den 88 6 bis 13 des Vélkerstrafgesetzbuches,

7. Straftaten nach den 88 51 Absatz 1 und 2, 52 Absatz 5 des Waffengesetzes,

8. Straftaten nach den 88 19 Absatz 1 und 2, 20 Absatz 1, 20a Absatz 1 und 2, je-
weils auch in Verbindung mit § 21, oder § 22a Absatz 1 und 2 des Gesetzes Uber
die Kontrolle von Kriegswaffen.

Datenerhebungen nach Satz 1 dirfen nur durchgeftihrt werden, wenn die polizeiliche
Aufgabenerfillung auf andere Weise aussichtslos oder wesentlich erschwert ware. Die
Datenerhebung darf auch durchgefihrt werden, wenn Dritte unvermeidbar betroffen wer-
den.

(2) Durch den Einsatz technischer Mittel dirfen unter den Voraussetzungen des Ab-
satzes 1 Telekommunikationsverbindungen unterbrochen oder verhindert werden. Tele-
kommunikationsverbindungen Dritter diirfen nur unterbrochen oder verhindert werden,
wenn dies zur Abwehr einer gegenwartigen Gefahr flir den Bestand oder die Sicherheit
des Bundes oder eines Landes oder fur Leib, Leben oder Freiheit einer Person erforder-
lich ist. 8 35 Absatz 2 gilt entsprechend. Bei Gefahr im Verzug kdnnen die MaRnahmen
nach Satz 1 oder Satz 2 vorlaufig durch die Behordenleitung angeordnet werden. Diese
kann die Befugnis auf besonders beauftragte Beamtinnen oder Beamte der Laufbahn-
gruppe 2 ab dem zweiten Einstiegsamt mit der Befahigung zum Richteramt Gbertragen.

(3) Aufgrund der Anordnung einer Datenerhebung nach Absatz 1 oder einer Mal3-
nahme nach Absatz 2 hat, wer geschaftsmafig Telekommunikationsdienste erbringt o-
der daran mitwirkt (Diensteanbieter), nach Mal3gabe der Regelungen des
Telekommunikationsgesetzes und der darauf beruhenden Rechtsverordnungen zur
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technischen und organisatorischen Umsetzung von UberwachungsmaRnahmen der Poli-
zei unverziglich oder innerhalb der in der Anordnung bestimmten Zeitspanne die Uber-
wachung, Aufzeichnung, Unterbrechung oder Verhinderung von
Telekommunikationsdienstleistungen zu erméglichen und die erforderlich Auskiinfte zu
erteilen. Fir die Entschadigung der Diensteanbieter gilt 8§ 23 des Justizvergitungs- und
Entschadigungsgesetzes entsprechend.

§43

Verkehrsdatenerhebung, Nutzungsdatenerhebung
und Standortermittiung

(1) Der Polizeivollzugsdienst darf zur Abwehr einer gegenwartigen Gefahr fir den Be-
stand oder die Sicherheit des Bundes oder eines Landes oder flr Leib, Leben oder Frei-
heit einer Person Verkehrsdaten oder Nutzungsdaten tber die in § 42 Absatz 1 Satz 1
Nummer 1 und 2 genannten Personen erheben. Verkehrsdaten im Sinne des Satzes 1
sind die nach § 96 Absatz 1 des Telekommunikationsgesetzes erhobenen Daten. Nut-
zungsdaten im Sinne des Satzes 1 sind die nach § 15 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 und 3
des Telemediengesetzes erhobenen Daten.

(2) Durch den Einsatz technischer Mittel darf der Polizeivollzugsdienst unter den Vo-
raussetzungen des 8§ 42 Absatz 1 die Gerate- und Anschlusskennung ermitteln, wenn
die Durchfiihrung der Uberwachungsmafnahmen ohne die Gerate- und Anschlussken-
nung nicht moglich oder wesentlich erschwert ware. Die MaRnahme darf auch durchge-
fuhrt werden, wenn Dritte unvermeidbar betroffen werden. Uber den erforderlichen
Datenabgleich zur Ermittlung der gesuchten Gerate- und Anschlusskennung hinaus dur-
fen sie nicht verwendet werden und sind nach Beendigung der Maf3nahme unverziglich
zu léschen.

(3) Durch den Einsatz technischer Mittel oder mittels Auskunft beim Diensteanbieter
darf der Polizeivollzugsdienst zur Abwehr einer gegenwartigen Gefahr fir Leib, Leben
oder Freiheit einer Person den Standort eines aktiv geschalteten Mobilfunkendgerétes
ermitteln, wenn die Ermittlung des Aufenthaltsortes auf andere Weise weniger erfolgver-
sprechend oder erschwert ware. Die MaRnahme darf auch durchgefiihrt werden, wenn
Dritte unvermeidbar betroffen werden. Besteht die Gefahr fir die Person nicht mehr,
sind die fur diese Maflinahme erhobenen personenbezogenen Daten unverziglich zu 16-
schen.

(4) Jeder Diensteanbieter ist verpflichtet, der Polizei aufgrund der Anordnung einer
Datenerhebung nach Absatz 1 oder 3

1. vorhandene Verkehrsdaten oder Nutzungsdaten zu Ubermitteln,

2. Daten Uber zukinftige Telekommunikationsverbindungen oder zukinftige Nut-
zungen von Telemediendiensten, die innerhalb des in der Anordnung festgeleg-
ten Zeitraums anfallen, zu Gbermitteln und

3. die fur die Ermittlung nach Absatz 3 erforderlichen spezifischen Kennungen, ins-
besondere die Geréte- und Anschlusskennung mitzuteilen.

Diensteanbieter in diesem Sinne ist, wer geschaftsméfig Telekommunikations- oder Te-
lemediendienste erbringt oder daran mitwirkt. Die Daten sind dem Polizeivollzugsdienst
unverziglich oder innerhalb der in der Anordnung bestimmten Zeitspanne sowie auf
dem darin bestimmten Ubermittlungsweg zu tibermitteln. Fir die Entschadigung gilt § 23
des Justizvergltungs- und Entschadigungsgesetzes entsprechend.
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8§44
Bestandsdatenerhebung

(1) Der Palizeivollzugsdienst darf von demjenigen, der geschaftsmaRig Telekommuni-
kationsdienste oder Telemediendienste erbringt oder daran mitwirkt, Auskunft Giber Be-
standsdaten tber die fir eine Gefahr Verantwortlichen und unter den Voraussetzungen
des § 7 Uber die dort genannten Personen verlangen, wenn dies zur Abwehr einer Ge-
fahr fur die offentliche Sicherheit erforderlich ist. Bezieht sich das Auskunftsverlangen
nach Satz 1 auf Daten, mittels derer der Zugriff auf Endgerate oder auf Speichereinrich-
tungen, die in diesen Endgeraten oder hiervon rdumlich getrennt eingesetzt werden, ge-
schitzt wird, darf die Auskunft nur verlangt werden, wenn die gesetzlichen
Voraussetzungen fur die Nutzung der Daten vorliegen. Bestandsdaten im Sinne des Sat-
zes 1 sind die nach 88 95 und 111 des Telekommunikationsgesetzes oder die nach § 14
Absatz 1 des Telemediengesetzes erhobenen Daten.

(2) Die Auskunft nach Absatz 1 darf auch anhand einer zu einem bestimmten Zeit-
punkt zugewiesenen Internet-Protokoll-Adresse sowie weiterer zur Individualisierung er-
forderlicher technischer Daten verlangt werden, sofern dies zur Abwehr einer Gefahr flir
den Bestand oder die Sicherheit des Bundes oder eines Landes oder fiir Leib, Leben o-
der Freiheit einer Person erforderlich ist. Die Entscheidungsgrundlagen fur das Aus-
kunftsbegehren sind zu dokumentieren.

(3) Auf Grund eines Auskunftsverlangens nach Absatz 1 oder 2 hat, wer geschéfts-
mafiig Telekommunikationsdienste oder Telemediendienste erbringt oder daran mitwirkt
(Diensteanbieter), die zur Auskunftserteilung erforderlichen Daten unverziiglich zu tber-
mitteln. Fur die Entschadigung der Diensteanbieter gilt 8 23 des Justizvergitungs- und
Entschadigungsgesetzes entsprechend.

§ 45
Anordnung von Telekommunikationsmaflnahmen

Anordnungen fir MalRnahmen nach 88 42 bis 44 missen zusétzlich zu den Angaben
nach § 35 Absatz 6 die Rufnummer oder eine andere Kennung des Telekommunikati-
onsanschlusses oder des Endgerates, wenn diese allein dem zu Uberwachenden End-
gerat zuzuordnen ist, oder die Bezeichnung des Nutzers der Telemedien, dessen Daten
erhoben werden, enthalten. Sofern andernfalls die Erreichung des Zwecks aussichtslos
oder erheblich erschwert ware, geniigt eine raumlich und zeitlich hinreichende Bezeich-
nung der Telekommunikation oder Nutzung des Telemediendienstes, tiber die personen-
bezogene Daten erhoben oder Uber die Auskunft erteilt werden soll.”

Die bisherigen 88 46 bis 82 werden die 88 107 bis 144.
Der neue § 46 wird wie folgt geandert:
Absatz 1 wird wie folgt geandert:
Die Absatzbezeichnung ,(1)" wird gestrichen.

Die Worter ,§ 32 Abs. 1 Nr. 1 bis 3“ werden durch die Worter ,§ 40 Absatz 1
Nummer 1 bis 3" ersetzt.

Es werden folgende Sétze 3 und 4 angefiigt:
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.Der Polizeivollzugsdienst darf Personen, die in Strafverfahren aus beruflichen Griinden zur
Verweigerung des Zeugnisses berechtigt sind, nicht von sich aus als Vertrauenspersonen in
Anspruch nehmen. 8§ 8b Absatz 1 des Bremischen Verfassungsschutzgesetzes gilt entspre-
chend.”

Absatz 2 wird aufgehoben.
Der neue 8§ 47 wird wie folgt geandert:
Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geédndert:

In Satz 1 werden nach dem Wort ,von* die Worter ,Beamtinnen oder* eingefiigt
und die Worter ,verdeckte Ermittler” durch die Worter ,verdeckt ermittelnde
Person“ ersetzt.

In Nummer 1 werden die Woérter ,§ 32 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1“ durch die Worter ,,.8 40
Absatz 1 Satz 1 Nummer 1“ ersetzt.

Nummer 2 wird wie folgt gefasst:

»2. Uber Personen, bei denen Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sie
innerhalb eines Ubersehbaren Zeitraums auf eine zumindest ihrer Art
nach konkretisierte Weise Straftaten nach § 100b Absatz 2 der Strafpro-
zessordnung begehen werden, wenn die Verhitung dieser Straftaten auf
andere Weise aussichtslos oder wesentlich erschwert ware,*

Absatz 2 wird wie folgt geandert:

Die Worter ,Ein verdeckter Ermittler* werden ersetzt durch die Worter ,Eine ver-
deckt ermittelnde Person“.

Folgender Satz 4 wird angefligt: , Eine verdeckte ermittelnde Person darf unter
der Legende keine sexuellen Handlungen vornehmen oder an sich vorneh-
men lassen und keine Liebesverhéltnisse eingehen.”

Die Absatze 3 und 4 werden aufgehoben.
Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 3.
Die Uberschrift ,5. Abschnitt: Polizeiverordnungen® wird gestrichen.

Nach dem neuen § 49 wird folgender 3. Unterabschnitt eingefligt:

,3. Unterabschnitt;
Weiterverarbeitung

§ 50
Datenweiterverarbeitung; Zweckbindung; Zweckanderung

(1) Die Polizei kann rechtmafiig erhobene personenbezogene Daten unter Bertck-
sichtigung der jeweiligen Datenerhebungsvorschrift weiterverarbeiten, soweit dies

1. zur Erflllung derselben Aufgabe und

2. zum Schutz derselben Rechtsgiter oder zur Verhitung derselben Straftaten,
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erforderlich ist. Satz 1 gilt entsprechend fiir personenbezogene Daten, denen keine Er-
hebung vorausgegangen ist, mit der Mal3gabe, dass fir die Weiterverarbeitung der
Zweck der Speicherung zu beriicksichtigen ist. Fur die Weiterverarbeitung von perso-
nenbezogenen Daten, die aus MaflRnahmen nach § 41 Absatz 2 erlangt wurden, muss im
Einzelfall eine gegenwartige Gefahr fur dieselben Rechtsguter vorliegen.

(2) Die Polizei kann zur Erfullung ihrer Aufgaben personenbezogene Daten zu ande-
ren Zwecken als denjenigen, zu denen sie erhoben worden sind, weiterverarbeiten, so-
weit unter Bertcksichtigung der jeweiligen Datenerhebungsvorschrift

1. mindestens
a) vergleichbar gewichtige Straftaten verhutet oder

b) vergleichbar bedeutsame Rechtsgtiter oder sonstige Rechte geschiitzt wer-
den sollen

und
2. sich im Einzelfall konkrete Anhaltspunkte
a) zur Verhitung solcher Straftaten ergeben oder

b) zur Abwehr von innerhalb absehbarer Zeit drohender Gefahren fiir mindes-
tens vergleichbar bedeutsame Rechtsguter oder sonstige Rechte erkennen
lassen.

Satz 1 gilt entsprechend fiir personenbezogene Daten, denen keine Erhebung voraus-
gegangen ist, mit der Mal3gabe, dass fur die Weiterverarbeitung der Zweck der Speiche-
rung zu bertcksichtigen ist. Fur die zweckandernde Weiterverarbeitung von
personenbezogenen Daten, die aus Malinahmen nach § 35 Absatz 1 erlangt wurden,
muss im Einzelfall eine gegenwaértige Gefahr fir den Bestand oder die Sicherheit des
Bundes oder eines Landes oder fur Leib, Leben oder Freiheit einer Person vorliegen.
Personenbezogene Daten, die rechtmaRig zu den in § 60 Absatz 2 Satz 2 Nummer 5 o-
der 6 genannten Personen erhoben wurden, dirfen nicht zu anderen Zwecken genutzt
werden. Personenbezogene Daten, die rechtmafiig zu Kontakt- oder Begleitpersonen
erhoben wurden, dirfen nur dann zu anderen Zwecken genutzt werden, wenn diese Da-
ten zu Personen nach § 60 Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 bis 3 verarbeitet werden. § 51
bleibt unberuhrt.

(3) Es ist durch organisatorische und technische Vorkehrungen sicherzustellen, dass
bei der Weiterverarbeitung von personenbezogenen Daten Absatz 1 und 2 beachtet
werden.

(4) Die Polizei darf, soweit Bestimmungen der Strafprozessordnung oder andere
Rechtsvorschriften nicht entgegenstehen, personenbezogene Daten, die sie im Rahmen
der Verfolgung von Straftaten Uber eine tatverdachtige Person und in Zusammenhang
damit Uber Dritte rechtm&Rig erhoben hat, zur Abwehr einer Gefahr oder zur Verhitung
von Straftaten von erheblicher Bedeutung nach Mal3gabe von Absatz 2 weiterverarbei-
ten. Die Weiterverarbeitung nach Satz 1 zur Verhitung von Straftaten darf nur erfolgen,
wenn wegen der Art oder Ausfiihrung der Tat, der Personlichkeit der betroffenen Person
oder sonstiger Erkenntnisse Grund zu der Annahme besteht, dass sie zukunftig Strafta-
ten begehen wird. Die Verarbeitung von Daten nach den Satzen 1 oder 2 setzt voraus,
dass sie zu dem geédnderten Zweck auch nach diesem Gesetz mit dem Mittel oder der
Methode hatten erhoben werden diirfen, mit denen sie nach der Strafprozessordnung
erhoben worden sind. Die Speicherung der nach Satz 1 Uber Dritte erhobenen Daten in
Dateien ist nur zuldssig Uber die in 8 60 Absatz 2 Nummer 4 bis 6 genannten Personen.
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Die personenbezogenen Daten sind unverziglich zu l6schen, sobald der Verdacht ent-
fallt; dies gilt insbesondere bei einer unanfechtbaren Ablehnung der Er6ffnung des
Hauptverfahrens oder eines rechtskraftigen Freispruchs. Erhalt die Polizei Kenntnis tUber
eine nicht nur vorlaufige Einstellung des Ermittlungsverfahrens, prift sie unverziglich,
ob die Daten zu Idschen sind.

(5) Abweichend von Absatz 2 kdnnen rechtmafiig erlangte personenbezogene Daten
allein zur Vorgangsverwaltung, zur befristeten Dokumentation behordlichen Handelns,
zu Zwecken der Datenschutzkontrolle nach § 38 Absatz 6 oder zur Sicherstellung des
ordnungsgemalRen Betriebes einer Datenverarbeitungsanlage weiterverarbeitet werden.
8 51 Absatz 3 bleibt unberuhrt.

§51
Weiterverarbeitung zu besonderen Zwecken

(1) Die Polizei kann rechtmaf3ig erhobene Grunddaten einer Person, wie insbeson-
dere Name, Geschlecht, Geburtsdatum, Geburtsort, Staatsangehorigkeit und Anschrift,
abweichend von § 50 Absatz 2 auch zur Identifizierung dieser Person weiterverarbeiten,
um Ildentitétsverwechselungen auszuschliel3en.

(2) Die Polizei, der Fachbereich Polizeivollzugsdienst der Hochschule fur Offentliche
Verwaltung Bremen, das Institut flr Polizei- und Sicherheitsforschung und das Fortbil-
dungsinstitut fiir die Polizeien im Lande Bremen sowie Forschungs- und Fortbildungsin-
stitute des Bundes und der Lander kdnnen gespeicherte personenbezogene Daten zur
polizeilichen Aus- oder Fortbildung, zu wissenschaftlichen Zwecken, historischen For-
schungszwecken, zur Evaluation oder zu statistischen Zwecken weiterverarbeiten, so-
weit hieran ein 6ffentliches Interesse besteht und geeignete Garantien fur die
Rechtsguter der betroffenen Personen vorgesehen werden. Die Daten sind zum frihest-
mdoglichen Zeitpunkt zu anonymisieren und gegen ihre unbefugte Kenntnisnahme durch
Dritte zu sichern. Die Polizei hat die Daten getrennt von ihren polizeilichen Aufgaben zu
verarbeiten. Eine Weiterverarbeitung von personenbezogenen Daten, die mit besonde-
ren Mitteln oder Methoden erlangt wurden, ist ausgeschlossen; dies gilt nicht, soweit die
Weiterverarbeitung dieser Daten fiir die Zwecke nach Satz 1 unerlasslich ist.

(3) Die Polizei kann vorhandene personenbezogene Daten Uiber Vermisstenfalle, aus-
wertungsrelevante Straftaten und verdachtige Wahrnehmungen zur Erstellung eines Kri-
minalitatslagebildes weiterverarbeiten, soweit dies fur die Planung von MalRBhahmen der
Kriminalitdtsbek&mpfung erforderlich ist. Die automatisiert verarbeiteten personenbezo-
genen Daten von Geschadigten, Zeuginnen und Zeugen sowie anderen nicht tatver-
dachtigen Personen sind spatestens nach drei Monaten und in den tbrigen Fallen am
Ende des der Speicherung folgenden Jahres zu ldschen.

(4) Die Polizei darf Notrufe und Meldungen Uber sonstige Notrufeinrichtungen sowie
den Funkverkehr ihrer Leitstellen aufzeichnen. Die Polizei kann sonstige bei ihr einge-
hende Telekommunikation aufzeichnen, wenn dies fur ihre Aufgabenerfillung erforder-
lich ist. Auf die Aufzeichnung soll hingewiesen werden, soweit dadurch die
Aufgabenerfillung nicht gefahrdet wird. Soweit erforderlich, kdnnen die Aufzeichnungen

1. zur Abwehr einer erheblichen Gefahr,

2. zur Verhitung einer Straftat von erheblicher Bedeutung oder

3. zur Verfolgung einer Straftat oder einer nicht geringfiigigen Ordnungswidrigkeit
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weiterverarbeitet werden. Aufzeichnungen sind spatestens nach drei Monaten zu |6-
schen, sobald ihre Kenntnis fiir die Aufgabenerfiillung nach Satz 4 nicht mehr erforder-
lich ist.

(5) Die Polizei kann in den Féllen, in denen bereits Daten zu einer Person vorhanden
sind, zu dieser Person

1. personengebundene Hinweise, die zum Schutz dieser Person oder zum Schutz
der Bediensteten der Polizei erforderlich sind, oder

2. weitere Hinweise, die geeignet sind, dem Schutz Dritter oder der Gewinnung von
Ermittlungsansatzen zu dienen,

hinzufligen. Die Speicherung dieser Hinweise ist alle drei Jahre zu Uberprifen.

§ 52
Kennzeichnung

(1) Bei der Speicherung in polizeilichen Informationssystemen sind personenbezo-
gene Daten wie folgt zu kennzeichnen:

1. Angabe des Mittels der Erhebung einschliel3lich der Angabe, ob die Daten offen
oder verdeckt erhoben wurden,

2. Angabe der Kategorie betroffener Personen, zu denen zur Identifizierung die-
nende Daten, wie insbesondere Name, Geschlecht, Geburtsdatum, Geburtsort,
Staatsangehdrigkeit oder Anschrift, angelegt wurden,

3. Angabe

a) der Rechtsguter, deren Schutz die Erhebung dient,

b) der Straftaten, deren Verhitung die Erhebung dient, und

c) der Rechtsgrundlage der jeweiligen Mallhahme der Datenerhebung,
4. Angabe der Stelle, die die Daten erhoben hat.

Die Kennzeichnung nach Satz 1 Nummer 1 soll durch die Angabe der Rechtsgrundlage
der jeweiligen Mittel der Datenerhebung ergéanzt werden. Personenbezogene Daten, de-
nen keine Erhebung vorausgegangen ist, sind, soweit moglich, nach Satz 1 zu kenn-
zeichnen; dartiber hinaus sind die erste Daten verarbeitende Stelle sowie, soweit
mdoglich, diejenige Person, von der die Daten erlangt wurden, anzugeben.

(2) Personenbezogene Daten, die nicht entsprechend den Anforderungen des Absat-
zes 1 gekennzeichnet sind, durfen so lange nicht weiterverarbeitet oder Gbermittelt wer-
den, bis eine solche Kennzeichnung erfolgt ist.

(3) Nach einer Ubermittlung an eine andere Stelle ist die Kennzeichnung nach Ab-
satz 1 durch diese Stelle aufrechtzuerhalten.

(4) Absatze 1 bis 3 gelten nicht, soweit eine Kennzeichnung tatsachlich nicht méglich
ist. Die Absatze 1 bis 3 gelten ebenfalls nicht, soweit eine Kennzeichnung aus techni-
schen Grinden nicht moglich ist oder einen unverhaltnismanigen Aufwand erfordern
wirde; der Polizeivollzugsdienst berichtet dem flir Datenschutz zustéandigen Ausschuss
der Burgerschaft jahrlich Gber die technischen und organisatorischen Maflinahmen zur
Umsetzung der Absétze 1 bis 3."
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Nach dem neuen § 52 wird folgender 4. Unterabschnitt eingefugt:

»4. Unterabschnitt:
Datentibermittlung

§ 53
Allgemeine Voraussetzungen der Datenibermittiung

(1) Die Polizei darf personenbezogene Daten unter den Voraussetzungen der 8§ 54
bis 57 nur unter Beachtung des § 50 Absatz 1 bis 3 und nur nach Mal3gabe der nachste-
henden Absétze Gbermitteln.

(2) Empfangende Stelle, Datum und wesentlicher Inhalt der Ubermittlung, insbeson-
dere Anlass und Zweck, sind zu dokumentieren; dies gilt nicht fir das automatisierte Ab-
rufverfahren nach 8§ 54. Beurteilungen Uber Personen, die auf Bewertungen oder auf
personlichen Einschétzungen beruhen, dirfen nur an Polizei- und Strafverfolgungsbe-
horden Gbermittelt werden. Dies gilt nicht, soweit Fahndungsaufrufe mit einer Warnung
verbunden sind. Abweichend von Satz 2 kann die Polizei personenbezogene Daten
nach Mal3gabe von 8§ 55 Abséatze 2 und 3 Ubermitteln, soweit dies zur Abwehr einer ge-
genwartigen Gefahr unerlasslich ist und die empfangende Stelle die Daten auf andere
Weise nicht oder nicht rechtzeitig oder nur mit unverhaltnismaiig hohem Aufwand erlan-
gen kann.

(3) Die Polizei hat alle angemessenen MalRnahmen zu ergreifen, um zu gewahrleis-
ten, dass personenbezogene Daten, die unrichtig oder nicht mehr aktuell sind, nicht
tibermittelt werden. Gleiches gilt fir unvollstandige Daten, sofern die Ubermittlung dieser
Daten nicht der Vervollstandigung von Daten dient. Zu diesem Zweck hat sie, soweit
dies mit angemessenem Aufwand mdglich ist, die Qualitat der Daten vor deren Ubermitt-
lung zu Uberprufen. Bei jeder Ubermittlung personenbezogener Daten hat sie zudem,
soweit dies moglich und angemessen ist, Informationen beizufligen, die es der empfan-
genden Stelle gestatten, die Richtigkeit, die Vollstandigkeit und die Zuverlassigkeit der
personenbezogenen Daten sowie deren Aktualitat zu beurteilen.

(4) Gelten fur die Verarbeitung von personenbezogenen Daten besondere Bedingun-
gen, so hat die Polizei bei Datenibermittlungen die empfangende Stelle auf diese Bedin-
gungen und die Pflicht zu deren Beachtung hinzuweisen. Die Hinweispflicht kann durch
entsprechende Markierung der Daten erflillt werden.

(5) Eine Datentbermittlung hat zu unterbleiben, wenn

1. fur die Polizei erkennbar ist, dass unter Beriicksichtigung der Art der Daten und
ihrer Erhebung die schutzwirdigen Interessen der betroffenen Person das Allge-
meininteresse an der Ubermittlung Gberwiegen oder

2. besondere gesetzliche Verwendungsregelungen entgegenstehen; die Verpflich-
tung zur Wahrung gesetzlicher Geheimhaltungspflichten oder von Berufs- oder
besonderen Amtsgeheimnissen, die nicht auf Rechtsvorschriften beruhen, bleibt
unberdhrt.

(6) Eine Datentibermittlung nach 8 55 Absatz 3, Absatz 5, § 70 oder 71 hat zu unter-
bleiben,

1. wenn hierdurch wesentliche Sicherheitsinteressen des Bundes oder der Lander
beeintrachtigt wirden,
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2. wenn hierdurch der Erfolg laufender Ermittlungen oder Leib, Leben oder Freiheit
einer Person gefahrdet wirden,

3. soweit Grund zu der Annahme besteht, dass dadurch gegen den Zweck eines
Gesetzes verstol3en wirde, oder

4. wenn tatséchliche Anhaltspunkte daftir vorliegen, dass diese zu den in der
Charta der Grundrechte der Européischen Union enthaltenen Grundsatzen, ins-
besondere dadurch, dass durch die Nutzung der Gbermittelten Daten im Staat
der empfangenden Stelle Verletzungen von elementaren rechtsstaatlichen
Grundsétzen oder Menschenrechtsverletzungen drohen, in Widerspruch stiinde.

(7) Eine Datenlibermittlung darf nicht zu einer Erweiterung des Kreises der Stellen
nach den 88 41 und 61 des Bundeszentralregistergesetzes filhren, die von Eintragun-
gen, die in ein Flhrungszeugnis nicht aufgenommen werden, Kenntnis erhalten.

(8) Die Polizei prift die Zulassigkeit der Ubermittlung. Erfolgt die Ubermittlung auf-
grund eines Ersuchens einer anderen offentlichen Stelle, ist nur zu prifen, ob das Uber-
mittlungsersuchen im Rahmen der Aufgaben der ersuchenden Stelle liegt. Von der
ersuchenden Stelle sind die Angabe der Datenerhebungsgrundlage und eine Begrin-
dung zur Erforderlichkeit der Kenntnis der personenbezogenen Daten fur ihre Aufgaben-
wahrnehmung anzufordern. Die Zulassigkeit der Ubermittlung ist im Ubrigen nur zu
prifen, wenn hierfur im Einzelfall besonderer Anlass besteht. Die empfangende Stelle
hat der Polizei die zur Prifung erforderlichen Angaben zu machen.

(9) Die empfangende Stelle darf die Ubermittelten personenbezogenen Daten, soweit
gesetzlich nichts Anderes bestimmt ist, nur zu dem Zweck verarbeiten, zu dem sie ihr
Ubermittelt worden sind. Eine Verarbeitung fiir andere Zwecke ist unter Beachtung des
8§ 50 Absatze 2 und 3 zulassig; im Falle des § 55 Absatz 3 gilt dies nur, soweit zuséatzlich
die Polizei zustimmt. Bei Ubermittlungen nach § 55 Absatz 3, Absatz 6, § 69 oder § 70
hat die Polizei die empfangende Stelle hierauf hinzuweisen. Sie darf die Ubermittelten
Daten auch flir andere Zwecke verarbeiten und nutzen, soweit sie ihr auch flr diese
Zwecke hatten Gbermittelt werden dirfen.

(10) Sind mit personenbezogenen Daten, die Gbermittelt werden durfen, weitere per-
sonenbezogene Daten der betroffenen Person oder eines Dritten so verbunden, dass
eine Trennung nicht oder nur mit unverhaltnisméRigem Aufwand mdglich ist, so ist die
Ubermittlung auch dieser Daten zulassig, soweit nicht berechtigte Interessen der be-
troffenen Person oder einer anderen Person an der Geheimhaltung Giberwiegen. Eine
Verwendung dieser weiteren Daten ist unzuldssig. Dies ist der empfangenden Stelle der
Ubermittelten Daten mitzuteilen.

(11) Die Datenlubermittlung zwischen der Polizei und dem Landesamt fiir Verfas-
sungsschutz erfolgt nach dem Gesetz tiber den Verfassungsschutz im Lande Bremen.

8§54
Automatisiertes Abrufverfahren; Datenverbund

(1) Ein automatisiertes Verfahren, das die Ubermittlung personenbezogener Daten
zwischen den Polizeibehdrden durch Abruf aus einer Datei ermdglicht, ist zuldssig, so-
weit diese Form der Datenibermittlung unter Beriicksichtigung der schutzwiirdigen Be-
lange der betroffenen Person und der Erfillung polizeilicher Aufgaben angemessen ist
und den rechtlichen Bestimmungen des Datenschutzes entspricht. Der Senator fur Inne-
res bestimmt durch Rechtsverordnung die Einzelheiten der Einrichtung automatisierter
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Ubermittlungsverfahren. Die Rechtsverordnung hat die empfangenden Stellen, die Kate-
gorien betroffener Personen, die Kategorien personenbezogener Daten und den Zweck
der Ubermittlung festzulegen.

(2) Die Abrufe im Rahmen eines automatisierten Verfahrens sind fur Zwecke der Da-
tenschutzkontrolle nach § 38 Absatz 6 zu protokollieren und in Uberprifbarer Form auf-
zuzeichnen. Die Aufzeichnungen sind jeweils am Ende des Kalenderjahres, das dem
Jahr ihrer Erstellung folgt, zu vernichten. Ist die Datenschutzkontrolle nach § 38 Ab-
satz 6 noch nicht beendet, sind die Léschprotokolle bis zu ihrem Abschluss aufzubewah-
ren.

(3) Fur die Einrichtung automatisierter Abrufverfahren unter Beteiligung von 6&ffentli-
chen Stellen, die nicht Polizeibehérden sind, gelten Absatze 1 und 2 sowie § 63 entspre-
chend.

(4) Der Polizeivollzugsdienst darf zur Erfullung von Aufgaben der Gefahrenabwehr,
die nicht nur ortliche Bedeutung haben, an einem Datenverbund der Polizei mit anderen
Landern und dem Bund teilnehmen, der auch eine automatisierte Datenlibermittlung er-
maoglichen kann, wenn in der hierliber getroffenen Vereinbarung festgelegt ist, welcher
Behdrde die nach diesem Gesetz oder nach anderen Rechtsvorschriften bestehenden
Pflichten einer datenverarbeitenden Stelle obliegen. Zur Auswertung fiir statistische
Zwecke in einem Datenverbund darf der Polizeivollzugsdienst personenbezogene Daten
pseudonymisiert Gbermitteln. In der Vereinbarung ist darauf hinzuwirken, dass be-
troffene Personen ihre Rechte gegeniber den weiteren datenverarbeitenden Stellen gel-
tend machen kénnen.

§55
Dateniibermittlung im Inland und innerhalb der Européischen Union

(1) Zwischen Polizeibehérden in der Freien Hansestadt Bremen, eines anderen Lan-
des oder des Bundes kénnen rechtméllig erhobene personenbezogene Daten Ubermit-
telt werden, soweit die Datentibermittlung zur Aufgabenerfullung der bermittelnden
oder empfangenden Polizeibehorde erforderlich ist. An andere fir die Gefahrenabwehr,
Strafverfolgung oder Strafvollstreckung zustandigen 6ffentlichen Stellen kann die Polizei
personenbezogene Daten Ubermitteln, soweit die Kenntnis dieser Daten zur Erfllung
der Aufgaben der empfangenden Stelle erforderlich ist. Die Datentbermittiung kann
auch im Rahmen von Fallkonferenzen vorgenommen werden, sofern die punktuelle Da-
tentbermittlung nicht zweckdienlich erscheint. Die wesentlichen Ergebnisse der Fallkon-
ferenzen sind ebenso wie die Begrindung fir diese Form der Dateniibermittlung und die
teilnehmenden Stellen zu dokumentieren.

(2) Die Polizei kann auch an andere Behorden und sonstige 6ffentliche Stellen in der
Freien Hansestadt Bremen, eines anderen Landes oder des Bundes personenbezogene
Daten Ubermitteln, soweit dies in anderen Rechtsvorschriften vorgesehen ist oder

1. zur Erfullung polizeilicher Aufgaben,

2. zur Abwehr einer Gefahr durch die empfangende Stelle,

3. aufgrund tatsachlicher Anhaltspunkte zur Wahrnehmung einer sonstigen Gefah-
renabwehraufgabe durch die empfangende Stelle,

4. zur Verhltung oder Beseitigung erheblicher Nachteile fir das Gemeinwesen oder

5. zur Verhutung oder Beseitigung einer schwer wiegenden Beeintrachtigung der
Rechte einer Person
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erforderlich ist. In den Fallen des Satzes 1 Nummer 5 ist die Person, deren Daten Uber-
mittelt worden sind, zu unterrichten. Absatz 1 Sétze 4 und 5 gelten entsprechend, sofern
die beteiligte Polizeibehérde die Durchfiihrung der Fallkonferenz veranlasst.

(3) Die Polizei kann in den Féllen des Absatzes 2 Satz 1 Nummer 1, 2, 4 und 5 perso-
nenbezogene Daten an nicht 6ffentliche Stellen Gbermitteln, sofern diese ein rechtliches
Interesse an der Kenntnis der zu tbermittelnden Daten glaubhaft machen. Absatz 2
Satz 2 gilt entsprechend. Besteht Grund zur Annahme, dass die Ubermittlung schutz-
wurdige Interessen der betroffenen Person beeintrachtigen wiirde, ist die Person vor der
Ubermittlung in angemessener Frist anzuhdren; dies gilt nicht, soweit die sofortige Uber-
mittlung dieser Daten fir die Zwecke nach Satz 1 unerlasslich ist. Uber die Ubermittiun-
gen ist ein Nachweis zu flihren, aus dem der Anlass, der Inhalt, die empfangende Stelle,
das Datum der Ubermittlung sowie die Aktenfundstelle hervorgehen. Der Nachweis ist
am Ende des Kalenderjahres, das dem Jahr seiner Erstellung folgt, zu l6schen oder zu
vernichten. Die Loschung oder Vernichtung unterbleibt, solange der Nachweis fir Zwe-
cke einer bereits eingeleiteten Datenschutzkontrolle nach § 38 Absatz 6 oder zur Verhin-
derung einer Straftat von erheblicher Bedeutung bendétigt wird oder Grund zu der
Annahme besteht, dass im Falle einer Léschung schutzwirdige Interessen der betroffe-
nen Person beeintrachtigt wiirden. Besteht Grund zu der Annahme, dass durch die
Ubermittlung der der Erhebung der Daten zugrundeliegende Zweck gefahrdet wiirde, ist
vor der Ubermittlung die Genehmigung der Stelle einzuholen, von der die Daten tGbermit-
telt wurden; die UbermitteInde Stelle kann bestimmte von ihr Gbermittelte Daten so kenn-
zeichnen oder mit einem Hinweis versehen, dass vor einer Ubermittlung ihre Genehmi-
gung einzuholen ist. Absatz 2 Satz 3 gilt entsprechend.

(4) Der Polizeivollzugsdienst darf personenbezogene Daten einschlie3lich Abbildun-
gen einer Person zum Zweck der Ermittlung der Identitat oder des Aufenthaltsortes oder
zur Warnung offentlich bekannt geben (Offentlichkeitsfahndung), wenn

1. die Abwehr einer Gefahr fir Leib, Leben oder Freiheit auf andere Weise nicht
mdglich erscheint oder

2. Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass diese Person eine Straftat von er-
heblicher Bedeutung begehen wird, und die Vorsorge fiir die Verfolgung oder die
Verhitung dieser Straftat auf andere Weise nicht moglich erscheint.

Die Daten kénnen mit einer wertenden Angabe Uber die Person verbunden werden,
wenn dies zur Abwehr der in den Satz 1 Nummer 1 oder 2 genannten Gefahren erfor-
derlich ist. § 28 Absatz 2 gilt entsprechend.

(5) Erlangt der Polizeivollzugsdienst von Handlungen hauslicher Gewalt Kenntnis,
Ubermittelt er die fur eine Kontaktaufnahme erforderlichen personenbezogenen Daten
der volljahrigen Personen, von denen hausliche Gewalt ausgegangen oder gegen die
hausliche Gewalt verlibt worden ist (betroffene Personen), an eine von der Senatorin fur
Gesundheit, Frauen und Verbraucherschutz bestimmte Beratungsstelle. Der Polizeivoll-
zugsdienst protokolliert die Datenubermittlung an die Beratungsstelle. Absatz 3 Satz 3
findet keine Anwendung. Die Beratungsstelle darf die Daten ausschlief3lich und nur ein-
malig dazu nutzen, den betroffenen Personen unverziglich Beratung zur Verhitung wei-
terer Handlungen hauslicher Gewalt anzubieten. Lehnt die betroffene Person die
Beratung ab, hat die Beratungsstelle die zu dieser Person tbermittelten Daten unver-
zlglich zu l6schen und den Polizeivollzugsdienst sowie die betroffene Person Uber die
Ldschung sowie den Zeitpunkt der Loschung unverziglich zu unterrichten. Ist die Bera-
tungsstelle eine nicht offentliche Stelle, finden die Vorschriften der Datenschutz-Grund-
verordnung und des Bundesdatenschutzgesetzes auch dann Anwendung, wenn die per-
sonenbezogenen Daten nicht automatisiert verarbeitet werden und nicht in einem Datei-
system gespeichert sind oder gespeichert werden.
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(6) Liegen der Polizei konkrete Anhaltspunkte daftir vor, dass bei einer betroffenen
Person Unterstitzungsbedarf besteht fur die Distanzierung von Personen, welche die
Begehung von Straftaten befurworten, fordern, unterstitzen, vorbereiten, planen oder
beabsichtigen, darf die Polizei die fir eine Kontaktaufnahme erforderlichen personenbe-
zogenen Daten der betroffenen Person an eine vom Senator fir Inneres bestimmte Be-
ratungsstelle Ubermitteln. Absatz 6 Satz 2 bis 6 gelten entsprechend.

(7) Die Absétze 1 bis 6 gelten entsprechend fiir die Ubermittlung von personenbezo-
genen Daten an

1. doffentliche und nicht 6ffentliche Stellen in Mitgliedstaaten der Europdaischen
Union sowie an tber- und zwischenstaatliche Stellen der Europaischen Union o-
der deren Mitgliedstaaten,

2. Polizei-, weitere Gefahrenabwehr- oder Strafverfolgungsbehérden der am Schen-
gen-Besitzstand teilhabenden assoziierten Staaten.

§ 56
Bereitstellung von Daten an Kontrollgremien

Delegationsmitglieder von Organisationen, die auf vélkerrechtlicher oder staatsver-
traglicher Grundlage die Einhaltung vdlkerrechtlicher Verpflichtungen seitens der Polizei
Uberprifen, erhalten wahrend ihres Besuchs von Einrichtungen der Polizei Einsicht in
personenbezogene Daten und die Ubermittlung personenbezogener Daten, soweit dies
zur Wahrnehmung der Aufgaben der Delegation erforderlich ist. Das Einsichtsrecht um-
fasst auch personenbezogene Daten besonderer Kategorien und die Ubermittlung per-
sonenbezogener Daten, soweit dies zur Wahrnehmung der Aufgaben der Delegation
unerlasslich ist.

§ 57

Ubermittlung von Daten durch nicht 6ffentliche Stellen
an den Polizeivollzugsdienst

(1) Sofern gesetzliche Regelungen dem nicht entgegenstehen, dirfen nicht 6ffentli-
che Stellen der Polizei personenbezogene Daten Ubermitteln, soweit dies erforderlich ist
zur Abwehr von Gefahren fir die 6ffentliche Sicherheit, insbesondere zur Verhiitung von
Straftaten, und sofern nicht Gberwiegende schutzwirdige Interessen der betroffenen
Person der Datentbermittiung entgegenstehen. Die Verhitung von Straftaten umfasst
auch solche Félle, bei denen bestimmte Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass die
betroffene Person innerhalb absehbarer Zeit auf eine zumindest ihrer Art nach konkreti-
sierte Weise eine terroristische Straftat begehen wird, oder das individuelle Verhalten
der betroffenen Person die konkrete Wahrscheinlichkeit begriindet, dass sie innerhalb
absehbarer Zeit eine terroristische Straftat begehen wird.

(2) Besondere Kategorien personenbezogener Daten dirfen nur Gbermittelt werden,
soweit dies zu einem der in Absatz 1 genannten Zwecke unerlasslich ist.

(3) Die Bestimmungen dieses Unterabschnitts finden entsprechend Anwendung.”

Die Uberschrift ,6. Abschnitt: Schadensausgleich, Erstattungs- und Ersatzanspriiche* wird
gestrichen.

Nach dem neuen § 57 wird folgender 5. Unterabschnitt eingeflgt:
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,D. Unterabschnitt:
Berichtigung, Loschung und Einschrankung der Datenverarbeitung

§58
Berichtigung, Loschung und Einschrdnkung der Datenverarbeitung

(1) Die Polizei hat personenbezogene Daten zu berichtigen, wenn sie unrichtig sind.
Soweit diese Daten zuvor an die Polizei Ubermittelt wurden, teilt sie der Ubermittelnden
Stelle die Berichtigung mit.

(2) Die Polizei hat personenbezogene Daten unverziiglich zu I6schen, wenn deren
Verarbeitung unzulassig ist, sie zur Erfillung einer rechtlichen Verpflichtung geléscht
werden muissen oder deren Kenntnis fir ihre Aufgabenerfillung nicht mehr erforderlich
ist.

(3) Anstatt die personenbezogenen Daten zu lI6schen, kann die Polizei deren Verar-
beitung einschranken, wenn

1. Grund zu der Annahme besteht, dass durch die Loschung schutzwirdige Interes-
sen einer betroffenen Person beeintrachtigt wirden,

2. die personenbezogenen Daten fir Zwecke eines gerichtlichen Verfahrens weiter
aufbewahrt werden muissen,

3. eine Loéschung wegen der besonderen Art der Speicherung nicht oder nur mit un-
verhaltnismaiigem Aufwand mdglich ist oder

4. die betroffene Person die Richtigkeit der personenbezogenen Daten bestreitet
und die Richtigkeit oder Unrichtigkeit nicht festgestellt werden kann.

In ihrer Verarbeitung nach Satz 1 eingeschrankte Daten dirfen nur zu dem Zweck verar-
beitet werden, der ihrer Loschung entgegenstand. Bei automatisierten Dateisystemen ist
technisch sicherzustellen, dass eine Einschrankung der Verarbeitung eindeutig erkenn-
bar ist.

(4) In Fallen der Berichtigung, Loschung oder Einschrankung der Verarbeitung nach
den Absatzen 1 bis 3 hat die Polizei der empfangenden Stelle, der die Daten Ubermittelt
wurden, diese MalZnahmen mitzuteilen. Die empfangende Stelle hat die Daten zu be-
richtigen, zu l6schen oder deren Verarbeitung einzuschrénken.

(5) Unbeschadet in Rechtsvorschriften festgesetzter Hochstspeicher- oder Léschfris-
ten prift die Polizei bei der Einzelfallbearbeitung und regelméRig nach festgesetzten
Fristen, ob die Speicherung personenbezogener Daten fur die Aufgabenerfillung noch
erforderlich ist oder die Daten zu Iéschen sind (Aussonderungspruffrist). Es ist durch ge-
eignete technische und organisatorische Mal3nahmen sicherzustellen, dass diese Fris-
ten eingehalten werden. § 49 Absatz 5 bleibt hiervon unberthrt. Eine Léschung der
personenbezogenen Daten darf nicht vorgenommen werden, wenn diese aufgrund ge-
setzlicher Vorschriften noch nicht geldscht werden durfen.

(6) Die Aussonderungspriiffristen werden vom Senator fir Inneres durch Rechtsver-
ordnung festgelegt. Sie durfen bei personenbezogenen Daten von erwachsenen Perso-
nen funf Jahre und von minderjahrigen Personen zwei Jahre nicht Giberschreiten. Die
Aussonderungspruffrist fir besondere Kategorien personenbezogener Daten darf zwei
Jahre nicht Uberschreiten.
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(7) Die Fristen beginnen mit dem Tag, an dem das letzte Ereignis eingetreten ist, das
zur Speicherung der Daten gefiihrt hat, jedoch nicht vor Entlassung der betroffenen Per-
son aus einer Justizvollzugsanstalt oder Beendigung einer mit Freiheitsentziehung ver-
bundenen Mafiregel der Besserung und Sicherung.

Nach dem neuen § 58 wird folgender 4. Abschnitt eingeflgt.

»4. Abschnitt:
Besondere Bestimmungen fir Verarbeitungen zu Zwecken
gemal Artikel 1 Absatz 1 der Richtlinie (EU) 2016/680

1. Unterabschnitt:
Anwendungsbereich, Grundsatze der Datenverarbeitung

8§ 59
Anwendungsbereich

(1) Die Vorschriften dieses Abschnitts enthalten besondere Bestimmungen fir die
Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Polizei zum Zwecke

1. der Verhiitung von Straftaten,

2. der Abwehr von Gefahren fur die offentliche Sicherheit, die durch Straftaten oder
Ordnungswidrigkeiten hervorgerufen werden, oder

3. der Ermittlung, Aufdeckung, Verfolgung oder Ahndung von Straftaten oder Ord-
nungswidrigkeiten, soweit die Polizei die personenbezogenen Daten in einem
nach MaRRgabe dieses Gesetzes eingerichteten Informationssystem verarbeitet.

(2) Die Vorschriften des 5. und 6. Unterabschnitts gelten dartber hinaus auch fur die
Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Polizei zum Zwecke der Ermittlung,
Aufdeckung, Verfolgung oder Ahndung von Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten, so-
weit nicht in der Strafprozessordnung, im Gesetz Uber Ordnungswidrigkeiten, im Bun-
desdatenschutzgesetz oder in den hierzu erlassenen Vorschriften etwas anderes
bestimmt ist.

(3) Fur die Verarbeitung von personenbezogenen Daten durch die Polizei auf3erhalb
von Zwecken nach Absatz 1 und 2 im sachlichen Anwendungsbereich der Datenschutz-
Grundverordnung gelten deren Bestimmungen und die hierzu erlassenen Vorschriften
ergédnzend zum 3. Abschnitt dieses Gesetzes.

§ 60
Grundsatze der Datenverarbeitung

(1) Personenbezogene Daten mussen
1. auf rechtm&Rige und faire Weise verarbeitet werden,

2. fir festgelegte, eindeutige und rechtmaRige Zwecke erhoben und dirfen nicht in
einer mit diesen Zwecken nicht zu vereinbarenden Weise verarbeitet werden,

3. dem Verarbeitungszweck entsprechen, fir das Erreichen des Verarbeitungs-

zwecks erforderlich sein und ihre Verarbeitung darf nicht au3er Verhaltnis zu die-
sem Zweck stehen,
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sachlich richtig und erforderlichenfalls auf dem neuesten Stand sein; dabei sind
alle angemessenen Malinahmen zu treffen, damit personenbezogene Daten, die
im Hinblick auf die Zwecke ihrer Verarbeitung unrichtig sind, unverziglich ge-
|6scht oder berichtigt werden,

in einer Form gespeichert werden, die die ldentifizierung der betroffenen Perso-
nen ermoglicht, und durfen nicht langer gespeichert werden als es fir die Zwe-
cke, fur die sie verarbeitet werden, erforderlich ist,

in einer Weise verarbeitet werden, die eine angemessene Sicherheit der perso-
nenbezogenen Daten gewahrleistet; hierzu gehdrt auch ein durch geeignete
technische und organisatorische Maflinahmen zu gewahrleistender Schutz vor
unbefugter oder unrechtmaRiger Verarbeitung, unbeabsichtigtem Verlust, unbe-
absichtigter Zerstérung oder unbeabsichtigter Schadigung.

(2) Die Polizei hat bei der Verarbeitung personenbezogener Daten soweit wie moglich
zwischen den verschiedenen Kategorien betroffener Personen zu unterscheiden. Dies
betrifft insbesondere folgende Kategorien:

1.

Personen, bei denen Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sie eine Straf-
tat begangen haben,

Personen, bei denen Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sie in naher
Zukunft eine Straftat begehen werden,

verurteilte Straftaterinnen oder Straftater,
Kontakt- oder Begleitpersonen,

Opfer einer Straftat oder Personen, bei denen bestimmte Tatsachen darauf hin-
deuten, dass sie Opfer einer Straftat sein kénnten, oder

andere Personen, die dazu beitragen kénnen, den Sachverhalt aufzuklaren, wie
insbesondere Zeugen oder Hinweisgeber.

(3) Die Polizei hat bei der Verarbeitung soweit wie moglich danach zu unterscheiden,
ob personenbezogene Daten auf Tatsachen oder auf personlichen Einschatzungen be-
ruhen. Zu diesem Zweck soll sie Beurteilungen, die auf Bewertungen oder auf personli-
chen Einschatzungen beruhen, als solche kenntlich machen. Es muss aul3erdem
feststellbar sein, welche Stelle die Unterlagen fuhrt, die der Bewertung oder der sonsti-
gen auf personlicher Einschéatzung beruhenden Beurteilung zugrunde liegen.

§61

Verarbeitung besonderer Kategorien personenbezogener Daten

Werden besondere Kategorien personenbezogener Daten verarbeitet, sind geeignete
Garantien fur die Rechtsgiter der betroffenen Personen vorzusehen. Geeignete Garan-
tien kdnnen insbesondere sein:

1.

2.

spezifische Anforderungen an die Datensicherheit oder die Datenschutzkontrolle,
die Festlegung von besonderen Aussonderungspriiffristen,
die Sensibilisierung der an Verarbeitungsvorgangen Beteiligten,

die Beschréankung des Zugangs zu den personenbezogenen Daten oder des Zu-
griffs auf diese innerhalb der Polizei,
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5. die von anderen Daten getrennte Verarbeitung,
6. die Pseudonymisierung personenbezogener Daten,
7. die Verschlusselung personenbezogener Daten oder

8. spezifische Verfahrensregelungen, die im Fall einer Ubermittlung oder Verarbei-
tung fur andere Zwecke die Rechtmaliigkeit der Verarbeitung sicherstellen.

§ 62
Profiling; automatisierte Einzelentscheidung

(1) Profiling oder eine ausschlie3lich auf einer automatischen Verarbeitung beru-
hende Entscheidung, die mit einer nachteiligen Rechtsfolge fur die betroffene Person
verbunden ist oder sie erheblich beeintrachtigt, ist nur zulassig, wenn dies ausdricklich
durch ein Gesetz erlaubt ist.

(2) Entscheidungen nach Absatz 1 dirfen nicht auf besonderen Kategorien personen-
bezogener Daten beruhen, sofern nicht geeignete MalBhahmen zum Schutz der Rechts-
guter sowie der berechtigten Interessen der betroffenen Personen getroffen wurden.

(3) Profiling, das zur Folge hat, dass betroffene Personen auf der Grundlage von be-
sonderen Kategorien personenbezogener Daten Nachteile erfahren, ist verboten.

§ 63
Anforderungen an die Sicherheit der Datenverarbeitung

(1) Die Polizei und der Auftragsverarbeiter haben unter Berilicksichtigung des Stands
der Technik, der Implementierungskosten, der Art, des Umfangs, der Umstande und der
Zwecke der Verarbeitung sowie der Eintrittswahrscheinlichkeit und der Schwere der mit
der Verarbeitung verbundenen Gefahren fiir die Rechtsgiter der betroffenen Personen
die erforderlichen technischen und organisatorischen Mafinahmen zu treffen, um bei der
Verarbeitung personenbezogener Daten ein dem Risiko angemessenes Schutzniveau
zu gewahrleisten, insbesondere im Hinblick auf die Verarbeitung besonderer Kategorien
personenbezogener Daten. Die Polizei hat hierbei die einschlagigen technischen Richtli-
nien und Empfehlungen des Bundesamtes fir Sicherheit in der Informationstechnik zu
berticksichtigen.

(2) Die in Absatz 1 genannten MalRnahmen kénnen unter anderem die Pseudonymi-
sierung und Verschliisselung personenbezogener Daten umfassen, soweit solche Mittel
in Anbetracht der Verarbeitungszwecke maoglich sind. Die MaRnahmen nach Absatz 1
sollen dazu fiihren, dass

1. die Vertraulichkeit, Integritat, Verfligbarkeit und Belastbarkeit der Systeme und
Dienste im Zusammenhang mit der Verarbeitung auf Dauer sichergestellt werden
und

2. die Verfugbarkeit der personenbezogenen Daten und der Zugang zu ihnen oder
der Zugriff auf sie bei einem physischen oder technischen Zwischenfall umge-
hend wiederhergestellt werden kdénnen.

(3) Bei der automatisierten Verarbeitung ergreift die Polizei oder der Auftragsverarbei-
ter nach einer Risikobewertung Mafinahmen, die Folgendes bezwecken:
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10.

11.

12.

13.

14.

Verwehrung des Zugangs gegeniber Unbefugten zu Verarbeitungsanlagen, mit
denen die Verarbeitung durchgefiuhrt wird (Zugangskontrolle),

Verhinderung des unbefugten Lesens, Kopierens, Veranderns oder Entfernens
oder Vernichtens von Datentragern (Datentrégerkontrolle),

Verhinderung der unbefugten Eingabe von personenbezogenen Daten sowie der
unbefugten Kenntnisnahme, Veranderung und Léschung von gespeicherten per-
sonenbezogenen Daten (Speicherkontrolle),

Verhinderung der Nutzung automatisierter Verarbeitungssysteme mit Hilfe von
Einrichtungen zur Datentbertragung durch Unbefugte (Benutzerkontrolle),

Gewahrleistung, dass die zur Benutzung eines automatisierten Verarbeitungs-
systems Berechtigten ausschlieR3lich zu den ihrer Zugriffsberechtigung unterlie-
genden personenbezogenen Daten Zugriff haben (Zugriffskontrolle),

Gewahrleistung, dass uUberprift und festgestellt werden kann, an welche Stellen
personenbezogene Daten mit Hilfe von Einrichtungen zur Datenlbertragung
ubermittelt oder zur Verfiigung gestellt wurden oder werden kénnen (Ubertra-
gungskontrolle),

Gewahrleistung, dass nachtraglich Gberprift und festgestellt werden kann, wel-
che personenbezogenen Daten zu welcher Zeit und von wem in automatisierte
Verarbeitungssysteme eingegeben oder verandert worden sind (Eingabekon-
trolle),

Gewabhrleistung, dass bei der Ubermittlung personenbezogener Daten sowie
beim Transport von Datentragern die Vertraulichkeit und Integritat der Daten ge-
schitzt wird (Transportkontrolle),

Gewahrleistung, dass eingesetzte Systeme im Storungsfall wiederhergestellt
werden kénnen (Wiederherstellbarkeit),

Gewahrleistung, dass alle Funktionen des Systems zur Verfligung stehen und
auftretende Fehlfunktionen gemeldet werden (Zuverlassigkeit),

Gewahrleistung, dass gespeicherte personenbezogene Daten nicht durch Fehl-
funktionen des Systems beschadigt werden kénnen (Datenintegritét),

Gewabhrleistung, dass personenbezogene Daten, die im Auftrag verarbeitet wer-
den, nur entsprechend den Weisungen des Auftraggebers verarbeitet werden
kénnen (Auftragskontrolle),

Gewahrleistung, dass personenbezogene Daten gegen Zerstérung oder Verlust
geschutzt sind (Verfligbarkeitskontrolle) und

Gewahrleistung, dass zu unterschiedlichen Zwecken erhobene personenbezo-
gene Daten getrennt verarbeitet werden kénnen (Trennbarkeit).

Ein Zweck nach Satz 1 Nummer 2 bis 5 kann insbesondere durch die Verwendung von
dem Stand der Technik entsprechenden Verschlisselungsverfahren erreicht werden.
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§ 64

Meldung von Verletzungen des Schutzes personenbezogener Daten
an die Landesbeauftragte oder den Landesbeauftragten
far Datenschutz und Informationsfreiheit

(1) Die Polizei hat Verletzungen des Schutzes personenbezogener Daten unverziig-
lich und mdoglichst innerhalb von 72 Stunden, nachdem ihr diese bekannt wurden, der
oder dem Landesbeauftragten fiir Datenschutz und Informationsfreiheit zu melden, es
sei denn, dass die Verletzung voraussichtlich keine Gefahr fiur die Rechtsgiter nattirli-
cher Personen darstellt. Erfolgt die Meldung nach Satz 1 nicht innerhalb von 72 Stun-
den, ist dieser eine Begriindung fur die Verzdgerung beizufligen.

(2) Ein Auftragsverarbeiter hat die Verletzung des Schutzes personenbezogener Da-
ten unverzuglich nachdem ihm diese bekannt wird, der Polizei zu melden.

(3) Die Meldung nach Absatz 1 enthalt mindestens folgende Informationen:

1. eine Beschreibung der Art der Verletzung des Schutzes personenbezogener Da-
ten, soweit moéglich mit Angabe der Kategorien und der ungefahren Anzahl der
betroffenen Personen, der betroffenen Kategorien personenbezogener Daten
und der ungefahren Anzahl der betroffenen personenbezogenen Datensatze,

2. Name und Kontaktdaten des Datenschutzbeauftragten oder einer sonstigen Per-
son oder Stelle, die weitere Informationen erteilen kann,

3. eine Beschreibung der wahrscheinlichen Folgen der Verletzung des Schutzes
personenbezogener Daten,

4. eine Beschreibung der von der Polizei ergriffenen oder vorgeschlagenen Malf3-
nahmen zur Behandlung der Verletzung des Schutzes personenbezogener Da-
ten und der getroffenen Mal3nahmen zur Abmilderung seiner moglichen
nachteiligen Auswirkungen und

5. eine Mitteilung, ob die Polizei die betroffenen Personen nach § 65 unterrichtet
hat oder unterrichten wird.

(4) Wenn die Informationen nicht mit der Meldung bereitgestellt werden kénnen, hat
die Polizei diese Informationen unverzuglich nachzureichen, sobald sie ihr vorliegen.

(5) Die Polizei hat Datenschutzverletzungen nach Absatz 1 einschlieflich aller im Zu-
sammenhang mit ihnen stehenden Tatsachen, deren Auswirkungen und der ergriffenen
Abhilfemaflinahmen zu dokumentieren. Diese Dokumentation ist der oder dem Landes-
beauftragten fur Datenschutz und Informationsfreiheit auf Verlangen zur Uberpriifung
der Einhaltung der Bestimmungen von Absatz 1 bis 4 zur Verfugung zu stellen.

(6) Soweit bei einer Datenschutzverletzung nach Absatz 1 personenbezogene Daten
betroffen sind, die von einer Stelle oder an eine Stelle in einem anderen Mitgliedstaat
der Europaischen Union ubermittelt wurden, werden die in Absatz 3 genannten Informa-
tionen dieser Stelle unverziglich Gbermittelt.
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§ 65

Unterrichtung der betroffenen Person bei Verletzungen
des Schutzes personenbezogener Daten

(1) Wenn eine Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten voraussichtlich
eine erhebliche Gefahr fir die Rechtsguiter natirlicher Personen zur Folge hat, so hat
die Polizei die betroffenen Personen unverziglich von der Verletzung zu unterrichten.

(2) Die Unterrichtung der betroffenen Personen nach Absatz 1 beschreibt in klarer
und einfacher Sprache die Art der Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten
und enthalt zumindest die in 8 64 Absatz 3 Nummer 2 bis 4
genannten Informationen und Mal3nahmen.

(3) Die Unterrichtung der betroffenen Personen nach Absatz 1 ist nicht erforderlich,
wenn

1. die Polizei geeignete technische und organisatorische Sicherheitsvorkehrungen
getroffen und diese Vorkehrungen auf die von der Verletzung des Schutzes be-
troffenen personenbezogenen Daten angewandt hat, insbesondere solche, durch
die die personenbezogenen Daten fiir alle Personen, die nicht zum Zugang zu
den oder zum Zugriff auf die personenbezogenen Daten befugt sind, unzugéang-
lich gemacht werden, etwa durch hinreichende Verschliisselung,

2. die Polizei durch im Anschluss an die Verletzung getroffene MafBnahmen sicher-
gestellt hat, dass die erhebliche Gefahr flr die Rechtsguter der betroffenen Per-
sonen nach Absatz 1 aller Wahrscheinlichkeit nach nicht mehr besteht, oder

3. dies mit einem unverhaltnismanigen Aufwand verbunden wére; in diesem Fall hat
stattdessen eine oOffentliche Bekanntmachung oder eine &hnliche Ma3nahme zu
erfolgen, durch die die betroffenen Personen vergleichbar wirksam informiert
werden.

(4) Wenn die Polizei die betroffenen Personen nicht bereits tber die Verletzung des
Schutzes personenbezogener Daten unterrichtet hat, kann die oder der Landesbeauf-
tragte fUr Datenschutz und Informationsfreiheit unter Berticksichtigung der Wahrschein-
lichkeit, mit der die Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten zu einer
erheblichen Gefahr flhrt, von der Polizei verlangen, dies nachzuholen oder feststellen,
dass bestimmte der in Absatz 3 genannten Voraussetzungen erfllt sind.

(5) Die Unterrichtung der betroffenen Personen nach Absatz 1 kann unter denin § 72
Absatz 2 genannten Voraussetzungen aufgeschoben, eingeschrankt oder unterlassen
werden.

2. Unterabschnitt:
Datentbermittlungen an Drittstaaten und an internationale Organisationen

§ 66

Allgemeine Voraussetzungen der Datenlibermittlung an Drittstaaten
und an internationale Organisationen

(1) Die Ubermittlung personenbezogener Daten an Stellen in anderen als den in § 55
Absatz 7 genannten Staaten (Drittstaaten) oder an internationale Organisationen ist bei
Vorliegen der Ubrigen flir Datentbermittiungen geltenden Voraussetzungen zulassig,
wenn
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1. die Stelle oder internationale Organisation fur die Gefahrenabwehr, Strafverfol-
gung oder Strafvollstreckung zustandig ist und

2. die Europaische Kommission nach Artikel 36 Absatz 3 der Richtlinie (EU)
2016/680 beschlossen hat, dass die Stelle oder internationale Organisation ein
angemessenes Schutzniveau bietet (Angemessenheitsbeschluss).

(2) Die Ubermittlung personenbezogener Daten hat trotz des Vorliegens eines Ange-
messenheitsbeschlusses im Sinne des Absatzes 1 Nummer 2 und des zu bertiicksichti-
genden offentlichen Interesses an der Datentubermittiung zu unterbleiben, wenn im
Einzelfall ein datenschutzrechtlich angemessener und die elementaren Menschenrechte
wahrender Umgang mit den Daten der empfangenden Stelle nicht hinreichend gesichert
ist oder sonst Uiberwiegende schutzwiirdige Interessen einer betroffenen Person entge-
genstehen. Bei ihrer Beurteilung hat die Polizei maRgeblich zu berlicksichtigen, ob die
empfangende Stelle im Einzelfall einen angemessenen Schutz der Ubermittelten Daten
garantiert.

(3) Wenn personenbezogene Daten, die aus einem anderen Mitgliedstaat der Euro-
paischen Union Ubermittelt oder zur Verfligung gestellt wurden, nach Absatz 1 ibermit-
telt werden sollen, muss diese Ubermittlung zuvor von der zustandigen Stelle des
anderen Mitgliedstaats genehmigt werden. Ubermittlungen ohne vorherige Genehmi-
gung sind nur dann zulassig, wenn die Ubermittlung erforderlich ist, um eine unmittel-
bare und ernsthafte Gefahr fur die offentliche Sicherheit eines Mitgliedstaats oder eines
Drittstaates oder fir die wesentlichen Interessen eines Mitgliedstaats abzuwehren, und
die vorherige Genehmigung nicht rechtzeitig eingeholt werden kann. Im Fall des Satzes
2 ist die Stelle des anderen Mitgliedstaats, die fur die Erteilung der Genehmigung zu-
standig gewesen ware, unverziglich tiber die Ubermittlung zu unterrichten.

(4) Die Polizei hat bei der Datenlbermittlung nach Absatz 1 durch geeignete Malf3-
nahmen sicherzustellen, dass die empfangende Stelle die Ubermittelten Daten nur dann
an Stellen in anderen Drittstaaten oder andere internationale Organisationen weiteriiber-
mittelt, wenn die Polizei diese Ubermittlung zuvor genehmigt hat. Bei der Entscheidung
Uber die Erteilung der Genehmigung hat die Polizei alle maflgeblichen Faktoren zu be-
rucksichtigen, insbesondere die Schwere der Straftat, den Zweck der urspriinglichen
Ubermittlung und das in dem Drittstaat oder der internationalen Organisation, an den o-
der an die die Daten weiteribermittelt werden sollen, bestehende Schutzniveau fir per-
sonenbezogene Daten. Eine Genehmigung darf nur dann erfolgen, wenn auch eine
direkte Ubermittlung an die Stelle im anderen Drittstaat oder die andere internationale
Organisation zulassig ware. Die Zustandigkeit fur die Erteilung der Genehmigung kann
auch abweichend geregelt werden.

(5) Die Person, deren Daten nach Absatz 1 Ubermittelt worden sind, ist hieriber zu
unterrichten. Besteht Grund zur Annahme, dass die Ubermittlung schutzwiirdige Interes-
sen der betroffenen Person beeintrachtigen wirde, ist die Person vor der Ubermittlung in
angemessener Frist anzuhéren; dies gilt nicht, soweit die sofortige Ubermittlung der Da-
ten fur den Zweck der Ubermittlung unerlasslich ist.

(6) Volkerrechtliche Vereinbarungen im Bereich der justiziellen Zusammenarbeit in
Strafsachen und der polizeilichen Zusammenarbeit, die vor dem 6. Mai 2016 geschlos-
sen wurden und mit dem vor dem genannten Datum geltenden Recht der Europdischen
Union vereinbar sind, bleiben unberthrt.
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8 67
Voraussetzungen der Datentbermittlung bei geeigneten Garantien

(1) Liegt entgegen § 66 Absatz 1 Nummer 2 kein Beschluss nach Artikel 36 Absatz 3
der Richtlinie (EU) 2016/680 vor, ist eine Ubermittlung bei Vorliegen der tbrigen Voraus-
setzungen des § 66 auch dann zulassig, wenn

1. in dem Drittstaat oder der internationalen Organisation in einem rechtsverbindli-
chen Instrument geeignete Garantien flr den Schutz personenbezogener Daten
vorgesehen sind oder

2. die Polizei nach Beurteilung aller Umsténde, die bei der Ubermittlung eine Rolle
spielen, und unter Beriicksichtigung der nach § 28 Absatz 3 des Bundeskriminal-
amtgesetzes gefuhrten Aufstellung zu der Auffassung gelangt ist, dass geeignete
Garantien fur den Schutz personenbezogener Daten bestehen.

(2) Die Polizei hat Ubermittlungen nach Absatz 1 Nummer 2 zu dokumentieren. Die
Dokumentation hat den Zeitpunkt der Ubermittlung, die Identitat der empfangenden
Stelle, den Grund der Ubermittlung und die ibermittelten personenbezogenen Daten zu
enthalten. Sie ist der oder dem Landesbeauftragten fiir Datenschutz und Informations-
freiheit auf Anforderung zur Verfigung zu stellen.

(3) Die Polizei hat die Landesbeauftragte oder den Landesbeauftragten fiir Daten-
schutz und Informationsfreiheit mindestens jahrlich tiber Ubermittlungen zu unterrichten,
die aufgrund einer Beurteilung nach Absatz 1 Nummer 2 erfolgt sind. In der Unterrich-
tung kann sie die empfangenden Stellen und die Ubermittlungszwecke angemessen ka-
tegorisieren.

§ 68
Voraussetzungen der Datenlibermittlung ohne geeignete Garantien

(1) Liegt entgegen § 66 Absatz 1 Nummer 2 kein Beschluss nach Artikel 36 Absatz 3
der Richtlinie (EU) 2016/680 vor und liegen auch keine geeigneten Garantien im Sinne
des § 67 Absatz 1 vor, ist eine Ubermittlung bei Vorliegen der tibrigen Voraussetzungen
des § 66 auch dann zulassig, wenn die Ubermittlung erforderlich ist

1. zum Schutz lebenswichtiger Interessen einer nattrlichen Person,
2. zur Wahrung berechtigter Interessen der betroffenen Person,

3. zur Abwehr einer gegenwartigen und erheblichen Gefahr fir die offentliche Si-
cherheit eines Staates,

4. im Einzelfall zu Zwecken der Gefahrenabwehr, Strafverfolgung oder Strafvollstre-
ckung oder

5. im Einzelfall zur Geltendmachung, Austibung oder Verteidigung von Rechtsan-
sprichen im Zusammenhang mit der Gefahrenabwehr, Strafverfolgung oder
Strafvollstreckung.

(2) Die Polizei hat von einer Ubermittlung nach Absatz 1 Nummer 4 und 5 abzuse-

h_en, wenn die Grundrechte der betroffenen Person das 6ffentliche Interesse an der
Ubermittlung tberwiegen.
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(3) Fir Ubermittlungen nach Absatz 1 gilt § 67 Absatz 2 und 3 entsprechend.

§ 69

Datentibermittlung an fur Gefahrenabwehr oder
Strafvollstreckung zustéandige Stellen in Drittstaaten

Die Polizei kann personenbezogene Daten zu Zwecken der Gefahrenabwehr oder
Strafvollstreckung unter Beachtung der §8 66 bis 68 an die in 8 66 Absatz 1 genannten
Stellen Ubermitteln, soweit dies erforderlich ist zur

1. Erfullung einer Aufgabe der Polizei,

2. Strafvollstreckung nach Mal3gabe der Vorschriften tiber die internationale
Rechtshilfe in strafrechtlichen Angelegenheiten oder der Vorschriften tUber die
Zusammenarbeit mit dem Internationalen Strafgerichtshof oder

3. Abwehr einer erheblichen Gefahr fur die 6ffentliche Sicherheit durch die empfan-
gende Stelle.

Entsprechendes gilt, wenn tatsachliche Anhaltspunkte dafir bestehen, dass Straftaten
von erheblicher Bedeutung begangen werden sollen. Die Polizei hat die Ubermittlung
und ihren Anlass zu dokumentieren und der empfangenden Stelle den bei der Ubermit-
telnden Stelle vorgesehenen Loschungszeitpunkt mitzuteilen.

§70
Datentbermittlung an sonstige Stellen in Drittstaaten

(1) Die Polizei kann bei Vorliegen der tbrigen fur die Datentbermittlung in Drittstaa-
ten geltenden Voraussetzungen im besonderen Einzelfall personenbezogene Daten un-
mittelbar an nicht in § 66 Absatz 1 Nummer 1 genannte Stellen in Drittstaaten
Ubermitteln, wenn die Ubermittlung fur die Erfullung inrer Aufgaben unerlasslich ist und

1. im konkreten Fall keine Grundrechte der betroffenen Person das 6ffentliche Inte-
resse an einer Ubermittlung Uberwiegen,

2. die Ubermittlung an die in § 66 Absatz 1 Nummer 1 genannten Stellen wirkungs-
los oder ungeeignet wéare, insbesondere, weil sie nicht rechtzeitig durchgefuhrt
werden kann, und

3. die Polizei der empfangenden Stelle die Zwecke der Verarbeitung mitteilt und sie
darauf hinweist, dass die Ubermittelten Daten nur in dem Umfang verarbeitet wer-
den dirfen, in dem ihre Verarbeitung fur diese Zwecke erforderlich ist.

(2) Die Polizei hat die in § 66 Absatz 1 Nummer 1 genannten Stellen unverztglich
Uber die Ubermittlung nach Absatz 1 zu unterrichten, sofern dies nicht wirkungslos oder
ungeeignet ist.

(3) Fur Ubermittlungen nach Absatz 1 gilt § 67 Absatze 2 und 3 entsprechend.

(4) Bei Ubermittlungen nach Absatz 1 hat die Polizei die empfangende Stelle zu ver-
pflichten, die Gbermittelten personenbezogenen Daten ohne ihre Genehmigung nur fiir
den Zweck zu verarbeiten, fir den sie Ubermittelt worden sind.
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3. Unterabschnitt:
Rechte der betroffenen Person

§71
Allgemeine Informationspflicht

Die Polizei stellt in allgemeiner Form und oOffentlich zuganglich die folgenden Informa-
tionen zur Verfligung:

1. die Zwecke der von ihr vorgenommenen Verarbeitungen,
2. die im Hinblick auf die Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten bestehen-
den Rechte der betroffenen Personen auf Auskunft, Berichtigung, Léschung und

Einschrankung der Verarbeitung,

3. den Namen und die Kontaktdaten der Polizei und die Kontaktdaten der oder des
Datenschutzbeauftragten,

4. das Bestehen des Rechts nach § 87, die Landesbeauftragte oder den Landesbe-
auftragten fur Datenschutz und Informationsfreiheit anzurufen, und

5. die Erreichbarkeit der oder des Landesbeauftragten fir den Datenschutz und In-
formationsfreiheit.

8§72
Unterrichtung betroffener Personen

(1) Ist die Unterrichtung betroffener Personen Uber die Verarbeitung sie betreffender
personenbezogener Daten in besonderen Rechtsvorschriften, insbesondere bei ver-
deckten MalRnahmen, vorgesehen oder angeordnet, hat diese Unterrichtung mindestens
folgende Angaben zu enthalten:

1. diein 8§ 71 genannten Angaben,
2. die Rechtsgrundlage der Verarbeitung,

3. die Dauer, fir die die personenbezogenen Daten gespeichert werden, oder, falls
dies nicht méglich ist, die Kriterien fir die Festlegung dieser Dauer,

4. gegebenenfalls die Kategorien von empfangende Stellen der personenbezoge-
nen Daten,

5. erforderlichenfalls weitere Informationen, insbesondere wenn die personenbezo-
genen Daten ohne Wissen der betroffenen Person erhoben wurden sowie

6. gegebenenfalls das Vorliegen einer automatisierten Einzelentscheidung nach
§ 62 und Ausfuihrungen zu den dabei bertcksichtigten Einzelkriterien und ihrer
Gewichtung.

(2) Die Polizei kann die Unterrichtung nach Absatz 1 aufschieben, einschranken oder
unterlassen, soweit und solange durch die Unterrichtung

1. behordliche oder gerichtliche Untersuchungen, Ermittlungen oder Verfahren be-
hindert wirden,
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2. die Verhitung, Aufdeckung, Ermittlung oder Verfolgung von Straftaten oder die
Strafvollstreckung beeintrachtigt wirden,

3. die offentliche Sicherheit gefahrdet wiirde oder
4. die Rechtsguter Dritter gefahrdet wirden

und wenn das Interesse an dem Aufschub, der Einschrankung oder der Unterlassung
der Unterrichtung gegentber dem Informationsinteresse der betroffenen Person Uber-
wiegt. § 73 Absatz 6 gilt entsprechend.

(3) Bezieht sich die Unterrichtung auf die Ubermittlung personenbezogener Daten an
Verfassungsschutzbehorden, den Bundesnachrichtendienst, den Militdrischen Abschirm-
dienst oder, soweit die Sicherheit des Bundes berlhrt wird, andere Behdrden des Ge-
schéaftsbereichs des fir Verteidigung zustandigen Bundesministeriums, ist sie nur mit
Genehmigung dieser Stellen zulassig.

(4) Im Fall der Einschrankung der Unterrichtung nach Absatz 3 gilt 8§ 73 Absatz 5 ent-
sprechend.

873
Auskunftsrecht

(1) Die Polizei hat betroffenen Personen auf Antrag Auskunft dariiber zu erteilen, ob
sie die Person betreffende Daten verarbeitet. Betroffene Personen haben dariiber hin-
aus das Recht, Informationen zu erhalten Uber

1. die sie betreffenden personenbezogenen Daten, die Gegenstand der Verarbei-
tung sind, und die Kategorie, zu der sie gehoren,

2. die verfligbaren Informationen tber die Herkunft der Daten,
3. die Zwecke der Verarbeitung und deren Rechtsgrundlage,

4. die empfangenden Stellen oder die Kategorien von empfangenden Stellen, ge-
genuber denen die sie betreffenden personenbezogenen Daten offengelegt wor-
den sind, insbesondere bei empfangenden Stellen in Drittstaaten oder bei
internationalen Organisationen,

5. die fur die Daten geltende Speicherdauer oder, falls dies nicht mdglich ist, die
Kriterien fur die Festlegung dieser Dauer,

6. das Bestehen eines Rechts auf Berichtigung, Léschung oder Einschrankung der
Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Polizei,

7. das Recht nach § 87, die Landesbeauftragte oder den Landesbeauftragten fur
Datenschutz und Informationsfreiheit anzurufen, sowie

8. Angaben zur Erreichbarkeit der oder des Landesbeauftragten fir Datenschutz
und Informationsfreiheit.

Bezieht sich die Auskunftserteilung auf die Ubermittlung personenbezogener Daten an
Verfassungsschutzbehérden, den Bundesnachrichtendienst, den Militdrischen Abschirm-
dienst oder, soweit die Sicherheit des Bundes beruhrt wird, andere Behotrden des Ge-
schéaftsbereichs des fir Verteidigung zustandigen Bundesministeriums, ist sie nur mit
Genehmigung dieser Stellen zulassig.
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(2) Die Auskunftserteilung unterbleibt, wenn die betroffene Person keine Angaben
macht, die das Auffinden der Daten ermoglichen, und deshalb der fir die Erteilung der
Auskunft erforderliche Aufwand aufRer Verhaltnis zu dem von der betroffenen Person
geltend gemachten Informationsinteresse steht.

(3) Die Polizei kann unter den Voraussetzungen des 8§ 72 Absatz 3 von der Auskunft
nach Absatz 1 Satz 1 absehen oder die Auskunftserteilung nach Absatz 1 Satz 3 teil-
weise oder vollstandig einschranken.

(4) Die Polizei hat die betroffene Person unverziglich Giber das Absehen von oder die
Einschréankung einer Auskunft schriftlich zu unterrichten. Dies gilt nicht, wenn bereits die
Erteilung dieser Informationen eine Gefahrdung im Sinne des 8 72 Absatz 3 mit sich
bringen wiirde. Die Unterrichtung nach Satz 1 ist zu begriinden, es sei denn, dass die
Mitteilung der Griinde den mit dem Absehen von oder der Einschrankung der Auskunft
verfolgten Zweck gefahrden wirde.

(5) Wird die betroffene Person nach Absatz 4 tber die Verweigerung oder die Ein-
schrankung der Auskunft unterrichtet, kann sie ihr Auskunftsrecht auch tber die Landes-
beauftragte oder den Landesbeauftragten flir Datenschutz und Informationsfreiheit
ausiben. Die Polizei hat die betroffene Person Uber diese Moglichkeit zu unterrichten.
Macht die betroffene Person von ihrem Recht nach Satz 1 Gebrauch, ist die Auskunft
auf ihr Verlangen der oder dem Landesbeauftragten flir Datenschutz und Informations-
freiheit zu erteilen. Die oder der Landesbeauftragte fiir Datenschutz und Informations-
freiheit hat die betroffene Person zumindest dartiber zu unterrichten, dass alle
erforderlichen Priifungen oder eine Uberprifung durch sie oder ihn erfolgt sind. Diese
Mitteilung kann die Information enthalten, ob datenschutzrechtliche Verstol3e festgestellt
wurden. Die Mitteilung der oder des Landesbeauftragten fiir Datenschutz und Informati-
onsfreiheit an die betroffene Person darf keine Riickschlisse auf den Erkenntnisstand
der Polizei zulassen, sofern diese nicht einer weitergehenden Auskunft zustimmt. Die o-
der der Landesbeauftragte fur Datenschutz und Informationsfreiheit hat zudem die be-
troffene Person Uber ihr Recht auf einen gerichtlichen Rechtsbehelf Gber die Austibung
ihres Rechts nach Satz 1 zu unterrichten.

(6) Die Polizei hat die sachlichen oder rechtlichen Griinde fir die Entscheidung zu do-
kumentieren. Diese Dokumentation ist der oder dem Landesbeauftragten fur Daten-
schutz und Informationsfreiheit auf Verlangen zur Verfigung zu stellen.

§74

Rechte auf Berichtigung und Léschung
sowie Einschrankung der Verarbeitung

(1) Die betroffene Person hat das Recht, von der Polizei unverziiglich die Berichti-
gung sie betreffender unrichtiger Daten zu verlangen. Insbesondere im Fall von Aussa-
gen oder Beurteilungen betrifft die Frage der Richtigkeit nicht den Inhalt der Aussage
oder der Beurteilung. Wenn die Richtigkeit oder Unrichtigkeit der Daten nicht festgestellt
werden kann, tritt an die Stelle der Berichtigung eine Einschrankung der Verarbeitung. In
diesem Fall hat die Polizei die betroffene Person zu unterrichten, bevor sie die Ein-
schrankung wieder aufhebt. Die betroffene Person kann zudem die Vervollstdndigung
unvollstandiger personenbezogener Daten verlangen, wenn dies unter Bertcksichtigung
der Verarbeitungszwecke angemessen ist.

(2) Die betroffene Person hat das Recht, von der Polizei unverziiglich die Léschung
sie betreffender Daten zu verlangen, wenn deren Verarbeitung unzuléssig oder deren
Kenntnis fir die Aufgabenerfillung nicht mehr erforderlich ist oder diese zur Erfillung ei-
ner rechtlichen Verpflichtung geldscht werden missen.
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(3) 8 58 Absatz 3 und 4 gelten entsprechend.

(4) Die Polizei hat die betroffene Person Uber eine Verweigerung der Berichtigung o-
der Lschung personenbezogener Daten oder lber die an deren Stelle tretende Ein-
schrankung der Verarbeitung schriftlich zu unterrichten. Dies gilt nicht, wenn die
Erteilung dieser Informationen eine Gefahrdung im Sinne des § 72 Absatz 3 mit sich
bringen wiirde. Die Unterrichtung nach Satz 1 ist zu begrinden, es sei denn, dass die
Mitteilung der Griinde den mit dem Absehen von der Unterrichtung verfolgten Zweck ge-
fahrden wirde.

(5) 8 73 Absatz 5 und 6 finden entsprechende Anwendung.

8§75
Verfahren fur die Ausiibung der Rechte der betroffenen Person

(1) Die Polizei hat mit betroffenen Personen unter Verwendung einer klaren und ein-
fachen Sprache in praziser, verstandlicher und leicht zuganglicher Form zu kommunizie-
ren. Unbeschadet besonderer Formvorschriften soll sie bei der Beantwortung von
Antragen grundsatzlich die fur den Antrag gewahlte Form verwenden.

(2) Unbeschadet des § 73 Absatz 4 und des § 74 Absatz 4 setzt die Polizei die be-
troffene Person unverziglich, in jedem Fall aber innerhalb eines Monats nach Eingang
des Antrags, schriftlich dartiber in Kenntnis, wie mit ihrem Antrag verfahren wurde. Diese
Frist kann um weitere zwei Monate von der Polizei verlangert werden, wenn dies unter
Berticksichtigung der Komplexitat und der Anzahl von Antragen erforderlich ist. Die Poli-
zei unterrichtet die betroffene Person innerhalb eines Monats nach Eingang des Antrags
Uber eine Fristverlangerung, zusammen mit den Griinden fiir die Verzdgerung.

(3) Informationen nach § 71, Unterrichtungen nach § 72, Mitteilungen nach § 65 und
die Bearbeitung von Antragen nach den 88 73 und 74 erfolgen fur die betroffene Person
unentgeltlich. Bei offenkundig unbegriindeten oder exzessiven Antragen der betroffenen
Person nach den 88 73 und 74 kann die Polizei entweder Verwaltungskosten auf der
Grundlage des Verwaltungsaufwands verlangen oder sich weigern, aufgrund des An-
trags tatig zu werden. In diesem Fall tragt die Polizei die Beweislast fiir den offenkundig
unbegriindeten oder exzessiven Charakter des Antrags und weist die antragstellende
Person nach Feststellung des offensichtlich unbegriindeten oder exzessiven Antrags auf
die Weigerung oder Entgeltlichkeit hin.

(4) Hat die Polizei begriindete Zweifel an der Identitat der betroffenen Person, die den
Antrag nach den 88 73 oder 74 stellt, so kann sie bei der betroffenen Person zusétzliche
Informationen oder Nachweise anfordern, die zur Bestatigung ihrer Identitéat erforderlich
sind.

(5) Beim Einreichen einer Beschwerde, bei Wahrnehmung der in den 88 87 und 88
genannten Rechte oder in gerichtlichen Verfahren tber die Verletzung der Rechte nach
diesem Abschnitt kann sich die betroffene Person von einer Stelle, einer Organisation
oder einem Verband gemalf3 Artikel 55 der Richtlinie (EU) 2016/680 vertreten lassen.
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4. Unterabschnitt:
Pflichten der Polizei und Auftragsverarbeiter

876
Pflichten der Polizei

(1) Die Polizei hat sowohl zum Zeitpunkt der Festlegung der Mittel fur die Verarbei-
tung als auch zum Zeitpunkt der eigentlichen Verarbeitung angemessene Vorkehrungen
zu treffen, die geeignet sind, Datenschutzgrundséatze wirksam umzusetzen und die not-
wendigen Garantien in die Verarbeitung aufzunehmen, um den gesetzlichen Anforderun-
gen zu gentgen und die Rechte der betroffenen Personen zu schiitzen. Sie hat hierbei
den Stand der Technik, die Implementierungskosten und die Art, den Umfang, die Um-
stande und die Zwecke der Verarbeitung sowie die unterschiedliche Eintrittswahrschein-
lichkeit und Schwere der mit der Verarbeitung verbundenen Gefahrdung fur die
Rechtsguter der betroffenen Personen zu beriicksichtigen.

(2) Die Polizei hat geeignete technische und organisatorische Malinahmen zu treffen,
die sicherstellen, dass durch Voreinstellung grundsétzlich nur solche personenbezoge-
nen Daten verarbeitet werden, deren Verarbeitung flr den jeweiligen bestimmten Verar-
beitungszweck erforderlich ist. Diese Verpflichtung gilt fir die Menge der erhobenen
personenbezogenen Daten, den Umfang deren Verarbeitung, deren Speicherdauer und
deren Zuganglichkeit oder Zugriffsmdglichkeit. Die MaBnahmen missen inshesondere
sicherstellen, dass personenbezogene Daten durch Voreinstellungen nicht ohne Eingrei-
fen der Person einer unbestimmten Anzahl von Personen zuganglich gemacht werden
koénnen.

(3) Die Polizei ermoglicht, dass alle Beschéftigten der Polizei der oder dem Daten-
schutzbeauftragten sowie der Landesbeauftragten fir Datenschutz und Informationsfrei-
heit vertrauliche Hinweise Uber die im Verantwortungsbereich der Polizei erfolgende
mdogliche VersttRe gegen Datenschutzvorschriften ohne Einhaltung des Dienstwegs zu-
leiten kbnnen. Den Beschéftigten der Polizei dirfen aufgrund eines Hinweises nach
Satz 1 im Dienst keine rechtlichen oder tatséchlichen Nachteile entstehen. Sofern eine
beschaftige Person der Polizei darlegt, dass ihr ein Nachteil nach Satz 2 entstanden ist
und sie eine vertrauliche Meldung nach Satz 1 gemacht hat, tragt die Polizei die Beweis-
last dafiir, dass sie die beschéftige Person nicht wegen der vertraulichen Meldung be-
nachteiligt hat. Die Erméachtigung zur Strafverfolgung nach § 353b Absatz 4 Satz 2
Nummer 3 des Strafgesetzbuchs wird im Falle der zulassigen Austibung des Rechts
nach Satz 1 nicht erteilt.

(4) Die Polizei berichtet dem fur Datenschutz zustandigen Ausschuss der Birger-
schaft kalenderjahrlich Gber die nach Absatz 1 getroffenen Vorkehrungen und aufge-
nommenen Garantien, Uber die nach Absatz 2 getroffenen technischen und
organisatorischen MaRnahmen sowie tiber den Umfang der nach Absatz 3 eingegange-
nen vertraulichen Hinweise.

8§77
Gemeinsame Verantwortlichkeit

Legt die Polizei gemeinsam mit einer anderen Stelle oder mehreren anderen Stellen
die Zwecke und die Mittel der Verarbeitung fest, gelten sie als gemeinsam Verantwortli-
che. Die gemeinsam Verantwortlichen haben ihre jeweiligen Aufgaben und datenschutz-
rechtlichen Verantwortlichkeiten in transparenter Form in einer Vereinbarung
festzulegen, soweit diese nicht bereits in Rechtsvorschriften festgelegt sind. Aus der
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Vereinbarung muss insbesondere hervorgehen, wie und gegeniiber wem betroffene Per-
sonen ihre Rechte wahrnehmen kénnen und wer welchen Informationspflichten nachzu-
kommen hat. Eine entsprechende Vereinbarung hindert die betroffene Person nicht, ihre
Rechte gegeniber jedem der gemeinsam Verantwortlichen geltend zu machen.

8§78
Auftragsverarbeitung

(1) Werden personenbezogene Daten im Auftrag der Polizei durch andere Personen
oder Stellen verarbeitet, hat die Polizei fiir die Einhaltung der Vorschriften dieses Geset-
zes und anderer Vorschriften Giber den Datenschutz zu sorgen. Die Rechte der betroffe-
nen Person auf Auskunft, Berichtigung, Loschung, Einschrankung der Verarbeitung und
Schadensersatz sind in diesem Fall gegeniiber der Polizei geltend zu machen.

(2) Die Polizei darf nur solche Auftragsverarbeiter mit der Verarbeitung personenbe-
zogener Daten beauftragen, die mit geeigneten technischen und organisatorischen Mal3-
nahmen sicherstellen, dass die Verarbeitung im Einklang mit den gesetzlichen
Anforderungen erfolgt und der Schutz der Rechte der betroffenen Personen gewahrleis-
tet wird.

(3) Auftragsverarbeiter durfen ohne vorherige schriftliche Genehmigung der Polizei
keine weiteren Auftragsverarbeiter hinzuziehen. Hat die Polizei dem Auftragsverarbeiter
eine allgemeine Genehmigung zur Hinzuziehung weiterer Auftragsverarbeiter erteilt, hat
der Auftragsverarbeiter die Polizei Uber jede beabsichtigte Hinzuziehung oder Ersetzung
zu informieren. Die Polizei kann in diesem Fall die Hinzuziehung oder Ersetzung unter-
sagen.

(4) Zieht ein Auftragsverarbeiter einen weiteren Auftragsverarbeiter hinzu, so hat er
diesem dieselben Verpflichtungen aus seinem Vertrag mit der Polizei nach Absatz 5 auf-
zuerlegen, die auch fur ihn gelten, soweit diese Pflichten flir den weiteren Auftragsverar-
beiter nicht schon aufgrund anderer Vorschriften verbindlich sind. Erfillt ein weiterer
Auftragsverarbeiter diese Verpflichtungen nicht, so haftet der ihn beauftragende Auf-
tragsverarbeiter gegeniiber der Polizei fir die Einhaltung der Pflichten des weiteren Auf-
tragsverarbeiters.

(5) Die Verarbeitung durch einen Auftragsverarbeiter hat auf der Grundlage eines
Vertrags oder eines anderen Rechtsinstruments zu erfolgen, der oder das den Auf-
tragsverarbeiter an die Polizei bindet und der oder das den Gegenstand, die Dauer, die
Art und den Zweck der Verarbeitung, die Art der personenbezogenen Daten, die Katego-
rien betroffener Personen und die Rechte und Pflichten der Polizei festlegt. Der Vertrag
oder das andere Rechtsinstrument haben insbesondere vorzusehen, dass der Auf-
tragsverarbeiter

1. nur auf dokumentierte Weisung der Polizei handelt; ist der Auftragsverarbeiter
der Auffassung, dass eine Weisung rechtswidrig ist, hat er die Polizei unverzig-
lich zu informieren;

2. gewabhrleistet, dass die zur Verarbeitung der personenbezogenen Daten befug-
ten Personen zur Vertraulichkeit verpflichtet werden, soweit sie keiner angemes-
senen gesetzlichen Verschwiegenheitspflicht unterliegen;

3. die Polizei mit geeigneten Mitteln dabei unterstitzt, die Einhaltung der Bestim-
mungen Uber die Rechte der betroffenen Person zu gewahrleisten;

4. alle personenbezogenen Daten nach Abschluss der Erbringung der Verarbei-
tungsleistungen nach Wabhl der Polizei zurlickgibt oder I6scht und bestehende
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Kopien vernichtet, wenn nicht nach einer Rechtsvorschrift eine Verpflichtung zur
Speicherung der personenbezogenen Daten besteht;

5. der Polizei alle erforderlichen Informationen, insbesondere die nach § 81 gene-
rierten Protokolle, zum Nachweis der Einhaltung seiner Pflichten zur Verfligung
stellt;

6. Uberpriifungen, die von der Polizei oder einem anderen von diesem beauftragten
Prifer durchgefuhrt werden, ermdéglicht und dazu beitragt;

7. die in den Absétzen 3 und 4 aufgefihrten Bedingungen fiir die Inanspruchnahme
der Dienste eines weiteren Auftragsverarbeiters einhalt;

8. alle nach § 63 erforderlichen Malinahmen ergreift und

9. unter Bertcksichtigung der Art der Verarbeitung und der ihm zur Verfligung ste-
henden Informationen der Polizei bei der Einhaltung der in den 88 63 bis 65 so-
wie 82 und 86 genannten Pflichten unterstitzt.

(6) Der Vertrag oder ein anderes Rechtsinstrument im Sinne des Absatzes 5 sind
schriftlich oder elektronisch abzufassen. Soweit aufzubewahrende Unterlagen der oder
dem Landesbeauftragten fir Datenschutz und Informationsfreiheit vorzulegen sind, ist
§ 147 Absatz 5 Abgabenordnung entsprechend anwendbar.

(7) Ein Auftragsverarbeiter, der unter Verstol3 gegen diese Bestimmung die Zwecke
und Mittel der Verarbeitung bestimmt, gilt in Bezug auf diese Verarbeitung als verant-
wortlich im Sinne des Absatzes 1 Satz 2.

8§79
Verarbeitung auf Weisung; Datengeheimnis

(1) Jede der Polizei oder einem Auftragsverarbeiter unterstellte Person, die Zugang
zu personenbezogenen Daten oder Zugriff auf diese hat, darf diese nicht unbefugt verar-
beiten (Datengeheimnis), sondern ausschlie3lich auf Weisung der Polizei, es sei denn,
dass sie nach einer Rechtsvorschrift zur Verarbeitung verpflichtet ist. Das Datengeheim-
nis besteht auch nach der Beendigung der Tatigkeit fort.

(2) Die mit der Datenverarbeitung befassten Personen sind vor der Aufnahme ihrer
Tatigkeit Uber die den Datenschutz betreffenden Vorschriften zu unterrichten.

§ 80
Verzeichnis von Verarbeitungstatigkeiten

(1) Die Polizei hat ein Verzeichnis aller Kategorien von Verarbeitungstatigkeiten zu
fuhren, die in ihre Zustandigkeit fallen. Dieses Verzeichnis hat die folgenden Angaben zu
enthalten:

1. den Namen und die Kontaktdaten der Polizei sowie den Namen und die Kontakt-
daten des Datenschutzbeauftragten,

2. die Zwecke der Verarbeitung,

3. die Kategorien von empfangenden Stellen, gegenuber denen die personenbezo-
genen Daten offengelegt worden sind oder noch offengelegt werden sollen,
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eine Beschreibung der Kategorien betroffener Personen und der Kategorien per-
sonenbezogener Daten,

gegebenenfalls die Verwendung von Profiling,

gegebenenfalls die Kategorien von Ubermittlungen personenbezogener Daten an
Stellen in einem Drittstaat oder an eine internationale Organisation,

Angaben Uber die Rechtsgrundlage der Verarbeitung,
die vorgesehenen Fristen fur die Loschung oder die Uberpriifung der Erforder-
lichkeit der Speicherung der verschiedenen Kategorien personenbezogener Da-

ten und

eine allgemeine Beschreibung der technischen und organisatorischen Maf3nah-
men nach § 63.

(2) Der Auftragsverarbeiter hat ein Verzeichnis aller Kategorien von Verarbeitungen
zu fuhren, die er im Auftrag der Polizei durchfuhrt, welches Folgendes zu enthalten hat:

1.

den Namen und die Kontaktdaten des Auftragsverarbeiters, jedes Verantwortli-
chen, in dessen Auftrag der Auftragsverarbeiter tatig ist, sowie gegebenenfalls
des Datenschutzbeauftragten,

gegebenenfalls Ubermittlungen von personenbezogenen Daten an Stellen in ei-
nem Drittstaat oder an eine internationale Organisation, sofern dies von der Poli-
zei entsprechend angewiesen wird, einschliefZlich der Identifizierung des
Drittstaats oder der internationalen Organisation und

eine allgemeine Beschreibung der technischen und organisatorischen Maf3nah-
men nach 8§ 63.

(3) Die in den Absétzen 1 und 2 genannten Verzeichnisse sind schriftlich oder elekt-
ronisch zu fuhren.

(4) Die Polizei und Auftragsverarbeiter haben auf Anforderung ihre Verzeichnisse der
oder dem Landesbeauftragten fur Datenschutz und Informationsfreiheit zur Verfligung
zu stellen.

§81

Protokollierung

(1) In automatisierten Verarbeitungssystemen haben die Polizei und Auftragsverar-
beiter mindestens die folgenden Verarbeitungsvorgénge zu protokollieren:

1.

2.

Erhebung,

Veréanderung,

Abfrage,

Offenlegung einschlieBlich Ubermittlung,
Kombination und

Loschung.
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(2) Die Protokolle Uber Abfragen und Offenlegungen missen es ermdglichen, die Be-
grindung, das Datum und die Uhrzeit dieser Vorgange und soweit wie moglich die Iden-
titat der Person, die die personenbezogenen Daten abgefragt oder offengelegt hat, und
die Identitat der empfangenden Stelle der Daten festzustellen.

(3) Die Protokolle diirfen ausschlieRlich fiir die Uberpriifung der Rechtmé&Rigkeit der
Datenverarbeitung durch die Datenschutzbeauftragten, die Landesbeauftragte oder den
Landesbeauftragten fiir Datenschutz und Informationsfreiheit und die betroffene Person
sowie fur die Eigentiberwachung, fur die Gewahrleistung der Integritat und Sicherheit
der personenbezogenen Daten sowie fur Straf-, Ordnungswidrigkeiten- oder Disziplinar-
verfahren verwendet werden.

(4) Die Protokolldaten sind am Ende des auf deren Generierung folgenden Jahres zu
[6schen, frihestens aber nach Abschluss der Datenschutzkontrolle nach 8§ 38 Absatz 6.

(5) Die Polizei und der Auftragsverarbeiter stellen die Protokolle der oder dem Lan-
desbeauftragten fur Datenschutz und Informationsfreiheit auf Anforderung zur Verfu-

gung.

(6) Absatze 1 und 2 gelten nicht, soweit es im Ausnahmefall fiir die vor dem 6. Mai
2016 eingerichteten automatisierten Verarbeitungssysteme mit einem unverhaltnismaf3i-
gen Aufwand verbunden ist, diese mit den Anforderungen aus Absatz 1 und 2 in Ein-
klang zu bringen.

§82
Durchflihrung einer Datenschutz-Folgenabschétzung

(1) Hat eine Form der Verarbeitung, insbesondere bei Verwendung neuer Technolo-
gien, aufgrund der Art, des Umfangs, der Umsténde und der Zwecke der Verarbeitung
voraussichtlich eine hohe Gefahrdung fir die Rechtsguter betroffener Personen zur
Folge, so hat die Polizei vorab eine Abschatzung der Folgen der vorgesehenen Verar-
beitungsvorgange fir die betroffenen Personen durchzufiihren.

(2) Die Datenschutz-Folgenabschétzung hat den Rechten der von der Verarbeitung
betroffenen Personen Rechnung zu tragen und zumindest Folgendes zu enthalten:

1. eine systematische Beschreibung der geplanten Verarbeitungsvorgange und der
Zwecke der Verarbeitung,

2. eine Bewertung der Notwendigkeit und Verhaltnismafigkeit der Verarbeitungs-
vorgange in Bezug auf den Zweck,

3. eine Bewertung der Gefahren fir die Rechtsguter der betroffenen Personen und
4. die MaRnahmen, mit denen bestehenden Gefahren abgeholfen werden soll, ein-
schlieBlich der Garantien, der Sicherheitsvorkehrungen und der Verfahren, durch

die der Schutz personenbezogener Daten sichergestellt und die Einhaltung der
gesetzlichen Vorgaben nachgewiesen werden soll.
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5. Unterabschnitt:
Die oder der Landesbeauftragte fur Datenschutz und Informationsfreiheit

8 83
Aufsichtsbehodrde

(1) Die oder der Landesbeauftragte fir Datenschutz und Informationsfreiheit (Landes-
beauftragte) Uberwacht als Aufsichtsbehérde im Sinne des Artikels 41 der Richtlinie (EU)
2016/680 fur den Anwendungsbereich dieses Gesetzes die Einhaltung der Vorschriften
Uber den Datenschutz. Sie oder er ist zustandig fur die Erfullung der Aufgaben und Aus-
tibung der Befugnisse, die ihr oder ihm durch dieses Gesetz tbertragen wurden.

(2) Die 88 16 bis 20 des Bremischen Ausfiihrungsgesetzes zur EU-Datenschutz-
Grundverordnung gelten entsprechend; 8§ 20 gilt entsprechend auch fir die Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter der oder des Landesbeauftragten fir Datenschutz und Informations-
freiheit.

8§84
Aufgaben

(1) Die oder der Landesbeauftragte fir Datenschutz und Informationsfreiheit hat im
Anwendungsbereich dieses Gesetzes die Aufgaben,

1. die Anwendung der datenschutzrechtlichen Regelungen dieses Gesetzes zu
Uberwachen und durchzusetzen,

2. die Offentlichkeit fur die Risiken, Vorschriften, Garantien und Rechte im Zusam-
menhang mit der Verarbeitung personenbezogener Daten zu sensibilisieren und
sie dariiber aufzuklaren,

3. die Birgerschaft (Landtag), den Senat und andere Einrichtungen und Gremien
Uber legislative und administrative Mal3hahmen zum Schutz der Rechte und Frei-
heiten natlrlicher Personen in Bezug auf die Verarbeitung personenbezogener
Daten zu beraten,

4. die Polizei und die Auftragsverarbeiter fur die ihnen aus diesem Gesetz und
sonstigen Vorschriften Uber den Datenschutz, einschlie3lich den zur Umsetzung
der Richtlinie (EU) 2016/680 erlassenen Rechtsvorschriften, entstehenden Pflich-
ten zu sensibilisieren,

5. auf Anfrage jeder betroffenen Person Informationen Uber die Ausubung ihrer
Rechte aufgrund dieses Gesetzes und sonstiger Vorschriften tiber den Daten-
schutz, einschlief3lich der zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2016/680 erlasse-
nen Rechtsvorschriften, zur Verfiigung zu stellen und gegebenenfalls zu diesem
Zweck mit den Aufsichtsbehérden in anderen Mitgliedstaaten der Europaischen
Union zusammenzuarbeiten,

6. sich mit Beschwerden einer betroffenen Person nach § 87 oder Beschwerden ei-
ner Stelle, einer Organisation oder eines Verbandes nach Artikel 55 der Richtlinie
(EU) 2016/680 zu befassen, den Gegenstand der Beschwerde in angemesse-
nem Umfang zu untersuchen und die Beschwerdefuhrerin oder den Beschwerde-
fuhrer innerhalb einer angemessenen Frist Giber den Fortgang und das Ergebnis
der Untersuchung zu unterrichten, insbesondere wenn eine weitere Untersu-
chung oder Koordinierung mit einer anderen Aufsichtsbehdérde notwendig ist,
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7. mit anderen Aufsichtsbehtrden im Sinne des Artikels 41 der Richtlinie (EU)
2016/680 zusammenzuarbeiten, auch durch Informationsaustausch, und ihnen
Amitshilfe zu leisten, um die einheitliche Anwendung und Durchsetzung dieses
Gesetzes und sonstiger zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2016/680 erlassenen
Rechtsvorschriften zu gewahrleisten,

8. Untersuchungen Uber die Anwendung dieses Gesetzes und weiterer zur Umset-
zung der Richtlinie (EU) 2016/680 erlassenen Rechtsvorschriften durchzufihren,
auch auf der Grundlage von Informationen einer anderen Aufsichtsbehérde im
Sinne des Artikels 41 der Richtlinie (EU) 2016/680 oder einer anderen Behdorde,

9. maldgebliche Entwicklungen zu verfolgen, soweit sie sich auf den Schutz perso-
nenbezogener Daten nach diesem Abschnitt auswirken, insbesondere die Ent-
wicklung der Informations- und Kommunikationstechnologie und der
Verwaltungspraktiken,

10. Beratung in Bezug auf die in 8 86 genannten Verarbeitungsvorgange zu leisten
und

11. Beitrage zur Tatigkeit des Europaischen Datenschutzausschusses zu leisten.

(2) Die Polizei und die Auftragsverarbeiter arbeiten auf Anfrage der oder des Landes-
beauftragten fur Datenschutz und Informationsfreiheit bei der Erflllung ihrer Aufgaben
mit dieser oder diesem zusammen. Soweit aufzubewahrende Unterlagen der oder dem
Landesbeauftragten fiir Datenschutz und Informationsfreiheit vorzulegen sind, ist 8 147
Absatz 5 Abgabenordnung entsprechend anwendbar.

(3) Die oder der Landesbeauftragte flr Datenschutz und Informationsfreiheit erleich-
tert das Einreichen der in Absatz 1 Satz 1 Nummer 6 genannten Beschwerden nach
8 87 durch MalRnahmen wie etwa die Bereitstellung eines Beschwerdeformulars, das
auch elektronisch ausgefullt werden kann, ohne dass andere Kommunikationsmittel aus-
geschlossen werden.

(4) Die Erfullung der Aufgaben der oder des Landesbeauftragten fir Datenschutz und
Informationsfreiheit ist fir die betroffene Person unentgeltlich. Bei offenkundig unbegrin-
deten oder exzessiven Anfragen, wie beispielsweise bei deren besonders haufigen Wie-
derholung, kann die oder der Landesbeauftragte fir Datenschutz und
Informationsfreiheit eine angemessene Gebihr auf der Grundlage der Verwaltungskos-
ten verlangen oder sich weigern, aufgrund der Anfrage tatig zu werden. In diesem Fall
tragt die oder der Landesbeauftragte fur Datenschutz und Informationsfreiheit die Be-
weislast fur den offenkundig unbegriindeten oder exzessiven Charakter der Anfrage.

§85
Befugnisse

(1) Stellt die oder der Landesbeauftragte fur Datenschutz und Informationsfreiheit bei
der Datenverarbeitung Verstol3e oder sonstige Mangel bei der Verarbeitung oder Nut-
zung personenbezogener Daten nach diesem Gesetz fest, beanstandet sie oder er dies
gegeniber der zustandigen Stelle und fordert diese zur Stellungnahme innerhalb einer
von ihr oder ihm zu bestimmenden Frist auf. Die oder der Landesbeauftragte fir Daten-
schutz und Informationsfreiheit kann von einer Beanstandung absehen oder auf eine
Stellungnahme verzichten, insbesondere wenn es sich um unerhebliche oder inzwischen
beseitigte Mangel handelt. Die Stellungnahme soll auch eine Darstellung der Mal3nah-
men enthalten, die aufgrund der Beanstandung der oder des Landesbeauftragten fur
Datenschutz und Informationsfreiheit getroffen worden sind. Die oder der Landesbeauf-
tragte fur Datenschutz und Informationsfreiheit kann die Polizei auch davor warnen,
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dass beabsichtigte Verarbeitungsvorgange voraussichtlich gegen in diesem Gesetz ent-
haltene oder andere auf die jeweilige Datenverarbeitung anzuwendende Vorschriften
Uber den Datenschutz verstof3en.

(2) Sofern die oder der Landesbeauftragte flr Datenschutz und Informationsfreiheit
Verstol3e nach Absatz 1 beanstandet hat und der Verstol3 nach der Abgabe der Stel-
lungnahme der Polizei oder nach Ablauf der Frist zur Stellungnahme fortbesteht, kann
die oder der Landesbeauftragte fir Datenschutz und Informationsfreiheit gegeniber der
Polizei geeignete Malinahmen anordnen, wenn dies zur Beseitigung eines erheblichen
Verstol3es gegen datenschutzrechtliche Vorschriften erforderlich ist. Insbesondere kann
sie oder er

1. die Polizei oder ihren Auftragsverarbeiter anweisen, Verarbeitungsvorgange, ge-
gebenenfalls auf bestimmte Weise und innerhalb eines bestimmten Zeitraums,
mit den datenschutzrechtlichen Vorschriften dieses Gesetzes in Einklang zu brin-
gen, insbesondere durch die Anordnung der Berichtigung oder Loschung perso-
nenbezogener Daten oder Einschrankung der Verarbeitung gemaf § 58 oder

2. eine vorubergehende oder endgliltige Beschrankung der Verarbeitung, ein-
schlielich eines Verbots, verhangen.

(3) Die Polizei ist verpflichtet, der oder dem Landesbeauftragten fur Datenschutz und
Informationsfreiheit und ihren oder seinen Beschaftigten Zugang zu den Grundstlicken
und Dienstrdumen, einschlie3lich aller Datenverarbeitungsanlagen und -gerate, sowie
Zugriff auf alle personenbezogenen Daten und Informationen, die zur Erfullung ihrer o-
der seiner Aufgaben nach § 84 notwendig sind, zu gewahren. Soweit aufzubewahrende
Unterlagen der oder dem Landesbeauftragten fiir Datenschutz und Informationsfreiheit
vorzulegen sind, ist § 147 Absatz 5 Abgabenordnung entsprechend anwendbar.

§ 86
Anhdrung

(1) Die Polizei hat vor der Inbetriebnahme von neu anzulegenden Dateisystemen die
Landesbeauftragte oder den Landesbeauftragten fir Datenschutz und Informationsfrei-
heit in angemessener Frist anzuhéren, wenn

1. aus einer Datenschutz-Folgenabschatzung nach § 82 hervorgeht, dass die Ver-
arbeitung eine hohe Gefahr fiir die Rechtsgiter der betroffenen Personen zur
Folge hatte, wenn die Polizei keine Abhilfemalinahmen treffen wiirde, oder

2. die Form der Verarbeitung, insbesondere bei der Verwendung neuer Technolo-
gien, Mechanismen oder Verfahren, eine erhebliche Gefahr fir die Rechtsguter
der betroffenen Personen zur Folge hatte.

Die oder der Landesbeauftragte fir Datenschutz und Informationsfreiheit kann eine Liste
der Verarbeitungsvorgange erstellen, die der Pflicht zur Anhérung nach Satz 1 unterlie-
gen.

(2) Der oder dem Landesbeauftragten fur Datenschutz und Informationsfreiheit sind
im Fall des Absatzes 1 die nach 8§ 82 durchgefiihrte Datenschutz-Folgenabschatzung
vorzulegen. lhr oder ihm sind auf Anforderung alle sonstigen Informationen zu tbermit-
teln, die sie oder er bendtigt, um die RechtmaRigkeit der Verarbeitung sowie insbeson-
dere die in Bezug auf den Schutz der personenbezogenen Daten der betroffenen
Person bestehenden Gefahren und die diesbeziglichen Garantien bewerten zu kénnen.
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(3) Falls die oder der Landesbeauftragte fur Datenschutz und Informationsfreiheit der
Auffassung ist, dass die geplante Verarbeitung gegen gesetzliche Vorgaben verstol3en
wirde, insbesondere weil die Polizei das Risiko nicht ausreichend ermittelt oder keine
ausreichenden Abhilfemalinahmen getroffen hat, kann sie oder er der Polizei und gege-
benenfalls dem Auftragsverarbeiter innerhalb eines Zeitraums von sechs Wochen nach
Einleitung der Anhdrung schriftliche Empfehlungen unterbreiten und ihre oder seine Be-
fugnisse nach 8 85 ausliben. Die oder der Landesbeauftragte fir Datenschutz und Infor-
mationsfreiheit kann diese Frist um einen Monat verlangern, wenn die geplante
Verarbeitung besonders komplex ist. Sie oder er hat in diesem Fall innerhalb eines Mo-
nats nach Einleitung der Anhdrung die Polizei und gegebenenfalls den Auftragsverarbei-
ter Uber die Fristverlangerung zu informieren.

(4) Hat die beabsichtigte Verarbeitung erhebliche Bedeutung fiir die Aufgabenerfil-
lung der Polizei und ist sie daher besonders dringlich, kann sie mit der Verarbeitung vor
Eingang der schriftlichen Empfehlungen der oder des Landesbeauftragten fir Daten-
schutz und Informationsfreiheit beginnen. In diesem Fall sind die Empfehlungen der oder
des Landesbeauftragten fur Datenschutz und Informationsfreiheit im Nachhinein zu be-
ricksichtigen und die Art und Weise der Verarbeitung gegebenenfalls anzupassen.

(5) Die oder der Landesbeauftragte flir Datenschutz und Informationsfreiheit ist bei
der Ausarbeitung eines Vorschlags fur eine von der Blrgerschaft (Landtag) zu erlas-
sende GesetzgebungsmalRnahme oder von auf solchen GesetzgebungsmalRnahmen ba-
sierenden Regelungsmal3nahmen, die die Verarbeitung personenbezogener Daten nach
diesem Gesetz betreffen, anzuhoren.

§ 87
Anrufung

(1) Jede betroffene Person kann sich unbeschadet eines verwaltungsrechtlichen oder
gerichtlichen Rechtsbehelfs mit einer Beschwerde an die Landesbeauftragte oder den
Landesbeauftragten fiir Datenschutz und Informationsfreiheit wenden, wenn sie der An-
sicht ist, bei der Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten durch die Polizei in ihren
Rechten verletzt worden zu sein. Die oder der Landesbeauftragte fir Datenschutz und
Informationsfreiheit hat die betroffene Person tber den Stand und das Ergebnis der Be-
schwerde zu unterrichten und sie hierbei auf die Mdglichkeit gerichtlichen Rechtsschut-
zes nach § 88 hinzuweisen.

(2) Die oder der Landesbeauftragte fur Datenschutz und Informationsfreiheit hat eine
bei ihr oder ihm eingelegte Beschwerde Uber eine Verarbeitung, die in die Zustandigkeit
einer Aufsichtsbehdrde in einem anderen Mitgliedstaat der Europaischen Union fallt, un-
verziiglich an die zusténdige Aufsichtsbehorde weiterzuleiten. Sie oder er hat in diesem
Fall die betroffene Person Uber die Weiterleitung zu unterrichten und ihr auf deren Ersu-
chen weitere Unterstiitzung zu leisten.

§88

Rechtsschutz gegen Entscheidungen der oder des Landesbeauftragten
oder bei deren oder dessen Untatigkeit

(1) Jede naturliche oder juristische Person kann unbeschadet anderer Rechtsbehelfe
gerichtlich gegen eine verbindliche Entscheidung der oder des Landesbeauftragten fur
Datenschutz und Informationsfreiheit vorgehen.
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(2) Absatz 1 gilt entsprechend zugunsten betroffener Personen, wenn sich die oder
der Landesbeauftragte fur Datenschutz und Informationsfreiheit nicht mit einer Be-
schwerde nach § 87 befasst oder die betroffene Person nicht innerhalb von drei Mona-
ten Uber den Stand oder das Ergebnis der Beschwerde in Kenntnis gesetzt hat.

(3) Bei Verfahren nach Absatz 1 oder Absatz 2 gilt § 20 Absatz 2 bis 7 des Bundes-
datenschutzgesetzes entsprechend.

§89
(weggefallen)
§90
Tatigkeitsbericht und parlamentarische Ersuchen

(1) Die oder der Landesbeauftragte fur Datenschutz und Informationsfreiheit erstellt
einen Jahresbericht zu ihrer oder seiner Tatigkeit im Anwendungsbereich dieses Geset-
zes. Dieser Bericht ist als elektronisches Dokument zu verdéffentlichen und der Birger-
schaft (Landtag) und dem Senat elektronisch zu tibermitteln sowie der Offentlichkeit, der
Européaischen Kommission und dem Europaischen Datenschutzausschuss zugénglich
zu machen.

(2) Der Senat legt innerhalb von vier Monaten der Burgerschaft (Landtag) eine Stel-
lungnahme zu dem Tatigkeitsbericht vor.

(3) Die Birgerschaft (Landtag), der fir Datenschutz zustandige Ausschuss der Biir-
gerschaft, die staatliche Deputation flr Inneres, der Ausschuss nach 8§ 38 Absatz 1
Satz 1 oder der Senat kénnen die Landesbeauftragte oder den Landesbeauftragten flr
Datenschutz und Informationsfreiheit unbeschadet ihrer Unabhéngigkeit ersuchen,

1. zu datenschutzrechtlichen Fragen Gutachten zu erstellen und Berichte zu erstat-
ten oder

2. datenschutzrechtliche Vorgange aus ihrem Aufgabenbereich zu Uberprufen.

8§91
Gegenseitige Amtshilfe

(1) Die oder der Landesbeauftragte flr Datenschutz und Informationsfreiheit hat den
Aufsichtsbehoérden in anderen Mitgliedstaaten der Europaischen Union Informationen zu
Ubermitteln und Amtshilfe zu leisten, soweit dies fur eine einheitliche Umsetzung und
Anwendung der Richtlinie (EU) 2016/680 erforderlich ist. Die Amtshilfe betrifft insbeson-
dere Auskunftsersuchen und aufsichtsbezogene MaRnhahmen, beispielsweise Ersuchen
um Konsultation oder um Vornahme von Nachprifungen und Untersuchungen.

(2) Die oder der Landesbeauftragte fiur Datenschutz und Informationsfreiheit hat alle
geeigneten MalRnahmen zu ergreifen, um Amtshilfeersuchen unverziglich und spates-
tens innerhalb eines Monats nach deren Eingang nachzukommen.

(3) Die oder der Landesbeauftragte fur Datenschutz und Informationsfreiheit darf
Amtshilfeersuchen nur ablehnen, wenn

1. sie oder er fir den Gegenstand des Ersuchens oder fir die MalBhahmen, die sie
oder er durchfihren soll, nicht zustandig ist oder
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2. ein Eingehen auf das Ersuchen gegen Rechtsvorschriften verstof3en wiirde.

(4) Die oder der Landesbeauftragte fur Datenschutz und Informationsfreiheit hat die
ersuchende Aufsichtsbehdrde des anderen Staates Uber die Ergebnisse oder gegebe-
nenfalls Uber den Fortgang der MalRnahmen zu informieren, die getroffen wurden, um
dem Amtshilfeersuchen nachzukommen. Sie oder er hat im Fall des Absatzes 3 die
Griunde fur die Ablehnung des Ersuchens zu erlautern.

(5) Die oder der Landesbeauftragte fur Datenschutz und Informationsfreiheit soll die
Informationen, um die sie oder er von der Aufsichtsbehdrde des anderen Staates er-
sucht wurde, elektronisch und in einem standardisierten Format Gbermitteln.

(6) Die oder der Landesbeauftragte fiir Datenschutz und Informationsfreiheit hat
Amtshilfeersuchen kostenfrei zu erledigen, soweit sie oder er nicht im Einzelfall mit der
Aufsichtsbehotrde des anderen Staates die Erstattung entstandener Kosten vereinbart
hat.

(7) Amtshilfeersuchen haben alle erforderlichen Informationen zu enthalten; hierzu
gehoren insbesondere der Zweck und die Begriindung des Ersuchens. Die auf das Er-
suchen Ubermittelten Informationen durfen ausschlie3lich zu dem Zweck verwendet wer-
den, zu dem sie angefordert wurden.

6. Unterabschnitt:
Datenschutzbeauftragte der Polizei

§ 92
Benennung

(1) Die Polizeibehdrden benennen eine Datenschutzbeauftragte oder einen Daten-
schutzbeauftragten. Fir mehrere Polizeibehdrden kann unter Berticksichtigung ihrer Or-
ganisationsstruktur und ihrer GroRe eine gemeinsame Datenschutzbeauftragte oder ein
gemeinsamer Datenschutzbeauftragter benannt werden. Die oder der Datenschutzbe-
auftragte ist Beschaftigte oder Beschaftigter der Polizei.

(2) Die oder der Datenschutzbeauftragte wird auf der Grundlage ihrer oder seiner be-
ruflichen Qualifikation und insbesondere ihres oder seines Fachwissens, das sie oder er
auf dem Gebiet des Datenschutzrechts und der Datenschutzpraxis besitzt, sowie auf der
Grundlage ihrer oder seiner Fahigkeit zur Erfullung der in § 94 genannten Aufgaben be-
nannt.

(3) Die Polizei veroffentlicht die Kontaktdaten der oder des Datenschutzbeauftragten
und teilt diese Daten der oder dem Landesbeauftragten flr Datenschutz und Informati-
onsfreiheit mit.

§93
Stellung

(1) Die Polizei stellt sicher, dass die oder der Datenschutzbeauftragte ordnungsge-
maf und frihzeitig in alle ihre mit dem Schutz personenbezogener Daten zusammen-
hangenden Fragen eingebunden wird.

(2) Die Polizei unterstitzt die oder den Datenschutzbeauftragten bei der Erfiillung ih-

rer oder seiner Aufgaben nach § 94, indem sie die fur die Erfullung dieser Aufgaben er-
forderlichen Ressourcen und den Zugang zu personenbezogenen Daten und
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Verarbeitungsvorgangen oder den Zugriff auf diese sowie die zur Erhaltung ihres oder
seines Fachwissens erforderlichen Ressourcen zur Verfigung stellt.

(3) Die oder der Datenschutzbeauftragte ist zur Verschwiegenheit Giber die Identitat
der betroffenen Person sowie Uber die Umstande, die Rickschlisse auf sie zulassen,
verpflichtet, soweit sie oder er hiervon nicht durch die betroffene Person befreit wird.
Dies gilt auch nach Beendigung der Téatigkeit als Datenschutzbeauftragte oder Daten-
schutzbeauftragter.

8§94
Aufgaben

(1) Die oder der Datenschutzbeauftragte hat insbesondere folgende Aufgaben:

1. Unterrichtung und Beratung der Polizei und der Beschaftigten, die Verarbeitun-
gen durchfihren, hinsichtlich ihrer datenschutzrechtlichen Pflichten nach diesem
Gesetz und sonstiger Vorschriften tGber den Datenschutz;

2. Uberwachung der Einhaltung der datenschutzrechtlichen Regelungen dieses Ge-
setzes und sonstiger Vorschriften Uber den Datenschutz sowie der Strategien der
Polizei fiir den Schutz personenbezogener Daten, einschlie3lich der Zuweisung
von Zustandigkeiten, der Sensibilisierung und der Schulung der an den Verarbei-
tungsvorgangen beteiligten Beschaftigten und der diesbeziiglichen Uberprifun-
gen;

3. Beratung auf Anfrage im Zusammenhang mit der Datenschutz-Folgenabschat-
zung und Uberwachung ihrer Durchfiihrung nach § 82;

4. Zusammenarbeit mit der oder dem Landesbeauftragten fiir Datenschutz und In-
formationsfreiheit und

5. Tatigkeit als Ansprechpartnerin oder Ansprechpartner fur die Landesbeauftragte
oder den Landesbeauftragten fiir Datenschutz und Informationsfreiheit in mit der
Verarbeitung zusammenhangenden Fragen, einschlieBlich der vorherigen Kon-
sultation nach § 86, und gegebenenfalls Beratung zu allen sonstigen Fragen des
Datenschutzes.

(2) Die oder der Datenschutzbeauftragte hat durch wirksame Vorkehrungen zu er-
maoglichen, dass ihr oder ihm vertrauliche Meldungen Uber im Verantwortungsbereich
der Polizei erfolgende Verstol3e bei der Verarbeitung oder Nutzung personenbezogener
Daten nach diesem Gesetz zugeleitet werden kénnen.

7. Unterabschnitt:
Haftung und Sanktionen

§ 95

Schadensausgleich bei Datenschutzverletzungen

(1) Der betroffenen Person ist der Schaden zu ersetzen, der ihr durch eine rechtswid-
rige Verarbeitung personenbezogener Daten entstanden ist. Die Ersatzpflicht entféllt, so-
weit bei einer nichtautomatisierten Verarbeitung der Schaden nicht auf ein Verschulden
zurlckzufihren ist.

— 07 —



(2) Wegen eines Schadens, der nicht Vermogensschaden ist, kann die betroffene
Person eine angemessene Entschadigung in Geld verlangen.

(3) Hat bei der Entstehung des Schadens ein Verschulden der betroffenen Person
mitgewirkt, ist § 254 des Burgerlichen Gesetzbuches entsprechend anzuwenden.

§ 96
Ordnungswidrigkeiten und Strafvorschriften

(1) Ordnungswidrig handelt, wer im Anwendungsbereich nach § 59 Absatz 1 perso-
nenbezogene Daten, die nicht offenkundig sind, entgegen den Bestimmungen dieses
Gesetzes erhebt, speichert, verwendet, verandert, Gbermittelt, verbreitet, zum Abruf be-
reithalt, I6scht, nutzt, abruft, sich oder einem anderen verschafft oder durch unrichtige
oder unvollstidndige Angaben ihre Ubermittlung an sich oder andere veranlasst. Ord-
nungswidrig handelt ferner, wer entgegen den Bestimmungen dieses Gesetzes eine Un-
terrichtung betroffener Personen unterlasst oder hierbei unrichtige oder unvollstéandige
Angaben macht. Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbul3e bis zu flinfzigtausend
Euro geahndet werden. Die oder der Landesbeauftragte flr Datenschutz und Informati-
onsfreiheit ist Verwaltungsbehoérde im Sinne des § 36 Absatz 1 Nummer 1 des Gesetzes
Uber Ordnungswidrigkeiten.

(2) Wer bei einer Handlung nach Absatz 1

1. gegen Entgelt handelt oder

2. in der Absicht handelt,

a) sich oder einen anderen zu bereichern,

b) einen anderen zu schadigen oder

c) sich oder anderen Kenntnis zu verschaffen tber ein fremdes Geheimnis, na-

mentlich ein zum personlichen Lebensbereich gehérendes Geheimnis oder
ein Betriebs- oder Geschaftsgeheimnis,
wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.”
Die bisherigen 88 83 bis 86 werden die 8§ 146 bis 149.
Der bisherige § 88 wird § 152 und wie folgt geéndert:
Die Uberschrift wird wie folgt gefasst: ,Inkrafttreten; AuRerkrafttreten®.
Absatz 3 wird durch folgende Abséatze 3 bis 6 ersetzt:

»(3) 8 43 tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2021 auf3er Kraft.

(4) 8§ 81 Absatz 6 tritt mit Ablauf des 6. Mai 2023 aul3er Kraft.

(5) 8§ 35 Absatz 1 Nummer 5 bis 9, Absatz 2 Satz 6 bis 8, Absatz 4 Satz 1 Num-
mer 1 und 2 sowie Nummer 4, Variante 1 und 2 sowie 88 42 bis 45 treten mit Ablauf
des 30. Juni 2024 aul3er Kraft.

(6) 8 52 Absatz 4 Satz 2 tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2029 aul3er Kraft.”

Nach dem neuen § 96 wird die Uberschrift ,5. Abschnitt: Vollzugshilfe* eingefiigt.
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In dem neuen § 99 Absatz 3 wird die Angabe ,88 17 und 18" durch die Angabe ,88 15 und
16" ersetzt.

Nach dem neuen § 99 wird die Uberschrift 6. Abschnitt: Zwang*“ eingefugt.
Der neue § 100 wird wie folgt geéndert:

In Absatz 1 Nummer 1 wird die Angabe ,8 26 Abs. 3" durch die Angabe ,8 24 Absatz 3"
ersetzt.

In Absatz 2 wird die Angabe ,88 41 bis 47 durch die Angabe ,88 101 bis 108" ersetzt.
Absatz 3 wird wie folgt geandert:

In Satz 1 werden die Worter ,8 41 Abs. 3 und 4" durch die Worter ,88 101 Ab-
satz 3 und 4" ersetzt.

In Satz 2 wird die Angabe ,Verwaltungsbeamte, Hilfspolizeibeamte (8 76)“ durch
die Angabe ,Verwaltungsbeamtinnen oder Verwaltungsbeamte, Hilfspolizei-
beamtinnen oder Hilfspolizeibeamte (8§ 138)“ersetzt.

In § 101 Absatz 3 wird nach dem Wort ,Fesseln” das Wort ,,, Gurtsysteme* eingefligt.
Nach dem neuen § 105 wird folgender § 106 eingefligt:

.8 106
Fixierung von Personen

(1) Eine Fesselung, durch die die Bewegungsfreiheit vollstandig aufgehoben wird (Fi-
xierung), ist nur zulassig, soweit und solange eine dringende Gefahr fiir Leib oder Leben
der Betroffenen oder der Beschaftigten besteht und die Fixierung zur Abwehr dieser Ge-
fahr unerlasslich ist. Fur die Fixierung ist ein Gurtsystem zu verwenden. Die Fixierung
darf nur von zu diesem Zweck fortgebildeten Personen durchgefiihrt werden.

(2) Die fixierten Personen sind fir die Dauer ihrer Fixierung standig und in unmittelba-
rem Sichtkontakt zu betreuen. Wenn begrindete Aussicht besteht, auf diese Weise eine
schnellere Beendigung der Fixierung zu erreichen, kann im Einzelfall von einer unmittel-
baren Anwesenheit der Betreuungsperson in der Gewahrsamszelle, in dem die Fixie-
rung vorgenommen wird, voriibergehend abgesehen werden, wenn sichergestellt ist,
dass ein standiger Sicht- und Sprechkontakt auRerhalb des Fixierungsraums zur fixier-
ten Person besteht.

(3) Eine nicht nur kurzfristige Fixierung ist nur aufgrund vorheriger richterlicher Ent-
scheidung zulassig. Zustandig ist das Amtsgericht, in dessen Bezirk die beantragende
Polizeidienststelle ihren Sitz hat. Flr das Verfahren gilt Buch 7 des Gesetzes Uber das
Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit
entsprechend. Eine Fixierung ist kurzfristig, wenn sie absehbar die Dauer einer halben
Stunde unterschreitet. Die richterliche Entscheidung erfolgt aufgrund eines Antrags der
Behdrdenleitung. Die Behordenleitung kann ihre Befugnis auf besonders beauftragte Be-
amtinnen oder Beamte der Laufbahngruppe 2 ab dem zweiten Einstiegsamt tibertragen.
Bei Gefahr im Verzug kénnen auch die Behdrdenleitung, die von ihr beauftragten Beam-
tinnen oder Beamten oder, wenn deren Entscheidung nicht rechtzeitig eingeholt werden
kann, andere Beamtinnen oder Beamte der Behorde eine Fixierung nach Absatz 1 vor-
laufig anordnen; die richterliche Entscheidung ist unverziglich nachtréglich einzuholen.
Ist eine richterliche Entscheidung beantragt und die Fixierung vor deren Erlangung be-
endet worden, so ist dies dem Gericht unverziiglich mitzuteilen.
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(4) Bei einer Fixierung im Sinne von Absatz 1 sind die Anordnung und die dafiir maR3-
geblichen Grinde sowie der Verlauf, die Dauer, die Art der Uberwachung und die Been-
digung sowie das etwaige Vorliegen der Annahme nach Absatz 2 Satz 2 zu
dokumentieren. Nach Beendigung der Fixierung sind die betroffenen Personen unver-
zuglich auf ihr Recht hinzuweisen, die Rechtmafigkeit der durchgefihrten Fixierung ge-
richtlich Uberprifen zu lassen. Die Unterrichtung nach Satz 2 ist ebenfalls zu
dokumentieren.”

In dem neuen § 107 werden in Absatz 2 Satz 2 die Worter ,die Polizeivollzugsbeamtinnen
oder* nach dem Wort ,,Gebraucht” eingefiigt und die Worter ,§ 42 Abs.1 S. 1" durch die
Worter ,§ 102 Absatz 1 Satz 1" ersetzt.

Der neue § 108 wird in Absatz 1 wie folgt gefasst:
Die Nummer 3 wird wie folgt gefasst:

»3. um eine Person anzuhalten, die sich der vorlaufigen Festnahme durch Flucht zu
entziehen versucht, wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass die er-
folgreiche Flucht zu einer dringenden Gefahr fiir Leib oder Leben einer anderen
Person fuhren wirde; Tatsachen in diesem Sinne kdnnen insbesondere die Art
und Weise der Begehung der Tat, derentwegen die vorlaufige Festnahme erfol-
gen soll, oder das Mitfiihren von Schusswaffen oder Explosivmitteln sein.”

Die Nummer 4 wird wie folgt gefasst:

»4. um die Flucht einer Person zu vereiteln oder eine Person zu ergreifen, die auf-
grund richterlicher Entscheidung in amtlichem Gewahrsam zu halten oder ihm
zuzufiihren ist, wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass die erfolgrei-
che Flucht oder das Nichtergreifen zu einer Gefahr fur Leib oder Leben einer
anderen Person fiihren wiirde; Tatsachen in diesem Sinne kénnen insbeson-
dere die Art und Weise der Begehung der Tat, derentwegen die richterliche Ent-
scheidung ergangen ist, oder das Mitfiihren von Schusswaffen oder
Explosivmitteln sein.”

Nach dem neuen § 108 wird die Uberschrift 7. Abschnitt: Polizeiverordnungen® eingefigt.

In dem neuen § 111 Absatz 1 und 2 Satz 1 wird die Angabe ,8 67" jeweils durch die An-
gabe ,§ 128" ersetzt.

In dem neuen § 112 Absatz 2 wird die Angabe ,8 50 Abs. 2“ durch die Angabe ,8 111 Ab-
satz 2“ ersetzt.

Nach dem neuen § 116 wird die Uberschrift ,8. Abschnitt: Schadensausgleich, Erstattungs-
und Ersatzanspriiche” eingeflgt.

In dem neuen § 118 Absatz 1 wird die Angabe ,8§ 56" durch die Angabe ,8§ 117" ersetzt.
Der neue § 119 wird wie folgt geandert:

In Absatz 1 wird die Angabe ,8 56 Abs. 1 wird durch die Angabe ,8 117 Absatz 1“ er-
setzt.

In Absatz 2 wird das Wort ,Buchst.” durch das Wort ,,Buchstabe“ ersetzt.

In dem neuen 8 120 wird die Angabe ,§ 58 Abs. 3" durch die Angabe ,8 119 Absatz 3* er-
setzt.

Der neue § 122 Absatz 1 wird wie folgt geéndert:
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Die Angabe ,8 60" wird durch die Angabe ,8 121" ersetzt.
Die Worter ,8 56 Abs. 1 oder 2“ werden durch die Worter ,8 117 Absatz 1 oder 2“ er-

setzt.
In dem neuen § 123 Satz 2 werden die Worter ,,§ 60 Abs. 3 oder § 61" durch die Worter
.8 121 Absatz 3 oder § 122" ersetzt.
Der neue § 128 wird wie folgt geéndert:

In Absatz 1 werden die Worter ,8 65 Abs. 1 Nr. 1“ durch die Woérter ,§ 126 Absatz 1
Nummer 1* ersetzt.

In Absatz 2 werden die Worter ,8 65 Abs. 1 Nr. 2“ durch die Worter ,,8 126 Absatz 1
Nummer 2“ ersetzt.

In dem neuen 8§ 129 Satz 2 wird die Angabe ,,8 40“ durch die Angabe ,8 100" ersetzt.

Der neue § 132 Absatz wird wie folgt geandert:

In Absatz 1 Nummer 3 und Absatz 2 wird die Angabe ,§ 73" durch die Angabe ,8 135"
ersetzt.

In Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe ,8 74 Abs. 2“ durch die Angabe ,§ 136 Absatz 2“
ersetzt.

In dem neuen § 133 Absatz 2 wird die Angabe ,1.“ und das Wort ,und" gestrichen sowie die
Nummer 2 aufgehoben.

Der neue § 134 Absatz 2 wird wie folgt geandert:

In Nummer 2 und Nummer 4 werden die Woérter ,vorbeugende Bekampfung" jeweils
durch das Wort ,Verhitung“ ersetzt.

In Nummer 7 wird der ,.“ am Ende durch ein ,;* ersetzt.

Folgende Nummer 8 wird angefugt:

»8. in einzelnen Verfahren MalRnahmen des Polizeivollzugsdienstes, insbesondere
zur Verhitung und Verfolgung von Straftaten, vorzunehmen, wenn es hierzu
von der Polizei Bremen oder von der Ortspolizeibehérde Bremerhaven um

Ubernahme ersucht wird.*

Dem neuen § 136 wird in Absatz 4 am Ende ein Punkt angefiigt.

Der neue § 138 wird wie folgt geandert:

In der Uberschrift werden die Worter ,Hilfspolizeibeamtinnen und* eingeftigt.

In Absatz 1 werden die Worter ,,88 10 bis 26“ durch die Worter ,88 10 bis 31 und § 50
Absatz 1“ sowie das Wort ,Ersatzvornahme” durch das Wort ,Ersatzvornahmen*

ersetzt.

In Absatz 2 und 3 werden jeweils nach dem Wort ,von“ die Worte ,Polizeivollzugsbe-
amtinnen oder” eingeflugt.

Der neue § 139 wird wie folgt geandert:

In Absatz 1 Satz 2 wird die Angabe ,8 69“ durch die Angabe ,8 131" ersetzt.

— 71 -



In Absatz 2 Satz 2 werden nach dem Wort ,von* die Warter ,Polizeivollzugsbeamtinnen
oder* eingefigt.

Der neue § 143 wird wie folgt geéndert:

In der Uberschrift werden nach dem Wort ,von* die Worter ,Polizeivollzugsbeamtinnen
und“ eingeflgt.

Dem Absatz 1 Absatz 1 werden zu Beginn die Woérter ,Polizeivollzugsbeamtinnen und*

zugeflgt.

In Absatz 2 werden nach dem Wort ,werden” die Worter ,Polizeivollzugsbeamtin oder*
eingeflgt.

Dem Absatz 3 werden in Satz 1 nach dem Wort flr" die Woérter ,Polizeivollzugsbeam-
tinnen und“ eingefiigt und folgender Satz 2 angeflgt:

»Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 und 5, Satz 2 und Absatz 2 gelten fiir Vollzugsbe-
amte der Zollverwaltung, denen der Gebrauch von Schusswaffen bei Anwendung
des unmittelbaren Zwangs nach dem Gesetz tiber den unmittelbaren Zwang bei
Auslibung offentlicher Gewalt gestattet ist, entsprechend.”

Der neue § 144 wird wie folgt geandert:

In der Uberschrift werden nach dem Wort ,bremischen® die Worter ,Polizeivollzugsbe-
amtinnen und” eingeflgt.

Dem Absatz 1 werden die Woérter ,Polizeivollzugsbeamtinnen und“ an den Beginn ge-
stellt und ,8 81 Abs. 1 Satz 1" durch die Wérter .8 143 Absatz 1 Satz 1 ersetzt.

Absatz 2 wird wie folgt geandert:

In Satz 1 wird das Wort ,Beamten” durch die Woérter ,Polizeivollzugsbeamtinnen
oder Polizeivollzugsbeamten” ersetzt und nach dem Wort ,bremischen” die
Worter ,Polizeivollzugsbeamtinnen oder” eingeflgt.

In Satz 2 werden nach dem Wort ,angeforderten” die Worter ,Vollzugspolizeibe-
amtinnen und” eingefugt.

Nach dem neuen § 144 wird die Uberschrift ,5. Abschnitt — Zuverlassigkeitstberprifun-
gen“ und nachfolgender § 145 eingeflgt:

”§ 145

Zuverlassigkeitsiuberprifungen bei
Behdrden des Polizeivollzugsdienstes

(1) Fur Bewerberinnen und Bewerber sowie Angestellte oder Beamtinnen und Be-
amte bei Behtrden nach 8§ 132 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und 2 und § 136 Absatz 1 ist
eine Zuverlassigkeitsiiberprifung durchzufiihren. Die Zuverlassigkeitsiberprifung dient
der Feststellung der charakterlichen Eignung der Person fir die Tatigkeit bei der Polizei
sowie der Feststellung ihres jederzeitigen Eintretens fur die freiheitliche demokratische
Grundordnung (Zuverlassigkeit). Zu diesem Zweck ermittelt die Behdrde nach Satz 1, ob
Zweifel an der Zuverlassigkeit der Person bestehen. Die Beurteilung der Zuverlassigkeit
obliegt der jeweiligen Behdrde nach Satz 1. Sie ist aufgrund einer Wirdigung der ge-
samten vorliegenden Informationen und Erkenntnisse durchzufihren.
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(2) Die Zuverlassigkeitsuiberprifung fir Bewerberinnen und Bewerber ist vor deren
Einstellung abzuschlieRen. Uber das Ergebnis der Zuverlassigkeitsiiberpriifung sind die
Bewerberinnen und Bewerber zu unterrichten. Voraussetzung fur die Zuverlassigkeits-
Uberprifung von Bewerberinnen und Bewerbern, ist ihre Einwilligungserklarung in die
Datenverarbeitung zum Zwecke der Zuverlassigkeitsiiberprifung nach Artikel 7 und Arti-
kel 9 Absatz 2 Buchstabe a der Datenschutz-Grundverordnung. Kann die Zuverlassig-
keitstiberprifung aufgrund der fehlenden Einwilligung der Bewerberin oder des
Bewerbers nicht erfolgen, ist das Bewerbungsverfahren fiir diese Personen zu beenden.

(3) Liegen tatsachliche Anhaltspunkte vor, die den Verdacht begriinden, dass Ange-
stellte oder Beamtinnen und Beamte von Behérden nach Absatz 1 nicht Uber die Zuver-
lassigkeit verfligen, ist eine Zuverlassigkeitsiiberprifung nach Absatz 1 durchzufiihren.
Zuverlassigkeitsiiberpriifungen nach Satz 1 werden unter der MaR3gabe durchgefiihrt,
dass die Datenverarbeitung zur Zuverlassigkeitstiberprifung erforderlich ist und das
schutzwirdige Interesse der zu Uberprifenden Person an dem Ausschluss der Verarbei-
tung nicht Uberwiegt, insbesondere Art und Ausmalf3 im Hinblick auf den Anlass nicht un-
verhaltnismafig sind. Die von der Zuverlassigkeitsiiberpriifung betroffene Person ist
Uber die Durchfihrung der Zuverlassigkeitsiiberprifung sowie den Umfang der Abfragen
und das Ergebnis zu unterrichten.

(4) Die jeweilige Behdrde nach Absatz 1 Satz 1 ist zum Zwecke der Zuverlassigkeits-
Uberprifung berechtigt, soweit dies fir die Zuverlassigkeitsiberprifung erforderlich ist

1. die Identitat der zu Uberprifenden Person festzustellen und zu diesem Zweck
von ihr vorgelegte Ausweisdokumente zu verarbeiten oder diese anzufordern,

2. innerhalb der Behdrde personenbezogene Daten der zu Uberprifenden Person
Zu verarbeiten,

3. Anfragen unter Beteiligung der Landeskriminalamter an die Polizeidienststellen
der Wohnsitze der zu Uberprifenden Person zu stellen,

4. das Landesamt fir Verfassungsschutz um Ubermittlung von personenbezogenen
Daten zu ersuchen,

5. eine unbeschrankte Auskunft aus dem Bundeszentralregister einzuholen und um
eine Datenubermittlung aus dem staatsanwaltschaftlichen Verfahrensregister zu
ersuchen,

6. Anfragen an das Bundeskriminalamt, das Zollkriminalamt, die in der Rechtsver-
ordnung nach 8 58 Absatz 1 des Bundespolizeigesetzes bestimmte Bundespoli-
zeibehorde und die Nachrichtendienste des Bundes zu stellen,

7. die betroffene Person selbst zu befragen. Eine solche Befragung kann personlich
oder schriftlich erfolgen,

8. im erforderlichen Maf3e Einsicht in 6ffentlich zugéangliche Internetseiten und 6f-
fentlich zugangliche Seiten sozialer Netzwerke zu nehmen

und die Daten weiterzuverarbeiten. Die in infolge der Nummer 1 bis 8 verarbeiteten Da-
ten dirfen nur zum Zwecke der Zuverlassigkeitsiberprifung nach Absatzl und 3 verar-
beitet werden. Die Vorschriften der Freien Hansestadt Bremen und des Bundes zur
Durchfiihrung von Sicherheitstiberprifungen bleiben unberthrt. Die in Satz 1 genannten
Behdrden der Freien Hansestadt Bremen dirfen die abgefragten Daten zum Zwecke der
Uberpriifung der Daten nach Absatz 1 Satz 1 tibermitteln.

(5) Im Rahmen der Zuverlassigkeitsuberprifung nach Absatz 2 oder 3 verarbeitete
Daten sind bei den Behdrden nach Absatz 1 Satz 1 in Teilakten zu fihren. Zugriffe auf

— 73—



die fur die Zuverlassigkeitsiberprifung verarbeiteten Daten sind zu protokollieren; sie
sind, mit Ausnahme des Ergebnisses der Zuverlassigkeitsiberprifung, unverziglich zu
I6schen. Die Léschung ist zu protokollieren. Sofern die Zuverlassigkeitsuberpriifung
ergibt, dass die Zuverlassigkeit nicht vorliegt, sind die fir die Zuverlassigkeitstiberpru-
fung verarbeiteten Daten vorzuhalten bis zum Abschluss etwaiger auf die Unzuverlassig-
keit gestitzter behordlicher MaRnahmen. Abweichend von Satz 3 sind Daten aus
Zuverlassigkeitstiberprifungen nach Absatz 2, einschlie3lich der Protokolle nach Satz 2,
zum Abschluss des Kalenderjahres zu I6schen, das auf das Ende des Einstellungsver-
fahrens folgt. Sofern die Bewerberinnen und Bewerber nicht eingestellt werden, kénnen
ihre Daten aus der Zuverlassigkeitsiberprifung fur weitere Einstellungsverfahren der je-
weiligen Behorde nach Absatz 1 Satz 1 nur verarbeitet werden, sofern sie in diese Da-
tenverarbeitung zuvor eingewilligt haben. Satz 3 gilt nicht, sofern die Daten fiir die
Uberprufung der rechtmaRigen Datenverarbeitung oder die gerichtliche Uberpriifung des
Einstellungsverfahrens erforderlich sind.

(6) Werden den nach Absatz 4 benannten Landesbehérden im Nachhinein Informati-
onen bekannt, die flr die Beurteilung der Zuverlassigkeit einer der in Absatz 1 genann-
ten Personen von Bedeutung sind, sind diese Stellen verpflichtet, die Behdrde nach
Absatz 1 Satz 1 Uber die vorliegenden Erkenntnisse unverziiglich zu informieren (Nach-
bericht). Zu diesem Zweck durfen sie Name, Vorname, Geburtsname, Geburtsdatum,
Geburtsort, Wohnort und Staatsangehoérigkeit der betroffenen Person sowie die Akten-
fundstelle verarbeiten. Das Landesamt fir Verfassungsschutz darf zu diesem Zweck die
in Satz 2 genannten personenbezogenen Daten der betroffenen Person und ihre Akten-
fundstelle in den gemeinsamen Dateien nach § 6 des Bundesverfassungsschutzgeset-
zes verarbeiten. Wird die betroffene Person nicht mit einer Aufgabe betraut, fir die eine
Zuverlassigkeitsiiberprifung erforderlich ist oder beendet sie diese Tatigkeit, so hat die
Behdrde nach Absatz 1 Satz 1 die zum Nachbericht verpflichteten Landesbehdrden hier-
von unverziglich in Kenntnis zu setzten. Die Landesbehdrden nach Absatz 4 haben die
nach Satz 2 verarbeiteten Daten unverziglich zu I6schen, sofern die Daten nicht fur die
Uberprufung der rechtmaRigen Datenverarbeitung oder die gerichtliche Uberpriifung er-
forderlich sind.”

Der neue § 148 wird wie folgt geandert:
In Satz 1 wird die Angabe ,§ 48" durch die Angabe ,§ 109" ersetzt.
In Satz 2 wird die Angabe ,8 55" durch die Angabe ,§ 116" ersetzt.

In dem neuen § 149 wird die Angabe ,88 40 bis 47" durch die Angabe ,8 100 bis 108 er-
setzt.

Nach dem neuen § 149 wird folgender § 150 eingeflgt:

.8 150
Evaluation

Der Ausschuss nach § 37 legt der Burgerschaft zum 31. August 2023 einen Evaluati-
onsbericht Gber die Auswirkungen der nach 88 41 bis 44 mdglichen Anordnungen sowie
zur Anwendung des 8§ 27 Absatz 1 Satz 2 vor. Schwerpunkte des Berichts sollen die
Wirksamkeit sowie die praktische Anwendung der Befugnisnormen und der Verfahrens-
vorschriften sein. Der Senat erstellt den Bericht unter Mitwirkung einer oder eines unab-
hangigen sozialwissenschaftlichen und einer oder eines unabh&ngigen
polizeiwissenschaftlichen Sachverstandigen.”

In 8 2 Nummer 5 Buchstabe ¢ Doppelbuchstaben bb und cc sowie in dem jeweils neuen
§ 13 Absatz 1 Satz 2, § 19 Absatz 2 Satz 1 und Absatz 3, § 23 Absatz 3 Satz 1 und
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Absatz 4 Satz 2, § 30 Absatz 3, 8 39 Absatz 3 Satz 2, 8 100 Absatz 1 Nummer 1,
§ 119 Absatz 2 und 7, § 123 Satz 1, § 125 Absatz 1 Satz 1 und 3, § 133 Absatz 3
Nummer 2, § 134 Absatz 1 sowie § 140 Absatz 2 Satz 1 wird jeweils das Wort
LAbs.“ durch das Wort ,Absatz” ersetzt.

In § 2 Nummer 5 Buchstabe ¢ Doppelbuchstabe cc sowie in dem jeweils neuen § 27 Ab-
satz 4 Satz 1 und 2, § 29 Absatz 2 Satz 1, § 30 Absatz 3, § 108 Absatz 2, § 140 Ab-
satz 2 Satz 3 und Absatz 5 Satz 3, § 143 Satz 2 wird jeweils das Wort ,Nr.“ durch das
Wort ,Nummer” ersetzt.

Artikel 2
Weitere Anderung des Bremischen Polizeigesetzes

Das Bremische Polizeigesetz, das zuletzt durch Artikel 1 dieses Gesetzes geandert wor-
den ist, wird wie folgt gedndert:

1. Dem § 17 Absatz 1 wird folgender Satz angefugt:

.Der betroffenen Person ist im Falle des Satzes 1 Nummer 4 auf Verlangen unverziglich
eine Bescheinigung tber die Durchsuchung und ihren Grund auszustellen.”

Dem § 26 wird folgender Absatz 6 angefugt:

»(6) Werden personenbezogene Daten tiber Minderjahrige oder Betreute ohne Kennt-
nis ihrer gesetzlichen Vertretung erhoben, ist die gesetzliche Vertretung zu unterrichten,
sobald die Aufgabenerfillung hierdurch nicht mehr geféahrdet wird. Von der Unterrich-
tung kann abgesehen werden, solange zu besorgen ist, dass die Unterrichtung zu er-
heblichen Nachteilen fur die betroffene Person fiihrt oder wenn die Unterrichtung
aufgrund des bestellten Aufgabenkreises der Betreuerin oder des Betreuers nicht erfor-
derlich ist. Fur die Falle einer Betreuung besteht die Unterrichtungspflicht nur, soweit die
Polizei von der Betreuung Kenntnis erlangt.”

Dem § 27 Absatz 1 wird folgender Satz angefiigt:

,Der betroffenen Person ist im Falle des Satzes 1 Nummer 2 auf Verlangen unverziglich
eine Bescheinigung Uber die Identitatsfeststellung und ihren Grund auszustellen.”

Dem § 50 Absatz 4 wird folgender Satz angefiigt:
.Unterbleibt die Léschung, hat die Polizei den Ausgang des Verfahrens sowie die
Grunde fir die fortdauernde Speicherung zu dokumentieren und die betroffene Person
Zu unterrichten.”

Dem § 51 Absatz 4 wird folgender Satz angefiigt:

,Die betroffene Person ist tiber die erstmalige Speicherung eines Hinweises nach Satz 1
Zu unterrichten.”

In § 55 Absatz 1 wird nach Satz 2 folgender Satz eingefugt:
~Werden Daten zu einer Person an den polizeilichen Informationsverbund nach § 29 des
Bundeskriminalamtgesetzes tbermittelt, ist die betroffene Person tber die erstmalige

Ubermittlung ihrer personenbezogenen Daten zu unterrichten.*

Dem § 58 wird folgender Absatz 8 angefugt:
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»(8) Ergibt die Prifung, dass die Verarbeitung personenbezogener Daten fir die Auf-
gabenerfiillung oder die gerichtliche oder datenschutzrechtliche Uberpriifung iber die
Aussonderungspruffrist hinaus erforderlich ist, ist die betroffene Person tber die fortdau-
ernde Datenverarbeitung zu unterrichten.”

Dem § 62 Absatz 1 wird folgender Satz angefiigt:

.Betroffene Personen sind zu unterrichten.”

Artikel 3
Anderung des Bremischen Verwaltungsvollstreckungsgesetzes

§ 16 Absatz 2 Satz 4 des Gesetzes uber das Verfahren zur Erzwingung von Handlungen,
Duldungen oder Unterlassungen (Bremisches Verwaltungsvollstreckungsgesetz — Brem
VWVG) in der Fassung vom 1. April 1960 (Brem.GBI. S.37, 48 — 202-a-1), das zuletzt durch
Gesetz vom 2. April 2019 (Brem.GBI. S.159) geandert worden ist, wird wie folgt gefasst:

.Die Nachtzeit umfasst die Stunden von neun Uhr abends bis sechs Uhr morgens.”

) Artikel 4
Anderung des Gesetzes Uiber den Abschiebungsgewahrsam

Das Gesetz Uiber den Abschiebungsgewahrsam vom 4. Dezember 2001 (Brem.GBI.
S.405 — 26-a-2), das zuletzt durch Geschéftsverteilung des Senats vom 2. August 2016
(Brem.GBI. S.434) geandert worden ist, wird wie folgt gedndert:

1. In 8 5 wird folgender Absatz 5 angeflgt:

»(5) 8 33 des Bremischen Polizeigesetzes gilt entsprechend.”

In § 12 werden nach den Wdrtern ,Anwendung unmittelbaren Zwangs*“ die Warter ,sowie
die Regelungen des § 106 des Bremischen Polizeigesetzes tber die Fixierung von
Personen” eingeflgt.

Artikel 5
Gesetz Uber eine unabhangige Polizeibeauftragte
oder einen unabhangigen Polizeibeauftragten
fur die Freie Hansestadt Bremen

81 Zustandigkeit und Aufgaben

§2 Wahl und Amtszeit

§ 3  Tatigkeit als Hilfsorgan der Burgerschaft und der Deputation fir Inneres
8§84 Hinweise und Beschwerden

8§85  Tatigkeit aufgrund eigener Entscheidung

§6  Umgang mit Eingaben

8§87  Befugnisse

§8  Unterstutzung

§9 Rechte der von Eingaben betroffenen Beschaftigten

8§ 10 Verhéltnis der Untersuchungen zu anderen Verfahren

8§ 11 Verhéltnis zum Zustandigkeitsbereich anderer Stellen mit Kontrollaufgaben
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§12
§13
§14
§15
§16
§17
§18
§19
§20

Zusammenarbeit mit Personalvertretungen
Berichte und Offentlichkeitsarbeit

Umsetzung von Empfehlungen

Amtsverhéltnis
Pflichten

Datenverarbeitung

Personal- und Sachausstattung, Stellvertretung

Beirat

Evaluation

§1

Zustandigkeit und Aufgaben

(1) Die oder der unabhangige Polizeibeauftragte fur die Freie Hansestadt Bremen
(beauftragte Person) hat die Aufgabe,

1.

die Birgerinnen und Birger im Dialog mit dem Polizeivollzugsdienst (Polizei) zu
unterstitzen und das partnerschaftliche Verhaltnis zwischen ihnen und der Poli-
zei zu starken;

als Hilfsorgan der Birgerschaft und der Deputation fur Inneres diese bei der
Wahrnehmung ihrer besonderen Kontroll- und Firsorgepflichten gegentuber der
Polizei zu unterstitzen (8 3);

darauf hinzuwirken, dass begrindeten Hinweisen und Beschwerden (8§ 4) abge-
holfen wird,;

Fehler und Fehlverhalten in Einzelféllen, die auf eine Verletzung von Rechts-
staatlichkeit oder Diskriminierungsfreiheit schlie3en lassen, sowie entsprechende
strukturelle Mangel und Fehlentwicklungen zu erkennen und durch Hinweise und
Empfehlungen darauf hinzuwirken, dass sie behoben werden und sich nicht wie-
derholen;

Hinweisen auf Defizite der personellen und sachlichen Ausstattung, des Perso-
nalwesens einschliel3lich des Gesundheitsmanagements, der Aus- und Fortbil-
dung sowie der Liegenschaften nachzugehen und Vorschlage zur Behebung und
Verbesserung zu unterbreiten;

der Burgerschaft und der Offentlichkeit tiber ihre oder seine Arbeit zu berichten
(8 13).

(2) Die Bestimmungen dieses Gesetzes finden Anwendung auf den Polizeivollzugs-

dienst
1.

2.

3.

der Polizei Bremen,

der Ortspolizeibehtérde Bremerhaven im durch die Aufsicht nach § 130 des Bre-
mischen Polizeigesetzes gesteckten Rahmen sowie

des Landeskriminalamts.

(3) In der Ausiibung des Amits ist die beauftragte Person unabhangig, weisungsfrei
und nur dem Gesetz unterworfen.
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82
Wah!l und Amtszeit

(1) Die Deputation fur Inneres wahlt die beauftragte Person in geheimer Wahl mit der
Mehrheit ihrer Mitglieder. Die Blurgerschaft bestatigt die Wahl auf gleiche Weise.

(2) Die beauftragte Person wird fur finf Jahre gewéahlt. Die einmalige Wiederwahl ist
zulassig. Die oder der Gewahlte ist von der Prasidentin oder dem Prasidenten der Br-
gerschaft zu ernennen.

§3

Tatigkeit als Hilfsorgan der Bilrgerschaft
und der Deputation fir Inneres

(1) Die Burgerschaft, Mitglieder der Burgerschaft in Fraktionsstarke, die Deputation
fur Inneres, der Kontrollausschuss nach § 37 des Bremischen Polizeigesetzes, der
Haushalts- und Finanzausschuss sowie der Petitionsausschuss kénnen der beauftrag-
ten Person Auftréage zur Untersuchung von Strukturen, Entwicklungen und Einzelféllen in
ihrem Aufgabenbereich erteilen. Bei der Erteilung von Auftragen ist zu gewéhrleisten,
dass die Tatigkeit der beauftragten Person aufgrund eigener Entscheidung (8 5) in ange-
messenem Umfang maoglich bleibt.

(2) Die beauftragte Person hat das Recht und auf Verlangen der in Absatz 1 Satz 1
Genannten die Pflicht, an der parlamentarischen Beratung von Gegenstéanden, die in ih-
rem Aufgabenbereich liegen, teilzunehmen. Der Petitionsausschuss kann die beauf-
tragte Person zu Anhdrungen laden.

84
Hinweise und Beschwerden

(1) Jede naturliche oder juristische Person kann der beauftragten Person Hinweise
auf strukturelle Mangel oder Fehlentwicklungen geben sowie Beschwerden Uber polizei-
liches Fehlverhalten im Einzelfall vorbringen. Hinweise und Beschwerden kdnnen in
mundlicher, schriftlicher oder elektronischer Form erfolgen.

(2) Beschaftigte der in § 1 Absatz 2 genannten Behérden kdénnen sich mit Hinweisen
und Beschwerden ohne Einhaltung des Dienstwegs unmittelbar an die beauftragte Per-
son wenden. Wegen der Tatsache, sich an die beauftragte Person gewandt zu haben,
durfen Beschaftigte weder dienstlich gemaliregelt werden noch sonstige Nachteile erlei-
den. Sofern sie Tatsachen glaubhaft machen, die eine Benachteiligung wegen zulassi-
ger Ausiubung ihres Rechts gemaR Satz 1 vermuten lassen, tragt der Dienstherr die
Beweislast dafiir, dass kein Versto3 gegen Satz 2 vorliegt.

§5
Tatigkeit aufgrund eigener Entscheidung

Die beauftragte Person wird nach pflichtgemaRem Ermessen aufgrund eigener Ent-
scheidung tatig, wenn ihr Umstande bekannt werden, die ihren Aufgabenbereich berih-
ren.
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§6
Umgang mit Eingaben

(1) Die beauftragte Person kann Eingaben, die anonym eingehen oder sich auf mehr
als drei Jahre zurlckliegende Vorgénge beziehen, ohne Sachprifung zurickweisen, so-
fern nicht der Fall erkennbar bereits zuvor Gegenstand behdrdlicher Ermittlungen war
und eine Auswertung der Fallakten sowie der Daten im polizeilichen Vorgangsbearbei-
tungssystem maoglich erscheint. Dies gilt auch fir solche Falle, die nicht in den Zustén-
digkeitsbereich der beauftragten Person fallen.

(2) Die beauftragte Person bestétigt den Eingang nicht anonymer Eingaben innerhalb
von zwei Wochen nach Eingang. Bei Eingaben, die keine plausiblen Informationen Uber
Mangel oder Fehlverhalten in ihrem Aufgabenbereich enthalten, kann die Eingangsbe-
statigung mit dem Hinweis verbunden werden, dass die Sache aufgrund fehlender Infor-
mationen nicht weiter bearbeitet wird, soweit keine weitere Konkretisierung der Eingabe
erfolgt.

(3) Vertrauliche Eingaben, bei denen die eingebende Person ausdricklich um Ge-
heimhaltung ihrer Identitat oder der Identitét einer betroffenen Person ersucht, sind zu-
lassig. In diesem Fall darf die Identitat der eingebenden oder betroffenen Person nur mit
ihrer ausdrticklichen Einwilligung offenbart werden. Die beauftragte Person berat die ein-
gebende Person, falls sie die die Aufhebung der Vertraulichkeit fur die weitere Aufkla-
rung des Sachverhalts fir sachdienlich und unter Abwégung der Vor- und Nachteile fur
die eingebende Person fir angemessen halt.

(4) Enthalten Eingaben hinreichende Informationen Gber Mangel oder Fehlverhalten
im Aufgabenbereich der beauftragten Person, so klart sie den Sachverhalt und die Hin-
tergriinde auf. Dabei darf sie auf die Befugnisse nach § 7 zurlickgreifen. Sie bestimmt
Zeit und Art der Aufklarung nimmt erforderliche 6rtliche Untersuchungen vor.

(5) Die beauftragte Person soll in geeigneten Fallen auf eine einvernehmliche Erledi-
gung der Angelegenheit hinwirken, soweit hierdurch nicht der Zweck eines laufenden
Straf-, Bul3geld- oder Disziplinarverfahrens gefahrdet wird. Hierzu kann sie eine mit
Griunden zu versehende Empfehlung aussprechen oder der zustandigen Stelle Gelegen-
heit zur Abhilfe geben. Erfolgt keine Abhilfe, ist dies gegeniiber der beauftragten Person
schriftlich zu begrunden.

(6) Spatestens drei Monate nach Eingang der Eingabe wird die eingebende Person
Uber die Ergebnisse der Untersuchungen informiert. Sie erhalt eine Zwischennachricht
unter Angabe der voraussichtlichen Dauer der Untersuchungen, wenn die Untersuchun-
gen zu diesem Zeitpunkt noch nicht abgeschlossen sind.

(7) Nach Abschluss der Untersuchungen erstellt die beauftragte Person in geeigneten
Fallen einen Bericht. Dieser endet mit einer Bewertung des Sachverhalts, insbesondere
hinsichtlich der Frage, ob ein Mangel oder Fehlverhalten vorliegt, wobei die Personlich-
keitsrechte aller Beteiligten zu beachten sind. Nach Einwilligung der eingebenden Per-
son ist der Bericht durch die beauftragte Person der Deputation fur Inneres zuzuleiten
und in geeigneter Form, zumindest im Internet, zu verdéffentlichen. § 10 Absatz 3 und
§ 13 Absatz 2 bleiben unberiihrt.

(8) Die beauftragte Person erhebt fir die Bearbeitung von Eingaben keine Gebihren.
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87
Befugnisse

(1) Zur sachlichen Prifung kann die beauftragte Person von den Behdrden und sons-
tigen offentlichen Stellen des Landes und der Stadtgemeinden lber die zustéandige se-
natorische Behtrde mundliche oder schriftliche Auskunft verlangen und Stellungnahmen
anfordern. Die senatorische Behdrde ist verpflichtet, unverziiglich die notwendigen Infor-
mationen zu Ubermitteln.

(2) Die beauftragte Person hat das Recht, bei Behdrden oder sonstigen 6ffentlichen
Stellen des Landes und der Stadtgemeinden, ausgenommen Gerichte und Staatsanwalt-
schaften, Einsicht in Akten und sonstige amtliche Unterlagen zu nehmen, sofern ein in-
haltlicher Zusammenhang zu ihren Aufgaben nicht ausgeschlossen ist. Das
Einsichtsrecht umfasst auch die Mithahme von Ausdrucken oder Kopien, wenn dies fiir
die weiteren Untersuchungen oder die Erstellung des Abschlussberichts erforderlich ist.
Unterlagen, die als ,VS-Vertraulich“ oder hdher eingestuft sind, dirfen nur von der be-
auftragten Person personlich oder von ihren Beschéftigten eingesehen werden, die den
Anforderungen des Sicherheitsiiberprifungsgesetzes gentigen.

(3) Die beauftragte Person kann der eingebenden Person, Geschadigten eines vorge-
brachten Fehlverhaltens, Zeuginnen und Zeugen, Sachverstandigen, Polizeibeschaftig-
ten sowie anderen Personen, die zur Aufklarung des Sachverhalts beitragen kdnnen,
Gelegenheit zur mindlichen oder schriftlichen Stellungnahme geben und Fragen an sie
richten. Die Genehmigung, gegenuber der betroffenen Person in dienstlichen Angele-
genheiten Auskiinfte zu geben, darf versagt werden, wenn die Auskinfte dem Wohle
des Bundes oder eines deutschen Landes Nachteile bereiten oder die Erfullung 6ffentli-
cher Aufgaben ernstlich gefahrden oder erheblich erschweren wirde. In jedem Stand
des Verfahrens besteht das Recht der freien Wahl eines Beistands oder einer oder eines
Bevollméachtigten.

(4) Die beauftragte Person kann jederzeit alle Dienststellen der Polizei Bremen und
der Ortspolizeibehérde Bremerhaven sowie deren Einrichtungen auch ohne vorherige
Anmeldung betreten. Dieses Recht erstreckt sich auch auf Einsatze aulRerhalb der
Dienststellen, auf Fahrzeuge, auf stationare und mobile Lage- und Flhrungszentren so-
wie auf Einrichtungen der polizeilichen Aus- und Fortbildung. Akten und elektronische
Datentrager kénnen, sofern ein Einsichtsrecht gemaf Absatz 2 besteht, auch vor Ort
eingesehen werden, soweit dies fur den Untersuchungszweck erforderlich ist. Die beauf-
tragte Person darf in Abstimmung mit der Einsatzleitung bei Einséatzen der Polizei in
GrofRdlagen anwesend sein und Aus- und Fortbildungsmalnahmen der Polizei beiwoh-
nen.

(5) Stellt die beauftragte Person im Rahmen ihrer Zustandigkeit Verstt3e der Polizei
Bremen oder der Ortspolizeibehérde Bremerhaven gegen Rechtsvorschriften fest, so
beanstandet sie dies gegeniber der zustandigen Behdrde und fordert diese zur Stel-
lungnahme innerhalb einer von ihr zu bestimmenden Frist auf. Bei Mal3nahmen des
Bundes oder der Lander nach 8§ 143 des Bremischen Polizeigesetzes ist die Beanstan-
dung an den Senator fir Inneres zu richten. Die Stellungnahme soll auch eine Darstel-
lung der MalRnahmen enthalten, die aufgrund der Beanstandung der beauftragten
Person getroffen worden sind. Die beauftragte Person kann von einer Beanstandung ab-
sehen oder auf eine Stellungnahme verzichten, insbesondere wenn es sich um unerheb-
liche oder inzwischen beseitigte Mangel handelt.

(6) Die Ausiibung der vorstehenden Befugnisse ist ausgeschlossen, soweit h6herran-
giges Recht oder Uberwiegende schutzwirdige Belange einer betroffenen Person entge-
genstehen oder 6ffentliche Interessen einschliel3lich des Kernbereichs exekutiver
Eigenverantwortung eine Geheimhaltung zwingend erfordern.
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(7) Fur Streitigkeiten zwischen einer natirlichen oder einer juristischen Person und
der beauftragten Person Uber die vorstehenden Befugnisse und eingeleitete oder durch-
gefuhrte MalZnahmen ist der Verwaltungsrechtsweg eroffnet. Die beauftragte Person ist
in diesen Verfahren beteiligungsfahig.

§8
Unterstutzung

(1) Behtrden und sonstige offentliche Stellen des Landes und der Stadtgemeinden
sind verpflichtet, die beauftragte Person bei der Erfullung ihrer Aufgaben zu unterstt-
zen.

(2) Gerichte und Staatsanwaltschaften dirfen personenbezogene Daten aus Strafver-
fahren an die beauftragte Person Ubermitteln, soweit die Kenntnis dieser Daten im Ein-
zelfall fir die Untersuchungen der beauftragten Person erforderlich ist, éffentliche
Interessen einschliel3lich des Kernbereichs exekutiver Eigenverantwortung nicht entge-
genstehen und soweit nicht flr die Gbermittelnde Stelle offensichtlich ist, dass die
schutzwirdigen Interessen der betroffenen Personen das Allgemeininteresse an der
Ubermittlung Giberwiegen; bundesrechtliche Ubermittlungsverbote und Verwendungsbe-
schrankungen bleiben unbertnhrt.

(3) Soweit die beauftragte Person bei der Erfullung ihrer Aufgaben Informationen von
oOffentlichen Stellen anderer Lander oder des Bundes bendétigt, ersucht der Senat diese
Stellen um Ubermittlung der erforderlichen Informationen.

(4) In allen Polizeidienststellen ist sowohl fiir die Beschéftigten der Polizei als auch fur
die Birgerinnen und Blrger in geeigneter Weise auf Stelle und Aufgaben der beauftrag-
ten Person hinzuweisen.

(5) Senat oder Magistrat Ubermitteln der beauftragten Person auf Anfrage zusam-
menfassende Berichte Uber die Ausiibung der Disziplinarbefugnis im Hinblick auf die Po-
lizei Bremen und die Ortspolizeibehérde Bremerhaven und, soweit diese Informationen
dort vorhanden sind, auch statistische Informationen tber den Ausgang entsprechender
Strafverfahren.

§9
Rechte der von Eingaben betroffenen Beschaftigten

Enthalten Eingaben oder Zeugenaussagen Informationen, aus denen sich ein strafba-
res oder disziplinarrechtlich sanktionierbares Verhalten ergeben kdnnte, so ist die oder
der betroffene Beschéftigte der Polizei darauf hinzuweisen, dass es ihr oder ihm frei-
stehe, sich mundlich oder schriftlich zu &uf3ern oder sich nicht zur Sache einzulassen,
und sie oder er sich jederzeit einer oder eines Bevollmachtigten oder Beistands bedie-
nen koénne. Die Hinweise sind aktenkundig zu machen.

§10
Verhéltnis der Untersuchungen zu anderen Verfahren

(1) Die beauftragte Person kann einen Vorgang den fir die Einleitung von Straf- oder
Disziplinarverfahren zustandigen Stellen zuleiten, soweit er nicht nach § 6 Absatz 3 ver-
traulich zu behandeln ist.
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(2) Ist gegen eine Polizeibeschéftigte oder einen Polizeibeschéaftigten wegen ihres o-
der seines dienstlichen Verhaltens ein strafrechtliches Ermittlungsverfahren eingeleitet
oder offentliche Klage im strafgerichtlichen Verfahren erhoben, ein gerichtliches Bul3-
geldverfahren anhéngig, ein behdrdliches Disziplinarverfahren eingeleitet oder ein ge-
richtliches Disziplinarverfahren anhangig, so fuhrt die beauftragte Person ihre
Untersuchungen wegen desselben Sachverhalts parallel zum Straf-, BuRgeld- oder Dis-
ziplinarverfahren nur fort, soweit damit ein eigenes Erkenntnisinteresse zur Erfullung ih-
rer Aufgaben verbunden ist und der Zweck jenes Verfahrens nicht gefahrdet wird. Ist
eine Fortsetzung der Untersuchung durch die beauftragte Person nicht ohne Geféhr-
dung des Straf-, BuRgeld- oder Disziplinarverfahrens mdglich, stellt die beauftragte Per-
son wegen desselben Sachverhalts bei ihr laufende Verfahren vorlaufig ein. Uber die
Tatsache der vorlaufigen Einstellung wird die eingebende Person des Hinweises oder
der Beschwerde unterrichtet. Gleiches gilt im Fall der Wiederaufnahme des Verfahrens
durch die beauftragte Person. Die fur das Disziplinarverfahren zustandigen Stellen tber-
mitteln auf Anfrage der beauftragten Person unter Berlicksichtigung der Belange des
Beamten oder der Beamtin und anderer betroffener Personen die verfahrensabschlie-
Renden Verfigungen einschliel3lich der Begrindungen. Entsprechendes gilt fir Ent-
scheidungen Uber arbeitsrechtliche MaZnahmen.

(3) Bis zum rechtskraftigen Abschluss eines Straf-, Bu3geld- oder Disziplinarverfah-
rens wegen desselben Sachverhalts veroffentlicht die beauftragte Person die Ergeb-
nisse und Schlussfolgerungen der Untersuchungen nicht.

§11
Verhaltnis zum Zustandigkeitsbereich anderer Stellen mit Kontrollaufgaben

(1) Das Recht, sich mit Eingaben an die Burgerschaft zu wenden, bleibt von der Mog-
lichkeit, Eingaben an die beauftragte Person zu richten, unberihrt.

(2) Die Untersuchungsbefugnis der beauftragten Person ist ausgeschlossen, soweit
der Gegenstand oder ein Teil des Gegenstandes ihrer Untersuchung Gegenstand eines
Untersuchungsausschusses der Birgerschaft ist. Die Untersuchungsbefugnis erlischt
mit der Einsetzung eines Untersuchungsausschusses der Birgerschaft, soweit der Ge-
genstand oder ein Teil des Gegenstandes der Untersuchung der beauftragten Person
zum Gegenstand des Untersuchungsausschusses wird und die Blrgerschaft nichts Ab-
weichendes beschlief3t. In diesen Fallen informiert die beauftragte Person die einge-
bende Person unverziglich schriftlich tGiber den Ausschluss, das Ende oder die
Begrenzung ihrer Untersuchung.

(3) Wirft eine Eingabe Fragen auf, die sowohl in die Zustandigkeit der beauftragten
Person als auch in diejenige der oder des Landesbeauftragten fir Datenschutz und In-
formationsfreiheit oder des Landesrechnungshofes fallen, so stimmt die beauftragte Per-
son ihr Vorgehen mit diesen Stellen ab. Untersuchungen sollen mdglichst koordiniert
erfolgen.

(4) Bei Uberschneidungen der Zustandigkeit der beauftragten Person mit den Kon-

troll- und Aufsichtszustandigkeiten anderer Behdrden und offentlicher Stellen gilt Ab-
satz 2 entsprechend.
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8§12
Zusammenarbeit mit Personalvertretungen

(1) Die beauftragte Person arbeitet bei der Erflllung ihrer Aufgaben vertrauensvoll mit
den Personalvertretungen der Polizei Bremen und der Ortspolizeibehérde Bremerhaven
zusammen.

(2) Die Aufgaben und Zustéandigkeiten der Personalvertretungen bleiben durch die
Regelungen dieses Gesetzes unberihrt.

§13
Berichte und Offentlichkeitsarbeit

(1) Die beauftragte Person erstattet der Burgerschaft alle zwei Jahre einen schriftli-
chen Bericht Uber ihre Tatigkeit sowie Uber zentrale Folgerungen hieraus. Der Bericht
soll auch Empfehlungen fiir strukturelle Anderungen in den Behérden und iiber die ein-
geleiteten oder geplanten MalRnahmen zur Umsetzung der Empfehlungen aus friiheren
Berichten enthalten. In der Aussprache Uber den Téatigkeitsbericht soll die Burgerschaft
der beauftragten Person Gelegenheit zur Vorstellung des Tétigkeitsberichts geben. Der
Senat legt der Biirgerschaft innerhalb von sechs Monaten eine Stellungnahme des Se-
nats zu dem Tatigkeitsbericht vor.

(2) Sie darf jederzeit der Birgerschaft oder ihren Deputationen und Ausschiissen Ein-
zelberichte vorlegen und diese verdéffentlichen. Der betroffenen Behorde ist vorab Gele-
genheit zur Stellungnahme innerhalb einer angemessenen Frist zu geben. Die Frist
betragt in der Regel zwei Monate. Eine Zusammenfassung der Stellungnahme ist mit
dem Einzelbericht zu verdffentlichen.

(3) Wird die beauftragte Person mit einer Untersuchung nach 8§ 3 Absatz 1 beauftragt,
so hat sie Uber das Ergebnis der Prifung auf Verlangen der beauftragenden Stelle einen
Einzelbericht zu erstatten.

(4) Die beauftragte Person kann in geeigneten Fallen Presse- und Offentlichkeitsar-
beit zu ihrer Arbeit betreiben und sich dabei der Pressestelle der Blrgerschaft bedienen.

(5) 8§ 10 Absatz 3 bleibt unberthrt.

8§14
Umsetzung von Empfehlungen

Senat und Magistrat férdern die Umsetzung der Empfehlungen der beauftragten Per-
son in ihrem Geschéftsbereich. Sie sollen die beauftragte Person in angemessener Frist
Uber die eingeleiteten und geplanten MalRnahmen zur Umsetzung ihrer Empfehlungen
zu Einzelfallen und zu einzelfalliibergreifenden Sachverhalten informieren. Werden
Empfehlungen nicht umgesetzt, ist dies zu begriinden. Die Frist betragt drei Monate
nach Zuleitung des Berichts und kann in begriindeten Ausnahmeféallen verlangert wer-
den. Die beauftragte Person informiert die eingebende Person lber die von den Behor-
den eingeleiteten MaRnahmen.
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§15
Amtsverhaltnis

(1) Die beauftragte Person steht nach Mal3gabe dieses Gesetzes in einem offentlich-
rechtlichen Amtsverhéaltnis zur Freien Hansestadt Bremen.

(2) Das Amtsverhaltnis beginnt mit der Aushandigung der Ernennungsurkunde. Es
endet mit Ablauf der Amtszeit, der Entlassung auf eigenen Antrag oder durch eine Amts-
enthebung. Nach Ablauf der Amtszeit fiihrt die bisherige beauftragte Person das Amt bis
zur Wahl und Ernennung einer Nachfolgerin oder eines Nachfolgers fort. Eine Entlas-
sung auf eigenen Antrag und die Amtsenthebung werden mit der Aushandigung der Ent-
lassungsurkunde wirksam. Der Vorstand der Birgerschaft kann die beauftragte Person
des Amtes entheben, wenn Griinde vorliegen, die bei einem Richter oder einer Richterin
auf Lebenszeit die Entlassung aus dem Dienst rechtfertigen.

(3) Die beauftragte Person erhalt Amtsbeziige entsprechend des Grundgehaltsbetra-
ges der Besoldungsgruppe B 2 des Bremischen Besoldungsgesetzes. Die flr die bremi-
schen Beamtinnen und Beamten geltenden Bestimmungen lber Beihilfen in Krankheits-,
Pflege- und Geburtsféllen, Dienstwohnungen, Reisekosten, Umzugskosten und Mutter-
schutz finden auf das Amtsverhaltnis der beauftragten Person entsprechende Anwen-
dung, ebenso die 88 2 his 4, 9 bis 18, 34 bis 36, 65 und 66 des Bremischen
Besoldungsgesetzes sowie fiir Zeiten des Amtsverhéltnisses § 78 des Bremischen Be-
amtenversorgungsgesetzes.

816
Pflichten

(1) Die beauftragte Person sieht von allen mit den Aufgaben ihres Amtes nicht zu ver-
einbarenden Handlungen ab und Ubt wahrend ihrer Amtszeit keine andere mit ihrem Amt
nicht zu vereinbarende entgeltliche oder unentgeltliche Tatigkeit aus. Insbesondere darf
sie weder einer Regierung noch einer gesetzgebenden Koérperschaft des Bundes oder
eines Landes noch einer kommunalen Vertretungskdrperschaft oder einer der in 8 1 Ab-
satz 3 genannten Behorden angehéren.

(2) Die beauftragte Person hat der Prasidentin oder dem Prasidenten der Blrger-
schaft Mitteilung tUber Geschenke zu machen, die sie in Bezug auf das Amt erhélt. Die
Prasidentin oder der Prasident der Birgerschaft entscheidet Gber die Verwendung der
Geschenke.

(3) Die beauftragte Person ist verpflichtet, auch nach Beendigung ihres Amtsverhalt-
nisses, uber die ihr amtlich bekanntgewordenen Angelegenheiten Verschwiegenheit zu
bewahren. Dies gilt nicht fur Mitteilungen im dienstlichen Verkehr oder Gber Tatsachen,
die offenkundig sind oder ihrer Bedeutung nach keiner Geheimhaltung bedurfen. Die be-
auftragte Person entscheidet im Ubrigen nach pflichtgemaRem Ermessen, ob und inwie-
weit sie Uber solche Angelegenheiten vor Gericht oder aufRergerichtlich aussagt oder
Erklarungen abgibt; wenn sie nicht mehr im Amt ist, ist die Genehmigung der oder am-
tierenden beauftragten Person erforderlich.
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8§17
Datenverarbeitung

(1) Abweichend von § 2 Absatz 4 des Bremischen Ausfihrungsgesetzes zur EU-
Datenschutz-Grundverordnung finden auf die Tatigkeit der beauftragten Person die Vor-
schriften der Verordnung (EU) 2016/679 des Europaischen Parlaments und des Rates
vom 27. April 2016 zum Schutz natirlicher Personen bei der Verarbeitung personenbe-
zogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG
und des Bremischen Ausfilhrungsgesetzes zur EU-Datenschutz-Grundverordnung An-
wendung. Die beauftragte Person ist befugt, personenbezogene Daten, die ihr bekannt
werden, zu verarbeiten, soweit dies zur Erflllung ihrer Aufgaben nach diesem Gesetz
erforderlich ist. Sie darf im Einzelfall personenbezogene Daten auch ohne Kenntnis der
oder des Betroffenen erheben, wenn nur auf diese Weise festgestellt werden kann, ob
ein Mangel oder Fehlverhalten im Sinne von § 1 Absatz 1 vorliegt. Die nach den Satzen
2 und 3 erhobenen und verarbeiteten Daten dirfen nicht zu anderen Zwecken verarbei-
tet werden; § 10 Absatz 1 bleibt unberihrt.

(2) Soweit die beauftragte Person Eingaben nach § 5 an Strafverfolgungsbehdrden
oder andere zustandige Stellen weiterleitet, kann sie personenbezogene Daten zu dem
jeweiligen Vorgang Ubermitteln, soweit dies zur Aufgabenerfiillung der empfangenden
Stelle erforderlich ist und die Pflicht zur Verschwiegenheit der beauftragten Person im
Einzelfall nicht entgegensteht.

§18
Personal- und Sachausstattung, Stellvertretung

(1) Der beauftragten Person ist fur die Erflllung ihrer Aufgaben die hinreichende Per-
sonal- und Sachausstattung zur Verfigung zu stellen. Die Verwaltung der Blrgerschaft
unterstitzt die Tatigkeit der beauftragten Person.

(2) Beschaftigte der beauftragten Person werden auf ihren Vorschlag vom Vorstand
der Burgerschaft ernannt und entlassen. Sie kénnen nur im Einvernehmen mit der be-
auftragten Person versetzt oder abgeordnet werden. Die Beschéftigten unterstehen der
Dienstaufsicht der beauftragten Person, die ihre Dienstvorgesetzte ist und an deren Wei-
sungen sie ausschlie3lich gebunden sind. Sie kénnen die Befugnisse der beauftragten
Person ausiiben, soweit dieses Gesetz nicht etwas Anderes bestimmit.

(3) Der Vorstand der Biirgerschaft bestellt auf Vorschlag der beauftragten Person aus
dem Kreis der bei ihr téatigen Beschaftigten eine Stellvertretung. Die Stellvertretung
nimmt die Geschafte wahr, wenn die beauftragte Person an der Ausiibung ihres Amtes
verhindert ist oder das Amtsverhaltnis endet.

(4) Der Haushalt der beauftragten Person wird im Haushalt der Blrgerschaft in einem
eigenen Kapitel ausgewiesen.

819
Beirat

(1) Bei der beauftragten Person soll ein Beirat eingerichtet werden. Er setzt sich zu-
sammen aus
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1. zwei Vertreterinnen und Vertretern zivilgesellschaftlicher Organisationen zum
Schutz von Menschen- und Birgerrechten,

2. zwei Vertreterinnen und Vertretern des Polizeivollzugsdienstes, darunter eine
Vertreterin oder ein Vertreter des Personalrats der Ortspolizeibehdrde Bremer-
haven oder des Personalrates der Polizei Bremen und

3. drei Expertinnen und Experten aus dem wissenschaftlichen Bereich.

(2) Die Mitglieder des Beirats werden von der Deputation fur Inneres flr jeweils vier
Jahre gewahlt. Bei der Auswahl soll auf ein ausgewogenes Verhaltnis zwischen Frauen
und Mannern geachtet werden.

(3) Der Beirat berat die beauftragte Person bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben. Er
ist insbesondere bei der Erstellung des Berichts nach § 13 Absatz 1 sowie von Berichten
mit grundséatzlicher Bedeutung anzuhoéren und einzubeziehen. Der Beirat kann von sich
aus Vorgange und Themen an die beauftragte Person herantragen.

(4) Die beauftragte Person hat das Recht, an den Sitzungen des Beirats beratend teil-
zunehmen. lhre Vorschlage fir die Tagesordnung sind zu bertcksichtigen.

(5) Der Beirat gibt sich eine Geschaftsordnung, die der Zustimmung der Préasidentin
oder des Prasidenten der Burgerschaft bedarf.

(6) Die Mitglieder des Beirats Uiben die Tatigkeit nach diesem Gesetz ehrenamtlich
aus. Sie haben einen Anspruch auf Aufwandsentschadigung. Naheres regelt die Ge-
schaftsordnung. Soweit Vertreterinnen und Vertreter der Polizei die Tatigkeit im Rahmen
ihrer Dienstzeit austiben, entféllt ein Anspruch auf Aufwandsentschadigung. In der Aus-
Ubung der Tatigkeit als Mitglieder des Beirats sind sie unabhéngig und weisungsfrei.

8§20
Evaluation

Die praktische Anwendung des Gesetzes wird durch unabhangige sozialwissen-
schaftliche, polizeiwissenschaftliche und rechtswissenschaftliche Sachverstandige ge-
pruft. Die Sachverstandigen berichten der Blrgerschaft tiber das Ergebnis der
Evaluation bis zum 31. Dezember 2025.

) Artikel 6
Anderungen weiterer Gesetze

In 8 2 des Gesetzes zur fortlaufenden Untersuchung der Kriminalitdtslage und ergénzen-
den Auswertung der polizeilichen Kriminalitatsstatistik (Bremisches Kriminalitatsstatistik-
gesetz — BremKStatG) vom 2. April 2019 (Brem.GBI. S.162) wird die Angabe

»8 72" durch die Angabe ,8 134" ersetzt.

In § 54 Absatz 3 Satz 2 des Bremischen Sicherungsverwahrungsvollzugsgesetzes vom 21.
Mai 2013 (Brem.GBI. S.172 — 312-f-2), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom
7. Oktober 2020 (Brem.GBI. S.967) geandert worden ist, wird die Angabe ,8 25" durch
die Angabe § 23" ersetzt.

In 8 49 Absatz 3 Satz 2 des Bremischen Strafvollzugsgesetzes vom 25. November 2014
(Brem.GBI. S.639 — 312-h-1), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 7. Okto-
ber 2020 (Brem.GBI. S.967) geandert worden ist, wird die Angabe ,.8 25" durch die An-
gabe .8 23" ersetzt.
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In 8 8 Absatz 3 des Bremischen Fischereigesetzes vom 17. September 1991 (Brem.GBI.
S.309 — 793-a-1), das zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 14. Marz 2017
(Brem.GBI. S.121, 122) gedndert worden ist, wird die Angabe ,8 14" durch die Angabe
»8 11" ersetzt.

In § 94 des Bremischen Wassergesetzes vom 12. April 2011 (Brem.GBI. S.262 — 2180-a-
1), das zuletzt durch Gesetz vom 18. Dezember 2018 (Brem.GBI. S.644) geéndert
worden ist, wird die Angabe ,8 66" durch die Angabe ,8 127* ersetzt.

In § 5 Absatz 4 Satz 2 des Gesetzes Uber das Halten von Hunden vom 2. Oktober 2001
(Brem.GBI. S.331 — 2190-b-1), das zuletzt durch Gesetz vom 8. Mai 2018 (Brem.GBI.
S.227) geandert worden ist, werden die Worter ,88 25 und 26" durch die Worter ,88 23
und 24 ersetzt.

Das Bremische Hafenbetriebsgesetz vom 21. November 2000 (Brem.GBI. S.437 — 9511-a-
1), das zuletzt durch Gesetz vom 1. Mérz 2016 (Brem.GBI. S.85) geandert worden ist,
wird wie folgt geandert:

In 8§ 5 Absatz 4 werden die Worter ,§ 67 Abs. 2“ durch die Worter ,8 128 Absatz 2“ er-
setzt.

In 8 7 Absatz 1 Satz 1 werden die Worter ,8 64 Abs. 1 durch die Worter ,§ 125 Ab-
satz 1“ ersetzt.

Das Bremische Hafensicherheitsgesetz vom 30. April 2007 (Brem.GBI. S.307 — 9511-a-7),
das zuletzt durch Gesetz vom 28. April 2015 (Brem.GBI. S.269) geandert worden ist,
wird wie folgt geandert:

§ 2 wird wie folgt geéndert:

In Absatz 1 werden die Worter ,8 71 Abs. 2 Nr. 2 durch die Worter ,,§ 133 Ab-
satz 2 Nummer 2“ ersetzt.

In Absatz 2 werden die Worter ,,88 21 und 22" durch die Worter ,,88 19 und
20“ ersetzt.

In § 3 Absatz 1 werden die Worter ,8 70 Abs. 2 und § 74 Abs. 2“ durch die Worter
.8 132 Absatz 2 und 8 136 Absatz 2“ ersetzt.

Artikel 7
Umsetzung der Richtlinie (EU) 2016/680

Artikel 1 dieses Gesetzes dient der Umsetzung der Richtlinie (EU) 2016/680 des Européi-
schen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natirlicher Personen bei
der Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Behdrden zum Zwecke der Verhi-
tung, Ermittlung, Aufdeckung oder Verfolgung von Straftaten oder der Strafvollstreckung so-
wie zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung des Rahmenbeschlusses 2008/977/JI des
Rates (ABI. L 119 vom 4. Mai 2016, S. 89; L 127 vom 23. Mai 2018, S. 9).

Artikel 8
Bekanntmachungserlaubnis

Der Senator fir Inneres kann den Wortlaut des Bremischen Polizeigesetzes in der vom 1.
September 2021 an geltenden Fassung mit geschlechtergerechten Formulierungen und zur
redaktionellen Anpassung im Gesetzblatt der Freien Hansestadt Bremen bekannt machen.
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Artikel 9
Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt, soweit nichts Anderes bestimmt ist, am Tag nach der Verkiindung
in Kraft.

(2) Artikel 2 tritt am 1. September 2021 in Kraft.

(3) Die Amtszeit der Landesbeauftragten fur Datenschutz und Informationssicherheit wird
durch das Inkrafttreten dieses Gesetzes nicht unterbrochen.
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Begrindung

A. Allgemeines

Mit dem vorliegenden Gesetz wird insbesondere das Datenschutzrecht im Bremischen Poli-
zeigesetz aktualisiert und die Stelle einer unabhangigen Polizeibeauftragten oder eines un-
abhangigen Polizeibeauftragten flr die Freie Hansestadt Bremen geschaffen.

Das Datenschutzrecht im Bremischen Polizeigesetz ist einer umfassenden Reform zuzufih-
ren aufgrund der erforderlichen Umsetzung europarechtlicher Vorschriften und der Anforde-
rungen aus der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts.

Die Umsetzung der Richtlinie (EU) 2016/680 und die verfassungsrechtlichen Vorgaben zur
Datenverarbeitung aus dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts zum Bundeskriminalamt-
gesetz vom 20. April 2016 (1 BVR 966/09 u. a.) bedingen eine umfassende Uberarbeitung.
Zudem sind die Datenschutzregelungen an die Anforderungen der polizeilichen Zusammen-
arbeit mit anderen 6ffentlichen und nicht 6ffentlichen Stellen anzupassen. Die bestehenden
Datenverarbeitungsbestimmungen werden daher weitestgehend aufgehoben und — soweit
mit Europarecht und Verfassungsrecht vereinbar — in die neuen Regelungen tberfuhrt und
angepasst. Die Datenverarbeitungsbestimmungen werden als dritter und vierter Abschnitt
des ersten Teils Uberarbeitet bzw. neu eingefiigt. Mit der Verortung der Abschnitte zentral im
Bremischen Polizeigesetz soll der Bedeutung des Datenschutzes, der bei der polizeilichen
Arbeit aufgrund der Flle an personenbezogenen Daten eine immer wichtigere Rolle spielt,
angemessen Rechnung getragen werden.

Das Gesetz schafft auRerdem die Grundlage fir eine Stelle einer unabhangigen Polizeibe-
auftragten oder eines unabhangigen Polizeibeauftragten fiir die Freie Hansestadt Bremen.
Diese Stelle soll als Ombudsstelle das partnerschaftliche Verhaltnis zwischen Birgerinnen
und Birgern und der Polizei starken. Zugleich unterstiitzt die Stelle die Arbeit der Biirger-
schaft, die Polizei aufgrund der Befugnisse zu intensiven Grundrechtseingriffe entsprechend
intensiv zu kontrollieren und ihr eine besonders ausgepréagte Firsorge angedeihen zu las-
sen. Aufgabe der Ombudsstelle ist es insbesondere, Hinweisen auf etwaige strukturelle Man-
gel bei der Polizei nachzugehen und die Fehlerkultur in den Polizeibehdrden zu férdern.
Hierbei ist es auch Aufgabe dieser Stelle, Defizite der personellen und sachlichen Ausstat-
tung festzustellen und Lésungsvorschlage fir die Beseitigung von Mangeln aufzuzeigen. Mit
der Schaffung einer unabhangigen Beschwerdestelle kommt das Land Bremen der langjahri-
gen Forderung zahlreicher internationaler Organisationen wie dem Menschenrechtsaus-
schuss der Vereinten Nationen fir die Einhaltung des Internationalen Pakts tUber Birgerliche
und Politische Rechte, dem Europaischen Komitee zur Verhiitung von Folter und unmensch-
licher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe (European Committee for the Prevention
of Torture and Inhuman or Degrading Treatment or Punishment — CPT), der Europaischen
Kommission gegen Rassismus und Intoleranz der Mitgliedsstaaten des Europarats (Euro-
pean Commission against Racism and Intolerance — ECRI) und des Menschenrechtskom-
missars des Europarats, der Nationalen Stelle zur Verhitung von Folter, dem Deutschen
Institut fir Menschenrechte sowie diverser Nichtregierungsorganisationen nach.

AulRerdem werden Befugnisse in der Telekommunikationstiberwachung zur Abwehr gravie-
render Gefahren sowie im Bereich der Videotberwachung und zur Fixierung von in Gewahr-
sam genommenen Personen eingefligt bzw. neu geregelt.

Um sicherstellen zu konnen, dass nur solche Bewerberinnen und Bewerber in den Polizei-
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vollzugsdienst aufgenommen werden, die ohne Zweifel die charakterliche Eignung und Ge-
wahr fur das Eintreten in die freiheitliche demokratische Grundordnung bieten, wird das Bre-
mische Beamtengesetz um eine Norm zur Zuverlassigkeitsiberprifung von Bewerberinnen
und Bewerbern fir den Polizeivollzugsdienst erganzt.

B. Zu den einzelnen Vorschriften

Zu Artikel 1 — Anderungen im Bremischen Polizeigesetz

Artikel 1 enthalt Anderungen des Bremischen Polizeigesetzes, die insbesondere der Umset-
zung des europaischen Datenschutzrechts und der Umsetzung der Rechtsprechung des
Bundesverfassungsgerichts zur Datenverarbeitung (BVerfG, Urteil vom 20.04.2016 — 1 BvR
966/09 u. a.) dienen.

Zu Nummer 1 — Anpassung der Inhaltsangabe

Aufgrund der Einfligung von neuen Paragraphen, Abschnitten und Teilen sowie der Anpas-
sung von bestehenden Paragraphen, deren Streichung und Verschiebung ist die Inhaltstiber-
sicht vollstandig anzupassen.

Zu Nummer 2 — Anpassung von Bezligen

Infolge der Einflgung, Verschiebung und Aufhebung von Paragraphen werden Bezilge auf
andere Paragraphen angepasst.

Zu Nummer 3 — Ergdnzung der Definitionen in § 2

Die Definition einer Kontakt- oder Begleitperson in Nummer 6 wird den Anforderungen durch
die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts angepasst (vgl. BVerfG, Urteil vom
20.04.2016 — 1 BVR 966/09 u. a., Rn. 116).

Die neu in 8 2 Nummer 9 bis 23 aufgenommenen Begriffsbestimmungen dienen der Umset-
zung der Richtlinie (EU) 2016/680. Sie schlieRen an die Begriffsbestimmungen in Artikel 3
Richtlinie (EU) 2016/680 und hinsichtlich der Definition der "besonderen Kategorien perso-
nenbezogener Daten” in Nummer 19 an Artikel 10 Richtlinie (EU) 2016/680 an.

Die Formulierung ,vermeintlich rassische Herkunft“ in § 2 Nr. 21 stellt einen Kompromiss dar.
So hat der Européische Gesetzgeber seinerseits selbst den Begriff ,rassische Herkunft” in
der Richtlinie (EU) 2016/680 verwendet und in Erwagungsgrund 37 der Richtlinie klar zum
Ausdruck gebracht, dass ,die Union Theorien, mit denen versucht wird, die Existenz ver-
schiedener menschlicher Rassen zu belegen, [nicht] gutheif3t.” Mit der Formulierung ,ver-
meintlich® wird zum Ausdruck gebracht, dass Theorien zu unterschiedlichen menschlichen
Rassen nicht geteilt werden, und zugleich der in der Richtlinie vorgegebene Inhalt umge-
setzt.

In Nummer 24 werden Handlungen hauslicher Gewalt entsprechend dem Ubereinkommen
des Europarats zur Verhitung und Bekampfung von Gewalt gegen Frauen und hauslicher
Gewalt (Istanbul-Konvention) definiert. Diese Definition ist Grundlage fur Datentibermittlun-
gen nach § 55 Absatz 5.

Nummer 25 bestimmt, mittels welcher Werte die Vitalfunktionen tberprift werden kdnnen.
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Zu Nummer 4 — Anpassung von Beziigen

Infolge der Einfligung, Verschiebung und Aufhebung von Paragraphen werden Bezilige auf
andere Paragraphen angepasst.

Zu Nummer 5 — 8 151 (Einschrdnkung von Grundrechten)

Da mit dem vorliegenden Gesetz bereits benannte Grundrechtseingriffe intensiviert oder auf
andere Sachverhalte ausgeweitet werden kénnen, werden die betroffenen Grundrechte er-
neut zitiert (vgl. BVerfG, Urteil vom 27.07.2005 — 1 BvR 668/04, juris Rn. 85 ff.).

Die Unverletzlichkeit des Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnisses sowie die Unverletzlich-
keit der Wohnung kann insbesondere durch die Regelungen in 8 40 Absatz 2, 88 41 bis 43
betroffen sein.

Die Aufnahme des Grundrechts auf Unverletzlichkeit des Brief-, Post- und Fernmeldege-
heimnisses (Artikel 10 des Grundgesetzes) tragt auch der Datenverarbeitung aus strafrechtli-
chen Verfahren Rechnung, die nach § 49 Absatz 2 von der Polizei weiterverarbeitet werden
durfen. Durch die Weiterverarbeitung derartiger Daten durch die Polizeibehdrden wird in den
Schutzbereich der in Artikel 10 Absatz 1 Grundgesetz enthaltenen Grundrechte eingegriffen.

Die Rechtfertigung von Eingriffen in das Recht auf informationelle Selbstbestimmung richtet
sich allein nach den Schranken des Artikels 2 Absatz 1 Grundgesetz (vgl. BVerfG, Urteil vom
15.12.1983 — 1 BvR 209/83 u. a., juris Rn. 151). Das Zitiergebot ist auf Eingriffe in das Recht
auf informationelle Selbstbestimmung nicht anwendbar (vgl. VGH Baden-Wdrttemberg, Urtell
vom 21.07.2003 — 1 S 377/02, juris Rn. 42).

Zu Nummer 6 — 8 9 (Legitimations- und Kennzeichnungspflicht)

Die Normen setzten die derzeit noch auf untergesetzlicher Grundlage bestehenden Pflichten
im Umgang mit der Legitimation gegeniber betroffenen Personen um. Anlass ist die Recht-
sprechung des Bundesverwaltungsgerichts, wonach der mit der Legitimations- und Kenn-
zeichnungspflicht verbundene Eingriff in das Recht der Polizeivollzugsbediensteten auf
informationelle Selbstbestimmung einer gesetzlichen Grundlage bedarf (Urt. v. 26.09.2019 —
BVerwG 2 C 32.18, Rn. 14, 48).

In zurtickliegenden Einsatzen konnte gerade bei sehr kurzfristig erforderlich gewordenen
Einséatzen die Situation entstehen, dass die Kennzeichnung nicht von allen Einsatzeinheiten
getragen wurde, weil keine Zeit blieb, die im Alltag nicht getragene Kennzeichnung anzule-
gen. Diesem Umstand tragt Absatz 2 Rechnung. Der Senator fir Inneres wird in der Verwal-
tungsvorschrift nach Absatz 4 sicherstellen, dass die Kennzeichnung der genannten
Einheiten auch bei sehr kurzfristig angesetzten Einsétzen in geschlossenen Einheiten ge-
wabhrt ist.

Absatz 3 nennt verfahrensrechtliche Anforderungen an den Umgang und die Aufbewahrung
der Kennzeichnung. Die zweijahrige Aufbewahrungspflicht soll sicherstellen, dass eine Zu-
ordnung zu den agierenden Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamten auch dann noch még-
lich ist, wenn sich etwa erst bei einer anwaltlichen Beratung oder im Verlauf eines
Strafverfahrens ein Bedarf ergibt.

In Absatz 4 wird dem Senator fir Inneres die Mdglichkeit eingerdumt konkretere Vorgaben
auf Grundlage der im Gesetz getroffenen Grundsatzentscheidungen zu treffen und bestimmt,
dass die Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamte die Kennzeichnung standig bei sich zu fuh-
ren haben. Damit soll verhindert werden, dass im Falle eines pl6tzlichen Einsatzes die Kenn-
zeichnung nicht verflgbar ist und in der Folge nicht getragen wirde.
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Zu Nummer 7 und 8 — Anpassung von Uberschriften

Infolge der Verschiebung und Umgestaltung von Normen wird eine Uberschrift angepasst
und eine Uberschrift gestrichen.

Zu Nummer 9 — 8 10 (Allgemeine Befugnisse)

Diese Gesetzesanderung ist notwendig, um auf die bereits bestehenden Spezialvorschriften
hinzuweisen und auch auf die weiteren speziellen Befugnisse bei der Datenverarbeitung, die
§ 10 vorgehen.

Zu Nummer 10 — Verschiebung der 88 11 bis 13

Die 88 11 bis 13 werden aufgrund ihrer thematischen Beziehung zu den anderen Datenver-
arbeitungsvorschriften verschoben.

Zu Nummer 11 — Folgeanpassung infolge der Verschiebung von Paragraphen.

Infolge der Verschiebung der 88 11 bis 13 wird § 14 zu § 11. Die begriffliche Unterscheidung
zwischen der vorubergehenden Platzverweisung nach Absatz 1 und dem langerfristigen Be-
tretens- und Aufenthaltsverbots nach Absatz 2 tréagt den unterschiedlichen Regelungsgehal-
ten dieser Malihahmen Rechnung.

Zu Nummer 12 — 8 12 Absatz 1 Satz 1 (Gefahrenschwelle bei Wohnungsverweisung)

Nach geltender Rechtslage ist eine Wohnungsverweisung nur zulassig, wenn die Gefahren-
prognose des Polizeivollzugsdienstes ergibt, dass eine gegenwartige Gefahr fur die gefahr-
dete Person vorliegt. ,Gegenwartige Gefahr" ist gemal der Legaldefinition in § 2 Nummer 3
Buchstabe b) ,eine Sachlage, bei der die Einwirkung des schadigenden Ereignisses bereits
begonnen hat oder bei der diese Einwirkung unmittelbar oder in allernachster Zeit mit einer
an Sicherheit grenzenden Wahrscheinlichkeit bevorsteht.“ Um eine Wohnungsverweisung
anordnen zu kénnen, mussen Leib, Leben oder Freiheit der gefahrdeten Person folglich auf-
grund einer gegebenen zeitlichen Dringlichkeit so gegenwartig bedroht sein, dass zur Ab-
wehr dieser Gefahr sofortiges polizeiliches Einschreiten geboten ist. Die besondere zeitliche
Néahe einer Gefahr fuhrt aber im Zusammenhang mit hauslicher Gewalt in der Praxis zu er-
heblichen Begriindungsproblemen. Insbesondere wenn es den Polizeivollzugskréften gelingt,
die Situation voriibergehend zu beruhigen, ergibt sich die besondere Gefahrenlage, die eine
Wohnungsverweisung erforderlich macht, in der Regel nicht aus einer extremen Dringlich-
keit, sondern aus der fur hausliche Gewalt typischen sehr hohen Wiederholungswahrschein-
lichkeit.

Die Gefahrenschwelle wird vor diesem Hintergrund auch im Bremischen Polizeigesetz von
der gegenwartigen Gefahr auf die konkrete Gefahr herabgesetzt. Die Herabsetzung ist auch
mit dem Recht auf Unverletzlichkeit der Wohnung vereinbar. Insbesondere verst6i3t sie nicht
gegen Artikel 13 Absatz 7 des Grundgesetzes, der Eingriffe und Beschréankungen auf die Ab-
wehr dringender Gefahren begrenzt. Wohnungsverweisung und Ruckkehrverbot fihren we-
der zu einer vollstédndigen noch zu einer teilweisen Aufhebung der Privatheit der Wohnung,
vielmehr entziehen sie die Wohnung und fallen deshalb — ebenso wie Enteignungen — nicht
in den Schutzbereich von Artikel 13 Absatz 1 des Grundgesetzes und Artikel 14 Absatz 2 der
Landesverfassung. Vielmehr kénnen die MaRBnahmen je nach den Umstanden des Einzel-
falls in das Recht auf Eigentum und das Besitzrechts des Mieters oder der Mieterin, in das
Freizigigkeitsgrundrecht, in das Recht auf Schutz von Ehe und Familie sowie in die Berufs-
freiheit eingreifen. Diese Eingriffe sind aber verhaltnismafig, denn die Norm schiitzt mit den
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Rechtsgutern Leib, Leben und Freiheit die Rechtsgiter im héchsten Rang. Der Polizeivoll-
zugsdienst soll daher unter leichteren Voraussetzungen gewalttatige Personen aus ihrer
Wohnung verweisen und die Opfer schiitzen, um Handlungen hauslicher Gewalt besser zu
unterbinden. Die Wohnungsverweisung ist auch dann zuldssig, wenn die Handlung hausli-
cher Gewalt nicht unmittelbar bevorsteht oder bereits begonnen hat, sondern auch dann,
wenn zu erwarten ist, dass zu einem spateren Zeitpunkt, z. B. wenn der Polizeivollzugsdienst
die Wohnung verlasst, die Gewalthandlungen aufgenommen oder fortgesetzt werden. (Zur
besseren langfristigen Verhinderung von hauslicher Gewalt siehe auch § 55 Absatz 5 bzw.
unten Nummer 55).

Der neue Absatz 6 dient dem Schutz der gefahrdeten Person sowie der Durchsetzung und
Uberwachung des andauernden Riickkehrverbots. Der Wohnung verwiesene Personen keh-
ren in einigen Fallen wahrend des andauernden Riickkehrverbotes mit Einwilligung des Op-
fers in die Wohnung zuriick. Das Rickkehrverbot bleibt aber dennoch wirksam und sollte
zum Schutz des Opfers durchgesetzt werden. Der Polizeivollzugsdienst ist angehalten, die
Einhaltung des Ruckkehrverbots zu prufen.

Infolge der Einfigung, Verschiebung und Aufhebung von Paragraphen werden Bezlige auf
andere Paragraphen angepasst.

Zu Nummer 13 — 8§ 13 (Gewahrsam)
Es wird eine redaktionelle Anpassung vorgenommen.

Infolge der Einfligung, Verschiebung und Aufhebung von Paragraphen werden Bezlige auf
andere Paragraphen angepasst.

Zu Nummer 14 — Folgeanpassung infolge der Verschiebung von Paragraphen.

Infolge der Einflgung, Verschiebung und Aufhebung von Paragraphen werden die Bezeich-
nungen und Bezlige auf andere Paragraphen angepasst.

Zu Nummer 15 — redaktionelle Anpassungen

Zur einheitlichen Verwendung der Begrifflichkeiten spricht das Gesetz unter anderem in § 15
einheitlich von ,Unterrichtung” und ,unterrichten” statt von ,Benachrichtigung” und ,benach-
richtigen®.

Zu Nummer 16 — 8 16 Absatz 1 (Dauer einer Ingewahrsamnahme)

Mit der Aufnahme der beiden Satze 2 und 3 wird sichergestellt, dass die gefahrenabweh-
rende Ingewahrsamnahme Uber das Ende des Tages des Ergreifens hinaus nur zuldssig ist,
sofern eine richterliche Anordnung tber die Voraussetzungen des § 13 Absatz 1 Nummer 2
oder aufgrund eines anderen Gesetzes vorliegt. Die Dauer der Ingewahrsamnahme kann
sich nicht auf einen Zeitraum von mehr als 96 Stunden erstrecken— auch nicht durch eine
wiederholende Anordnung oder Verlangerung durch das Gericht.

Aufgrund der Intensitat des mit einer mehr als 24-stiindigen Ingewahrsamnahme verbunde-
nen Grundrechtseingriffs wird in Satz 4 die Beiordnung eines Rechtsbeistandes fiir diese
Félle vorgesehen. Die Beiordnung richtet sich nach § 14 Absatz 3 BremPolG in Verbindung
mit § 78 des Gesetzes Uber das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten
der freiwilligen Gerichtsbarkeit (FamFG). Die Formulierung als Soll-Vorschrift stellt sicher,
dass das Gericht von der Beiordnung ausnahmsweise absehen kann, wenn diese nicht mehr
rechtzeitig erfolgen kann, bevor die betroffene Person mangels gerichtlicher Entscheidung
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aus dem Gewahrsam entlassen werden musste. Das Verbot der Mehrfachverteidigung nach
§ 146 der Strafprozessordnung gilt fir das Verfahren nach dem FamFG nicht, sodass bei ei-
ner Ingewahrsamnahme mehrerer Personen gleichzeitig ein gemeinsamer Rechtsbeistand
fur alle betroffenen Personen beigeordnet werden kann. Nach 8§ 81 FamFG kann das Gericht
die Kosten des Verfahrens nach billigem Ermessen den Beteiligten ganz oder zum Teil auf-
erlegen. Wenn die betroffene Person durch grobes Verschulden Anlass fur das Verfahren
gegeben hat, soll das Gericht die Kosten des Verfahrens ganz oder teilweise einem Beteilig-
ten auferlegen. Falls das Gericht von einer Auferlegung der Kosten absieht, werden die Ge-
bihren und Auslagen fir den beigeordneten Rechtsbeistand aus dem Haushalt des
Amtsgerichts getragen.

Zu Nummer 17 — Anderung von § 17

Die Anderung in Buchstabe a Doppelbuchstabe aa enthilt die Klarstellung, dass das Fest-
halten nicht auf Festhaltebefugnisse aus diesem Gesetz beschrankt ist.

Mit der Anderung in Buchstabe a Doppelbuchstabe cc wird der Anpassung der zugrundelie-
genden Norm in 8 27 (vgl. unten Nummer 25) Rechnung getragen.

Mit der Neufassung des Absatzes 4 soll den individuellen Bediirfnissen von Personen aller

geschlechtlicher Identitaten hinsichtlich der Wahrung ihrer Intimsphére Rechnung getragen

werden. Die Hinzuziehung einer Vertrauensperson kann jedenfalls ausgeschlossen werden,
wenn von ihr Stérungen ausgehen oder zu erwarten sind oder wenn sich die Untersuchung

dadurch mit nachteiliger Auswirkung auf die Gefahrenabwehr oder das Beweisergebnis ver-
zbégern wirde.

Zu Nummer 18 — Folgeanpassung infolge der Verschiebung von Paragraphen

Infolge der Einflgung, Verschiebung und Aufhebung von Paragraphen werden die Bezeich-
nungen und Bezlige auf andere Paragraphen angepasst.

Zu Nummer 19 — 8§ 19

Buchstabe a) tragt dem Umstand Rechnung, dass mit der Anderung von § 16 des Bremi-
schen Gesetzes uber das Verfahren zur Erzwingung von Handlungen, Duldungen oder Un-
terlassungen eine speziellere Vorschrift die hier gestrichene Befugnis regelt.

Mit Buchstabe b) wird die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts zur ganzjahrig
einheitlichen Nachtzeit Rechnung getragen (vgl. BVerfG, Beschl. v. 12.03.2019 — 2 BvR
675/14, Rn. 66 f.)

Zu Nummer 20 — Folgeanpassung infolge der Verschiebung von Paragraphen.

Aufgrund von Verschiebungen von Paragraphen wird hier eine Folgeanderung vorgenom-
men.

Zu Nummer 21 — Folgeanpassung infolge der Verschiebung von Paragraphen

Infolge der Einflgung, Verschiebung und Aufhebung von Paragraphen werden die Bezlige
auf andere Paragraphen angepasst.

Zu Nummer 22 — Uberschriften

Infolge der Einfugung, Verschiebung und Aufhebung von Paragraphen werden Uberschriften
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eingefigt.

Zu Nummer 23 — Uberschrift

Infolge der Neugestaltung der Paragraphen wird diese Uberschrift gestrichen.

Zu Nummer 24 — Anpassung von 88 25 und 26

Die Regelungen werden sprachlich sowie aufgrund neuer Regelungen in den folgenden Pa-
ragraphen angepasst.

Die Datenerhebung nach Absatz 4 kommt nur in Betracht, soweit sie nicht mit einem erhebli-
chen Grundrechtseingriff verbunden ist und daher keiner speziellen Eingriffserméachtigung
bedarf.

Soweit die 88 25 ff. Anwendung auf Sachverhalte finden, die der DSGVO zuzuordnen sind,
machen diese Normen Gebrauch von den Spezifizierungsklauseln der DSGVO. Namentlich
sind dies insbesondere die Spezifizierungsklauseln des

- Art. 6 Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe ¢ DSGVO (Rechtmafigkeit bei gesetzlicher
Verpflichtung)

- Art. 6 Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe e DSGVO (RechtmaRigkeit bei Ausiibung
einer Aufgabe im 6ffentlichen Interesse oder offentlicher Gewalt)

- Art. 6 Absatz 4: Ausnahme vom Grundsatz der Zweckbindung und

- Art 23 Absatz 1 Buchstaben c, d und i (Beschrankungen der Betroffenenrechte, u. a.
zum Schutz der offentlichen Sicherheit sowie zur Verhtiitung, Ermittlung, Aufdeckung
oder Verfolgung von Straftaten oder die Strafvollstreckung, einschlief3lich des Schut-
zes vor und der Abwehr von Gefahren fir die 6ffentliche Sicherheit sowie zum Schutz
der betroffenen Person oder der Rechte und Freiheiten anderer Personen)

Zu Nummer 25 — 8 27 Absatz 1 (Identitatsfeststellung)

Die Anderung betrifft Identitatsfeststellungen an sogenannten gefahrlichen Orten, auch als
besondere Kontrollorte bezeichnet. Sie tragt der erheblichen Eingriffsintensitéat Rechnung,
welche diesen MalRnahmen trotz ihrer Haufigkeit und Alltaglichkeit zukommt. Die Eingriffsin-
tensitat beruht nach der geltenden Regelung zum einen auf der hohen Streubreite dieser
Mafnahmen, von denen jede Person, ohne dass sie hierfir konkret Veranlassung gegeben
hatte, betroffen werden kann. Abgesehen davon, dass Personen — zumal wenn sie etwa im
Bereich eines besonderen Kontrollortes wohnen oder dort beruflich tatig sind — wiederholt
Adressaten einer Kontrollmaflinahme werden kdnnen, folgt zum anderen eine nicht unerheb-
liche Eingriffsschwere gerade daraus, dass nicht jede Person kontrolliert wird und auch nicht
kontrolliert werden soll, sondern nur solche Personen, denen die Polizei in gesteigertem
Male zutraut, sie kbnnten eine Straftat von erheblicher Bedeutung begehen. Dieses Kon-
trollkonzept fuhrt dazu, dass mit jeder — fiir die Umgebung wahrnehmbaren — Kontrolle an
einem gefahrlichen Ort eine stigmatisierende Wirkung verbunden sein kann (vgl. OVG Ham-
burg, Urteil vom 13.05.2015 — 4 Bf 226/12).

Unter Buchstabe a Doppelbuchstabe bb wird die Streubreite der Ma3Bnahme reduziert, indem
sie an verhaltensbezogene Anhaltspunkte geknlpft wird, die sich auf die betroffene Person
beziehen miissen.

Zusatzliche verfassungsrechtliche Anforderungen ergeben sich, falls die Malinahme an ein
Merkmal des &uf3eren Erscheinungsbildes ankntipft, welches das Diskriminierungsverbot aus
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Artikel 3 Absatz 3 des Grundgesetzes und Artikel 2 Absatz 2 der Landesverfassung berihrt.
Wird bei der Auswahl der zu kontrollierenden Personen etwa die Hautfarbe innerhalb eines
Motivbindels als ein (mit)tragendes Kriterium beriicksichtigt, so liegt hierin eine nach Artikel
3 Absatz 3 des Grundgesetzes grundsatzlich verbotene Differenzierung. Die Polizei trifft in
diesem Fall eine erhéhte Darlegungslast, weshalb diese Anknipfung zum Schutz eines an-
deren Guts mit Verfassungsrang, insbesondere zum Schutz von Leib, Leben oder Eigentum,
erforderlich ist (vgl. OVG NRW, Urteil vom 07.08.2018 — 5 A 294/16).

Zu Nummer 26 — 8§ 28 (Kontrollstellen)

Infolge der Anderungen in § 35 (vgl. u. Nummer 31) sind redaktionelle Anpassungen bei der
Bezugnahme auf diesen Paragraphen erforderlich.

Zu Nummer 27 — 8 32 Absatz 3 und 4 (Videobeobachtung bzw. Videoaufzeichnung)

Zu Absatz 3 (Videobeobachtung)

Absatz 3 in seiner bisherigen Fassung ermdglicht die Videolberwachung nur an Orten, an
denen vermehrt Straftaten begangen werden oder sie besonders zu erwarten sind. Damit
schrankt die Norm die Befugnisse zur Gefahrenvorsorge und -abwehr auf solche Orte ein, an
denen die allgemeine Kriminalitatsrate hoch ist oder drtliche Faktoren die Begehung von
Straftaten besonders beginstigen.

Hiernach ist eine Videouberwachung zum Schutz selbst besonders hochrangiger Rechtsgu-
ter wie Leib, Leben oder Freiheit selbst dann nicht mdglich, wenn Informationen dariiber vor-
liegen, dass Tatergruppen Orte fir die Begehung solcher Straftaten nutzen werden, die eine
besondere Intensitat und besondere Tragweite flr die betroffenen Personen oder ein beson-
deres Ausmalf} aufweisen. Daher wird in Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 und 3 die rdumliche
Maglichkeit zur Videouberwachung auf besonders sensible Orte erweitert, die aul3erst anfal-
lig fur Gefahren fir Leib, Leben oder Freiheit vieler Personen sind.

Die mit der Videobeobachtung und -aufzeichnung fiir einen begrenzten Zeitraum verbunde-
nen Eingriffe in das Grundrecht auf informationelle Selbstbestimmung (vgl. dazu u. a. VGH
Baden-Wirttemberg, Urteil vom 21.07.2003 — 1 S 377/02, juris Rn. 34 f.) sind gerechtfertigt.
Absatz 3 und Absatz 4 stellen verfassungsgemalie Schranken des Grundrechts auf informa-
tionelle Selbstbestimmung dar. Der Einzelne muss Einschrankungen seines Rechts auf infor-
mationelle Selbstbestimmung im Uberwiegenden Allgemeininteresse hinnehmen. Hierzu
bedarf es (nach Artikel 2 Absatz 1 Grundgesetz) einer verfassungsmaliigen gesetzlichen
Grundlage. Diese muss die Voraussetzungen und den Umfang der Beschrankungen klar und
fur den einzelnen Burger erkennbar hergeben, um dem rechtsstaatlichen Gebot der Normen-
klarheit und dem Verhéaltnismafigkeitsgrundsatz zu entsprechen (auch zum vorgenannten
VGH Baden-Wirttemberg, Urteil vom 21.07.2003 — 1 S 377/02, juris Rn. 40). § 32 Absatz 3
Satz 1 verwendet sowohl den Begriff der Bildubertragung als auch der Bildaufzeichnung. Fur
die Birgerinnen und Burger ist damit klar erkennbar, dass die Bilddaten auch voriibergehend
(vgl. Absatz 4) gespeichert werden.

Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 entspricht dem bisherigen Absatz 3 Satz 1.

Fir die in Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 und 3 genannten Orte ist anders als nach Nummer 1
keine konkrete Gefahrenlage in dem Sinne erforderlich, dass eine statistische Auswertung
von Straftaten vorliegen muss. Diese Malinahmen der Videolberwachung sind in erster Linie
der Gefahrenvorsorge zuzurechnen. Insbesondere im Vorfeld terroristischer Straftaten sind
UberwachungsmaRnahmen auch dann zulassig, wenn noch kein konkretisiertes und zeitlich
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absehbares strafbares Geschehen oder eine konkrete Gefahr erkennbar ist. Der Staat darf
bereits im Vorfeld von konkreten Gefahren Aktivitdten entfalten, um die Entstehung von Ge-
fahren zu verhindern und um eine wirksame Bekampfung sich ggf. erst zu einem spéateren
Zeitpunkt realisierender konkret drohender Gefahren zu ermdglichen (siehe BVerwG, Urtell
vom 25.01.2012 — 6 C 9/11, juris Rn. 29). Dabei ist vor allem zu bertcksichtigen, welche
Auswirkungen bei der Begehung dieser Straftaten drohen, welchen Rang die potenziell be-
troffenen Rechtsgiter haben und welche Intensitat der Beeintrdchtigung von den Straftaten
ausgehen kann. Verfassungsrechtlich ist anerkannt, dass die Polizeibehérden auch im Vor-
feld einer konkreten Gefahr bereits ereignis- und verdachtsunabhéangige Mafinahmen der
Datenerhebung vornehmen durfen, um Straftaten zu verhindern. Eine solche Befugnis muss
jedoch im besonderen MalRe dem Verhaltnismaiigkeitsgrundsatz entsprechen (siehe auch
zum vorgenannten VerfGH Sachsen, Urteil vom 14.05.1996 — Vf. 44-11-94, juris Rn. 230;
VGH Baden-Wirttemberg, Urteil vom 21.07.2003 — 1 S 377/02, juris Rn. 49).

Nummer 2 nennt offentlich zugangliche Orte, an denen sich anlassbezogen gleichzeitig viele
Menschen aufhalten und die daher zum einen fir Taten aus dem politisch motivierten Spekt-
rum insbesondere aufgrund der dort zu erzielenden verheerenden Auswirkungen in Betracht
gezogen werden. Dabei darf die Videoiliberwachung nur in dem Umfang durchgefiihrt wer-
den, den der Anlass gebietet. So kann etwa die Videoliberwachung im Bereich der Weih-
nachtsmarkte auch noch bis kurz nach Schluss der Weihnachtsbuden angeordnet werden,
um etwaige Auseinandersetzungen und strafbaren Handlungen nach abendlichem Schluss
der Weihnachtsmarkte erfassen zu kénnen.

Zum anderen sind es solche Orte, bei denen gréfiere Menschenansammlungen zusammen-
kommen und die Gefahr in der Gruppe selbst entsteht und in der Gruppe wirkt. Zu den hier
genannten Orten zahlen nur solche, die nur voriibergehend in dieser Form bestehen, wie die
Weihnachtsmarkte und der Freimarkt. Die Anzahl an betroffenen Personen muss ein solches
Ausmal erreichen, wie es bei Grof3veranstaltungen mit mehreren tausend Menschen der
Fall ist. Nicht nur politisch motivierte Straftaten, sondern auch Straftaten, die zeitgleich und
gehauft von einer Vielzahl von Personen vorgenommen werden, haben erhebliche Auswir-
kungen auf die Ausiibung der Freiheitsrechte der Birgerinnen und Blrger. So zeigen die
massiven, da vielfaltig und gleichzeitig begangenen, sexuellen Ubergriffe und Vermégensde-
likte in K6ln, Hamburg und Bielefeld sowie in weiteren Grof3stadten in der Silvesternacht vom
31.12.2015 auf den 01.01.2016 und den darauffolgenden Wochen bis heute Auswirkungen
auf das Freiheits- und Sicherheitsgefiihl von sehr vielen Personen in Deutschland. Ebenso
fuhren Massenschlagereien von verfeindeten Gruppen in diesen 6ffentlichen Raumen, die
sich mitunter sehr spontan ereignen, zum Verlust von Raumen der freien Entfaltung fir Bar-
gerinnen und Birger. Die Dynamik und das Ausmalf3 solcher Ereignisse gehen weit Uber die
sog. Alltagskriminalitat, die Uber Nummer 1 abgedeckt wird, hinaus.

Der Anwendungsbereich von Nummer 3 wird durch die Formulierung ,wesentliche” deutlich
eingeschrankt. Zu den fur die offentliche Versorgung wesentlichen Versorgungsanlagen zéh-
len insbesondere Kraftwerke, Umspannwerke, Gasspeicher und Wasserwerke. Um die Vide-
obeobachtung anordnen zu durfen, mussen zusatzlich tatsachliche Anhaltspunkte fur die
Bewertung vorliegen, dass an diesen Orten mit erheblichen Straftaten zu rechnen ist. Allge-
meine Erfahrungswerte reichen hierfir nicht aus. Vielmehr ist erforderlich, dass aufgrund all-
gemeiner Lageerkenntnisse uber eine erhebliche Bedrohungssituation die Gefahr eines
Anschlags auf diese Orte in der Freien Hansestadt Bremen hinreichend wahrscheinlich ist
(vgl. VG Hannover, Urteil vom 09.06.2016 — 10 A 4629/11).

Die Videouberwachung der genannten Orte ist ein geeignetes Instrument, um die Rechtsgu-
ter Leib, Leben und Freiheit zu schiitzen. Sie erflullt mehrere Zwecke: Sie kann potenzielle
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Tater abschrecken, im Polizeieinsatz dient sie der Unterbindung von sich anbahnenden oder
unmittelbar stattfindenden Straftaten, durch sie werden Vorbereitungshandlungen und Aus-
spahversuche wahrgenommen, sie dient zur Unterstiitzung im Einsatzgeschehen und
schlieZlich mittelbar — Gber die Verwertung der erlangten Erkenntnisse — im Rahmen der
Strafverfolgung und bei der Berlcksichtigung der erlangten Erkenntnisse fir zukinftige Poli-
zeieinsatze. Die VideolUberwachung stellt einen von vielen Bausteinen der Gefahrenvorsorge
und -abwehr dar und ist nicht als isoliertes Instrument einzusetzen. Eine blofl3e Verdrangung
von Straftaten durch die Videotiberwachung ist angesichts der 6rtlichen Besonderheiten, die
in Nummer 1 bis 3 jeweils Voraussetzung sind, ausgeschlossen.

Der Einsatz der Videoiliberwachung an den genannten Orten ist auch erforderlich. Der iso-
lierte Mehreinsatz von Polizeivollzugskraften stellt keine Alternative dar, um im gleichen
Male Straftaten zu verhindern. Die Situation im Bremer Haushalt ist &uf3erst angespannt.
Gleiches gilt fur die Personalsituation im Allgemeinen. Spielraum fir Mehreindtze an den ge-
nannten Orten besteht nur in einem &aufRerst eingeschrankten Umfang. Personaleinstellungen
sind nur begrenzt moglich. Die durch die Videoliberwachung erreichbare Uberwachungswir-
kung ware durch den alleinigen Einsatz von Polizeikraften auch nicht zu gewahrleisten. Au-
Berdem wirden hierdurch unverhéaltnismaliig viele Polizeivollzugskréafte gebunden, die fur
die Wahrnehmung anderer Aufgaben dann nicht zur Verfigung stiinden. Aufgrund der inso-
weit sehr viel h6heren Kosten waren derartige PersonalmalRnahmen auch nicht verhaltnis-
mafig (vgl. auch zum vorgenannten VGH Baden-W(rttemberg, Urteil vom 21.07.2003 -1 S
377/02, juris Rn. 53; VG Hannover, Urteil vom 14.07.2011 — 10 A 5452/10, juris Rn. 32). Zu-
dem bietet die Videotiberwachung aufgrund der technischen Mdglichkeiten (z. B. Nachtsicht,
Zoom, Sicht von oben) deutlich verbesserte Mdglichkeiten der Gefahrerkennung und -ab-
wehr bei widrigen Sichtverhéltnissen als der blof3e Mehreinsatz von Polizeivollzugskraften.
SchlieB3lich ermdglicht die Videoaufzeichnung zugleich die Dokumentation des Vorgehens
von Tatverdachtigen und Tatern und damit eine bessere polizeiliche Auswertemaoglichkeit so-
wie im Strafverfahren auch eine bessere Beweismaoglichkeit.

Die Ausweitung der Videoliberwachung auf die genannten 6ffentlichen Orte ist auch verhalt-
nismafig im engeren Sinne. Die Beeintrachtigung des Grundrechts auf informationelle
Selbstbestimmung steht nicht auBer Verhaltnis zur Gewahrleistung des Schutzes von Leib,
Leben und Freiheit. Die Tragweite des Eingriffs in das Recht auf informationelle Selbstbe-
stimmung relativiert sich insoweit, als die Videoiliberwachung offen erfolgt und ausschlieRlich
das Verhalten der betroffenen Personen an den dort genannten Orten betrifft. Bei den Be-
obachtungen an den in Nummer 2 und 3 genannten Orten handelt es sich zudem in aller Re-
gel um solche, die aufgrund der kurzen und unregelmafgiigen Verweildauer der Personen an
dem Ort nur von geringer Intensitét sind. Aufgrund der offenen Kennzeichnung der Video-
Uberwachung in Bild und Schrift besteht die Moglichkeit, diese Bereiche zu erkennen und
sich insoweit auf die Videobeobachtung einzustellen. Die Freie Hansestadt Bremen greift
nicht in den besonders schutzbediirftigen Bereich der Privat- oder Intimsphare der Birgerin-
nen und Burger ein. Die von den Personen aufgrund ihres Aufenthalts an den Orten preisge-
gebenen Informationen in Form des Verhaltens kdnnen andere Personen oder
Polizeivollzugskrafte durch gleichzeitigen Aufenthalt an dem Ort ebenfalls erlangen.

Der Verhinderung und (repressiven) Aufklarung von Straftaten kommt nach dem Grundge-
setz eine hohe Bedeutung zu (vgl. BVerfG, Urteil vom 14.07.1999 — 2226/94 u. a., Rn. 260).
Die Ausweitung auf die in Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 und 3 genannten rdumlichen Bereiche
tragt — auch in Anbetracht der ggf. haufigeren Betroffenheit von Passanten — diesem Um-
stand durch die Einschrankung zum Schutz der hochrangigen Rechtsgiter angemessen
Rechnung. Die Videouberwachung nach Nummer 1 richtet sich nach der Haufigkeit der
Straftaten und damit stérker nach der Einzelfallbetroffenheit. Demgegenuber orientiert sich
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der Schutz in Nummer 2 und 3 starker an den Auswirkungen auf die 6ffentliche Gemein-
schaft, das Zusammenleben der Biirginnen und Birger in der freiheitlich demokratischen
Grundordnung, der Grundrechtsbetéatigung im 6ffentlichen Raum und den Auswirkungen der
massiven Beeintrachtigungen auf eine Vielzahl von Menschen.

Aufgrund der intensiven Vorbereitungszeit fur die Einrichtung der Videouberwachung in Form
von Konzepten, technischen und baulichen Prifungen sowie den Anschaffungs- und Herrich-
tungskosten, sollte eine solche MaRnahme eine angemessene Mindestlaufzeit aufweisen
kénnen. Die bisherige Formulierung, wonach in ,regelmafigen” Zeitabstanden die Voraus-
setzungen der Einrichtung zu Gberprifen ist, war insoweit zu offen formuliert. Die Prazisie-
rung gibt der Blrgerschaft die Mdglichkeit, die MalRnhahmen regelmafig innerhalb von zwei
Jahren zu Uberprifen, die Stellungnahme der Landesbeauftragten fir Datenschutz und Infor-
mationsfreiheit hierzu zur Kenntnis zu nehmen und schafft zugleich Planungssicherheit fir
die Einrichtung und Aufrechterhaltung einer solchen Ma3nahme. Die Anordnung kann nur
die Behdrdenleitung vornehmen. Der Begriff ,Behérdenleitung” im Sinne dieser Vorschrift
und den weiteren Nennungen dieses Gesetzes umfasst stets auch die Behdrdenvertretung
der jeweiligen Polizeibehdrde.

Das Zustimmungserfordernis des Senators fur Inneres gewahrleistet die Vorabkontrolle vor
der Einrichtung und Betriebsaufnahme der Videouberwachung. Um die politische Diskussion
zu ermoglichen, berichtet der Senat der Deputation fir Inneres Uber die beabsichtigte Anord-
nung der Videobeobachtung. Die Birgerinnen und Burger erhalten vor Ort durch Beschilde-
rung einen Hinweis auf die Vornahme der Videouberwachung sowie die Kontaktdaten der
verantwortlichen Stelle. Zudem werden die Orte der offenen Videouberwachung nach Satz 1
im Internet veroffentlicht.

Der im Einzelfall zumindest denkbaren Beeintrachtigung von weiteren Grundrechten (etwa
die Erfassung einer Versammlung im Sinne des Artikels 8 Absatz 1 Grundgesetz) ist weiter-
hin durch Vorgaben zur Handhabung in der Dienstanweisung Rechnung zu tragen. Bei
grundrechtlich geschiitzten Versammlungen ist daher die Videoliberwachung zu deaktivieren
oder anderweitig dafir Sorge zu tragen, dass keine Bild- oder Tonaufnahmen von der Ver-
sammlung hergestellt werden, sofern nicht die versammlungsrechtlichen Voraussetzungen
fuir die Videobeobachtung und -aufzeichnung nach § 12a Versammlungsgesetz vorliegen.

Soweit die offentlich zugénglichen Raume nicht im 6ffentlichen Eigentum stehen, dirfen bei
Einwanden von Eigentimern diese Orte nach Absatz 3 Satz 3 nicht mittels Videobeobach-
tung erfasst werden. Insoweit sind dann Vorkehrungen zu treffen, dass diese Orte nicht von
der Videouberwachung erfasst werden oder diese Bildausschnitte nicht verwendet werden.

Zu Absatz 4 (Videoaufzeichnung)

Die isolierte Videobeobachtung ohne oder nur mit anlassbezogener Aufzeichnung im 6&ffentli-
chen Raum kann den Schutz der Rechtsgiter nicht im gleichen Mal3e gewahrleisten wie die
Videobeobachtung mit Aufzeichnung. Ohne Aufzeichnung der Handlungen und Straftaten
kénnte deren Begehung im Nachhinein nicht oder allenfalls nur unter sehr erschwerten Be-
dingungen im Bedarfsfall ausgewertet und/oder verfolgt werden. Die Strafverfolgung und da-
mit die konkret-praventive (jeweiliger Tater) und generell-praventive Gefahrenabwehr
(Abschreckung anderer Tater) waren allenfalls eingeschrankt moglich. Auch lagen keine ver-
wertbaren Erkenntnisse etwa zum Vorgehen, den Taterverhalten oder den eingesetzten Mit-
teln zur Berticksichtigung bei der Verhinderung zukiinftiger Gefahren vor.

Insbesondere fir die Identifizierung von terroristischen Straftatern und Tatern in Gruppen
stellen Videoaufzeichnungen ein bedeutendes Instrument zur Gefahrenabwehr in Form der
Analyse dar. So kénnen sich Sachverhalte auf dem Monitor ggf. zunachst als unbedenklich
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oder eingeschrankt bedenklich darstellen (z. B. Ablegen eines Rucksacks; Anbahnung von
Gespréachen in Gruppen), sodass eine lediglich anlassbezogene Aufzeichnung zu spat grei-
fen wirde und wichtige Informationen zur Ergreifung der Stérer, der Aufklarung von Tater-
gruppen und -strukturen sowie zur Beriicksichtigung bei vergleichbaren Handlungen fehlen
wlrden. So konnten Stoérer bei terroristischen Anschlagen oder bei Straftaten aus einer
Gruppe heraus oftmals nur anhand des aufgezeichneten Videomaterials ermittelt und auf-
grund der hierdurch erlangten Erkenntnisse (z. B. Téterstrukturen, Vorgehen bei der Tatbe-
gehung etc.) weitere Anschlage verhindert werden.

Der bisherige einzige Satz des Absatzes 4 wird in mehrere Satze unterteilt, um die Anforde-
rungen prazise zu beschreiben.

Die Loschfristen flr Aufzeichnungen nach Absatz 1 und 2 sowie Absatz 3 Satz 1 Nummer 1
bleiben unberihrt.

Die Aufzeichnung stellt gegentber der Bildibertragung einen intensiveren Grundrechtsein-
griff dar. Dieser Eingriff ist an den Orten nach Nummer 2 und 3 gerechtfertigt. Zunéchst sind
die Auswirkungen auf die freiheitlich demokratische Grundordnung und damit das Zusam-
menleben aller Birgerinnen und Blrger durch die oben genannten Gefahren ungleich gréf3er
als bei der nach Nummer 1 erforderlichen Straftatbegehung. Die von der Bilderliibertragung
ausgehenden Einwirkungen auf das Recht auf informationelle Selbstbestimmung wirden bei
Nummer 2 und 3 ohne die Aufzeichnung weitestgehend leerlaufen. Denn gerade die Auf-
zeichnung des Bildmaterials erméglicht oftmals erst die Auswertung und Identifizierung von
auffalligem Verhalten und auffalligen Personen oder gar von Straftatern und leistet daher ei-
nen erheblichen Beitrag zur Gefahrenabwehr. Eine weitergehende Belastung der betroffenen
Personen wirde erst im Falle der Auswertung der Aufzeichnungen und damit im Regelfall
nicht zum Tragen kommen (so auch VGH Baden-Wirttemberg, Urteil vom 21.07.2003 -1 S
377/02, juris Rn. 63). Den Zugriff auf die Videouiberwachungsdaten erhalt zudem weiterhin
nur ein ausgewabhlter Kreis an Polizeikréften, wie die Videobeobachter und Beamte des La-
gezentrums.

Die bisher in Absatz 4 geregelte Speicherfrist von 48 Stunden wird den aktuellen und zukinf-
tigen Bedarfen der polizeilichen Praxis nicht gerecht. Dies gilt nicht nur in Anbetracht der zu-
nehmenden Gefahr terroristischer Anschlage und aus Gruppen heraus verursachte
Gefahren. Die bisherige Speicherfrist von nur 48 Stunden fuhrt dazu, dass etwaigen Hinwei-
sen auf Gefahren oder Stérungen, nicht mehr nachgegangen werden kann, wenn sich Biir-
gerinnen und Birger erst nach zwei Tagen mit Hinweisen an die Polizei wenden. Aufgrund
der Loéschung waren diese Ansatze auf Dauer fur die Gefahrenabwehr verloren.

Fur die Speicherung von Videobeobachtungen nach Absatz 3 sind langere Speicherfristen
erforderlich. Die Innenministerkonferenz hat mehrfach bekraftigt, dass das Instrument der Vi-
deoliberwachung einen wichtigen Beitrag flr eine erfolgreiche Terrorismusbekampfung dar-
stellt, und sich dafir ausgesprochen, das Instrument starker zu nutzen. Die polizeilichen
Erkenntnisse und Erfahrungen haben gezeigt, dass die Speicherungsfristen von 48 Stunden
gerade im Bereich der politisch motivierten Kriminalitat und bei massiven Ubergriffen nicht
ausreichen, um der Gefahrenabwehr, insbesondere zur Verhinderung geplanter terroristi-
scher Straftaten oder Aufklarung von diesen, Rechnung zu tragen. Hinweisen zu Terroristen
von auslandischen Sicherheitsbehérden kann oftmals nur mit zeitlichen Verzdgerungen (z. B.
aufgrund eines Ubersetzungs- und Abstimmungsbedarfes etc.) polizeilich nachgegangen
werden. Sofern im Nachgang von Hinweisen oder Erkenntnissen das Videomaterial ausge-
wertet werden soll, um die Begehung einer solch gravierenden Straftat zu verhindern oder
Taterinnen oder Tater bzw. Tatergruppen zu identifizieren, wirde eine Speicherfrist von nur
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48 Stunden, wie es die bisherige Regelung vorsieht, etwaige Ermittlungsansétze von Vorn-
herein unterbinden. In Anbetracht dieser Umstédnde und der gebotenen Begrenzung der
Speicherfrist auf das erforderliche Mal ist zur Erfullung des Zwecks eine Speicherfrist in die-
sen Fallen auf maximal einen Monat angemessen. Damit orientiert sich diese Speicherfrist
nach Regelungen in anderen Landern, die einen Monat oder vier Wochen Aufbewahrungs-
zeit vorsehen und bleibt hinter Regelungen zurtick, die zwei Monate Aufbewahrungsfrist vor-
sehen.

Die bisher in Absatz 5 enthaltene Rechtsgrundlage fir den Einsatz von Bodycams und den
Einsatz von Dashcams bzw. Cockpitkameras wird in den neuen § 33 Uberfihrt.

Zu Nummer 28 — Folgeanpassung infolge der Verschiebung von Paragraphen.

Infolge der Einflgung, Verschiebung und Aufhebung von Paragraphen werden die Bezeich-
nungen und Bezlige auf andere Paragraphen angepasst.

Zu Nummer 29 — 8§ 33 (Datenverarbeitung durch den Einsatz kdrpernah getragener o-
der an polizeilich genutzten Fahrzeugen befestigter Aufnahmegeréate)

§ 33 normiert die bislang in § 29 Absatz 5 enthaltene Rechtsgrundlage fir die Anfertigung
von Ton- und Bildaufzeichnungen mittels kdrpernah getragener Aufnahme- und Speicherge-
réte (sog. Bodycams) und mittels der Nutzung von VideolUberwachungstechnik in oder an po-
lizeilich genutzten Fahrzeugen (sog. Dashcams bzw. Cockpitkameras). Der Einsatz dieser
technischen Mittel erfolgt nach Satz 1 offen. Der offene Einsatz ist deshalb von entscheiden-
der Bedeutung, weil nur so eine deeskalierende Wirkung erzielt werden kann. Einsatzerfah-
rungsberichte aus den Landern, die bereits Modellprojekte durchfihren, belegen teilweise
eine deutlich gestiegene Kooperationsbereitschaft der kontrollierten Personen und ausblei-
bende Solidarisierungseffekte durch Dritte.

Absatz 1 enthalt das auch nach bisheriger Gesetzeslage mdgliche sog. Pre-Recording. Nach
der derzeitigen polizeilichen Praxis handelt sich hierbei um eine Zwischenspeicherung von
bis zu 30 Sekunden, die erst dann dauerhaft gespeichert wird, wenn der Aufnahmeknopf ge-
driickt wird. Hierdurch soll gewahrleistet werden, dass die Gefahrensituation vollstandig er-
fasst wird, da andernfalls die Dokumentation der Situation erst z. B. ab einer kdrperlichen
Auseinandersetzung angefertigt wiirde, und das Entstehen der Situation nicht mehr nachvoll-
ziehbar wéare. Der Zeitraum von 60 Sekunden wird gewahlt um im Falle zukunftiger Entwick-
lungen bei den Herstellern der technischen Geréte das Gesetz nicht erneut anpassen zu
mussen, wenn die derzeit im Einsatz befindlichen Gerate durch Gerate ersetzt werden, die
nicht nur 30 Sekunden aufzeichnen. Das Pre-Recording ist nur an o6ffentlich zuganglichen
Orten zulassig. Voraussetzung des Einsatzes ist dartiber hinaus eine Mal3nhahme des Poli-
zeivollzugsdienstes, die der Gefahrenabwehr, der Strafverfolgung oder der Verfolgung von
Ordnungswidrigkeiten dient. Eine anlasslose Aufzeichnung bei einer normalen Streifentatig-
keit erfolgt mithin nicht.

Absatz 2 regelt den Hauptanwendungsfall. Hierbei erfolgt eine dauerhafte Speicherung des
aufgezeichneten Geschehens. Fir diesen Einsatz ist erforderlich, dass Tatsachen die An-
nahme rechtfertigen, dass eine konkrete Gefahr fiir Leib oder Leben einer Polizeivollzugsbe-
amtin oder eines Polizeivollzugsbeamten oder einer oder eines Dritten vorliegt. Der
Polizeivollzugsdienst ist berechtigt die technischen Mittel auch in Arbeits-, Betriebs- oder Ge-
schéaftsrdume unter den Voraussetzungen des Satz 2 einzusetzen. Die Einsatzszenarien zwi-
schen offentlich zuganglichen Orten und Arbeits-, Betriebs- oder Geschaftsraumen sind
oftmals flieRend. Haufig entwickeln sich Einsatze im Umfeld von Gaststatten, Einkaufszen-
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tren oder Diskotheken, die sich dann im weiteren Verlauf in diese hinein verlagern. Entspre-
chende Situationen kénnen auch in solchen Raumlichkeiten entstehen, beispielsweise bei
einem pobelnden Gast oder bei Streitigkeiten mit dem Sicherheitspersonal in einer Disko-
thek, die dann ihre Fortsetzung im 6ffentlichen Raum finden. Grundséatzlich umfasst der Be-
griff der Wohnung auch Arbeits-, Betriebs- oder Geschéaftsraume (8§ 19 Absatz 1 Satz 2). Die
Anforderungen des Artikels 13 des Grundgesetzes sind geringer, wenn es sich um reine Ar-
beits-, Betriebs- oder GeschéaftsrAume handelt. Das Bundesverfassungsgericht hat hierzu
ausgefihrt: ,Je groer ihre Offenheit nach aul3en ist und je mehr sie zur Aufnahme sozialer
Kontakte fiir Dritte bestimmt sind, desto schwécher ist der grundrechtliche Schutz” (BVerfGE
97, 228, [266]). Somit ist hinsichtlich der vorliegenden Einschreitschwelle zwischen Arbeits-,
Betriebs- und Geschéaftsraumen auf der einen Seite und Wohnungen im engeren Sinne auf
der anderen Seite eine Differenzierung vertretbar. Wie in § 19 Absatz 4 wird Regelung auf
Arbeits-, Betriebs- oder Geschaftsrdume sowie andere Rdume und Grundstiicke beschrankt,
die offentlich zuganglich sind oder zuganglich waren und den Anwesenden zum weiteren
Aufenthalt zur Verfigung stehen. Die Einbeziehung bei Gefahrdungen fur Dritte ist erforder-
lich, weil sich bei den von der Rechtsgrundlage erfassten Einsatzlagen, insbesondere wenn
diese mit Personenkontrollen oder Streitschlichtungen verbundenen sind, die Aggressionen
von Stoérern nicht nur gegen die Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamten, sondern auch ge-
gen sonstige Personen richten kénnen, die sich in der unmittelbaren Nahe des Einsatzortes
aufhalten.

Absatz 3 regelt die Pflicht, die Aufzeichnung auf Aufforderung von betroffenen Personen vor-
zunehmen, sofern die Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamten tber eine solche technische
Ausstattung verfiigen. Diese Pflicht gilt auch bei der Anwendung oder Androhung von unmit-
telbarem Zwang. Insofern dient der Einsatz von Bodycams und Dashcams nicht nur der Ei-
gensicherung und dem Schutz Dritter, sondern auch der Dokumentation polizeilichen
Handelns und somit dem Schutz Betroffener vor einem rechtswidrigen Vorgehen des Polizei-
vollzugsdienstes sowie der nachtraglichen Uberprifbarkeit dieses Vorgehens.

Absatz 4 nennt Voraussetzungen, unter denen der Einsatz in Wohnungen maoglich ist, die
keine Arbeits-, Betriebs- und Geschéaftsrdume im Sinne von Absatz 2 Satz 2 sind. Damit wird
der besondere Schutzbereich von Wohnrdumen beriicksichtigt. Mit der Beschrankung auf die
Eigensicherung der eingesetzten Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamten wird den Vorga-
ben des Artikels 13 Absatz 5 des Grundgesetzes bei der hier vorgesehenen Aufzeichnung
personenbezogener Daten Rechnung getragen. Einsétze im Zusammenhang mit hauslicher
Gewalt beinhalten regelmafiig ein erhdhtes Gefahrenpotenzial fiir die eingesetzten Polizei-
vollzugsbeamtinnen und -beamten. Die alarmierte Polizei findet vor Ort haufig Situationen
vor, die von Gewalt und Aggression gepragt sind. Diese Aggressionen kénnen pldtzlich und
ohne Vorwarnung umschwenken und sich auch gegen die eingesetzten Kréafte richten. Insbe-
sondere das polizeiliche Einschreiten und die zu treffenden straf- und polizeirechtlichen Mal3-
nahmen, die ggf. auch mit unmittelbarem Zwang durchgesetzt werden, kbnnen vermehrt zu
Angriffen auf und Widerstandshandlungen fihren. Die Mehrheit der Falle hauslicher Gewalt
ereignet sich in privaten Wohnungen, also auRerhalb der Offentlichkeit. Gerade in diesen Si-
tuationen kann der Einsatz einer Bodycam zusatzlich deeskalierend wirken. Da Artikel 13
Absatz 5 Satz 1 des Grundgesetzes verlangt, dass die MalBhahme durch eine gesetzlich be-
stimmte Stelle angeordnet wird, bestimmt Satz 3, dass die Aufzeichnung der Bodycam durch
die Einsatzleitung anzuordnen ist. Nur bei Gefahr im Verzug kénnen die in der Wohnung ein-
gesetzten Polizeivollzugskréfte selbst tiber den Einsatz entscheiden. Uber eine weitere Ver-
wendung der erhobenen Daten ist nach Satz 4 eine richterliche Zustimmung einzuholen,
entsprechend der Vorgabe nach Artikel 13 Absatz 5 Satz 2 des Grundgesetzes.
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Die Regelung obliegt der Zustandigkeit des Landesgesetzgebers. Dass der Einsatz der kor-
pernah getragenen Aufzeichnungs- und Speichergerate neben der praventiven Wirkung zu-
satzlich auch gegebenenfalls die spatere Strafverfolgung erleichtert und damit repressiv
wirkt, lasst die Zustandigkeit des Landesgesetzgebers unberthrt und fuhrt nicht zur Zustan-
digkeit des Bundesgesetzgebers nach Artikel 74 Nummer 1 des Grundgesetzes. In diesem
Zusammenhang hat das Bundesverwaltungsgericht zur Videoiliberwachung in Hamburg-St.
Pauli entschieden, dass der Bund im Rahmen der offenen Videoaufzeichnung keine ab-
schlielRende Regelung zur Strafverfolgungsvorsorge getroffen habe (BVerwG, Urt. v.
25.01.2012 — 6 C 9/11, juris Rn. 36) und der hamburgische Gesetzgeber nicht gehindert war,
die dort in Rede stehende Regelung lber die offene anlasslose Videobeobachtung zu erlas-
sen (BVerwG, a. a. O, Rn. 37).

Die Aufzeichnungen beinhalten einen Eingriff in das Grundrecht auf informationelle Selbstbe-
stimmung nach Artikel 2 Absatz 1 des Grundgesetzes sowie fir die Nutzung einer Bodycam
gegebenenfalls in das Grundrecht auf Unverletzlichkeit der Wohnung nach Artikel 13 des
Grundgesetzes. Beide Grundrechtsartikel ermoglichen einen Eingriff in das jeweilige Grund-
recht durch eine einfach gesetzliche Regelung.

Der nun im § 33 geregelte Eingriff ist zudem verhaltnism&Rig, das heil3t geeignet, erforderlich
und angemessen. Die Erforderlichkeit des jeweiligen Einsatzes eines Aufnahmegerates
ergibt sich daraus, dass durch Tatsachen belegte Anhaltspunkte dafir vorliegen mussen,
dass eine konkrete Gefahr fiir Leib oder Leben der am Einsatz beteiligten Polizeivollzugsbe-
amtinnen oder Polizeivollzugsbeamten oder Dritter besteht, die durch die deeskalierende
Wirkung des Einsatzes von Bodycams oder Dashcams bzw. Cockpitkameras gemindert wer-
den kann. Auch steht grundséatzlich neben der bereits auf Deeskalation zielenden Einsatztak-
tik im Ubrigen kein milderes Mittel als die offene Aufzeichnung des Geschehens zur
Verfligung. Auf Grund der prognostizierten deeskalierenden Wirkung ist der Einsatz der Auf-
nahmegerate auch geeignet zum Schutz der vorgenannten Personen. Schliellich ist der Ein-
satz auch angemessen. Bei der zwischen den betroffenen Schutzgttern informationelle
Selbstbestimmung sowie ggf. der Unverletzlichkeit der Wohnung einerseits und dem durch
die neue Regelung zu schiitzenden Leib oder Leben der Polizeivollzugsbeamtinnen und -be-
amten und/oder Dritter andererseits zu treffenden Giterabwagung Uberwiegt Letzteres.

Dies gilt selbst fiir den in privaten R&umen nach Absatz 4 tangierten Kernbereich privater Le-
bensflhrung. Anders als bei einem verdeckten Einsatz durchbricht die offene Aufzeichnung
in Gegenwart der Polizei den geschiitzten Bereich nicht, sondern dokumentiert lediglich das
Geschehen in dem durch die Polizeiprasenz bereits durchbrochenen, sonst iblichen Rah-
men. Insofern bestehen Zweifel, ob die auf den verdeckten Einsatz technischer Mittel ausge-
richteten Restriktionen in Artikel 13 Absatz 5 des Grundgesetzes unmittelbare Anwendung
auf den Bodycameinsatz finden. Da die Beschrénkung auf verdeckte MaRRnahmen jedoch
keinen Niederschlag im Wortlaut des Artikel 13 Absatz 5 des Grundgesetzes gefunden hat,
orientieren sich die in Absatz 4 getroffenen Regelungen gleichwohl an den dortigen Vorga-
ben. Aus den vorstehend genannten Griinden ergibt sich auch die Vereinbarkeit mit Artikel
14 Absatz 2 der Landesverfassung. Diese enthalt anders als das Grundgesetz keine konkre-
ten Bestimmungen Uber den Einsatz technischer Mittel in Wohnungen und ist daher einer
Auslegung zuganglich, die das mit dem Bodycameinsatz verbundene geringe Eingriffsniveau
in die Privatheit der Wohnung beriicksichtigt, soweit nicht ohnehin eine Weitergeltung von
Artikel 14 Absatz 2 Satz 2 der Landesverfassung gemalf3 Artikel 142 des Grundgesetzes ab-
zulehnen ist (vgl. Blackstein, in Fischer-Lescano/Rinken u. a. (Hrsg.), Verfassung der Freien
Hansestadt Bremen, 2016, Art. 14 Rn. 9).
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Die Vorschrift enthélt in Absatz 5 und 6 alle wesentlichen Inhalte hinsichtlich des Einschrei-
tens, des Kernbereichsschutzes, der sicheren Aufbewahrung sowie der Léschung und Wei-
terverwendung. Sie ist daher hinreichend bestimmt und dient aul3erdem auch einer
groRtmoglichen Transparenz behdrdlichen Handelns und der Akzeptanz in der Bevdlkerung.
Die Vertraulichkeit des gesprochenen Worts von und gegeniber Berufsgeheimnistragern
wird durch die Regelung in Absatz 5 Satz 4 gewabhrleistet.

Absatz 6 bestimmt, dass die Aufzeichnungen friihestens nach zwei Monaten geléscht wer-
den. Dies soll sicherstellen, dass die Aufnahmen auch dann noch zur Verfligung stehen,
wenn im Nachgang des Einsatzes aufgrund von Strafanzeigen, Dienstaufsichtsbeschwerden
oder aufgrund von Eingaben an den Polizeibeauftragten oder die Polizeibeauftragte eine
Uberprifung des polizeilichen Handelns erfolgen soll. Die von der Aufzeichnung betroffene
Person hat in der Regel ein Einsichtsrecht in das aufgezeichnete Datenmaterial, das sich
aus 8 73 ergibt. FUr unbeteiligte Dritte ist Uber Informationsrechte nach MalRgabe des Bre-
mer Informationsfreiheitsgesetz zu entscheiden.

Zu Nummer 30 — Folgeanpassung infolge der Verschiebung von Paragraphen

Infolge der Einfigung, Verschiebung und Aufhebung von Paragraphen werden die Beziige
auf andere Paragraphen angepasst.

Zu Nummer 31 — 8 35 (Datenerhebung mit besonderen Mitteln und Methoden)

Der bisherige § 30 enthielt bereits allgemeine Verfahrensregeln fiir die Datenerhebung mit
besonderen Mitteln und Methoden. Dariiber hinaus fanden sich allgemeine Verfahrensvorga-
ben unter anderem in den bisherigen § 27 Absatz 3 und § 33 Absatz 5. In den Befugnisnor-
men wurden die Verfahrensvorgaben bisher zum Teil wiederholt oder modifiziert. 8 35
bindelt nun alle allgemeinen Verfahrensvoraussetzungen der besonderen Mittel und Metho-
den der Datenerhebung und setzt dabei die allgemeinen Anforderungen aus der Rechtspre-
chung des Bundesverfassungsgerichts zur Ausgestaltung der Verfahrensregeln (Urteil vom
20.04.2016 — 1 BVR 966/09 u. a.) gemeinsam mit 88 36 und 37 um.

Absatz 1 nennt die besonderen Mittel und Methoden der Datenerhebung fir die die weiteren
Absatze gelten.

Absatz 2 regelt, dass grundséatzlich (der Zugriff auf die Bestandsdaten nach Nummer 9 ist
nicht von einem solchen Gewicht, dass eine richterliche Entscheidung erforderlich ware) eine
richterliche Anordnung fur die Datenerhebung mit besonderen Mitteln und Methoden erfor-
derlich ist.

Wie bereits zuvor ist nach Satz 2 auch weiterhin das Amtsgericht, in dessen Bezirk die bean-
tragende Polizeidienststelle ihren Sitz hat, fur die Anordnung zustandig. Die Verfahrensre-
geln richten sich entsprechend nach den Vorschriften des 1. Buchs des Gesetzes lber das
Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit, so-
weit dieses Gesetz nichts Anderes bestimmt. Bei Gefahr im Verzug kann die Behordenlei-
tung oder eine von ihr zu bestimmende Person der Laufbahngruppe 2 ab dem zweiten
Einstiegsamt die Anordnung treffen. In diesem Fall greifen die in Satz 4 bis 6 und in Absatz 3
genannten Verfahrensvorgaben.

Als Ausnahme von dem Erfordernis der richterlichen Anordnung ist in Satz 7 und 8 die
Standortabfrage geregelt, sofern hiermit der Aufenthaltsort einer vermissten, suizidgefahrde-
ten oder hilflosen Person ermittelt werden soll. Der Polizeivollzugsdienst hat die verfassungs-
rechtliche Schutzpflicht fir das Leben und die Gesundheit der Birgerinnen und Blrger aus
Artikel 2 Absatz 2 Grundgesetz wahrzunehmen. Diese wichtigen Rechtsgiter Gberwiegen die
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nur voribergehend und punktuell eingeschrankten Grundrechte des Fernmeldegeheimnisses
und des informationellen Selbstbestimmungsrechts. Die polizeilichen Erfahrungen mit telefo-
nisch angekindigten Suizidabsichten zeigen, dass eine schnelle Standortbestimmung ge-
malf Absatz 3 Nummer 2 unerlasslich ist, um z. B. suizidgeféahrdete Personen von ihrer Tat
abzuhalten. Gleiches gilt fir die Ortung vermisster oder hilfloser Personen, die verungliickt
sind und sich nicht mehr tber ihren genauen Standort aul3ern kénnen.

Insbesondere muss das Gericht nach Absatz 3 die MaRnahme innerhalb von spatestens drei
Tagen bestatigen und der Polizeivollzugsdienst eine entsprechende Bestatigung binnen
sechs Stunden beantragen. Andernfalls ist die MaRBhahme zu beenden, die erhobenen Daten
zu sperren und durfen sie bis zur Entscheidung des Gerichts nicht verwertet werden. Die
Sechs-Stunden-Frist stellt lediglich eine Hdchstgrenze dar. Sie lasst die Pflicht zur unverzig-
lichen Einholung einer richterlichen Entscheidung unberihrt. In der Regel wird der Antrag auf
richterliche Entscheidung vor Beginn der Mal3nahme zu erfolgen haben.

In Absatz 4 werden zun&chst die zuldssigen Anordnungszeitrdume genannt. Diese ergeben
sich aus dem VerhaltnismaRigkeitsgrundsatz und sind abhéngig von der Intensitat, mit der
die genannten MafRnahmen in das jeweilige Grundrecht eingreifen. Bei der Datenerhebung
durch den verdeckten Einsatz technischer Mittel nach 8§ 41 Absatz 2 wurde die Hochstfrist
von 4 Wochen auf einen Monat angepasst. Die Regelungen tber die Befristung der Tele-
kommunikationsmafinahmen orientieren sich im Wesentlichen an den entsprechenden Re-
gelungen zu Telekommunikationsmalinahmen im strafprozessualen Bereich und betragen
einheitlich bis zu drei Monate. Aus der verfassungsrechtlichen Rechtsprechung folgt, dass
die maximal zulassige Dauer der Anordnung fur den Eingriff in das informationstechnische
System nach 8§ 42 Absatz 1 im Einzelfall kiirzer ausfallen kann und entsprechend zu bemes-
sen ist (siehe BVerfG, Urteil vom 20.04.2016 — 1 BvR 966/09, juris Rn. 216 a. E.).

Eine Verlangerung der Malinahmen ist mdglich. Die Verlangerung kann grundsatzlich fur ei-
nen ebenso langen Zeitraum wie bei der Ausgangsmalnahme angeordnet werden. Aufgrund
der sich weiter intensivierenden Grundrechtsbetroffenheit ist bei besonders lange laufenden
MaRnahmen aus Verhéaltnismafigkeitsgrinden allerdings eine Beschrankung vorzunehmen.
Daher werden bei Malinahmen mit Laufzeiten von sechs Monaten oder mehr die Verlange-
rungen auf einen Zeitraum von der Halfte des urspriinglich angeordneten Zeitraums be-
grenzt. Um den Erfolg der MaRnahme nicht zu verhindern, ist von einer Anhérung der
betroffenen Person durch das Gericht und der Bekanntgabe der richterlichen Entscheidung
an die betroffene Person abzusehen, wenn die vorherige Anhérung oder Bekanntgabe der
Entscheidung den Zweck der Malinahme geféahrden wirde. Fir sdmtliche besonderen Mittel
und Methoden der Datenerhebung gilt, dass sie zu beenden sind, wenn ihre Voraussetzun-
gen nicht mehr vorliegen.

Absatz 5 enthalt in Satz 1 und 2 die aus der Rechtsprechung des Bundesverfassungsge-
richts abgeleitete Klarstellung, dass die von staatlichen Stellen durchgefiihrten verdeckten
MaRnahmen nicht dergestalt ineinandergreifen durfen, dass eine lickenlose Kontrolle der
betroffenen Personen moglich wéare oder der Grundsatz der Verhaltnismagigkeit nicht mehr
gewahrt ist (vgl. BVerfG, Urt. v. 12.04.2005 — 2 BvR 581/01, Rn. 61 ff.). Satz 3 enthélt die
Klarstellung, dass die Erfassung von personenbezogenen Daten Dritter mittels besonderer
Mittel und Methoden nur erfolgen darf, sofern dies unvermeidbar ist.

Absatz 6 enthalt die in der Anordnung aufzunehmenden Angaben. Diese Angaben sind erfor-
derlich, um im Nachgang die MaZnahme und das Vorliegen der Voraussetzungen gerichtlich,
behoérdenintern und im Rahmen der Kontrolle nach § 38 Absatz 6 Uberprifen zu kdnnen.

Absatz 7 enthalt Vorgaben zum Umgang mit den erhobenen Daten. Grundsatzlich sind die
Daten schnellstméglich zu I6schen, sofern sie nicht mehr benétigt werden. Um die internen
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und externen Uberpriifungen durchfiihren zu kénnen, sind die Daten allerdings solange auf-
zubewahren, dass den betroffenen Personen jedenfalls eine gerichtliche Uberprifung und
dem Kontrollausschuss nach § 38 eine Datenschutzkontrolle innerhalb der gesetzlichen Fris-
ten moglich gewesen ist. Sofern die Daten nur noch zu diesem Zweck aufbewahrt werden,
durfen sie allerdings nicht mehr einem anderen Zweck zugefiihrt werden.

Absatz 8 enthélt die zuvor in 8 33 Absatz 5 geregelte Unterrichtungspflicht an die Personen,
gegen die sich die MaRnahme richtete oder die andernfalls von ihr betroffen sind. Der Unter-
richtung muss zu entnehmen sein, dass die Daten innerhalb der in Absatz 6 geregelten Frist
geldscht werden. Dies soll den betroffenen Personen den Zeitraum verdeutlichen, der ihnen
fur eine gerichtliche Kontrolle verbleibt. Das endgultige Absehen von der Unterrichtung ist
nur mittels gerichtlicher Entscheidung zulassig. Die Anforderung, von einer Unterrichtung ab-
zusehen, weil die Voraussetzungen einer Unterrichtung voraussichtlich auf Dauer nicht vor-
liegen, wurde verscharft. Die MaRnahme muss nunmehr seit mindestens funf Jahren
abgeschlossen sein. Das Bundesverfassungsgericht hat diesen Zeitraum fir verfassungs-
rechtlich zulassig erachtet, wenn eine weitere Verwendung der Daten gegen die betroffene
Person ausgeschlossen ist und die Daten geldscht werden (BVerfG, Urteil vom 20.04.2016 —
1 BvR 966/09 u. a., juris Rn. 262). Dass die Daten nicht mehr von Bedeutung sind, wird nun-
mehr allgemein in Absatz 6 Satz 7 fur das Absehen von der Unterrichtung vorausgesetzt.

Als spezielle Rechtsvorschriften fiir den Bereich der verdeckten MaBnahmen geht Absatz 8
dem 8§ 72 vor, soweit er speziellere Regelungen enthalt.

Zu Nummer 32 — Folgeanpassung infolge der Verschiebung von Paragraphen

Infolge der Einfligung, Verschiebung und Aufhebung von Paragraphen werden die Bezlige
auf andere Paragraphen angepasst.

Zu Nummer 33 — Folgeanpassung infolge der Verschiebung von Paragraphen.

Aufgrund von Verschiebungen von Paragraphen wird hier eine Folge&dnderung vorgenom-
men.

Zu Nummer 34 — 8§ 31 (Befragung und Auskunftspflicht)

Infolge der Anderungen in § 35 (vgl. o. Nummer 31) sind redaktionelle Anpassungen bei der
Bezugnahme auf diesen Paragraphen erforderlich.

Zu Nummer 35 — Folgeanpassung infolge der Verschiebung von Paragraphen.

Aufgrund von Verschiebungen von Paragraphen wird hier eine Folgednderung vorgenom-
men.

Zu Nummer 36 — 8 34 (Datenerhebung innerhalb von polizeilich genutzten Rdumen
und Fahrzeugen)

Absatz 1 rAdumt dem Polizeivollzugsdienst unter den dort genannten Voraussetzungen die
Befugnis ein, Personen im Polizeigewahrsam mittels Videotechnik zu tGberwachen. Die Vi-
deouberwachung darf nicht verdeckt erfolgen. Auf die Videolberwachung ist z. B. mittels
sprachlicher Mittel und/oder mittels grafischer Darstellung (etwa durch die Verwendung eines
Kamerasymbols) hinzuweisen. Die Verarbeitung akustischer Informationen ist hiervon nicht
umfasst. Die Videolberwachung ist nach Satz 2 auch wahrend der Beférderung von Perso-
nen in polizeilichen Fahrzeugen zulassig.
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Satz 3 regelt, dass, sofern die technischen Mittel zur Verfiigung stehen, auf Verlangen der
betroffenen Person oder bei der Androhung oder Anwendung unmittelbaren Zwangs Bild-
Ubertragungen und -aufzeichnungen durchzufiihren sind.

Absatz 2 Satz 1 grenzt die Befugnis weiter ein, wenn die Videouberwachung in Gewahrsam-
szellen durchgefuhrt werden soll. Nach Satz 2 missen die in Gewahrsam genommenen Per-
sonen Uber den Umstand ihrer Beobachtung in Kenntnis gesetzt werden. Aus der offenen
Bildiibertragung folgt, dass die VideoUberwachung fiir sie (jederzeit) wahrnehmbar sein
muss.

Absatz 3 tragt den elementaren Bedurfnissen der Gefangenen nach Wahrung ihrer Intim-
sphare Rechnung, insbesondere indem besonders sensible Bereiche wie sanitare Einrich-
tungen von der — nicht nur Video- — Beobachtung ausgenommen werden sollen. Eine
softwareseitige Losung bzw. Verpixelung ist mangels Nachvollziehbarkeit dieser Malinahme
fur die betroffenen Personen und den hierdurch ausgelésten Uberwachungsdruck grundsétz-
lich nicht ausreichend. Eine solche Lésung kommt nur in Betracht, wenn eine bauliche L6-
sung technisch nicht umsetzbar ist. Aufgrund der hochrangigen Rechtsgtiter Leib und Leben
ist nach Satz 2 bei entsprechend sorgféltiger Abwagung ausnahmsweise zum Schutz der in-
haftierten Person deren VideoUberwachung auch im sanitéaren Bereich zugelassen. Dies ist
dann ausreichend zu dokumentieren.

In Absatz 4 wird das sog. Distanzmonitoring ermdglicht. Es handelt sich hierbei um die M6g-
lichkeit, die Vitalparameter (etwa Herzschlag, Puls, Atmung, Bewegung etc.) zu erfassen und
zu verarbeiten, um Leib und Leben der Person in den genannten Féllen zu schiitzen. Damit
wird den Anforderungen aus Artikel 10 Buchstabe b) Richtlinie (EU) 2016/680 (die Datenver-
arbeitung dient der Wahrung lebenswichtiger Interessen der betroffenen oder einer anderen
natiirlichen Person) Rechnung getragen.

Absatz 5 Satz 1 stellt klar, dass die Regelung des § 37 zum Schutz des Kernbereichs der pri-
vaten Lebensgestaltung Anwendung findet. Die Videolberwachung kann infolge der blof3en
Unterbrechung nach Wegfall des Unterbrechungsgrundes (bei weiterhin bestehenden Vo-
raussetzungen) ohne neue Anordnung fortgesetzt werden.

Absatz 6 bestimmt, dass fur die Loschung der innerhalb von polizeilich genutzten R&umen
und Fahrzeugen erfolgten Aufzeichnungen die gleichen Regelungen gelten wie bei der Nut-
zung von Aufnahmegeréaten nach § 33.

Zu Nummer 37 — Uberschriften

Infolge der Verschiebung und Umgestaltung von Normen werden Uberschriften eingefligt.

Zu Nummer 38 — 88 36 und 37 (Schutz des Kernbereichs privater Lebensgestaltung
bzw. Schutz von Berufsgeheimnistragern)

Mit dem vorliegenden Gesetzesentwurf werden in 88 36 und 37 der Schutz des Kernbereichs
privater Lebensgestaltung und der Schutz von Berufsgeheimnistragern zentral geregelt.
Diese Paragraphen bilden gemeinsam mit § 35 die verfahrensrechtlichen Grundlagen fir die
verdeckte Datenerhebung. Die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts (Urteil vom
20.04.2016 — 1 BvR 966/09 u. a.) zu diesen Schutzbereichen wird damit umgesetzt.

Zu § 36 (Schutz des Kernbereichs privater Lebensgestaltung)

Absatz 1 Satz 1 enthalt allgemein das Verbot der Erhebung von Daten, die dem Kernbereich
der privaten Lebensgestaltung zuzurechnen sind. Die verfassungsrechtliche Rechtsprechung
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benennt die Inhalte von Gesprachen, die héchstpersonlich dem Kernbereich der privaten Le-
bensgestaltung zuzurechnen sind, als so gewichtig, dass eine gezielte Uberwachung derarti-
ger Gespréachsinhalte unzulassig ist (vgl. BVerfG, Urteil vom 20.04.2016 — 1 BvR 966/09

u. a., juris Rn. 125). In Absatz 1 Satz 2 und 3 wird dem Umstand Rechnung getragen, dass
die Wohnraumiberwachung nach der genannten Rechtsprechung des Bundesverfassungs-
gerichts als besonderer Eingriff zu bewerten ist, bei dem die Gefahr der Erhebung von Da-
ten, die dem Kernbereichsschutz unterfallen, gré3er als bei anderen MaRnahmen ist.
Besonders schitzenswert im Sinne des Absatz 1 Satz 3 ist die nicht 6ffentliche Kommunika-
tion mit engen Vertrauenspersonen, wie z. B. zwischen Ehe- oder Lebenspartnern, Ge-
schwistern, Eltern und ihren Kindern oder GroReltern und ihren Enkelkindern. Nach Absatz 1
Satz 5 sind organisatorische und technische MaRnahmen vorzunehmen, um die Erhebung
von Daten, die dem Kernbereichsschutz unterfallen, weitestgehend auszuschliel3en.

In Absatz 2 wird der Kernbereichsschutz privater Lebensgestaltung fir die Erhebungsebene
weiter ausgestaltet. Hier wird das Verfahren beschrieben, das anzuwenden ist, wenn sich
abzeichnet, dass die Datenerhebung den Kernbereich der privaten Lebensgestaltung bei
Aufrechterhaltung der Maflinahme betreffen kdnnte. Hinsichtlich des Kernbereichsschutzes
im Zusammenhang mit der Telekommunikationsiiberwachung hat das Bundesverfassungs-
gericht ausgefuhrt, dass der Schutz des Fernmeldegeheimnisses anders ausgestaltet ist, als
der des Grundrechts auf Unverletzlichkeit der Wohnung. Denn die Birger seien zur hdchst-
persdnlichen Kommunikation nicht in gleicher Weise auf die Telekommunikation angewiesen
wie auf eine Wohnung. Allerdings fordere der Grundsatz der Menschenwiirde auch im Ge-
wahrleistungsbereich des Artikels 10 Grundgesetz Vorkehrungen zum Schutz individueller
Entfaltung im Kernbereich privater Lebensgestaltung. Bestehen also im konkreten Fall tat-
sachliche Anhaltspunkte fiir die Annahme, dass eine Telekommunikationsiiberwachung In-
halte erfasst, die zum Kernbereich privater Lebensgestaltung zahlen, so ist diese nicht zu
rechtfertigen und muss unterbleiben. Da aber bei der Anordnung der Telekommunikations-
Uiberwachung oder bei ihrer Durchfihrung nicht sicher vorhersehbar ist, welchen Inhalt die
Gesprache haben werden, ist im Vornherein nicht ganzlich auszuschlie3en, dass die Mal3-
nahme Kommunikationsinhalte aus dem Kernbereich privater Lebensgestaltung erfasst. Die-
ses Risiko ist allenfalls bei einem besonders hohen Rang des gefahrdeten Rechtsguts und
einer durch konkrete Anhaltspunkte gekennzeichneten Lage, die auf einen unmittelbaren Be-
zug zur zukinftigen Begehung einer Straftat schlieRen lasst, hinzunehmen. Fir den Fall,
dass es ausnahmsweise zur Erhebung kernbereichsrelevanter Inhalte gekommen ist, mus-
sen im Sinne des Absatz 4 Satz 1 Vorkehrungen getroffen werden, die sicherstellen, dass
diese nicht gespeichert und verwertet werden dirfen, sondern unverziglich geléscht werden
(vgl. BVerfG, Urteil vom 27.07.2005 — 1 BvR 668/04, juris Rn. 162 ff.). Dieses Vorgehen setzt
voraus, dass die Zuordnung zum Kernbereich der privaten Lebensgestaltung bereits vorge-
nommen werden kann. Ist dies nicht der Fall und soll ein Gericht als externe Stelle tber die
Verwertbarkeit entscheiden, ist eine Speicherung bis zur Entscheidung des Gerichts verfas-
sungsrechtlich zulassig (vgl. BVerfG, Urteil vom 20.04.2016 — 1 BvR 966/09 u. a., juris

Rn. 218 ff.).

Um bei Zweifeln daher nicht automatisch gezwungen zu sein, die potenziell fir die Gefahren-
abwehr sehr wichtigen Informationen nicht mehr verwenden zu kénnen, kann nach Absatz 2
Satz 2 eine automatische Erfassung — ohne Sinneswahrnehmung durch den Polizeivollzugs-
dienst — erfolgen und ist dieses Material umgehend dem zustandigen Gericht zur unabhangi-
gen Kontrolle zwecks Freigabe oder Vernichtung vorzulegen. Bis zur positiven Entscheidung
durch das Gericht durfen die automatischen Aufzeichnungen nach Absatz 2 Satz 5 nicht ver-
wendet werden. Diese Regelung tragt dem Umstand Rechnung, dass der Grundrechtsein-
griff im Falle der Verwendung seitens des Polizeivollzugsdienstes ohne externe Priufung zu
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weitgehend wére, wenn der Kernbereichsschutz betroffen wére, wohingegen eine automati-
sche Nichtverwertung bei Zweifeln die Erhebung relevanter Daten und damit die Gefahren-
abwehr ggf. zu friih verhindern wiirde. Die Regelungen in Absatz 2 stellen einen
angemessenen Ausgleich zwischen dem Aufklarungsinteresse zum Schutz der genannten
hochrangigen Rechtsglter einerseits und dem berechtigten Grundrechtsschutz andererseits
dar (vgl. BVerfG, Urteil vom 20.04.2016 — 1 BvR 966/09 u. a., juris Rn. 129, 224).

Mit der Bezugnahme in Absatz 2 Satz 4 auf die Regelungen in 8 41 Absatz 2 Satz 4 und 5
soll sichergestellt werden, dass die Besonderheiten des Kernbereichsschutzes in besonders
sensiblen Bereichen beachtet werden. Das Bundesverfassungsgericht hat in seinem Urteil
zum Bundeskriminalamtgesetz MalRBhahmen herausgestellt, die besonders tief in die Pri-
vatsphére eintreten. Die Wohnraumiiberwachung ist als so sensibel einzustufen, dass der
Kernbereichsschutz durch unabhéangige Stellen bei dieser MaRnahme nicht nur bei Zweifeln,
sondern grundsatzlich greifen soll. Daher dirfen bei dieser MalRnahme die erhobenen Daten
stets — nicht nur bei mdglicher Betroffenheit des Kernbereichsschutzes oder Zweifeln hieran
— nur nach der Sichtung durch das anordnende Gericht vom Polizeivollzugsdient verwendet
werden (vgl. dazu BVerfG, Urteil vom 20.04.2016 — 1 BvR 966/09 u. a., juris Rn. 204).

Wenn die intensive Grundrechtsbetroffenheit hingegen nicht mehr anzunehmen ist, besteht
auch kein Grund mehr, auf die Durchfihrung der Mal3Bhahme zu verzichten, sodass diese
nach Absatz 2 Satz 6 wieder aufgenommen werden kann.

Absatz 3 enthélt eine Regelung mit welcher in engen Ausnahmen die Prifung von Zweifels-
fallen bei Gefahr in Verzug ausnahmsweise von der Behdrdenleitung gemeinsam mit der o-
der dem behérdlichen Datenschutzbeauftragten vorgenommen werden kann. Absatz 3
macht von der durch das Bundesverfassungsgericht eréffneten Moglichkeit des Gesetzge-
bers Gebrauch, die notwendigen Regelungen zu treffen, um den Ermittlungsbehdrden in
Ausnahmefallen bei Gefahr im Verzug auch kurzfristig erste Handlungsmaglichkeiten einzu-
rdumen (BVerfG, Urteil vom 20.04.2016 — 1 BvR 966/09 u. a., juris Rn. 129). Bei Gefahr im
Verzug, das heilst wenn eine gerichtliche Entscheidung nicht rechtzeitig eingeholt werden
kann, raumt Absatz 3 Satz 1 der Behdrdenleitung die Mdglichkeit ein, gemeinsam mit der o-
der dem behordlichen Datenschutzbeauftragten tber die Verwertung der Erkenntnisse in
Zweifelsfallen zu entscheiden. Absatz 3 Satz 3 regelt die Unterstitzung durch zwei Beschaf-
tigte der Behdrdenleitung bei der Sichtung der erhobenen Daten zwecks Bewertung, ob eine
Verwertbarkeit mdglich ist oder nicht. Nach Absatz 3 Satz 4 sind die hinzugezogenen Be-
schaftigten zur Verschwiegenheit tiber die Erkenntnisse verpflichtet, soweit diese dem Kern-
bereichsschutz privater Lebensgestaltung unterfallen. Die gerichtliche Entscheidung ist nach
Absatz 3 Satz 5 unverzlglich nachzuholen.

Absatz 4 regelt den Fall, dass sich die Betroffenheit des Kernbereichs nicht vorab ankiindigt
und diese Betroffenheit daher ohne zeitlichen Vorlauf eintritt. In diesen Fallen ist die Verwer-
tung der erhobenen Daten ausgeschlossen. Durfen die erhobenen Daten nicht verwertet
werden, greifen automatisch Losch- und Dokumentationspflichten. Die Dokumentation dient
der nachtraglichen gerichtlichen oder datenschutzrechtlichen Kontrolle.

Zu § 37 (Schutz von Berufsgeheimnistragern)

§ 37 enthalt eine Schutzvorschrift vor staatlichen Uberwachungsmaflnahmen fiir Berufsge-
heimnistrager, die sich auf ein Zeugnisverweigerungsrecht u. a. nach den 8§ 53, 53a der
Strafprozessordnung, 88 6 Absatz 6 oder 13 Absatz 3 des Bundesdatenschutzgesetzes oder
§ 20 Absatz 3 Satz 3 des Bremischen Ausfuhrungsgesetzes zur EU-Datenschutz-
Grundverordnung (BremDSGVOAG) berufen kdnnen. Die Regelungen gelten fiir die in Ab-
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satz 1 Satz 1 genannten verdeckten MalRnahmen. Absatz 1 ersetzt den bisherigen 8 27 Ab-
satz 3 Satz 1 und wird um die Anforderungen aus der Rechtsprechung erganzt.

Absatz 1 sieht ein striktes Uberwachungsverbot von Personen vor, die dem Berufsgeheim-
nisschutz unterfallen. Sofern Malinahmen dennoch zu Datenerhebungen fiihren, die dem
Schutz der Berufsgeheimnistrager unterfallen, sind die erhobenen Daten nicht zu verwerten
und greifen Ldsch- und Dokumentationspflichten. Die Dokumentation dient der nachtragli-
chen gerichtlichen und datenschutzrechtlichen Kontrolle. Diese Regelungen decken sich mit
den Verfahrensregeln bei der unbeabsichtigten Erhebung von Daten des Kernbereichsschut-
zes nach 8§ 36 Absatz 4.

Fur den Fall der zufélligen Betroffenheit einer, dem Schutz der Berufsgeheimnistrager unter-
fallenden Person, durch eine nicht gegen sie gerichtete und daher grundséatzlich zulassige
Malnahme, ordnet Absatz 1 Satz 8 die entsprechende Geltung des Verwertungsverbots so-
wie der Léschungs- und Dokumentationspflicht an. Erbringt also die gegen eine andere Per-
son gerichtete Mal3nahme Erkenntnisse, die dem Berufsgeheimnistragerschutz unterfallen,
greift auch insoweit das Verwertungsverbot.

Auf eine abgestufte Regelung, die in Anlehnung an 8§ 160a Absatz 2 Strafprozessordnung
oder § 62 Bundeskriminalamtgesetz die Uberwachung von Arztinnen und Arzten, Journalis-
tinnen und Journalisten und anderen Berufsgeheimnistrédgern einem weniger strengen
Schutz unterwirft, wird verzichtet.

Absatz 2 entspricht dem berechtigten Interesse an einer effektiven Gefahrenabwehr. Danach
gilt das Erhebungs- und Verwertungsverbot nicht, wenn bestimmte Tatsachen die Annahme
rechtfertigen, dass die zeugnisverweigerungsberechtigte Person fir die Gefahr verantwort-
lich ist. Der Berufsgeheimnistréagerschutz umfasst nur solche Sachverhalte, tber welche die
Personen das Zeugnis verweigern durfen. Mit Absatz 2 soll vermieden werden, dass Krimi-
nelle unter dem Deckmantel des Berufsgeheimnistragerschutzes Straftaten vorbereiten, ver-
abreden oder begehen. Diese Norm ist 8§ 62 Absatz 4 Bundeskriminalamtgesetz und § 160a
Absatz 4 Satz 2 Strafprozessordnung nachgebildet. Aufgrund des besonderen Schutzes der
Berufsgeheimnistrager darf diese Entscheidung jedoch gemaf Absatz 2 Satz 2 nicht bei Ge-
fahr in Verzug von der Behordenleitung getroffen werden, sondern bleibt es bei dem Richter-
vorbehalt.

Zu Nummer 39 — § 38 (Parlamentarische Kontrolle, Berichtspflicht)

Das Bundesverfassungsgericht sieht in der unabhangigen Kontrolle der Einhaltung der Ver-
fahrensvorgaben eine Kompensationsfunktion fur den insoweit schwach ausgestalteten Indi-
vidualrechtsschutz der betroffenen Personen im Rahmen von verdeckten Malinahmen.
Damit diese Kontrolle der Kompensationsfunktion gerecht werden kann, ist die Kontrolle der
Einhaltung der Verfahrensvorgaben mindestens alle zwei Jahre durchzufihren (vgl. BVerfG,
Urteil vom 20.04.2016 — 1 BvR 966/09 u. a., juris Rn. 141). Entsprechend diesen Vorgaben
wird in Absatz 6 die Befugnis des Ausschusses um die genannte Kontrollbefugnis erweitert.
Hierdurch erlangt dieser Kontrollausschuss nicht nur das Recht zur Unterrichtung tber
durchgefiihrte Mainahmen nach Absatz 1, sondern auch seinerseits das Recht zur Priifung
der Einhaltung der Verfahrensvorgaben anhand der hierzu vorzulegenden Protokolle und
Dokumentationen. Hierzu kann sich der Ausschuss des Sachverstands anderer offentlicher
Stellen bedienen. Hierdurch ist sichergestellt, dass der Ausschuss Uber alle relevanten Infor-
mationen verfigt, die er als unabhangiges Kontrollorgan benétigt, um die Einhaltung der Ver-
fahrensvorgaben zu kontrollieren. Zudem wird hierdurch klargestellt, dass die Kontrolle durch
eine unabhéngige Stelle erfolgt und das Fachwissen weiterer Stellen hier gebundelt wird.
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Das Bundesverfassungsgericht sieht dartiber hinaus eine verfassungsrechtliche Verpflich-
tung zur Vorlage von regelmaRigen Berichten gegeniiber Parlament und Offentlichkeit. Die
Vorlage der Berichte nach Absatz 7 an das Parlament trdgt dem Rechnung. Hierdurch soll
eine offentliche Diskussion Gber Art und Ausmal3 der auf die verdeckten Malinahmen ge-
stitzten Datenerhebungen, einschlie3lich der Handhabung der Unterrichtungspflichten und
Loschungspflichten ermoglicht werden, um diese einer demokratischen Kontrolle und Uber-
prufung zu unterwerfen (vgl. BVerfG, Urteil vom 20.04.2016 — 1 BvR 966/09 u. a., juris Rn.
143). Mit der Veroffentlichung gegentber dem Parlament erhalt der Bericht eine Drucksa-
chennummer und werden diese Berichte auch im Transparenzportal der Freien Hansestadt
Bremen eingestellt.

Zum Zwecke der Kontroll- und Auseinandersetzungsmdéglichkeiten nach Absatz 7 regelt Ab-
satz 8 den Inhalt, den diese Berichte enthalten missen. Die Berichtspflicht ist inhaltlich so
auszugestalten, dass die Berichte nicht der Durchfuihrung der verdeckten Mal3nahmen zuwi-
derlaufen, aber gleichzeitig hinreichend gehaltvoll sind, um eine demokratische Kontrolle und
Uberpriifung zu ermdglichen.

Zu Nummer 40 — Aufhebung von 88 36a bis 36g und 88 36j und 36k

Die Regelungen wurden — soweit nach neuer Rechtslage zulassig — in den neuen Vierten
Teil — Datenschutz Gberfuihrt und werden daher an dieser Stelle aufgehoben.

Zu Nummer 41 — 8§ 48 (Datenabgleich)

Infolge der Aufhebung der bisherigen 88 36a bis 36g (siehe vorstehend Nummer 40) wird der
bisherige 8 36h zu § 48 umbenannt.

Die Verschiebung des § 28 Absatz 3 zu § 26 Absatz 3 bedingt die Anpassung in § 48 Satz 3.

In Satz 4 wird eine redaktionelle Anpassung vorgenommen.

Zu Nummer 42 — 8 49 (Datenabgleich mit anderen Dateien)

Infolge der Aufthebung der bisherigen 88 36a bis 36g wird der bisherige § 36i zu § 49 umbe-
nannt.

In Absatz 5 wird die Bezugnahme angepasst.

Zu Nummer 43 — Uberschrift

Infolge der Verschiebung und Umgestaltung von Normen wird diese Uberschrift gestrichen.

Zu Nummer 44 — Folgeanpassung infolge der Verschiebung von Paragraphen.

Aufgrund von Verschiebungen von Paragraphen wird hier eine Folgeanderung vorgenom-
men.

Zu Nummer 45 — 8§ 39 (Polizeiliche Beobachtung)

Die Anderung tragt der Zusammenfassung der verfahrensrechtlichen Anforderungen in § 35
(vgl. Nummer 31) Rechnung.
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Zu Nummer 46 — 8 40 (Datenerhebung durch Observation)

In Absatz 2 werden Anderungen vorgenommen, die auf die Neustrukturierung und Zusam-
menfassung der verfahrensrechtlichen Anforderungen in § 54 zurlckzufuhren sind. Der bis-
herige Absatz 2 wird infolgedessen aufgehoben. Die von einer kurzfristigen Observation
ausgehende Betroffenheit erlangt nicht ein solches Gewicht, dass eine richterliche Anord-
nung erforderlich wéare. Daher verbleibt es bei der bisherigen Anordnungsbefugnis des Poli-
zeivollzugsdienstes.

Zu Nummer 47 — Uberschrift

Infolge der Verschiebung und Umgestaltung von Normen wird diese Uberschrift gestrichen.

Zu Nummer 48 — 8§ 41 (Datenerhebung durch den verdeckten Einsatz technischer Mit-
tel)

Die Anderungen in Absatz 1 fiihren zu einer Klarstellung seines Anwendungsbereiches und
beriicksichtigen die Anderungen in § 40.

Die Anderungen in Absatz 2 gehen auf die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts
(Urteil vom 20.04.2016 — 1 BvVR 966/09, u. a.) und die damit einhergehenden notwendigen
Anpassungen zurtick. Absatz 2 Satz 2 formuliert zuséatzliche Anforderungen, die erflillt sein
missen, falls die Mal3hahme in Wohnungen Dritter erfolgt (BVerfG, Urteil vom 20.04.2016 —
1 BVR 966/09, u. a., juris Rn. 188). Durch Absatz 2 Satz 3 und 4 wird die Rechtsprechung
des Bundesverfassungsgerichts zum Kernbereichsschutz bei besonders sensiblen Eingriffs-
befugnissen umgesetzt (BVerfG, Urteil vom 20.04.2016 — 1 BvR 966/09, u. a., juris Rn. 204,
siehe dazu auch oben Nummer 31 zu § 35 Absatz 2).

Die weiteren Aufhebungen sind auf die Zusammenfassung der Anforderungen in 88 35 bis
37 zuruckzufihren.

Zu Nummer 49 — 88 42 bis 45 (Telekommunikationsmaflinahmen)

In den zurtickliegenden Jahren hat sich die Telekommunikation rasant weiterentwickelt. An
fast jedem Ort kdnnen Telefonate gefuhrt, E-Mails, SMS und sonstige Text- oder Bildnach-
richten versendet und empfangen werden. Mit diesen positiven Méglichkeiten der Vernet-
zung erweitern sich allerdings auch die Mdglichkeiten fir Kriminelle: Unabhéngig vom
jeweiligen Standort kbénnen Kriminelle weltweit kommunizieren, sich austauschen und Taten
organisieren und veranlassen. Sie erhalten hierdurch die Méglichkeit, sich sehr viel schneller
und intensiver unabhangig von festen Standorten auszutauschen und Taten vorzubereiten
und zu verabreden. Insbesondere im Bereich der Organisierten Kriminalitat und der politisch
motivierten Kriminalitat werden die Méglichkeiten der Telekommunikation ausgeschdpft.
Straftaten mit gravierenden Auswirkungen fiir die einzelnen Burgerinnen und Burger, fur das
gesellschaftliche Zusammenleben sowie fiir den Bestand oder die Sicherheit des Bundes o-
der eines Landes koénnen hierdurch unter erleichterten Voraussetzungen durchgefuhrt wer-
den.

Um eine effektive Gefahrenabwehr auch weiterhin sicherzustellen, wird der Polizeivollzugs-
dienst der Freien Hansestadt Bremen in die Lage versetzt, die Telekommunikationsiiberwa-
chung in engen Grenzen auch praventiv, das heil3t vor Begehung einer Straftat durchfiihren
zu konnen. Aufgrund der Tragweite dieses Eingriffs in die Rechte Einzelner, sind hohe Anfor-
derungen an die berechtigten Interessen zum Schutz der Grundrechte zu erflillen.
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Die in § 42 geregelte Telekommunikationsuberwachung betrifft das Abhdren und/oder Auf-
zeichnen von Telefongesprachen oder SMS-Nachrichten. Die Telekommunikationsiiberwa-
chung hat die Inhaltsdaten zum Gegenstand.

Die Erhebung von Telekommunikationsdaten nach den 88 43 und 44 zielt hingegen auf die
Auskunft Gber Verkehrsdaten und Bestandsdaten. Verkehrsdaten sind diejenigen techni-
schen Informationen, die bei der Nutzung eines Telekommunikationsdienstes beim jeweili-
gen Telekommunikationsunternehmen anfallen und von diesem erhoben oder verarbeitet
werden. Hierzu zéhlen u. a. der in Anspruch genommene Telekommunikationsdienst (Telefo-
nie, Internetnutzung, Videotelefonie etc.), die Nummer der beteiligten Anschlisse, Standort-
daten, Beginn und Ende der jeweiligen Verbindung sowie weitere Daten, die den Rahmen
der Telekommunikationsverbindung bilden. Unter Bestandsdaten werden diejenigen Anga-
ben verstanden, die der Telekommunikationsanbieter dauerhaft vom Kunden speichert.
Hierzu zahlen beispielsweise die Angaben des Kunden bei Vertragsschluss wie z. B. Name
und Adresse sowie die IP-Adresse (Identifizierung des Gerats im Internet) etc.

Neben dem Abrufen von Inhalten beim Telekommunikationsdiensteanbieter (Telekommuni-
kationsuberwachung), dem Abruf von Verbindungsinformationen (Verkehrs- oder Nutzungs-
datenauskunft) sowie von Rahmendaten tber den Telekommunikationsteilnehmer
(Bestandsdatenauskunft) kommt u. a. auch die Ortung des Mobilfunkgerats (Standortfeststel-
lung) und die Unterbrechung von Telekommunikationsverbindungen in Betracht. Bei der
Standortfeststellung nach § 43 Absatz 2 Nummer 2 wird mittels Abruf verschiedener Funk-
zellen (festgelegte Bereiche zwischen mehreren Mobilfunkantennen) ermittelt, an welchem
Standort sich ein Mobilfunkgerat und damit voraussichtlich die Person gerade befindet. Mit
der Unterbrechung von Telekommunikationsverbindungen nach § 42 Absatz 2 soll insbeson-
dere vermieden werden, dass Tater eine Straftat initiieren, z. B. indem sie ein Startsignal an
andere Personen geben, mittels Fernziindung Sprengsatze ausldsen oder die Tatbegehung
fortsetzen.

Die Telekommunikationsiiberwachung und die Befugnisse im Zusammenhang mit Telekom-
munikationsgeraten sind in den 88 100a ff. Strafprozessordnung (StPO) fur die Strafverfol-
gung geregelt. In der polizeilichen Praxis haben sich diese Befugnisse bewéhrt. Allerdings ist
zwingende Voraussetzung fur ihre Anwendbarkeit, dass ein qualifizierter Anfangsverdacht im
Sinne des § 170 Strafprozessordnung vorliegt. Es muss daher bereits ein Strafverfahren ge-
gen einen Tatverdachtigen eingeleitet worden sein, damit die Uberwachungsmafnahmen
der Telekommunikation nach der Strafprozessordnung durchgefuhrt werden kénnen. Die Er-
mittlungen mussten insofern tberhaupt erst tatsdchliche Erkenntnisse tiber Zusammen-
hange, Methoden und Kontakte erbracht haben, um eine Telekommunikationsiiberwachung
aus Griinden der Strafverfolgung vornehmen zu kénnen. Damit ist aber in akuten Gefahren-
lagen ein rasches Erschliel3en der Taterstrukturen, der grundsatzlichen Organisation sowie
Ablaufe etc. zum Zwecke der Gefahrenabwehr erschwert, wenn nicht gar verhindert.

Das bisherige Nichtenthalten dieser Befugnisse im Bremischen Polizeigesetz fihrt zu dem
unbefriedigenden Ergebnis, dass mit der Telekommunikationstiberwachung zwar Straftaten
effektiv verfolgt, nicht aber bereits vor ihrer Umsetzung effektiv verhindert werden kénnen.
Daruber hinaus stellt sich die Lage widersprichlich dar, weil unter bestimmten Vorausset-
zungen zwar das mit weitergehenden Eingriffen in die Grundrechte verbundene Abhéren in
Wohnungen zu Zwecken der Gefahrenabwehr zulassig, aber die weniger grundrechtsbelas-
tende praventive Uberwachung des Telekommunikationsverkehrs nicht méglich wére.

Aufgrund der Auswirkungen auf die geschiitzten Grundrechte unterliegen die MaRnahmen
entsprechenden Voraussetzungen. Eine dieser Voraussetzungen ist die Abwehr einer bevor-
stehenden Gefahr fiir die hochrangigen Rechtsgtter Leib, Leben oder Freiheit oder Bestand
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oder Sicherheit des Bundes oder eines Landes. Nur vor diesem Hintergrund ist der Eingriff in
die Grundrechte der betroffenen Personen (insbesondere in das nach Artikel 10 Grundge-
setz geschitzte Fernmeldegeheimnis) gerechtfertigt (vgl. BVerfG, Urteil vom 20.04.2016 — 1
BVR 966/09 u. a., juris Rn. 109).

Der Landesgesetzgeber besitzt die Gesetzgebungskompetenz fir diese Regelungen. Die
ausschlieR3liche Gesetzgebungszustandigkeit des Bundes nach Artikel 73 Absatz 1 Nummer
7 Grundgesetz auf dem Gebiet des Postwesens und der Telekommunikation steht nicht im
Widerspruch zur Regelungskompetenz der Freien Hansestadt Bremen fir die genannten
Mafnahmen. Denn nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts umfasst das
Post- und Telekommunikationswesen nur die technische Seite des Ubermittlungsvorgangs
im Kommunikationsbereich und nicht die Regelungen Uber die tGbermittelten Inhalte.

Die vorgesehenen Regelungen beruhen auf der Rechtsauffassung des Senators fur Inneres,
dass das in Artikel 15 der Landesverfassung gewabhrleistete Postgeheimnis einer Telekom-
munikationstberwachung zum Zwecke der Gefahrenabwehr nicht entgegensteht.

Da die Eingriffe in die Grundrechte zunachst verdeckt vorgenommen werden, haben die be-
troffenen Personen bis zum Abschluss der MaRhahme keine Moglichkeit, das Handeln des
Polizeivollzugsdienstes zu Uberprifen. Neben dem anordnenden Gericht kontrolliert daher
auch der Parlamentarische Kontrollausschuss die Durchfihrung dieser Manahmen nach

§ 38 (siehe Nummer 39). Damit trAgt der Gesetzgeber den verfassungsrechtlichen Anforde-
rungen an eine regelmafige Kontrolle auRerhalb der befugten Stellen Rechnung (vgl.
BVerfG, Urteil vom 20.04.2016 — 1 BvR 966/09 u. a., juris Rn. 143).

Zu 8 42 (Telekommunikationsuberwachung und Eingriff in TK)

Absatz 1 regelt die Telekommunikationstiberwachung (TKU). Der Begriff Telekommunikation
ist in 8 3 Nummer 22 Telekommunikationsgesetz definiert als technischer Vorgang des Aus-
sendens, Ubermittelns und Empfangens von Signalen mittels Telekommunikationsanlagen,
wobei letztgenannte technische Einrichtungen oder Systeme sind, die als Nachrichten identi-
fizierbare elektromagnetische oder optische Signale senden, Ubertragen, vermitteln, empfan-
gen, steuern oder kontrollieren kénnen (8 3 Nummer 23 Telekommunikationsgesetz). Die
Uberwachung erfolgt durch Ausleitung der zu tiberwachenden Telekommunikation beim
Diensteanbieter. Ein Zugriff auf die Telekommunikationsgeréte der betroffenen Personen fin-
det nicht statt.

Fur die polizeiliche Gefahrenabwehr sind drei Anwendungsbereiche von besonderer Bedeu-
tung. Zum einen kann die Polizei Gesprache zwischen zwei Personen Uberwachen. Eine sol-
che MafRnahme richtet sich in erster Linie auf den Gespréachsinhalt. Gleichzeitig werden bei
dieser Uberwachung aber automatisch auch Verkehrsdaten an die Polizei ibermittelt, da

z. B. Dauer der Ubermittlung, das Telekommunikationsmittel etc. mitgeteilt werden. Zum an-
deren kénnen auch Mailboxen Uberpriift werden, in deren Datenspeicher innerhalb des Tele-
kommunikationsnetzes Nachrichten abgelegt werden. Ein dritter Bereich der
Telekommunikationstuberwachung sind Kurznachrichten (SMS).

In Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und 2 werden die Voraussetzungen geregelt, unter denen der
Einsatz dieses Mittels zulassig ist. Der Adressatenkreis orientiert sich an der Regelung in

8§ 40 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und 2. Die UberwachungsmaRnahmen diirfen nach Num-
mer 1 gegentiber Stérern im Sinne der 88 5 und 6 zur Abwehr einer gegenwartigen Gefahr
fur die abschlieBend aufgezahlten beiden hochrangigen Rechtsgtiter oder zur Abwehr einer
gegenwartigen Gefahr der Begehung einer besonders schwerwiegenden Straftat durchge-
fuhrt werden. Durch die Beschrankung auf hochrangige Rechtsgtiter und durch die héhere
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Gefahrenschwelle wird dem Umstand Rechnung getragen, dass es sich um einen weitge-
henden Grundrechtseingriff handelt.

Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 erstreckt den Personenkreis auch auf solche Personen, die zwar
nicht selbst unmittelbar an der jeweiligen Tatvorbereitung/-begehung beteiligt sind, aber als
Boten zwischengeschaltet sind oder ihre Telekommunikationsanlagen fur die Tatbegehung
zur Verfligung stellen und insoweit in die Tatbegehung verfangen sind. Die Erfassung auch
dieser Personen ist verfassungsrechtlich zuléassig (vgl. BVerfG, Urteil vom 20.04.2016 — 1
BVR 966/09 u. a., juris Rn. 116.).

Satz 2 enthalt eine abschlieRende Aufzahlung von Straftaten, die solche nach Satz 1 Vari-
ante 2 darstellen.

Nach Absatz 1 Satz 3 sind Datenerhebungen nur zulassig, wenn die polizeiliche Aufgabener-
fullung auf andere Weise aussichtslos oder wesentlich erschwert ware. Hierdurch wird dem
VerhaltnismaRigkeitsgrundsatz Rechnung getragen, wonach zunachst andere gleich effek-
tive Mittel angewandt werden missen, bevor dieses Mittel genutzt wird.

Eine Rechtsgrundlage fir die Verbindungsunterbrechung bzw. -verhinderung wird in Ab-
satz 2 geschaffen. Mit dieser Malnahme sollen Telekommunikationsverbindungen der in Ab-
satz 1 Satz 1 Nummer 1 und 2 genannten Storer oder potentiellen Straftater unterbrochen
oder kinftige Verbindungen von oder zu den Genannten verhindert werden. Terroristische
Sprengstoffanschlage wurden auch durch Zindmechanismen ausgel6st, die auf ein Signal
eines Mobilfunkgerats reagiert haben. Zudem kann potentiellen Straftatern die Planung und
Koordination ihres Vorhabens erheblich erschwert werden, wenn die Telekommunikation un-
terbrochen wird. So kann beispielsweise die Mitteilung des Startsignals zur Tatbegehung mit-
tels Unterbrechung verhindert werden und so die unmittelbare Tatbegehung verhindert
werden. Die Polizei kann so die notwendige Zeit gewinnen, um anderweitige Mal3hahmen zu
ergreifen, mittels derer die Gefahr endgiltig beseitigt werden kann. Absatz 2 Satz 2 ermég-
licht eine solche MalRnahme auch gegentber Dritten. Wegen des erheblichen Grundrechts-
eingriffs ist dies jedoch nur zulassig zur Abwehr von Gefahren fir Rechtsgiiter von
Uberragender Bedeutung. Insoweit raumt Satz 2 auch die Befugnis ein, bei Geisellagen die
Telekommunikation Gber Telekommunikationsgerate der Geiseln mit Mittatern auf3erhalb des
Tatorts zu verhindern.

Aufgrund der Eingriffsintensitat wird in 8 35 Absatz 3 Nummer 1 und 2 ein im Vergleich zu
den Ubrigen Nummern des § 35 Absatz 3 deutlich geringerer Anordnungszeitraum von zwei
Tagen bzw. zwei Wochen festgesetzt.

Absatz 3 regelt die Mitwirkungspflichten derjenigen, die geschaftsmafig Telekommunikati-
onsdienste anbieten, erbringen oder daran mitwirken (Diensteanbieter). Fur die Telekommu-
nikationstiberwachung und -aufzeichnung ergeben sich diese Pflichten durch den Verweis
auf das Telekommunikationsgesetz. Dort ist detailliert geregelt, auf welche Weise die Anbie-
ter verpflichtet sind, die Polizei zu unterstiitzen. Die Mitwirkungspflicht erstreckt sich auch auf
solche Diensteanbieter, deren Firmensitze auf3erhalb der Freien Hansestadt Bremen liegen,
sofern sie ihre Dienste auch in der Freien Hansestadt Bremen anbieten.

Zu § 43 (Verkehrsdatenerhebung, Nutzungsdatenerhebung und Standortermittiung)

In § 43 wird die Verkehrsdaten- und Nutzungsdatenabfrage sowie die Standortermittlung des
Telekommunikationsteilnehmers geregelt. Die Datenabfrage nach Absatz 1 bezieht sich vor-
rangig auf bereits erfolgte Gesprache (vgl. Absatz 4 Satz 1 Nummer 1). Die Ermittler kbnnen
in Erfahrung bringen, welche Telekommunikationsverbindungen von einem bestimmten An-
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schluss hergestellt wurden. Gleiches gilt auch fiir versandte E-Mails oder andere Nachrich-
ten. Hiernach kann zwar nicht der Inhalt der Telekommunikationsverbindung ermittelt wer-
den, wohl aber ihr Verlauf. Es kdnnen anhand solcher Erkenntnisse Beziehungsnetze und
Hintergrundstrukturen von Personen, von denen eine gegenwartige Gefahr ausgeht. Ab-
satz 1 ermdglicht auch sog. Zielwahlsuchen oder Zielsuchlaufe.

Die Regelungen in § 43 ermdglichen allerdings auch die Gefahrenabwehr bei Personen, von
denen fur andere Personen keine Gefahr ausgeht, deren Rechtsgiter Leib, Leben oder Frei-
heit aber selbst gefahrdet sind (siehe Absatz 2 Nummer 2). Diese Norm zielt auf den Schutz
der dort genannten Personen ab.

Zu den Verkehrsdaten nach § 96 Absatz 1 des Telekommunikationsgesetzes zahlen bei mo-
bilen Anschliissen auch die Standortdaten. So kénnen demenzkranke, hilfsbedurftige, ent-
fuhrte oder vermisste Personen mittels Standortermittlung ihrer Mobilfunkgeréate schneller
aufgefunden und z. B. in die Obhut von Vertrauenspersonen oder Arzten iibergeben werden.
Ohne die Standortermittlung kénnen diese Personen nicht oder allenfalls tGiber sehr umfang-
reiche und lange wéhrende Sucheinsatze gefunden werden. Diese Zeit steht oftmals in die-
sen Fallen akuter Gesundheitsgefahr nicht zur Verfigung. Kundigt z. B. eine
suizidgefahrdete Person ihre Absicht an, sich das Leben nehmen zu wollen, kann mittels
Standortermittlung der Aufenthaltsort dieser Person unmittelbar ermittelt und ihr umgehend
Hilfe zugefiihrt werden, bevor sie eine unumkehrbare Handlung vornimmt. Auch bei der sog.
Amokgefahr ist die Standortermittlung von besonderer Bedeutung, wenn die Polizei z. B. die
Aussage von anderen Personen erreicht, eine Person habe die Absicht mitgeteilt, Amok zu
laufen und der aktuelle Aufenthaltsort dieser Person zunédchst ermittelt werden muss.

Die Regelungen in Absatz 2 und Absatz 3 ermdglichen den Einsatz von sog. IMSI-Catchern
fur polizeilich-praventive Zwecke. Diese Gerate kdnnen Geréate- und Anschlusskennungen
sowie den Standort von Mobilfunkgeraten identifizieren. Die Erfahrungen aus der Polizeipra-
xis zeigen die Notwendigkeit der Identifizierung Absatz 2und Standortbestimmung Ab-

satz 3von Mobilfunkgeraten zur Vorbereitung von Uberwachungsmafnahmen nach § 42
Absatz 1 sowie zur Abwehr unmittelbar bevorstehender Gefahren fir Leib, Leben oder Frei-
heit.

Die Notwendigkeit der Identifizierung von Geratenummer und Kennung eines Mobilfunkge-
rats (Absatz 2) ergibt sich aus der Tatsache, dass insbesondere im Bereich der politisch mo-
tivierten Kriminalitat und der Organisierten Kriminalitdt zunehmend Mobilfunkgerate benutzt
werden, deren Herkunft nicht bekannt ist (sog. Burner oder Burner-Handys), sodass auch die
Rufnummer nicht zu ermitteln ist. Fir die Anordnung einer Uberwachungsmafnahme nach

8§ 42 Absatz 1 ist aber die Rufnummer oder eine andere Kennung des Telekommunikations-
anschlusses zwingend erforderlich, sodass eine Abhérmaflinahme nach 8§ 42 Absatz 1 in die-
sen Fallen nicht in Betracht kdme.

Absatz 3 regelt die Befugnisse zur Standortermittlung und enthélt strenge Vorgaben und Ein-
schrénkungen der MaRnahme aus Grinden der VerhaltnisméaRigkeit. Zudem sind diese Da-
ten umgehend nach Beendigung der Malinahme zu l6schen. Damit wird dem Datenschutz
von unbeteiligten Personen Rechnung getragen und die Einschréankung auf ein Minimalmaf3
reduziert. Die MaRnahmen nach Absatz 3 dirfen nur zur Abwehr einer unmittelbar bevorste-
henden Gefahr fir Leib, Leben oder Freiheit erfolgen, um die zuletzt genutzte Funkzelle
beim Mobilfunkanbieter abzufragen und um den Standort eines Mobiltelefons innerhalb einer
Funkzelle weiter einzugrenzen.

Absatz 4 regelt die Ubermittlung der in Absatz 1 Satz 1 aufgefiihrten Verbindungsdaten
durch die Diensteanbieter. Es handelt sich vor allem um Teilnehmerkennungen, Beginn und
Ende von Verbindungen einschlieRlich Datum und Uhrzeit sowie Positionsmeldungen. Die
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Anordnung zur Ubermittlung ist auch fiir erst in der Zukunft anfallende Verbindungsdaten zu-
l&ssig. Damit ist zugleich die Verpflichtung zur Aufzeichnung dieser Daten umfasst. Die Inan-
spruchnahme der Diensteanbieter erfolgt sowohl aus Griinden besonderer Sachnahe als
auch aus einem besonderen Pflichtenverhéaltnis heraus, welches sie — wie den 88 111 ff. Te-
lekommunikationsgesetz und § 15 Absatz 5 Satz 4, § 14 Absatz 2 Telemediengesetz zu ent-
nehmen ist — gegentber den Sicherheitsbehérden zur Bereitstellung von Daten verpflichtet.
Satz 2 normiert wer bzw. welche Stelle Diensteanbieter ist. Satz 4 enthdlt eine ausdriickliche
Entschadigungsregelung fir die Diensteanbieter.

Zu § 44 (Bestandsdatenerhebung)

Absatz 1 rdumt dem Polizeivollzugsdienst die Mdglichkeit ein, von den Diensteanbietern un-
ter engen Voraussetzungen Auskunft Uber Bestandsdaten von betroffenen Personen zu er-
halten. Diese Daten beinhalten u. a. den Namen und die Anschrift des Anschlussinhabers,
ihnen zugeteilte Rufnummern etc.

Nach einer Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG, Beschluss vom
27.05.2020 — 1 BVR 1873/13 —, juris Rn. 91) ist der § 113 des Telekommunikationsgesetzes
nicht mit dem Recht auf informationelle Selbstbestimmung aus Artikel 2 in Verbindung mit
Artikel 1 sowie ggf. dem Telekommunikationsgeheimnis aus Artikel 10 des Grundgesetzes
vereinbar und kann damit nach Ablauf des Ubergangszeitraums tiber den 31.12.2021 hinaus
nicht als Rechtsgrundlage fir die Bestandsdatenerhebung dienen. In § 152 Absatz 3 ist da-
her eine entsprechende zeitliche Befristung des § 44 normiert.

Das Bundesverfassungsgericht hat die Erhebung von Bestandsdaten auf der Grundlage der
allgemeinen fachrechtlichen Eingriffsermachtigung nicht beanstandet. Allerdings hat es fest-
gehalten, dass hinsichtlich der Eingriffsschwelle sicherzustellen ist, dass — bezogen auf die
Gefahrenabwehr — eine Auskunft nur aufgrund einer konkreten Gefahr auf einzelfallbezoge-
ner Tatsachenbasis vorgenommen werden darf (BVerfG, Urteil vom 02.03.2010 — 1 BvR
256/08, juris Rn. 261).

Absatz 1 tragt der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts Rechnung, die verlangt,
dass es fur den Abruf der nach den 88 95 und 111 Telekommunikationsgesetz gespeicher-
ten Daten im manuellen Auskunftsverfahren grundsatzlich einer qualifizierten Rechtsgrund-
lage bedarf, die selbst eine Auskunftspflicht der Telekommunikationsunternehmen
normenklar begriindet (BVerfG, Beschluss vom 24.01.2012 — 1 BvR 1299/05, juris Rn. 168
ff.). Dieses Erfordernis gilt auch fir Daten, mittels derer der Zugriff auf Endgerate oder auf
Speichereinrichtungen, die in diesen Endgeraten oder hiervon raumlich getrennt eingesetzt
werden, geschutzt wird, und fir zu bestimmten Zeitpunkten zugewiesene Internetprotokoll-
Adressen bzw. IP-Adressen (siehe Absatz 1 Satz 2, Absatz 2).

Zwar hat das Bundesverfassungsgericht sich im oben genannten Beschluss nur zu den Re-
gelungen des Telekommunikationsgesetzes gedullert. Aus Klarstellungsgrinden soll an die-
ser Stelle aber auch der Abruf von Bestandsdaten nach dem Telemediengesetz in einer
spezifischen Rechtsgrundlage erfasst werden. Es ist heutzutage fast schon zuféllig, ob die
Telekommunikation noch nach dem Telekommunikationsgesetz oder nach dem Telemedien-
gesetz erfasst wird, da inzwischen viele Telekommunikationsverbindungen tber Kandle des
Internetprotokolls bzw. mittels Voice-over-IP-Technik gefiihrt werden.

8 14 Absatz 2 Telemediengesetz legt vergleichbar § 113 Absatz 1 Satz 1 Telekommunikati-
onsgesetz fest, in welchen Fallen die Diensteanbieter zur Ubermittlung der betreffenden Da-
ten berechtigt sind.

Mit Absatz 1 und Absatz 2 wird die Auskunft Uber Bestandsdaten, Auskunftsersuchen, die

- 117 -



auf Zugangssicherungscodes, wie Passwarter, PIN oder PUK abzielen sowie die Identifizie-
rung dynamischer IP-Adressen ausdriicklich geregelt. Absatz 1 Satz 1 verpflichtet die
Diensteanbieter auf Verlangen Auskunft Gber Bestandsdaten zu erteilen. Der Begriff der Be-
standsdaten wird in Absatz 1 Satz 3 definiert. Die Definition deckt sich durch die Bezug-
nahme auf § 95 Telekommunikationsgesetz mit § 3 Nummer 3 Telekommunikationsgesetz —
erweitert um die Daten nach 8§ 111 des Telekommunikationsgesetzes. Daten nach § 95 Tele-
kommunikationsgesetz sind insoweit Daten eines Teilnehmers, die fir die Begriindung, in-
haltliche Ausgestaltung, Anderung oder Beendigung eines Vertragsverhaltnisses tiber
Telekommunikationsdienste erhoben werden. Bestimmte Daten sind aber auch dann heraus-
zugeben, wenn ihre Speicherung nicht fir betriebliche Zwecke erforderlich sein sollte. § 111
Telekommunikationsgesetz fuhrt diese auf. Dazu gehéren beispielsweise die Rufnummer
und andere Anschlusskennungen, der Name und die Anschrift des Anschlussinhabers. Zum
anderen besteht aber auch eine Herausgabepflicht fir Bestandsdaten im Sinne des § 14 Ab-
satz 1 Telemediengesetz. Nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts ist bei
gefahrenabwehrrechtlichen Auskunften erforderlich, aber auch ausreichend, dass diese zur
Abwehr einer konkreten Gefahr fur die 6ffentliche Sicherheit bendtigt werden (vgl. BVerfG,
Beschluss vom 24.01.2012 — 1 BvR 1299/05, juris Rn. 177).

Auskunftsersuchen zur Gefahrenabwehr, die auf Zugangssicherungscodes wie Passworter,
PIN oder PUK abzielen, werden in Absatz 1 Satz 2 geregelt. Fiir solche Daten darf die Aus-
kunft nur verlangt werden, wenn die gesetzlichen Voraussetzungen fir die Nutzung dieser
Daten vorliegen. Die Regelung orientiert sich ebenfalls an den Vorgaben des Bundesverfas-
sungsgerichts (vgl. BVerfG, Beschluss vom 24.01.2012 — 1 BvR 1299/05, juris Rn. 183 ff.).
Die Erhebung von Daten, mittels derer der Zugriff auf Endgeréate oder auf Speichereinrich-
tungen geschutzt wird, ist demnach nur zulassig, wenn eine Vorschrift der Polizei die Nut-
zung der durch die Auskunft erlangten Daten im konkreten Fall erlaubt. Wird beispielsweise
eine PIN bendétigt, um die auf einem sichergestellten Mobilfunkgerat abgelegten Daten aus-
zulesen, so missen fir die Mitteilung der Zugangssicherungscodes seitens des Dienstean-
bieters die Voraussetzungen fur eine Sicherstellung nach § 21 vorliegen.

Absatz 2 sieht vor, dass die Auskunft nach Absatz 1 auch anhand einer zu bestimmten Zeit-
punkten zugewiesenen Internetprotokoll-Adresse sowie weiterer zur Individualisierung erfor-
derlicher technischer Daten verlangt werden darf. Durch die Bezugnahme auf Absatz 1
gelten wiederum dessen Eingriffsschwellen. Der zweite Halbsatz soll eine individuelle Zuord-
nung insbesondere auch dann ermdéglichen, wenn eine Internet-Protokolladresse mehrfach
an verschiedene Nutzer vergeben wurde. Satz 2 setzt eine Anforderung des Bundesverfas-
sungsgerichts (vgl. BVerfG, Beschluss vom 27.05.2020 - 1 BvR 1873/13, juris) zur Bestands-
datenauskunft um. Danach kdnnen Auskunftsbegehren anhand der Zuordnung dynamischer
Internet-Protokolladressen angesichts ihres erhéhten Eingriffsgewichts nur dann als verhalt-
nismanig angesehen werden, wenn die Entscheidungsgrundlagen fir die Durchfiihrung einer
solchen MalRnahme nachvollziehbar und Uberprifbar dokumentiert werden (BVerfG, a. a. O,
Rn. 250).“

Absatz 3 regelt die Pflichten und die entsprechende Entschadigung der Diensteanbieter.

Zu 8§ 45 (Anordnung von TelekommunikationsmalRnahmen)

8§ 45 regelt die Informationen, die fir MaBhahmen nach 88 42 bis 44 abweichend von § 35
Absatz 4 in der Anordnung aufgefihrt werden mussen.

Nach Satz 1 ist die Anordnung in schriftlicher Form zu erlassen und hat in der Regel die ge-
naue Bezeichnung der betroffenen Person und der Mal3nahme einschlief3lich ihres Umfangs
und der Dauer sowie die Angabe der Rufnummer oder einer anderen Kennung zu enthalten.
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Durch die Alternative, statt der Rufnummer auch die Kennung des Telekommunikationsan-
schlusses oder des Endgeréts ausreichen zu lassen, wird die sog. IMEI-gestiitzte-
Uberwachung eines Mobilfunkgerats ermdglicht. Mobilfunkendgerate (ibertragen neben der
sog. IMSI-Nummer auch stets die sog. IMEI-Nummer. Die IMSI-Nummer ist einer Mobilfunk-
geratkarte (SIM-Karte) zugeordnet, wahrend die IMEI-Nummer einem Gerat zugeordnet ist.
Wechselt der Nutzer des Gerates seine Mobilfunkkarte, veréndert sich hierdurch zwar die
Rufnummer und die IMSI-Nummer, aber nicht die IMEI-Nummer. Etliche Storer verfligen teil-
weise Uber zahlreiche verschiedene Mobilfunkgeratkarten, die sie abwechselnd zumeist in
demselben Mobilfunkgerat einsetzen. Dadurch &ndert sich die zu Uberwachende Kennung
des Mobilanschlusses und miisste ohne diese Regelung stets zunéchst die neue Kennung
des Anschlusses ermittelt werden, um anschliel3end eine auch auf diese Kennung bezogene
gerichtliche Entscheidung herbeiftihren zu konnen. Ohne diese Regelung kénnten Stérer da-
her alleine durch den Wechsel ihrer Mobilfunkkarte eine Unterbrechung der Uberwachung
herbeifiihren. Diese Regelung ermdglicht daher die moglichst unterbrechungsfreie Uberwa-
chung der Telekommunikation des Storers tber das von ihm eingesetzte Gerat.

In den Fallen, in denen die Zweckerreichung sonst aussichtslos oder erheblich erschwert
ware, kann z. B. die namentliche Identifizierung der betroffenen Person durch eine raumlich
und zeitlich hinreichend genaue Bezeichnung der zu Giberwachenden Telekommunikation er-
setzt werden. So miissen etwa die von einer Telekommunikationsunterbrechung oder -ver-
hinderung betroffenen Personen lediglich rAumlich genau bezeichnet werden.

Zu Nummer 50 — Folgeanpassung infolge der Verschiebung von Paragraphen.

Aufgrund von Verschiebungen von Paragraphen wird hier eine Folgeanderung vorgenom-
men.

Zu Nummer 51 — 8§ 46 (Datenerhebung durch Vertrauenspersonen)

Infolge der Anderungen in § 40 wird die Bezugnahme angepasst. Der Inhalt des neu einzufi-
genden Satzes 3 entspricht dem bisherigen § 27 Absatz 3 Satz 2. Aufgrund des Sachbezugs
wurde der Regelungsgehalt hierher verschoben. Der neue Satz 4 grenzt den als Vertrauens-
personen einsetzbaren Personenkreis entsprechend den fur das Landesamt fur Verfas-
sungsschutz geltenden Regelungen ein. Die Streichung des Absatzes 2 geht auf die
Zusammenfassung der Anforderungen in 8 35 zurtick. Der Einsatz von Vertrauenspersonen
bedarf kiinftig der richterlichen Anordnung (8 35 Absatz 2 Satz 1). Dies tragt dem Umstand
Rechnung, dass diese MaRnahme unter Umstanden tief in die Privatsphéare der betroffenen
Person eindringen kann (vgl. BVerfG, Urteil vom 20.04.2016 — 1 BvR 966/09 u. a., juris Rn.
174).

Zu Nummer 52 — 8 47 (Datenerhebung durch den Einsatz verdeckt ermittelnder Perso-
nen)

Die Bezugnahme in Absatz 1 wird infolge der Anderung der Strafprozessordnung angepasst.
In Absatz 4 wird eine Folgeanderung vorgenommen.

Der Aufbau von personlichen Beziehungen zu Zielpersonen ist fur einen erfolgreichen Ein-
satz von verdeckt ermittelnden Personen in der Regel unabdingbar. Mit dem neuen Satz 3
des Absatz 2 soll verhindert werden, dass die Polizei Daten verarbeitet, die verdeckt ermit-
telnde Personen durch gezielte Ausspahungen in Kernbereichen des Privatlebens- und der
Intimsphére erlangt haben. Im Ubrigen gelten die Vorschriften fiir den Schutz des Kernbe-

reichs privater Lebensgestaltung (8 36) und den Schutz von Berufsgeheimnistragern (8 37)
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auch fur den Einsatz von verdeckt ermittelnden Personen.

Zu Nummer 53 — Uberschrift

Infolge der Verschiebung und Umgestaltung von Normen wird eine Uberschrift gestrichen.

Zu Nummer 54 — 3. Unterabschnitt: Weiterverarbeitung (88 50 bis 52)

Die Regelungen aus den bisherigen 88 36a bis 36g werden in die neuen 88 49 bis 57 sowie
58 bis 96 Uberfuhrt und angepasst, soweit diese Regelungen mit den Vorgaben der Richtlinie
(EU) 20016/680 und der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts im Einklang ste-
hen. Die Normen wurden insgesamt entsprechend diesen Vorgaben tberarbeitet (vgl. dazu
BVerfG, Urteil vom 20.04.2016 — 1 BvR 966/09 u. a., juris Rn. 275 ff.).

Zu 8§ 50 — Datenweiterverarbeitung; Zweckbindung; Zwecké&nderung

8 50 regelt, inwieweit — sofern die Datenverarbeitung nicht ausnahmsweise auf einer Einwilli-
gung beruhen darf — die Daten zur Gefahrenabwehr und Straftatenverfolgung sowie -verhu-
tung weiterverarbeitet werden durfen. Dabei folgen die Normen einem gestuften Verhaltnis
und berticksichtigen neben den Adressaten der Maflinahmen auch die Schwere der Gefahr,
deren Abwehr die Datenweiterverarbeitung dient, sowie die Auswirkungen auf eine unter-
schiedliche Anzahl an Betroffenen.

Die hier normierten Regelungen folgen der Rechtsprechung und insbesondere der Recht-
sprechung des Bundesverfassungsgerichts, das insbesondere zur Datenweiterverarbeitung
im Falle der Zwecké&nderung ein sehr ausdifferenziertes Voraussetzungssystem vorgegeben
hat (vgl. 8 51). Gemeinsam mit den Beratungen, Kontrollen, externen Entscheidungsvorbe-
halten, Beanstandungsmoglichkeiten etc. der Gerichte, Datenschutzbeauftragten und der
Landesbeauftragten fir Datenschutz und Informationsfreiheit stellt dieses System ein ausge-
wogenes, das heit verhaltnismaRiges System zur Uberprifung der Einhaltung der Daten-
schutzvorgaben einerseits und zum Ausgleich mit den Schutzinteressen des Staates und
seiner Burgerinnen und Burger dar. So stellen u. a. die Einschrédnkungen bei den Unterrich-
tungspflichten, die vom Gericht Gberwacht werden, einen Ausgleich dieser unterschiedlichen
Interessen dar und tragen damit den Anforderungen von Artikel 23 DSGVO Rechnung, das
Grundrecht auf informationelle Selbstbestimmung der betroffenen Personen zu achten und in
einem abgestuften Verhéltnis (u. a. Stufenmodell, der spéteren, eingeschrankten und dann
erst ausgesetzten Unterrichtung) den Rechten der betroffenen Personen soweit nachzukom-
men, wie es die berechtigten Schutzinteressen der eingesetzten staatlichen Krafte aber vor
allem der Birgerinnen und Burger dies ermdglicht. Das Bundesverfassungsgericht hat in sei-
nem Urteil zum Bundeskriminalamtgesetz seine Rechtsprechung zur Datenerhebung und -
speicherung sowohl allgemein als auch konkret zur Zweckbindung und Zweckanderung zu-
sammengefasst und weiterentwickelt. Infolgedessen musste das Bundeskriminalamtgesetz
auch insoweit Uberarbeitet werden. Aufgrund der erforderlichen engeren Zusammenarbeit
zwischen den Gefahrenabwehrbehorden des Bundes und der Lander erlangt der zulassige
Datenaustausch zwischen den Sicherheitsbehdrden des Bundes und der Lander eine zuneh-
mend wichtigere Bedeutung (vgl. 8 29 Absatz 3 und 4 Bundeskriminalamtgesetz und im Fol-
genden). Um in Zukunft zuverlassig Daten mit dem Bundeskriminalamt und den
Gefahrenabwehrbehérden anderer Lander austauschen zu kdnnen, orientiert sich der Geset-
zesentwurf sehr stark an den, nach den Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts (vgl.
BVerfG, Urteil vom 20.04.2016 — 1 BvR 966/09 u. a., juris Rn. 275 ff.), Uberarbeiteten Rege-
lungen des Bundeskriminalamtgesetzes und den entsprechenden Uberlegungen zur Umset-
zung der Vorgaben aus Bund-Lander-Gesprachen unter maf3geblicher Beteiligung des
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Landes Hessen. Nach § 29 Absatz 3 Bundeskriminalamtgesetz nehmen die Polizeibehdrden
am polizeilichen Informationsverbund teil, sofern das Bundeskriminalamt nach Absatz 4 si-
cherstellt, dass Eingaben von und Zugriffe auf Daten im polizeilichen Informationsverbund
nur moglich sind, soweit die jeweiligen Behdrden hierzu berechtigt sind. Dies beinhaltet ins-
besondere die datenschutzrechtlichen Vorgaben.

In Absatz 1 bis 3 wird das vom Bundesverfassungsgericht entwickelte Kriterium der sog. hy-
pothetischen Datenneuerhebung umgesetzt (siehe BVerfG, Urteil vom 20.04.2016 — 1 BvR
966/09 u. a., juris Rn. 284 ff.). Die Regelungen orientieren sich an den Formulierungen in

§ 12 Bundeskriminalamtgesetz. Zwar hatte das Bundesverfassungsgerichtsurteil zum Bun-
deskriminalamtgesetz die (besonders) eingriffsintensiven und verdeckten MaRnahmen des
Bundeskriminalamtgesetz alter Fassung zum Gegenstand. Allerdings sind die Ausfihrungen
des Bundesverfassungsgerichts zum Datenschutz und zur Frage, unter welchen Vorausset-
zungen Daten zu einem anderen Zweck weiterverarbeitet werden dirfen als zu dem, fur den
sie urspriinglich erhoben wurden, als allgemeiner Grundsatz zu verstehen. Daher werden in
diesem Gesetzesentwurf diese Ausfiihrungen des Bundesverfassungsgerichts als allge-
meine Grundsatze ausgestaltet, die bei jeder Datenweiterverarbeitung der Polizei zu bertick-
sichtigen sind.

Das Bundesverfassungsgericht hat festgestellt, dass sich die Anforderungen an die Nutzung
und Ubermittlung staatlich erhobener Daten nach den Grundsétzen der Zweckbindung und
Zweckéanderung richtet. Die Reichweite der Zweckbindung richte sich nach der jeweiligen Er-
méachtigung fur die Datenerhebung (BVerfG, Urteil vom 20.04.2016 — 1 BvR 966/09 u. a., ju-
ris Rn. 276 ff.). Die Ermachtigung zu einer Zweckanderung ist dabei am
VerhaltnisméaRigkeitsgrundsatz zu messen (BVerfG, Urteil vom 20.04.2016 — 1 BvR 966/09
u. a., juris Rn. 286). Hierbei orientiert sich das Gewicht, das einer solchen Regelung im Rah-
men der Abwéagung zukommt, am Gewicht des Eingriffs der Datenerhebung. Informationen,
die durch besonders eingriffsintensive Mal3nahmen erlangt wurden, kdnnen auch nur zu be-
sonders gewichtigen Zwecken benutzt werden (BVerfG, a. a. O.). Bei Daten aus eingriffsin-
tensiven Uberwachungs- und ErmittlungsmalRnahmen wie denen des vorliegenden
Verfahrens kommt es danach darauf an, ob die entsprechenden Daten nach verfassungs-
rechtlichen Maf3staben auch fur den geanderten Zweck mit vergleichbar schwerwiegenden
Mitteln erhoben werden dirften (BVerfG, Urteil vom 20.04.2016 — 1 BvVR 966/09 u. a., juris
Rn. 287).

Absatz 1 Satz 1 stellt klar, dass die Weiterverarbeitung von personenbezogenen Daten zur
Erfullung derselben Aufgabe und zum Schutz derselben Rechtsgiter oder sonstigen Rechte
oder zur Verhitung derselben Straftaten durch die Polizei, die die Daten selbst erhoben hat,
nicht den verfassungsrechtlichen Anforderungen an eine Zweckanderung unterliegt. Die Wei-
terverarbeitung meint in diesem Zusammenhang die zweckkonforme Verarbeitung, die keine
zweckandernde Verarbeitung darstellt (siehe BVerfG, Urteil vom 20.04.2016 — 1 BvR 966/09
u. a., juris Rn. 278 f., 282).

Aufgrund der Aufgabenstellung der Polizei in § 1 wird der Begriff "sonstigen Rechte" aufge-
fuhrt. Klarstellend wird zudem die Formulierung "unter Beriicksichtigung der jeweiligen Da-
tenerhebungsvorschrift" aufgenommen, um zu verdeutlichen, dass eine Bestimmung
derselben Aufgabe und derselben Rechtsgliter, Rechte oder Straftaten anhand der Reich-
weite der Erhebungszwecke in der maf3geblichen Ermachtigungsgrundlage vorzunehmen ist.

Absatz 1 Satz 2 regelt die entsprechende Anwendung von Satz 1 flr personenbezogene Da-
ten, denen keine Erhebung vorausgegangen ist. Hierzu gehéren beispielsweise auch unauf-
gefordert durch Dritte erlangte Daten (vgl. den bisherigen § 36a Absatz 1 Satz 3). Danach
soll Satz 1 mit der Mal3gabe gelten, dass aufgrund der fehlenden Datenerhebungsvorschrift
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fur die Bestimmung derselben Aufgabe und derselben Rechtsgiter etc. der Zweck der Spei-
cherung heranzuziehen ist.

Absatz 1 Satz 3 tragt den besonderen Anforderungen des Bundesverfassungsgerichts an die
Zweckbindung fiir Daten aus MafRnahmen durch den Einsatz besonderer Mittel und Metho-
den in oder aus Wohnungen Rechnung (vgl. BVerfG, Urteil vom 20.04.2016 — 1 BvR 966/09
u. a., juris Rn. 291). Aufgrund des besonderen Eingriffsgewichts solcher Datenerhebungen
gilt hier eine besonders enge Bindung der weiteren Nutzung der bei diesen MaRnahmen ge-
wonnenen Daten an die Voraussetzungen und Zwecke der Datenerhebung (vgl. BVerfG, Ur-
teil vom 20.04.2016 — 1 BvR 966/09 u. a., juris Rn. 283). Fur die Verarbeitung von
personenbezogenen Daten, die aus Malinahmen durch den Einsatz besonderer Mittel und
Methoden in oder aus Wohnungen nach § 40 Absatz 2 erlangt wurden, sieht Satz 3 daher
vor, dass eine gegenwaértige Gefahr fir den Bestand oder die Sicherheit des Bundes oder
eines Landes oder fir Leib, Leben oder Freiheit einer Person vorliegen muss.

Absatz 1 tragt zugleich den Anforderungen aus Artikel 4 Absatz 2 Richtlinie (EU) 2016/680
Rechnung.

Absatz 2 Satz 1 setzt die Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts an die zweckandernde
Verarbeitung von personenbezogenen Daten um und fiihrt den Grundsatz der hypotheti-
schen Datenneuerhebung als allgemeinen Grundsatz ein. Demnach ist "Voraussetzung fur
eine Zweckanderung [...] aber jedenfalls, dass die neue Nutzung der Daten dem Schutz von
Rechtsgutern oder der Aufdeckung von Straftaten eines solchen Gewichts dient, die verfas-
sungsrechtlich ihre Neuerhebung mit vergleichbar schwerwiegenden Mitteln rechtfertigen
koénnten [...]. Nicht in jedem Fall identisch sind die Voraussetzungen einer Zweckanderung
mit denen einer Datenerhebung hingegen hinsichtlich des erforderlichen Konkretisierungs-
grades der Gefahrenlage oder des Tatverdachts. Die diesbeziiglichen Anforderungen be-
stimmen unter Verhaltnismagigkeitsgesichtspunkten primar den Anlass nur unmittelbar fir
die Datenerhebung selbst, nicht aber auch fur die weitere Nutzung der erhobenen Daten. Als
neu zu rechtfertigender Eingriff bedarf aber auch die Ermachtigung zu einer Nutzung fur an-
dere Zwecke eines eigenen, hinreichend spezifischen Anlasses. Verfassungsrechtlich gebo-
ten, aber regelmaRig auch ausreichend, ist insoweit, dass sich aus den Daten — sei es aus
ihnen selbst, sei es in Verbindung mit weiteren Kenntnissen der Behérde — ein konkreter Er-
mittlungsansatz ergibt. Der Gesetzgeber kann danach — bezogen auf die Datennutzung von
Sicherheitsbehérden — eine Zweckanderung von Daten grundséatzlich dann erlauben, wenn
es sich um Informationen handelt, aus denen sich im Einzelfall konkrete Ermittlungsansétze
zur Aufdeckung von vergleichbar gewichtigen Straftaten oder zur Abwehr von zumindest auf
mittlere Sicht drohenden Gefahren fiir vergleichbar gewichtige Rechtsgliter wie die ergeben,
zu deren Schutz die entsprechende Datenerhebung zuléssig ist." (BVerfG, Urteil vom
20.04.2016 — 1 BVR 966/09 u. a., juris Rn. 288 ff.).

Absatz 2 Satz 1 erfiillt diese verfassungsrechtliche Anforderungen und lasst die Weiterverar-
beitung personenbezogener Daten zur Erfillung der Aufgaben der Polizei zu anderen Zwe-
cken als denjenigen, zu denen sie erhoben worden sind, nur zu, wenn nach Satz 1 Nummer
3 mindestens vergleichbar gewichtige Straftaten verhtitet oder mindestens vergleichbar ge-
wichtige Rechtsgiter oder sonstige Rechte geschitzt werden sollen und sich im Einzelfall
konkrete Ermittlungsansétze zur Verhitung solcher Straftaten ergeben oder zur Abwehr von
innerhalb absehbarer Zeit drohender Gefahren fir solche Rechtsgiter oder sonstigen
Rechte erkennen lassen, zu deren Schutz die entsprechende Datenerhebung verfassungs-
rechtlich zuléssig ware.

Mit der Formulierung ,vergleichbar gewichtige" werden keine gleichgewichtigen Zwecke vo-
rausgesetzt, sondern die ,Vergleichbarkeit" folgt aus den jeweiligen Erhebungsschwellen.
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Wenn etwa bei einer Wohnraumiiberwachung, die zur Abwehr einer Lebensgefahr erfolgt,
Zufallserkenntnisse zu einem anderen Lebenssachverhalt mit Anhaltspunkten fiir eine Frei-
heitsgefahr anfallen, kann auch diese andere Gefahr mit diesem Spurenansatz weiter er-
forscht werden. Die Abwehr der Freiheitsgefahr erscheint zwar gegeniiber der Abwehr der
Lebensgefahr auf den ersten Blick nicht gleichgewichtig, sie ist jedoch im Hinblick auf die Er-
hebungsschwelle (Leib, Leben oder Freiheit einer Person) vergleichbar gewichtig. Insbeson-
dere bei offenen MalRBhahmen ist eine solche Betrachtungsweise unumganglich, da hier
aufgrund der regelméfig niedrigen Erhebungsschwellen kein Grund besteht, die Verwen-
dung von etwa zum Schutz eines bedeutsamen bzw. hochwertigen Rechtsguts (z. B. Leib,
Leben oder Freiheit einer Person) auch fir ein weniger bedeutsames Rechtsgut (z. B. Eigen-
tum) auszuschlieRen. Unter Bericksichtigung der jeweiligen Datenerhebungsvorschrift ist
beispielsweise bei einer Befugnisnorm zur offenen Datenerhebung, die keine Beschréankung
auf bestimmte Rechtsguter enthalt, jedes Rechtsgut vergleichbar bedeutsam, sodass ent-
sprechend erhobene Daten beim Vorliegen der Ubrigen Voraussetzungen des Satzes 1 wei-
terverarbeitet werden kdnnen.

Die in Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe b) verwendete Formulierung ,innerhalb abseh-
barer Zeit drohender Gefahren fiir mindestens vergleichbar bedeutsame Rechtsgtiter" erfor-
dert, dass sich etwa eine Gefahr fir mindestens vergleichbar bedeutsame Rechtsgtter oder
sonstige Rechte, zu deren Schutz die urspriingliche Datenerhebung vorgenommen wurde,
nicht nur abstrakt, sondern vielmehr als eine in ersten Umrissen absehbare und konkreti-
sierte Moglichkeit eines Schadenseintrittes fur ein solches Rechtsgut oder sonstiges Recht
darstellt.

Satz 2 regelt die entsprechende Anwendung von Satz 1 fur personenbezogene Daten, de-
nen keine Erhebung vorausgegangen ist. Hierzu gehoéren beispielsweise auch unaufgefor-
dert durch Dritte erlangte Daten. Danach soll Satz 1 mit der MaRRgabe gelten, dass aufgrund
der fehlenden Datenerhebungsvorschrift flr die Bestimmung derselben Aufgabe und dersel-
ben Rechtsgtiter etc. der Zweck der Speicherung heranzuziehen ist. Bei der zweckandern-
den Weiterverarbeitung aus der besonders eingriffsintensiven MalRnahme der
Wohnraumiiberwachung wird eine zuséatzliche Hirde durch den Schutz besonders hochran-
giger Rechtsglter eingezogen.

Satze 3 und 4 schranken die Weiterverarbeitung von personenbezogenen Daten bestimmter
Personengruppen aufgrund deren Schutzbediirftigkeit ein bzw. sehen weitere Voraussetzun-
gen fur den Fall der Weiterverarbeitung vor.

In Absatz 3 wird die Verpflichtung zur Sicherstellung der Beachtung von Absatz 1 und 2
durch organisatorische und technische Malinahmen geregelt, um insbesondere die Einhal-
tung der Grundsétze der hypothetischen Datenneuerhebung in den polizeilichen Informati-
onssystemen zu gewabhrleisten (vgl. auch § 12 Absatz 5 Bundeskriminalamtgesetz).

Absatz 4 ist auf jegliche Form der Weiterverarbeitung — auch auf die automatisierte nach

§ 54 — von personenbezogenen Daten aus der Strafverfolgung zur Abwehr einer Gefahr und
zur vorbeugenden Bekampfung von Straftaten anwendbar. Damit gilt auch die Verdachtsre-
gelung des Satzes 2 fir alle Formen der Weiterverarbeitung und nicht nur in automatisierten
Verfahren. Diese Anderung ist u. a. notwendig, um die rechtlichen Grundlagen fiir mégliche
kunftige Entwicklungen z. B. im Bereich der Digitalisierung von Kriminalakten zu schaffen.
Nach § 32 Absatz 2 Satz 2 Bundeskriminalamtgesetz sind die Justizbehtérden des Bundes
und der Lander verpflichtet, dem zustandigen Landeskriminalamt die erforderlichen Informa-
tionen Uber den Ausgang des Strafverfahrens unverzuglich und, soweit technisch moglich,
automatisiert zu tbermitteln.

Absatz 5 nimmt den Regelungsgehalt des bisherigen § 36a Absatz 5 auf.
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Zu 8 51 — Weiterverarbeitung zu besonderen Zwecken

Absatz 1 Nummer 1 regelt, dass die strengen Vorgaben der Zweckbindung und der Grund-
satz der hypothetischen Datenneuerhebung (vgl. 8 50 Absatz 2) nicht gelten, wenn die vor-
handenen zur Identifizierung dienenden Daten einer Person (Grunddaten) zu
Identifizierungszwecken verwendet werden sollen. Der Begriff der Identifizierung ist nicht mit
einer ldentitatsfeststellung gleichzusetzen oder erkennungsdienstlich zu verstehen. Vielmehr
sollen die Grunddaten herangezogen werden, um zu prifen, ob die betroffene Person im In-
formationssystem bereits bekannt ist, um ihre Identitat zweifelsfrei festzustellen. Ziel ist die
Verhinderung von Eingriffen in Rechte Unbeteiligter. Es geht um die Abgrenzung der be-
troffenen Person von anderen. Aufgrund der in doppelter Weise eng begrenzten Datenver-
wendung ist das Eingriffsgewicht dieser Mal3nahme folglich mit der Rechtsprechung des
Bundesverfassungsgerichts zu vereinbaren.

In Absatz 2 wird die Weiterverarbeitung von Daten zur polizeilichen Aus- oder Fortbildung,
zur effektiven Wirksamkeitskontrolle, das heif3t zu Evaluierungszwecken, sowie zu statisti-
schen Zwecken wie etwa zur Erstellung von Periodischen Sicherheitsberichten nach dem
Bremischen Kriminalitatsstatistikgesetz aufgenommen, um auch diese im erforderlichen
Malfie von den strengen Vorgaben der allgemeinen Datenweiterverarbeitungsregelungen
auszunehmen. Voraussetzung sind ein 6ffentliches Interesse und geeignete Garantien fur
die Rechtsgiiter der betroffenen Person. Durch die Anderungen in Satz 4 wird geregelt, dass
die Weiterverarbeitung personenbezogener Daten aus besonders eingriffsintensiven MalR3-
nahmen nicht zuléssig ist, aul3er die Weiterverarbeitung ist zu Zwecken des Satz 1 unerlass-
lich. Damit wird dem Grundsatz der hypothetischen Datenneuerhebung in ausreichendem
Mal3e Rechnung getragen. Absatz 2 setzt zugleich Artikel 4 Absatz 3 der Richtlinie (EU)
2016/680 um, wonach die Polizei Daten auch zu wissenschaftlichen oder historischen For-
schungszwecken oder archivarischen oder statistischen Zwecken verarbeiten diirfen, so-
lange diese Verarbeitung unter den Anwendungsbereich der Richtlinie (EU) 2016/680 fallt.

Absatz 3 ermdglicht die Datenweiterverarbeitung fir die Erstellung eines Kriminalitatslagebil-
des. Bei der Verarbeitung personenbezogener Daten ist darauf zu achten, dass diese nur so-
weit erforderlich in das Kriminalitéatslagebild einflie3en. Ggf. sind die Daten zu anonymisieren
oder pseudonymisieren.

Absatz 4 entspricht dem anhand der Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts angepassten
bisherigen § 36a Absatz 4. Die Regelungen Uber die Datenverarbeitung in der Strafprozess-
ordnung (88 483-491 der Strafprozessordnung) finden bei der Verfolgung von Straftat sowie
nicht geringfuigigen Ordnungswidrigkeiten entsprechende Anwendung.

In Absatz 5 wird in Anlehnung an § 16 Absatz 6 Bundeskriminalamtgesetz die Weiterverar-
beitung personengebundener und ermittlungsunterstiitzender Hinweise geregelt, die auf
Grundlage von objektiven Erkenntnissen und mdglichst umfassenden Informationen zur be-
treffenden Person gewonnen werden. Ermittlungsunterstiitzende Hinweise sind Hinweise auf
Besonderheiten einer natirlichen Person, die dazu geeignet sind, einen polizeilichen Kontext
zu verdeutlichen, polizeiliches Handeln zielgerichteter zu steuern bzw. zu unterstiitzen, oder
die dem Schutz Dritter dienen. Sie sind dartiber hinaus auch geeignet, Datenbestande fur Er-
mittlungen zu kennzeichnen bzw. zu selektieren.

Zu § 52 — Kennzeichnung

Um die Einhaltung der verfassungsrechtlichen Voraussetzungen tberprifen zu konnen

— und hier insbesondere den Grundsatz der hypothetischen Datenneuerhebung — ist es zwin-
gend erforderlich, dass die in die polizeilichen Informationsverarbeitungssysteme eingestell-
ten Daten entsprechend gekennzeichnet sind. Hierzu wird in Anlehnung an die Vorschrift des
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§ 14 Bundeskriminalamtgesetz der § 52 neu in das Bremische Polizeigesetz aufgenommen.

Absatz 1 Satz 1 sieht vor, dass personenbezogene Daten bei der Speicherung in polizeili-
chen Informationssystemen, zu denen Systeme gehéren sollen, die dem polizeilichen Infor-
mationsaustausch und der Auskunft dienen und nicht etwa der Vorgangsverwaltung, zu
kennzeichnen sind. Diese Kennzeichnungspflicht erfolgt durch Angabe des Mittels der Erhe-
bung der Daten einschlie3lich der Angabe, ob die Daten offen oder verdeckt erhoben wurden
(Nummer 1), bei Personen, zu denen Grunddaten (siehe § 50 Absatz 2 Satz 2) angelegt wur-
den, durch die Angabe der Kategorie betroffener Personen (Nummer 2), durch die Angabe
der Rechtsguter oder sonstigen Rechte, deren Schutz die Erhebung dient oder der Straftaten
n, deren Verfolgung oder Verhitung die Erhebung dient (Nummer 3), und durch die Angabe
der Stelle, die sie erhoben hat (Nummer 4). Nach Absatz 1 Satz 2 kann die Kennzeichnung
auch durch die Angabe der Rechtsgrundlage der der Erhebung zugrundeliegenden Mal3-
nahme ergénzt werden. In Absatz 1 Satz 3 wird geregelt, dass personenbezogene Daten,
denen keine Erhebung vorausgegangen ist, soweit méglich, nach Satz 1 zu kennzeichnen
und die Stelle oder Person anzugeben, von der die Daten erlangt wurden, sowie, soweit
moglich, diejenige Stelle zu benennen, welche die Daten zuerst verarbeitet hat.

Zur Vermeidung einer Weiterverarbeitung von Daten, die nicht den Vorgaben der hypotheti-
schen Datenneuerhebung entspricht, bestimmt Absatz 2, dass personenbezogene Daten,
die nicht den Anforderungen des Absatzes 1 entsprechend gekennzeichnet sind, solange
nicht weiterverarbeitet werden diirfen, bis eine entsprechende Kennzeichnung erfolgt ist.

Damit gewabhrleistet ist, dass der Grundsatz der hypothetischen Datenneuerhebung auch bei
der Weiterverarbeitung von Daten bei anderen Stellen beachtet werden kann, regelt Ab-
satz 3, dass die nach Absatz 1 vorzunehmende Kennzeichnung im Fall der Ubermittlung der
Daten durch den Empfanger aufrechtzuerhalten ist.

Absatz 4 regelt verschiedene notwendige Ausnahmen zur Kennzeichnungspflicht. In Satz 1
handelt es sich um die tatsachliche Unmdglichkeit einer Kennzeichnung — etwa, wenn nicht
bekannt oder feststellbar ist, wer die Daten erhoben hat oder zu welchem Zweck sie ur-
springlich erhoben wurden. Die Norm tragt dem Umstand Rechnung, dass Daten vorhanden
sind, fur die nicht mehr alle Informationen nach Satz 1 rekonstruiert werden kénnen. Ohne
eine solche Ausnahmeregelung, dirften diese Daten nach Absatz 2 nicht mehr weiterverar-
beitet werden. In Satz 2 werden die Falle der technischen Unmoglichkeit und des unverhalt-
nismagigen Aufwands einer Kennzeichnung geregelt. Satz 2 gilt in Verbindung mit § 152
Absatz 5 nur bis zum 31. Dezember 2029. Bis dahin missen die informationstechnischen
Systeme entsprechend Uberarbeitet worden sein und kann auf eine Kennzeichnung dann nur
noch verzichtet werden, wenn eine Kennzeichnung nach Satz 1 tatsachlich nicht mdglich ist.
Der Anwendungsbereich von Satz 1 wird mit zunehmender Kennzeichnung der (neuen) Da-
ten kleiner. Der Polizeivollzugsdienst berichtet hach Satz 2 dem fir Datenschutz zustandigen
Ausschuss der Birgerschaft jahrlich tGber die technischen und organisatorischen Maf3nah-
men zur Umsetzung der Absétze 1 bis 3. Die Berichtspflicht dient der Sicherstellung der frist-
gerechten Umsetzung der vollstandigen Anforderungen zur Kennzeichnung und der
politischen Begleitung sowie der politischen Unterstlitzung bei etwaigen Verzdgerungen.

Zu Nummer 55 — 4. Unterabschnitt: Datenibermittlung (88 53 bis 57)

Zu 8 53 — Allgemeine Voraussetzungen der Datentibermittiung

In Absatz 1 findet sich der Regelungsgehalt des bisherigen § 36¢ Absatz 1 Satz 1 — angerei-
chert in Absatz 2 um die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts — wieder. So hat
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das Bundesverfassungsgericht die Anforderungen des Grundsatzes der hypothetischen Da-
tenneuerhebung auch auf die Datentibermittlung tibertragen (vgl. BVerfG, Urteil vom
20.04.2016 — 1 BvR 966/09 u. a., juris Rn. 307 ff.). Sie sind daher bei allen Datentibermittlun-
gen nach diesem Unterabschnitt zu beachten.

Die Bestimmung in Absatz 3 dient der Umsetzung von Artikel 7 Absatz 2 Richtlinie (EU)
2016/680. Satz 2 dient der Klarstellung, dass die Ubermittlung unvollstandiger Daten dann
nicht von der Polizei verhindert werden muss, wenn diese Ubermittlung dazu dient, bereits
Ubermittelte Daten zu vervollstandigen. Ferner ist bei der Anwendung und Auslegung der An-
forderungen des Absatzes 2 zu beachten, dass sich die Frage nach der "Aktualitat” von Da-
ten und der damit verbundenen Vorgabe, keine "nicht mehr aktuellen" Daten zu Ubermitteln
beziehungsweise bereitzustellen, stets nur im konkreten Ermittlungszusammenhang und un-
ter Beachtung des konkreten Verarbeitungszwecks beantworten lasst. In bestimmten Ermitt-
lungszusammenhingen kann auch die Ubermittlung nicht (mehr) aktueller Daten, wie alte
Meldeadressen, alte (Geburts-) Namen etc., bedeutsam und fiir die Aufgabenerfillung erfor-
derlich sein.

Absatz 5 setzt Artikel 9 Absatz 3 Richtlinie (EU) 2016/680 um. Beispiele fur die im Fachrecht
vorgesehene Mitgabe besonderer Bedingungen kdnnen Zweckbindungsregelungen bei der
Weiterverarbeitung durch den Empfanger oder das Verbot der Weiterlibermittlung ohne Ge-
nehmigung oder Konsultationserfordernisse vor der Beauskunftung betroffener Personen
durch den Empféanger sein.

In Absatz 6 wird ein Ubermittlungsverbot nach Vorbild des § 28 Absatz 1 Bundeskriminalamt-
gesetz eingefligt. Das hier geregelte Verbot bezieht sich auf samtliche Datentbermittlungs-
vorschriften und gilt demnach fiir Ubermittlungen im Inland, an Stellen in Mitgliedstaaten der
Europaischen Union und an das internationale Ausland.

Die in Absatz 6 genannten Grinde sind als Prifungsmaf3stab fiir Datentbermittiungen an 6f-
fentliche oder nicht 6ffentliche Stellen in Mitgliedstaaten der Européischen Union und an
Stellen im internationalen Ausland zugrunde zu legen. Um den Anforderungen des Bundes-
verfassungsgerichts gerecht zu werden, wird die Besorgnis einer Verletzung von elementa-
ren Rechtsgrundsétzen und Menschenrechten in Absatz 3 Nummer 4 aufgenommen (vgl.
BVerfG, Urteil vom 20.04.2016 — 1 BvVR 966/09 u. a., juris Rn. 328).

Absatz 7 enthalt in Anlehnung an 8 25 Absatz 5 Bundeskriminalamtgesetz die Verweise auf
die Stellen nach 88 41 und 61 Bundeszentralregistergesetz sowie auf die Verwertungsver-
bote nach 88 51, 52 und § 63 Bundeszentralregistergesetz.

Absatz 8 stellt klar, in welchem Umfang die Polizei Ersuchen auf Datentibermittlung zu pri-
fen hat.

Absatz 9 Satz 1 begrenzt die Datenweiterverarbeitung bei dem Empfanger. Absatz 6 Satz 2
dient der Umsetzung der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts zur Datenweiter-
verarbeitung. Demnach hat auch der Empfanger die Voraussetzungen des Grundsatzes der
hypothetischen Datenneuerhebung zu beriicksichtigen, wenn sie die Ubermittelten Daten zu
anderen Zwecken, als zu denen die Daten Ubermittelt wurden, verarbeiten will. Absatz 6
Satz 2 Halbsatz 2 macht die zweckandernde Verarbeitung von personenbezogenen Daten,
welche nach dem § 55 Absatz 3 an eine nicht 6ffentliche Stelle Gbermittelt worden sind, ein-
schrankend von der Zustimmung der Polizei abhangig. Nach Absatz 6 Satz 3 ist der Empfan-
ger auf die ihm obliegende Pflicht zur zweckkonformen Verarbeitung der Gibermittelten Daten
hinzuweisen.

In Absatz 10 Halbsatz 1 wird in Anlehnung an § 25 Absatz 9 Bundeskriminalamtgesetz eine
Regelung zur Ubermittlung von in Akten verbundenen personenbezogenen Daten in das
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Bremische Polizeigesetz fur den Fall eingefiihrt, dass eine Trennung derjenigen personenbe-
zogenen Daten, die Ubermittelt werden dirfen, von den weiteren personenbezogenen Daten
der betroffenen Person oder eines Dritten nicht oder nur mit unverhaltnismafigem Aufwand
maglich ist, soweit nicht berechtigte Interessen der betroffenen Person oder eines Dritten an
der Geheimhaltung Uberwiegen. Absatz 7 Halbsatz 2 schlief3t eine Verwendung dieser mit-
Ubermittelten Daten aus.

Absatz 11 enthalt in Satz 1 und 2 Klarstellungen zum Anwendungsbereich des § 53.

Zu 8 54 — Automatisiertes Abrufverfahren; Datenverbund

§ 54 entspricht im Wesentlichen dem bisherigen § 36e. In Absatz 2 wurde der Bezug auf die
Datenschutzkontrolle nach 8§ 37 Absatz 6 ergénzt. In Absatz 3 wurden die Beziige infolge
des Wegfalls des Bremischen Datenschutzgesetzes angepasst. Bei der Einrichtung automa-
tisierter Abrufverfahren ist das Anhorungsrecht der oder des Landesbeauftragten fir Daten-
schutz und Informationsfreiheit nach § 86 zu beachten.

Absatz 4 Satz 2 enthdlt die Klarstellung, dass pseudonymisierte Daten zu statistischen Zwe-
cken, etwa im Rahmen des Datenverbundes PIAV-S(tragegisch), Gbermittelt werden dirfen.

Zu § 55 — Datenubermittlung im Inland und innerhalb der Europaischen Union

Absatz 1 beschrankt den Datenaustausch innerhalb der Polizei zum Zweck der jeweiligen
Aufgabenerfillung. Bei der Datenweiterverarbeitung zwischen Polizei und Gefahrenabwehr-
und Strafverfolgungsbehdrden ist die Dateniibermittlung madglich, soweit die Kenntnis der
Daten zur Aufgabenerfillung erforderlich ist.

Uber § 53 Absatz 1 und die Bezugnahme auf § 50 gilt der Grundsatz der hypothetischen Da-
tenneuerhebung auch fur Ubermittlungen an o6ffentliche Stellen, die keine polizeilichen Auf-
gaben wahrnehmen. Das Bundesverfassungsgericht hat festgestellt, dass der Umstand,
.dass die Zielbehtrde bestimmte Datenerhebungen, zu denen die Ausgangsbehdrde berech-
tigt ist, ihrerseits wegen ihres Aufgabenspektrums nicht vornehmen darf, einem Datenaus-
tausch nicht prinzipiell entgegensteht” (BVerfG, Urteil vom 20.04.2016 — 1 BvR 966/09 u. a.,
juris Rn. 287).

Satz 3 stellt klar, dass die Datentbermittlung der Polizeibehérden und -dienststellen unterei-
nander auch durch Fallkonferenzen durchgefiihrt werden kénnen. Die Polizeibehtérden ha-
ben vor der Durchfihrung oder Teilnahme an der Fallkonferenz zu prifen, ob die punktuelle
Datenuibermittlung nach Satz 1 nicht zweckdienlicher erscheint. Infolge der Dokumentations-
pflicht sowohl der wesentlichen Ergebnisse als auch der Begriindung fir diese Form der Da-
tentibermittlung soll dem Umstand Rechnung getragen werden, dass in Fallkonferenzen
nicht im selben Umfang die Datentbermittlung Gberprift werden kann wie dies bei schriftli-
chen oder elektronischen Datenlbermittiungen der Fall ist. Andererseits erméglicht Satz 1
auch die nicht verschriftlichte Datenibermittlung z. B. mittels Telefonat, bei der die Gbermit-
telten Daten ebenfalls nicht vollumfanglich nachvollziehbar sind. Die Anforderungen an die
Fallkonferenz begriinden sich daraus, dass Fallkonferenzen eine Dynamik beinhalten, die es
ermdglicht, dass beim wechselseitigen Austausch der beteiligten Stellen weitere Daten Uber-
mittelt werden, deren Erforderlichkeit nicht in jedem Einzelfall besteht und die Fallkonferen-
zen oftmals auch der Verabredung weiterer Malinahmen dienen. Im Verlauf der
Fallkonferenz kann sich durch wechselseitige Datenldbermittlungen der Eingriff in das Recht
auf informationelle Selbstbestimmung intensivieren. Dabei ist danach zu unterscheiden, wel-
che Stellen an der Fallkonferenz teilnehmen. Das Gesetz sieht Abstufungen danach vor, ob
Polizeibehérden/-dienststellen untereinander (Absatz 1 Satz 2 und 3), Polizeibehor-
den/-dienststellen mit anderen 6ffentliche Stellen (Absatz 2 Satz 3) oder mit nicht 6ffentlichen
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Stellen (Absatz 3 Satz 7) Daten im Rahmen einer Fallkonferenz austauschen.

Die in Satz 4 vorgeschriebene Dokumentation muss eine solche Detailtiefe erreichen, dass
der vorgenommene Datenaustausch und die gegebenenfalls hierauf gestitzten Malinahmen
nachtraglich gerichtlich oder durch die Aufsichtsbehdrde hinsichtlich des Datenschutzes
Uberprift werden kann. Fallkonferenzen mit den Verfassungsschutzbehdrden bemessen sich
weiterhin nach den Vorschriften des Gesetzes tber den Verfassungsschutz im Lande Bre-
men (vgl. 8 52 Absatz 10 Satz 2).

Absatz 2 Satz 1 enthdlt Vorschriften zur Datentbermittlung im 6ffentlichen Bereich. Die Poli-
zei kann auch an offentliche Stellen Daten zur Erfullung polizeilicher Aufgaben tbermitteln
oder, wenn hierdurch von der Stelle eine Gefahr abgewandt werden soll wie etwa der Hin-
weis auf eine bevorstehende Straftat (siehe Nummern 1 und 2). Die Datenibermittlung nach
Nummer 3 ist nicht vom Bestehen einer konkreten Gefahr abhangig. Mit dieser Norm sind
vorrangig Datentbermittiungen an Erlaubnisbehérden auf dem Gebiet der Gefahrenabwehr
angesprochen. So kdnnen diese bei ihrer Entscheidungsvorbereitung (etwa Entscheidung
uber die Erteilung einer waffenrechtlichen Erlaubnis oder &hnliches) die ihnen zugénglichen
Informationsquellen abrufen. Das Vorliegen der tatsachlichen Anhaltspunkte ist von der emp-
fangenden Stelle vorher darzulegen (etwa sich aus der Person des Erlaubnisbewerbers oder
aus der Lage eines gefahrdeten Objekts, auf welche sich die Erlaubnis bezieht, ergebende
Umstande). Nummer 4 umfasst etwa Bedrohungslagen der systemrelevanten Infrastruktur in
offentlicher Hand, etwa im Falle einer angedrohten Vergiftung eines Trinkwasserspeichers.
Nummer 5 umfasst beispielsweise die Datentbermittlung zur Unterrichtung offentlicher Stel-
len Uber Identitatsdiebstahl oder -betrug.

Absatz 2 Satz 4 regelt Voraussetzungen unter denen Fallkonferenzen mit 6ffentlichen Stellen
auBBerhalb des Polizeibereichs méglich sind. Das Bundesverfassungsgericht stellt hierzu fest,
dass je verschiedenartiger die Aufgaben, Befugnisse und die Art der Aufgabenwahrnehmung
der beteiligten Stellen beim Datenaustausch sind, dem Austausch ein umso grof3eres Ge-
wicht beizumessen ist (BVerfG, Urt. v. 24.04.2013 — 1 BvR 1215/07, juris Rn. 14). Die Daten-
tbermittiung kommt nach Satz 1 fur unterschiedliche Rechtsgiter und Gefahrenschwellen in
Betracht. Daher kommt eine Einschrankung nach Rechtsgitern oder Gefahrenschwellen fur
die Durchfuhrung der Fallkonferenz nicht in Betracht. Auch bei Gefahren, deren Verwirkli-
chung z. B. eine einfache Kriminalitat darstellen, soll es der Polizei — unter Beachtung der all-
gemeinen Datentbermittlungs- und -verarbeitungsanforderungen und hier insbesondere des
VerhaltnismaRigkeitsgrundsatzes moglich sein, die Datentbermittlung im Rahmen einer Fall-
konferenz vorzunehmen, sofern diese zweckdienlicher als der punktuelle Datenaustausch
erscheint. Als Korrektiv fur die in Fallkonferenzen eher mdgliche Intensivierung des Grund-
rechtseingriffs in das Recht auf informationelle Selbstbestimmung wird der Polizei bei der
Kommunikation au3erhalb der Polizeibehérden diese Mdglichkeit aber nicht von sich aus,
sondern nur auf Anfrage eingeraumt. Damit wird das 6ffentliche Interesse an der Durchfiih-
rung von Fallkonferenzen einerseits und das Interesse der betroffenen Person an einer zu-
rickhaltenden Datentbermittlung der Polizei mit ihren weiten
Datenuibermittlungsbefugnissen andererseits zum Ausgleich gebracht. Die Fallkonferenz
kann auf Grundlage einer vorausgegangenen punktuellen Datenibermittlung von anderer
Seite eingeleitet werden.

Absatz 3 enthalt die zuvor in § 36g Absatz 1 enthaltene Befugnis zur Ubermittlung von Daten
an nicht offentliche Stellen. Satz 5 und 6 fuihren in Anlehnung an § 25 Absatz 3 und 4 Bun-
deskriminalamtgesetz eine Regelung zum Unterbleiben der Loschung oder Vernichtung des
Nachweises und zu einem Zustimmungserfordernis zu Datentubermittlungen an nicht 6ffentli-
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che Stellen ein. Auch mit nicht 6ffentlichen Stellen dirfen Fallkonferenzen durchgefuhrt wer-
den und in diesem Rahmen personenbezogene Daten ausgetauscht werden. Hier greift die
schon in Absatz 2 eingezogene Verfahrensvoraussetzung, dass diese Form des Datenaus-
tausches nicht von der Polizei veranlasst werden darf.

Absatz 4 nimmt den Wortlaut des bisherigen § 36 g Absatz 2 auf.

Absatz 5 sieht abweichend von § 53 Absatz 1 die Ubermittlung von Kontaktdaten von Perso-
nen, die Opfer hduslicher Gewalt werden und denen die hausliche Gewalt ausiiben, an ge-
eignete Beratungsstellen durch den Polizeivollzugsdienst vor. Hierdurch soll ermdglicht
werden, dass die betroffenen Personen eine langfristige Unterstitzung erhalten, um der Aus-
setzung der hauslichen Gewalt dauerhaft zu entgehen. Tater und Téterinnen sollen lernen,
Verantwortung far ihr Verhalten zu Gbernehmen, sich besser zu kontrollieren und mit Bezie-
hungskonflikten gewaltfrei umzugehen. Opfer sollen gestarkt werden, damit sie sich besser
schitzen und ihr Leben wieder mehr in die eigenen Hande nehmen kénnen. Die Regelung
ist erforderlich, um bestehende Rechtsunklarheiten beziiglich der Zulassigkeit der Datenwei-
tergabe durch die Polizei an eine (von verschiedenen moglichen) Beratungsstelle zu beseiti-
gen. Aus der Praxis der Polizei zeigt sich, dass sich das Einholen einer schriftlichen
Einverstandniserklarung in einer in der Regel sehr angespannten Situation als wenig prakti-
kabel und erfolgversprechend erwiesen hat (siehe Vorlage 159/19 der stadtischen Deputa-
tion flr Soziales, Jugend und Integration vom 26. Mai 2017). Eine Ausnahme, bei der die
Datentibermittlung nicht vorzunehmen ist, kann z. B. vorliegen, wenn sich die betroffene Per-
son vehement gegen eine solche Datentibermittlung wehrt. Aufgrund der Datenverarbeitung
personenbezogener Daten und der Ubermittlung ohne das Einverstéandnis der Opfer und Té-
terinnen und Téater, sind entsprechende Anforderungen an die Datenlibermittlung, -l6schung
und -protokollierung zu stellen. Die zustandige Senatorin flr Gesundheit, Frauen und Ver-
braucherschutz prift daher die Eignung der Beratungsstelle und teilt das Ergebnis dem Poli-
zeivollzugsdienst mit. Die Senatorin fir Gesundheit, Frauen und Verbraucherschutz kann
hierbei mehrere Beratungsstellen fiir unterschiedliche sachliche Anwendungsbereiche und
Orte empfehlen. Der Polizeivollzugsdienst darf die Ubermittlung der Kontaktdaten nur an fur
geeignet befundene Beratungsstellen tbermitteln. Die Eignung wird von dieser Stelle jeweils
bis auf Weiteres, d. h. bis zur Aufhebung der Eignungsentscheidung, festgestellt. Satz 6 soll
in Anlehnung an § 155b Absatz 3 der Strafprozessordnung sicherstellen, dass das Daten-
schutzniveau der Datenschutz-Grundverordnung und des Bundesdatenschutzgesetzes auch
bei nicht-6ffentlichen Beratungsstellen technikneutral — d. h. auch bei der nicht automatisier-
ten Verarbeitung der Daten und wenn diese nicht in Dateisystemen gespeichert sind oder
werden sollen — gewabhrleistet ist. Insbesondere unterliegen die Beratungsstellen damit auch
der Aufsicht im Sinne des 8§ 40 des Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG) durch die Landes-
beauftragte fir Datenschutz und Informationssicherheit. Die Aufsichtsbehérde soll die Einhal-
tung der datenschutzrechtlichen Vorschriften unabhangig davon tiberwachen, ob konkrete
Anhaltspunkte fur einen Verstol3 vorliegen. Einer ausdrucklichen Regelung hierzu bedarf es
jedoch nicht, da die Aufsichtsbehdrden bereits nach § 40 BDSG in Verbindung mit den Arti-
keln 55 und 57 der Datenschutz-Grundverordnung unabh&angig vom Vorliegen solcher An-
haltspunkte kontrollieren dirfen.

Absatz 6 regelt in Anlehnung an Absatz 4 die Datentbermittlung seitens der Polizei an eine
externe Stelle zum Zwecke der Ausstiegsberatung etwa aus Gruppen fanatischer Religions-
anhanger, rechtsextremer Gruppen oder aus kriminellen Vereinigungen. Die Verschwiegen-
heitspflicht des § 203 des Strafgesetzbuches bleibt unberihrt.

In Absatz 7 Nummer 1 wird die Ubermittlung personenbezogener Daten an ¢ffentliche und
nicht 6ffentliche Stellen in Mitgliedstaaten der Europaischen Union geschaffen und zugleich

-129 -



klargestellt, dass keine anderen Voraussetzungen fur die Datenibermittlung gelten. Absatz 1
bis 4 findet entsprechende Anwendung. Insoweit setzt Absatz 5 zugleich Artikel 9 Absatz 4
Richtlinie (EU) 2016/680 um. Absatz 7 Nummer 2 eréffnet die Mdglichkeit der Datentibermitt-
lung an Polizeibehdrden oder weitere Gefahrenabwehr- oder Strafverfolgungsbehorden der
am Schengen-Besitzstand teilhabenden assoziierten Staaten.

Zu § 56 — Bereitstellung von Daten an Kontrollgremien

§ 56 enthdlt eine Klarstellung zur Akteneinsicht fir Delegationen des Européaischen Komitees
zur VerhUtung von Folter und unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe
(Européischer Antifolter-Ausschuss) und der Nationalen Stelle zur Verhiitung von Folter
(Landerkommission). Diese Organisationen Uberprifen die Einhaltung der Europaischen
Konvention zur Verhitung von Folter und unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung
oder Strafe des Europarats (sog. Européische Antifolterkonvention) bzw. des Fakultativproto-
kolls zum Ubereinkommen gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedri-
gende Behandlung oder Strafe (sog. Fakultativprotokoll).

Sowohl aus der Européaische Antifolterkonvention als auch aus dem Fakultativprotokoll folgt,
dass Deutschland als Vertragspartei dieser volkerrechtlichen Vertrage die auf dieser Grund-
lage geschaffenen Kontrollgremien in ihrer Arbeit zu unterstiitzen hat. So muss nach Artikel
8 Absatz 2 Buchstabe d) Européische Antifolterkonvention bzw. Artikel 12 Buchstabe b) Fa-
kultativprotokoll Deutschland den Gremien alle Auskinfte bzw. Informationen zukommen zu
lassen, um etwaigen Handlungsbedarf feststellen zu kbénnen. § 56 stellt insoweit klar, dass
die Kontrollgremien neben Gewahrsamsakten zu den betroffenen Personen auch Einblick in
Gesundheitsunterlagen wie z. B. Gesundheitsakten oder Krankenblatter nehmen dirfen, so-
weit diese bei der Polizei gefuihrt werden und die Einsicht unbedingt erforderlich ist. Durch
diese Klarstellung soll vermieden werden, dass es im Rahmen von Besuchen zu Ausle-
gungsschwierigkeiten tber Art und Umfang des Akteneinsichtsrechts — auch bei der Verar-
beitung besonderer Kategorien personenbezogener Daten — kommt.

Die Unterlagen kénnen nur vor Ort durch die Mitglieder der Delegationen eingesehen werden
und an die entsprechende Stelle Ubermittelt werden. Die Gewéahrung der Einsichtnahme in
die besagten Akten wird zur Wahrnehmung der volkerrechtlichen Aufgaben der Delegations-
mitglieder vorgenommen. Dieses Einsichtnahmerecht der Mitglieder unterliegt dem Grund-
satz der Zweckbindung und setzt Artikel 10 Richtlinie (EU) 2016/680 um.

Mit der Einsichtnahme wird in nicht unerheblicher Weise in das Recht der in Gewahrsam ge-
nommenen Personen auf informationelle Selbstbestimmung eingegriffen. Dies gilt in beson-
derer Weise bei der Einsichtnahme in Gesundheitsakten wie z. B. durchgefiihrte
Behandlungen. Dieser Eingriff ist aber mit der Umsetzung des jeweiligen volkerrechtlichen
Vertrages in das nationale Recht rechtlich und hinsichtlich der Eingriffsintensitat berdies
verhaltnismagig ausgestaltet. Dieser Eingriff dient in erster Linie den betroffenen Personen
selbst. Denn im Falle fehlerhafter MaZnahmen kénnen die Besuchsmitglieder kraft der ihnen
verliehenen Mandate die Rechte und Interessen der betroffenen besser verfolgen als ihnen
dies gegebenenfalls selbst mdglich ist. Bei der Akteneinsicht sind die Delegationsmitglieder
auch darauf angewiesen, aus freien Stiicken und nicht begrenzt durch eine etwaige Einwilli-
gung der betroffenen Personen, aus allen in Betracht kommende Unterlagen Einblick neh-
men zu kdénnen, um ihrem vdlkerrechtlichen Auftrag gerecht werden zu kénnen.

Die Delegationsmitglieder sind nach Artikel 11 Europaische Antifolterkonvention und Artikel
21 Absatz 2 Fakultativprotokoll zur Verschwiegenheit Uber die erlangten Informationen ver-
pflichtet. Zudem erfolgt eine Einsicht nur vor Ort. In der Praxis nehmen die Akteneinsicht
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auch nur diejenigen Mitglieder der Besuchsdelegation vor, die Uber den entsprechenden me-
dizinischen oder psychologischen Fachverstand verfigen.

Von der Bestimmung ist ebenfalls gedeckt, dass Berufsgeheimnistragerinnen und Berufsge-
heimnistrager denjenigen Mitgliedern der Besuchsdelegation mit dem entsprechenden beruf-
lichen Fachverstand Auskinfte und Erlauterungen zum Inhalt der Gesundheitsakten und
Krankenblatter geben.

Zu 8 57 — Ubermittlung von Daten durch nicht 6ffentliche Stellen an den Polizeivoll-
zugsdienst Polizei

Absatz 1 enthélt die Befugnis nicht offentlicher Stellen, der Polizei personenbezogene Daten
zu Ubermitteln. Die Norm regelt nicht die Verarbeitung der Daten seitens der Polizei, sondern
schafft eine Rechtsgrundlage gemaf Artikel 6 Absatz 3 in Verbindung mit Absatz 1 Buch-
stabe e DSGVO und damit Rechtssicherheit fiir die betroffenen nicht offentlichen Stellen.

Da die Ubermittlung der personenbezogenen Daten durch die nichtoffentliche Stelle an die
Polizei regelmafig zu anderen Zwecken erfolgt als denen, wofir die Daten erhoben wurden,
regelt Absatz 1 die Voraussetzungen fir die Dateniibermittlung zu anderen Zwecken als dem
urspringlichen Erhebungszweck. Die Norm bietet insoweit eine Rechtsgrundlage fur die Da-
tenweiterverarbeitung zu geénderten Zwecken. Die Datenlibermittlung steht im Ermessen
der handelnden nichtoffentlichen Stelle.

Absatz 1 Satz 1 erlaubt der nicht 6ffentlichen Stelle die Ubermittlung personenbezogener
Daten an den Polizeivollzugsdienst zur Abwehr einer Gefahr fir die 6ffentliche Sicherheit

(8 1 Absatz 1) und insbesondere und insbesondere zur Verhitung von Straftaten. Das
Schutzgut der offentlichen Sicherheit ist in 8 2 Nummer 2 definiert. Der Begriff der Gefahr ist
in 8 2 Nummer 3 Buchstabe a) definiert. GemaR § 1 Absatz 1 Satz 2 umfasst die Abwehr von
Gefahren fur die offentliche Sicherheit die Verhitung von Straftaten.

Der Begriff der Verhiitung einer Gefahr ist dem Begriff der Abwehr einer Gefahr nach Ab-
satz 1 Satz 1 Variante 1 zeitlich und gegenstandlich vorgelagert. Satz 2 stellt klar, dass zur
Gefahrenverhitung auch Konstellationen gehoéren, die bei isolierter Betrachtung noch keine
Gefahr darstellen. Das Bundesverfassungsgericht erkennt in diesen Konstellationen sogar
die Moglichkeit, zum Teil sehr weitgehende Eingriffe (wie den Einsatz verdeckter Mal3nah-
men) vorzunehmen (s. dazu BVerfG, Urteil vom 20.04.2016 — 1 BvR 966/09, juris Rn. 112 f.,
164). An dieser Stelle soll den nicht 6ffentlichen Stellen hingegen nur die Moglichkeit einge-
raumt werden, den Polizeivollzugsdienst tber besonders brisante Sachverhalte zu informie-
ren. Diese Sachverhalte sind zwar noch nicht vom Gefahrenbegriff umfasst, aber im Falle
ihrer Bestatigung konnten sie eine Tragweite entfalten, welche eine Vielzahl an Betroffenen
in ganz nachhaltiger Weise an Leib, Leben oder Freiheit betreffen oder die Grundstrukturen
des Staates, erheblich beeintrachtigen kénnten.

Der zum Schaden fihrende Kausalverlauf muss bei den Konstellationen nach Satz 2 noch
nicht mit hinreichender Wahrscheinlichkeit vorhersehbar sein, sofern bestimmte Tatsachen
auf eine im Einzelfall drohende Gefahr fir die 6ffentliche Sicherheit hindeuten. Anhaltspunkte
kénnen sich etwa aus den jeweils vorliegenden Informationen selbst ergeben. Auch muss
kein Tatverdacht im strafprozessualen Sinne erreicht sein. Ausreichend ist ein spezifischer
Anlass zur Dateniibermittlung auf Grund eines konkreten Geschehens, aus dem sich die Da-
tentbermittlung rechtfertigt. Nur relativ diffuse Anhaltspunkte fir mégliche Gefahren, bei de-
nen die Geschehnisse in harmlosen Zusammenhéangen verbleiben, sind demgegeniiber
unzureichend. So reicht beispielsweise allein die Erkenntnis, dass sich eine Person zu einem
fundamentalistischen Religionsverstandnis hingezogen fuhlt, fiir die Anwendung des Satzes
2 nicht aus (vgl. BVerfG, Urteil vom 20.04.2016 — 1 BvR 966/09, juris Rn. 113 a. E.). Die
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Ubermittlung personenbezogener Daten zum Zwecke der Uberpriifung, ob eine Gefahr oder
Situation nach Satz 2 in Betracht kommt, ist ebenfalls ausgeschlossen.

Die Befugnis nach Absatz 1 steht u. a. unter dem Vorbehalt anderer gesetzlicher Vorschrif-
ten, wie z. B. des Sozialdatenschutzes nach dem Sozialgesetzbuch oder der Wahrung des
Arztgeheimnisses in § 203 Absatz 1 Nummer 1 des Strafgesetzbuches etc.

Absatz 1 Satz 1 letzter Halbsatz stellt klar, dass eine Abwagung mit den Interessen der be-
troffenen Person an dem Ausschluss der Dateniibermittlung erfolgen muss. Hierbei ist zu be-
riicksichtigen, dass eine Datenibermittlung durch nicht 6ffentliche Stellen an den
Polizeivollzugsdienst regelmé&Rig eine zweckandernde Datenverarbeitung begriindet. Die Da-
ten durften von der nicht 6ffentlichen Stelle ganz Uberwiegend zu anderen Zwecken erhoben
worden sein, als sie nun mit der Weitergabe an den Polizeivollzugsdienst verfolgt werden.
Die Gegeninteressen der von der Datenweitergabe betroffenen Personen sind folglich ge-
rade mit Blick auf die Anderung der Verwendungszwecke hinsichtlich der personenbezoge-
nen Daten zu spezifizieren, also im Vergleich von Primér- und Sekundérzwecken und den
entsprechenden Verwendungszusammenhangen und Folgen.

Absatz 2 tragt der besonderen Schutzbedirftigkeit besonderer Kategorien personenbezoge-
ner Daten, die in 8 2 Nummer 19 — Artikel 10 der Richtlinie (EU) 2016/680 folgend — definiert
sind, Rechnung. Die Daten sind besonders sensibel. Die mit diesen Daten verbundene ge-
steigerte Personlichkeitsrelevanz und die damit verbundene gesteigerte Intensitat von Ein-
griffen in das Personlichkeitsrecht der betroffenen Personen durch die Ubermittlung an
andere Stellen wie hier dem Polizeivollzugsdienst lassen eine Ubermittlung dieser Daten nur
unter der engen Voraussetzung zu, dass diese zu den jeweiligen Zwecken unbedingt erfor-
derlich ist.

Absatz 3 erklart die spezifischen Bestimmungen zur Datenudbermittlung fur die nach Absatz 1
handelnden Behérden fir entsprechend anwendbar. Hierdurch werden spezifische Anforde-
rungen im Sinne von Artikel 6 Absatz 2 DSGVO bestimmt.

Zu Nummer 56 — Uberschrift

Infolge der Verschiebung und Umgestaltung von Normen wird eine Uberschrift gestrichen.

Zu Nummer 57 — 5. Unterabschnitt: Berichtigung, Loschung und Einschrénkung der
Datenverarbeitung (8 58)

§ 58 dient der Umsetzung von Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe d) Richtlinie (EU) 2016/680.
Systematisch werden in § 58 Pflichten der Polizei zur Berichtigung und L6éschung personen-
bezogener Daten sowie zur Einschrankung ihrer Verarbeitung thematisiert, die unabhangig
davon bestehen, ob eine betroffene Person darum nachsucht. Die spiegelbildlich bestehen-
den Rechte der betroffenen Person auf Berichtigung und Léschung personenbezogener Da-
ten sowie auf Einschrankung der Verarbeitung durch die Polizei finden sich in § 74.

In Absatz 1 wird die Pflicht der Polizei zur Berichtigung unrichtiger Daten auch ohne Antrag
der betroffenen Person statuiert.

Absatz 2 regelt die in Artikel 16 Absatz 2 Richtlinie (EU) 2016/680 normierte Pflicht der Poli-
zei zur Léschung.

Absatz 3 benennt abschlieRend die Konstellationen, bei denen an die Stelle einer Loschung
eine Verarbeitungseinschrankung treten kann. Die durch Nummer 3 erdffnete Mdglichkeit,
von der Loschung wegen unverhéltnismaRigen Aufwands abzusehen, wird aus der derzeiti-
gen Rechtslage (vgl. 8 36k Absatz 2 Satz 2 in seiner bisherigen Fassung) tbernommen.
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Diese Bestimmung ist dabei als restriktiv auszulegende Ausnahmeregelung anzusehen. Im
Grundsatz sollte die bei der Polizei zum Einsatz kommende IT-Infrastruktur darauf ausgelegt
sein, eine Léschungsverpflichtung auch technisch vollziehen zu kénnen.

Absatz 4 dient der Umsetzung von Artikel 7 Absatz 3 Richtlinie (EU) 2016/680.
Absatz 5 setzt Artikel 5 Satz 2 Richtlinie (EU) 2016/680 um.

Absétze 6 und 7 regeln den bislang in 8 36k Absatz 4 enthaltenen Umgang mit den Pruiffris-
ten anhand von Verwaltungsvorschriften.

Zu Nummer 58— 4. Abschnitt: Besondere Bestimmungen fir Verarbeitungen zu Zwe-
cken gemalf Artikel 1 Absatz 1 der Richtlinie (EU) 2016/680 (88 59 bis 96)

Zum 1. Unterabschnitt Anwendungsbereich, Grundsatze der Datenverarbeitung (88 59
bis 65)

Zu 8 59 — Anwendungsbereich

Nach 8 59 ist die Verarbeitung von personenbezogenen Daten nach diesem Abschnitt zu be-
messen, soweit die Polizei zum Zwecke der Verhitung von Straftaten einschlief3lich der Vor-
sorge oder Abwehr von damit verbundenen Gefahren und Ordnungswidrigkeiten verarbeitet
sowie, im Falle von gemischten Dateisystemen im Sinne von § 483 Absatz 3 der Strafpro-
zessordnung, zur Ermittlung, Aufdeckung, Verfolgung oder Ahndung von Straftaten verarbei-
tet.

Absatz 2 ist erforderlich, um die Richtlinie (EU) 2016/680 fiur die strafverfolgende Tatigkeit
der Polizei umzusetzen. Zwar ist das Bundesdatenschutzgesetz vom 30. Juni 2017 (BGBI. |
S. 2097) neben den datenschutzrechtlichen Bestimmungen anderer Bundesgesetze (etwa
der Strafprozessordnung) auch auf die Polizei anwendbar. § 500 der Strafprozessordnung
erklart aber fur 6ffentliche Stellen der Lander nur Teil 3 des Bundesdatenschutzgesetzes fur
entsprechend anwendbar, nicht jedoch Teil 1 des Bundesdatenschutzgesetzes. Aus § 46
Nummer 7 des Bundesdatenschutzgesetzes ergibt sich tiberdies, dass datenschutzrechtlich
.verantwortlicher” jene Behorde ist, die allein oder gemeinsam mit anderen Uber die Zwecke
und Mittel der Verarbeitung von personenbezogenen Daten entscheidet. Dies kann je nach
den Umstéanden der Datenverarbeitung trotz der Sachleitungsbefugnis der Staatsanwalt-
schaft in Strafverfahren auch eine Polizeibehdrde sein (vgl. Verwaltungsgericht Hamburg,
Urteil v. 23. Oktober 2019, Az. 17 K 203/19). Somit fehlen bislang ergédnzende Bestimmun-
gen im bremischen Landesrecht, wonach die oder der Landesbeauftrage fur Datenschutz
und Informationsfreiheit an die Stelle des Bundesbeauftragten fiir den Datenschutz und die
Informationsfreiheit tritt. Auch fehlt es an einer Normierung der Befugnisse des oder der Lan-
desbeauftragen als unabhangige Aufsichtsbehdrde im Bereich der polizeilichen Téatigkeit
zum Zwecke der Ermittlung, Aufdeckung, Verfolgung oder Ahndung von Straftaten und Ord-
nungswidrigkeiten. Zudem ist die Pflicht zur Benennung eines behdrdlichen Datenschutzbe-
auftragten fur die Polizeibehtrden der Lander bundesgesetzlich nicht geregelt. Vor diesem
Hintergrund bestimmt Absatz 2, dass fiir Datenverarbeitungen zum Zwecke der Strafverfol-
gung insoweit die Bestimmungen des 5. und 6. Unterabschnitt im 4. Abschnitt des Bremi-
schen Polizeigesetzes anwendbar sind. Somit gilt fiir die Polizei hinsichtlich der internen und
externen Datenschutzaufsicht ein einheitliches Regelungsregime sowonhl fir ihre gefahrenab-
wehrrechtliche als auch fir ihre strafprozessuale Téatigkeit.

Nach Absatz 3 bestimmt sich die Zulassigkeit der Datenverarbeitung abhangig von der kon-
kreten Téatigkeit der Polizei z. B. nach der Strafprozessordnung oder der Datenschutzgrund-
verordnung (Verordnung (EU) 2016/679 des Europaischen Parlaments und des Rates vom
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27. April 2016 zum Schutz natirlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener
Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG; DSGVO) ergéan-
zend zum 3. Abschnitt dieses Gesetzes.

Die Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Polizei im Rahmen nicht straftatenbe-
zogener Gefahrenabwehr unterliegt dem Anwendungsbereich der DSGVO und dem die Ver-
ordnung ergéanzenden nationalen Recht. Das heif3t, dass in den Fallen, in denen im
Vornherein die Verhitung, Ermittlung, Aufdeckung oder Verfolgung von Straftaten oder der
Strafvollstreckung mit Sicherheit ausgeschlossen werden kann, dass das in Abschnitt 4 um-
gesetzte Richtlinienrecht (RL 2016/680) nicht angewandt wird. Stattdessen ist dann die Da-
tenschutzgrundverordnung und das sie zulassigerweise erganzende nationale Recht,
insbesondere das Bremische Ausfiihrungsgesetz zur EU-Datenschutz-Grundverordnung
(BremDSGVOAG), ergdnzend zum 3. Abschnitt dieses Gesetzes anzuwenden.

Zu 8§ 60 — Grundsatze der Datenverarbeitung
Absatz 1 setzt Artikel 4 Absatz 1 Richtlinie (EU) 2016/680 um.

Absatz 2 und 3 dienen der Umsetzung von Artikel 6 bzw. Artikel 7 Absatz 1 Richtlinie (EU)
2016/680. Die konkreten Rechtsfolgen der vorgesehenen Unterscheidung bei der Verarbei-
tung, etwa der Unterscheidung entsprechender Aussonderungspriiffristen, Rechte- und Rol-
lenkonzepte oder besondere MalRnahmen der Datensicherheit sind noch nicht festgelegt.

Zu § 61 — Verarbeitung besonderer Kategorien personenbezogener Daten
§ 61 dient der Umsetzung von Artikel 10 Richtlinie (EU) 2016/680.

Absatz 1 stellt klar, dass im Falle einer sonst zuldssigen Datenverarbeitung eine Verarbei-
tung von personenbezogenen Daten von besonderer Kategorie nur erfolgen darf, sofern sie
unbedingt zur Aufgabenerfillung erforderlich ist.

In Absatz 2 Satz 1 wird klargestellt, dass bei der Verarbeitung geeignete Garantien fir die
Rechtsguter der betroffenen Personen beachtet werden missen. In Satz 2 werden beispiel-
haft mogliche geeignete Garantien aufgefiihrt. Die konkrete Ausgestaltung der Mal3nahmen
kann also von Einzelfall zu Einzelfall variieren.

Zu § 62 — Profiling; automatisierte Einzelentscheidung

§ 62 setzt Artikel 11 Richtlinie (EU) 2016/680 um und regelt das Verbot auf automatisierter
Verarbeitung basierender Einzelentscheidungen, insbesondere auf Profiling basierender Ein-
zelentscheidungen.

Damit eine in Absatz 1 genannte, nur bei Vorliegen einer entsprechenden gesetzlichen Re-
gelung zulassige, "Entscheidung, die eine nachteilige Rechtsfolge fiir die betroffene Person
hat" vorliegt, muss es sich bei einer solchen Entscheidung um einen Rechtsakt mit Auf3en-
wirkung gegeniber der betroffenen Person — regelmaliig einen Verwaltungsakt — handeln.

Interne Zwischenfestlegungen oder -auswertungen, die Ausflisse automatisierter Prozesse
sind, fallen nicht hierunter.

Zu 8 63 — Anforderungen an die Sicherheit der Datenverarbeitung

8 63 dient der Umsetzung von Artikel 29 der Richtlinie (EU) 2016/680. Die Regelung ver-
pflichtet die Polizei dazu, erforderliche technisch-organisatorische Malinahmen zu treffen.
Gleichzeitig wird klargestellt, dass die Ausgestaltung der MaRnahmen das Ergebnis eines
Abwagungsprozesses sein soll, in den inshesondere der Stand der verfligbaren Technik, die
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entstehenden Kosten, die ndheren Umsténde der Verarbeitung und die voraussichtliche Ge-
fahrdung fur die Rechtsguter der betroffenen Person einzustellen sind. Weiterhin wird klar-
stellend geregelt, dass bei der Festlegung der technisch-organisatorischen MaRhahmen die
einschlagigen Standards und Empfehlungen, insbesondere technische Richtlinien des Bun-
desamits flr Sicherheit in der Informationstechnik, zu bertcksichtigen sind.

Absatz 1 liegt der Gedanke zugrunde, wonach die Erforderlichkeit der MalRnahmen daran zu
bemessen ist, ob ihr Aufwand in einem angemessenen Verhaltnis zum angestrebten Schutz-
zweck steht.

Absatz 2 nimmt zur Prazisierung der Moglichkeiten nach Absatz 1 Rechtsgedanken aus Arti-
kel 32 Absatz 1 Buchstabe a) bis ¢) DSGVO auf.

Absatz 3 dient der Umsetzung von Artikel 29 Absatz 2 Richtlinie (EU) 2016/680. Er benennt
die Ziele, die im Hinblick auf automatisierte Verarbeitungen durch die Etablierung geeigneter
technisch-organisatorischer MaRnahmen verfolgt und erreicht werden sollen.

Absatz 3 Nummer 12 bis 14 sind an 8 64 Absatz 3 Satz 1 Nummer 12 bis 14 BDSG ange-
lehnt. Nummer 12 nimmt die Anforderung aus 8§ 111 Absatz 1 Satz 1 auf. Nummer 13 und 14
folgen u. a. zu dem Zweck die Einhaltung der Datenschutzvorschriften zu Gberwachen. So
besteht u. a. das Gebot, Daten nach einem bestimmten Zeitraum zu I6schen, dies auch zu
protokollieren und die betroffenen Personen tber die Datenverarbeitung und die Léschung
zu unterrichten und gebieten die Grundsatze der Zweckbindung und Zwecké&nderung, dass
Daten nicht vermischt werden (vgl. dazu § 50).

Zu 8§ 64 — Meldung von Verletzungen des Schutzes personenbezogener Daten an die
Landesbeauftragte oder den Landesbeauftragten fir Datenschutz und Informations-
freiheit

§ 64 dient der Umsetzung von Artikel 30 Richtlinie (EU) 2016/680 und legt den Umfang und
die Modalitdten der Meldung von "Verletzungen des Schutzes personenbezogener Daten"
nach § 2 Nummer 15 an die Landesbeauftragte oder den Landesbeauftragten fur Daten-
schutz und Informationsfreiheit fest. Ansatzpunkte fir die Meldung sind Vorfalle wie etwa Da-
tenabflisse. Die in Absatz 5 geforderte Dokumentation muss in Qualitdt und Quantitat so
beschaffen sein, dass sie der oder dem Landesbeauftragten fur Datenschutz und Informati-
onsfreiheit die Uberpriifung der Einhaltung der gesetzlichen Vorgaben erméglicht.

Zu § 65 — Unterrichtung der betroffenen Person bei Verletzungen des Schutzes perso-
nenbezogener Daten

§ 65 setzt Artikel 31 Richtlinie (EU) 2016/680 um.

Zum 2. Unterabschnitt: Datenibermittlungen an Drittstaaten und an internationale Or-
ganisationen (88 66 bis 70)

Zu § 66 — Allgemeine Voraussetzungen der Dateniibermittlung an Drittstaaten und an
internationale Organisationen

§ 66 Absatze 1 bis 4 dienen der Umsetzung von Artikel 35 und Artikel 36 Absatz 1 Richtlinie
(EU) 2016/680 und statuiert Voraussetzungen, die bei jeder Dateniibermittlung an Stellen in
Drittstaaten oder an internationale Organisationen vorliegen mussen.

Absatz 5 regelt eine Unterrichtungspflicht vor der Datentibermittlung, da nach einer solchen
eine Intervention der betroffenen Personen nicht mehr méglich ist bzw. die Daten bereits in
anderen Systemen verarbeitet werden.
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Zu 8 67 — Voraussetzungen der Datentubermittlung bei geeigneten Garantien

§ 67 dient der Umsetzung von Artikel 37 Richtlinie (EU) 2016/680. Es werden zu § 66 ergan-
zende Voraussetzungen fur Datentbermittlungen an Stellen in Drittstaaten, zu denen die Eu-
ropaische Kommission keinen Angemessenheitsbeschluss gemal Artikel 36 Richtlinie (EU)
2016/680 gefasst hat, formuliert.

Zu § 68 — Voraussetzungen der Datenlbermittlung ohne geeignete Garantien

§ 68 dient der Umsetzung von Artikel 38 Richtlinie (EU) 2016/680 und beleuchtet Konstellati-
onen, in denen weder ein Angemessenheitsbeschluss der Europaischen Kommission vor-
liegt noch die in § 67 erwdhnten Garantien in Form eines rechtsverbindlichen Instruments
oder nach Beurteilung durch die Polizei bestehen.

Zu § 69 — Datenubermittlung an fur Gefahrenabwehr oder Strafvollstreckung zustan-
dige Stellen in Drittstaaten

§ 69 regelt die Voraussetzungen fiir die Ubermittiung personenbezogener Daten an offentli-
che Stellen und tiber- und zwischenstaatliche Stellen nach § 66 Absatz 1.

Die Vorschrift findet Anwendung bei Datentibermittlungen der Polizei zu Zwecken der Gefah-
renabwehr oder der Strafverfolgung an hierfir zustéandige Stellen in Drittlandern und an tber-
und zwischenstaatliche Stellen in Drittlandern, die Polizei, Gefahrenabwehr- oder Strafverfol-
gungsaufgaben wahrnehmen. Voraussetzung fir eine solche Dateniibermittlung ist nach
Satz 1, dass diese erforderlich ist zur Erflllung einer Aufgabe der (Ubermittelnden) Polizei
oder zur Abwehr einer erheblichen Gefahr durch die empfangende Stelle. Entsprechendes
gilt nach Satz 2, wenn tatsachliche Anhaltspunkte dafir bestehen, dass Straftaten von er-
heblicher Bedeutung begangen werden sollen.

Zu § 70 — Datentibermittlung an sonstige Stellen in Drittstaaten

§ 70 dient der Umsetzung von Artikel 39 Richtlinie (EU) 2016/680. Die hier geregelte Kons-
tellation zeichnet sich dadurch aus, dass der Kreis der mdglichen Empfénger lber 6ffentliche
Stellen, die im Rahmen der Gefahrenabwehr, Strafverfolgung oder Strafvollstreckung tatig
sind, hinaus auf sonstige offentliche Stellen und Private ausgeweitet wird.

Absatz 1 ermdglicht Uber die Regelung des § 69 hinaus die Datentibermittlung zu Zwecken
der Gefahrenabwehr oder der Strafverfolgung an sonstige Empfanger in Drittlandern, welche
selbst nicht mit diesen Aufgaben befasst sind. Die in Absatz 1 und 2 normierten strengen An-
forderungen folgen aus der Richtlinie (EU) 2016/680 zur Datentibermittlung an nicht 6ffentli-
che Stellen in Drittstatten.

Zum 3. Unterabschnitt: Rechte der betroffenen Person (88 71 bis 75)

Zu § 71 — Allgemeiner Informationsanspruch

§ 71 dient der Umsetzung von Artikel 13 Absatz 1 Richtlinie (EU) 2016/680. Es geht hier um
aktive Informationspflichten der Polizei gegenuber betroffenen Personen unabhangig von der
Geltendmachung von Betroffenenrechten. Dieser Informationspflicht soll die Polizei in allge-
meiner Form nachkommen kénnen. Durch die explizit in Erwdgungsgrund 42 Richtlinie (EU)
2016/680 aufgenommene Mdglichkeit der Information Uber die Internetseite des Verantwortli-
chen, das heilt hier der Polizei, wird der Sinn und Zweck der Regelung im Zusammenhang
klargestellt: Betroffene Personen sollen sich unabhangig von der Datenverarbeitung im kon-
kreten Fall in leicht zuganglicher Form einen Uberblick tiber die Zwecke der bei der Polizei
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durchgefiihrten Verarbeitungen verschaffen kénnen und eine Ubersicht tiber die ihnen zu-
stehenden Betroffenenrechte bekommen.

Zu 8 72 — Unterrichtung betroffener Personen

Absatz 1 bis 4 betreffen Félle, in denen in speziellen Rechtsvorschriften dieses Gesetzes
eine aktive Unterrichtung betroffener Personen vorgesehen ist. Leitend fur die Entscheidung,
ob eine Unterrichtung unabhéngig von der Geltendmachung eines Betroffenenrechts ange-
zeigt ist, ist zum Beispiel, ob die Verarbeitung mit oder ohne Wissen der betroffenen Person,
gegebenenfalls in Verbindung mit einer erhdhten Eingriffstiefe, erfolgt. In letztgenannten Fal-
len ist eine aktive, gegebenenfalls nachtragliche Unterrichtung die einzige Mdglichkeit fur die
betroffene Person, von der Verarbeitung Kenntnis zu erlangen und gegebenenfalls deren
RechtmaRigkeit mithilfe der Geltendmachung von Betroffenenrechten zu prifen.

Absatz 1 stellt klar, welche Informationen betroffenen Personen von der Polizei in diesen Fal-
len aktiv Gbermittelt werden missen und dient dabei der Umsetzung von Artikel 13 Absatz 2
Richtlinie (EU) 2016/680. Da spezielle Rechtsvorschriften den allgemeinen vorgehen, gelten
fur die verdeckten MalRBnahmen weiterhin § 40 Absatz 5 und 6 vorrangig.

Absatz 2 ermdglicht es in Umsetzung von Artikel 13 Absatz 3 Richtlinie (EU) 2016/680, zu
den dort genannten Zwecken von der Bereitstellung der in Absatz 1 genannten Informatio-
nen abzusehen, sie einzuschranken oder sie aufzuschieben. Den Ausnahmen ist der Ge-
danke gemein, dass die Auskunftserteilung nicht zur Gefahrdung der ordnungsgemafien
Erfullung der Aufgaben der Polizei fuhren soll.

Die Nutzung der Mdglichkeit, von der Bereitstellung der in Absatz 1 genannten Informationen
abzusehen, sie einzuschranken oder aufzuschieben, muss VerhaltnismaRigkeitsgrundséatzen
genigen, mithin in ein angemessenes Verhaltnis zur Bedeutung der Betroffeneninformation
fur die spatere Geltendmachung von Betroffenenrechten gebracht werden. So hat die Polizei
im Einzelfall zu prufen, ob die Bereitstellung etwa nur teil- oder zeitweise eingeschrankt wer-
den kann ("soweit und solange").

Absatz 3 statuiert ein Zustimmungserfordernis der dort genannten Stellen, wenn sich die Un-
terrichtung auf die Ubermittlung an diese Stellen bezieht. Insofern besteht ein der Situation
der Verhinderung der aktiven Geltendmachung von Betroffenenrechten vergleichbarer Sach-
verhalt, weshalb die Ubernahme geboten ist.

Nach Absatz 4 kann der Betroffene im Falle eingeschrankter Unterrichtung seinen etwaigen
Anspruch auf uneingeschrankte Unterrichtung Uiber die Landesbeauftragte oder den Landes-
beauftragten fur Datenschutz und Informationsfreiheit ausiben.

Zu 8 73 — Auskunftsrecht

§ 73 regelt das Auskunftsrecht als zentrales Betroffenenrecht und normiert gleichzeitig des-
sen Einschréankungen. Die Bestimmung dient mithin der Umsetzung der Artikel 14 (Bestehen
des Auskunftsrechts) und 15 (Ausnahmen) Richtlinie (EU) 2016/680. Das Auskunftsrecht
setzt — im Gegensatz zu in § 72 angesprochenen aktiven Unterrichtungspflichten — einen
entsprechenden Antrag der betroffenen Person voraus, in dem sowohl die Art der personen-
bezogenen Daten, Uber die Auskunft erteilt werden soll, als auch der Grund des Auskunfts-
verlangens angegeben werden soll.

Absatz 1 legt den Umfang des der betroffenen Person zustehenden Auskunftsrechts fest.
Der in Absatz 1 Satz 3 Nummer 1 und 4 genannte Begriff "Kategorie" ermdglicht der Polizei
eine angemessene Generalisierung der Angaben zu den verarbeiteten personenbezogenen
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Daten sowie zu den Ubermittlungsempfangern. Die Pflicht zur Angabe der verfiigbaren Infor-
mationen zur Datenquelle bedeutet nicht, dass die Identitat natirlicher Personen oder gar
vertrauliche Informationen preisgegeben werden missen. Der Verantwortliche muss sich bei
der Angabe zu den personenbezogenen Daten, die Gegenstand der Verarbeitung sind, letzt-
lich von dem gesetzgeberischen Ziel leiten lassen, bei der betroffenen Person ein Bewusst-
sein Uber Umfang und Art der verarbeiteten Daten zu erzeugen und es ihr ermdglichen,
aufgrund dieser Informationen zu ermessen, ob die Verarbeitung rechtmafig ist und - wenn
Zweifel hieran bestehen - gegebenenfalls die Geltendmachung weiterer Betroffenenrechte
auf diese Informationen stiitzen zu kénnen.

Absatz 2 tragt dem VerhaltnismaRigkeitsgrundsatz Rechnung, der in Artikel 15 Richtlinie
(EU) 2016/680 ebenfalls aufgefihrt wird.

Absatz 3 normiert, zu welchen Zwecken das Auskunftsrecht durch die Polizei vollstéandig o-
der teilweise eingeschrankt werden darf. Die Bestimmung geht zum Schutz der betroffenen
Person Uber das durch die Richtlinie (EU) 2016/680 Gebotene hinaus, indem tatbestandlich
jeweils eine Gefahrdung — gegenuber einer in der Richtlinie angesprochenen Beeintrachti-
gung, Behinderung oder der Schutz — der genannten Rechtsguter oder Zwecke vorausge-
setzt wird. Mit diesen hoheren Anforderungen wird die Norm dem Stellenwert gerecht, den
das Bundesverfassungsgericht ihr zumisst (vgl. BVerfG, Urteil vom 20.04.2016 — 1 BvR
966/09 u. a., juris Rn. 264).

Die beiden Ausnahmen sollen verhindern, dass die Auskunftserteilung zur Gefahrdung der
ordnungsgemafen Erfullung der Aufgaben der Polizei fihren wirde. Die Nutzung der Mog-
lichkeit, von der Auskunftserteilung vollstandig oder teilweise abzusehen, muss Verhaltnis-
malRigkeitsgrundsatzen genigen und ihr muss eine nachvollziehbare Interessenabwagung
vorausgehen. Die durch das teilweise oder vollstandige Absehen von der Auskunftserteilung
geschitzten Rechtsgiiter missen mithin in ein angemessenes Verhaltnis zur Bedeutung der
Auskunftserteilung fur die spatere Geltendmachung weiterer Betroffenenrechte gebracht
werden. So hat die Polizei im Einzelfall zu priifen, ob die Auskunft etwa nur teilweise einge-
schrénkt oder zu einem spateren Zeitpunkt erteilt werden kann.

Absatz 4 dient der Umsetzung von Artikel 15 Absatz 3 Richtlinie (EU) 2016/680. Hierdurch
wird der Polizei die Mdglichkeit gegeben, das Auskunftsverlangen unbeantwortet zu lassen
oder nur teilweise zu beantworten und zu begriinden.

Absatz 5 regelt die Mdglichkeiten, die der betroffenen Person im Fall des Absehens von ei-
ner Begrundung fur die vollstandige oder teilweise Einschrankung des Auskunftsrechts oder
im Fall der Uberhaupt ausbleibenden Beantwortung des Auskunftsverlangens bleiben. Nach
Satz 1 kann die betroffene Person ihr Auskunftsrecht nach Auskunftsverweigerung durch die
Polizei Uber die Landesbeauftragte oder den Landesbeauftragten fur Datenschutz und Infor-
mationsfreiheit austiben. Dies dient der Umsetzung von Artikel 17 Absatz 1 Richtlinie (EU)
2016/680 und kommt einer deklaratorischen Wiederholung des § 87 enthaltenen Grundsat-
zes gleich, wonach betroffene Personen jederzeit die Landesbeauftragte oder den Landes-
beauftragten flr Datenschutz und Informationsfreiheit anrufen kbnnen. Satz 2 sieht in Umset-
zung von Artikel 17 Absatz 2 Richtlinie (EU) 2016/680 eine entsprechende Unterrichtung
durch die Polizei vor, die allerdings nicht auf Falle Anwendung findet, in denen die Polizei
nach Absatz 5 berechtigt ist, von einer Information des Antragstellers ganz abzusehen.

Satz 3 rdumt dem Senator fir Inneres im eng umgrenzten Ausnahmefall der Gefahrdung der
Sicherheit des Bundes oder eines Landes ein voribergehendes Vetrorecht ein. Satz 4 be-
stimmt in Umsetzung von Artikel 17 Absatz 3 Satz 1 Richtlinie (EU) 2016/680 den Mindestin-
halt der Unterrichtung durch die Landesbeauftragte oder den Landesbeauftragten fur
Datenschutz und Informationsfreiheit zu ihrer Uberpriifung. Satz 6 sieht zur Sicherstellung
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laufender Ermittlungen im weitesten Sinne und zum Schutz von Rechtsgutern vor, dass die
Mitteilung der Landesbeauftragten fur Datenschutz und Informationsfreiheit ohne Zustim-
mung durch die Polizei keine Rickschlisse auf ihren Erkenntnisstand zulassen darf. Satz 7
setzt Artikel 17 Absatz 3 Satz 2 Richtlinie (EU) 2016/680 um.

Absatz 6 setzt Artikel 15 Absatz 4 Richtlinie (EU) 2016/680 um.

Zu 8§ 74 — Rechte auf Berichtigung und Léschung sowie Einschrankung der Verarbei-
tung

In § 74 werden die Betroffenenrechte auf Berichtigung, Loschung und Einschréankung der
Verarbeitung und deren Ausnahmen zusammengefihrt. Dies dient der Umsetzung von Arti-
kel 16 Richtlinie (EU) 2016/680 in seiner Ausformung als Betroffenenrecht.

Absatz 1 betrifft das Recht auf Berichtigung unrichtiger bzw. auf Vervollstandigung unvoll-
standiger Daten. Hier wird Artikel 16 Absatz 1 Richtlinie (EU) 2016/680 umgesetzt. In Satz 2
wird ein in Erwagungsgrund 47 Richtlinie (EU) 2016/680 enthaltener Gedanke aufgenom-
men, wonach zur Vorbeugung massenhafter und nicht erfolgversprechender Antrage klarge-
stellt wird, dass sich die Berichtigung auf die betroffene Person bezogene Tatsachen bezieht
und nicht etwa auf den Inhalt von Zeugenaussagen. Gleiches gilt z. B. fir polizeifachliche
Bewertungen. In Satz 3 wird Artikel 16 Absatz 3 Satz 1 Buchstabe a) Richtlinie (EU)
2016/680 umgesetzt. Zwar sieht der Richtlinientext im beschriebenen Fall die Verarbeitungs-
einschrankung als Alternative zur Loschung vor. Da die Richtlinie allerdings im Fall der Ver-
arbeitung unrichtiger Daten deren Berichtigung, aber nicht deren Loschung vorsieht, wird der
in der Richtlinie beschriebene Sachverhalt systematisch korrekt in Absatz 1 verortet, indem
fur Falle, in denen nach Bestreiten der Richtigkeit der Daten deren Richtigkeit oder Unrichtig-
keit nicht festgestellt werden kann, an die Stelle der Berichtigung eine Verarbeitungsein-
schrankung tritt. Fir das Bestreiten der Richtigkeit der bei der Polizei verarbeiteten Daten
durch die betroffene Person reicht die reine Behauptung der Unrichtigkeit nicht aus. Die be-
troffene Person muss der Polizei einen Anknipfungspunkt fir die Unrichtigkeit nennen, und
angeben, auf welches Datum sich die Unrichtigkeit bezieht. Sie kann Griinde nennen, warum
dieses personenbezogene Datum unrichtig ist. Dies dient dem Schutz der polizeifachlichen
Arbeit und der Vermeidung unverhaltnismaiigen Prufaufwands bei der Polizei.

Absatz 2 regelt das Betroffenenrecht auf Léschung und dient der Umsetzung von Artikel 16
Absatz 2 Richtlinie (EU) 2016/680, in dem sowohl die unabhangig von der Geltendmachung
des Betroffenenrechts durch die betroffene Person bestehende Ldschungspflicht der Polizei
als auch das entsprechende Betroffenenrecht angesprochen sind.

Absatz 3 verweist in Bezug auf die Voraussetzungen, unter denen an die Stelle einer L6-
schung nach Absatz 2 eine Verarbeitungseinschrankung treten kann sowie hinsichtlich der
Verpflichtung zur Meldung der Berichtigung an Stellen, von denen die unrichtigen Daten
stammen, auf eine entsprechende Anwendung von § 58 Absatz 3 und 4.

Absatz 4 dient der Umsetzung von Artikel 16 Absatz 4 Richtlinie (EU) 2016/680 und betrifft
das zur Anwendung kommende Verfahren, wenn der Verantwortliche einem Antrag auf Be-
richtigung oder Léschung nicht oder nur eingeschrankt nachkommt. Die Bestimmung ist § 73
Absatz 5 nachgebildet. Daher wird — so auch in Absatz 5 — weitgehend auf die entsprechen-
den Bestimmungen in § 73 zur vollstandigen oder teilweisen Einschrankung des Auskunfts-
rechts verwiesen.

Absatz 5 dient der Umsetzung von Artikel 17 Absatz 1 Richtlinie (EU) 2016/680.
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Zu 8 75 — Verfahren fur die Ausiibung der Rechte der betroffenen Person
§ 75 dient der Umsetzung von Artikel 12 Richtlinie (EU) 2016/680.

Artikel 12 Absatz 5 Richtlinie (EU) 2016/680 ermdglicht der Polizei in begriindeten Zweifels-
fallen, zusatzliche Informationen oder Nachweise zur Identitatsklarung anzufordern. Mit die-
ser Regelung soll keine Anderung der bisherigen verbreiteten Praxis herbeigefiihrt werden,
den Nachweis der Identitat auch weiterhin stets fur die Antragsstellung vorauszusetzen.

Nach Absatz 3 Satz 3 besteht eine Ausnahme von dem Grundsatz der Unentgeltlichkeit der

in Satz 1 aufgefiihrten MaRnahmen sofern die Person exzessiv und offensichtlich unbegriin-
dete Antrage stellt. Die betroffene Person ist auf die Folgen eines Entgelts bei einer weiteren
Aufrechterhaltung des Antrags hinzuweisen. Die Beweislast liegt bei der Polizei.

Absatz 5 setzt Artikel 55 in Verbindung mit Artikel 54 Richtlinie (EU) 2016/680 um.
Zum 4. Unterabschnitt: Pflichten der Polizei und Auftragsverarbeiter (88 76 bis 82)

Zu 8 76 — Pflichten der Polizei

§ 76 dient der Umsetzung von Artikel 20 Richtlinie (EU) 2016/680. Absatz 1 statuiert — unab-
hangig von der konkreten Datenverarbeitung (vgl. oben § 58 ff.) — die grundsétzliche Anfor-
derung, dass die eingesetzten Datenverarbeitungssysteme datenschutzfreundlich
auszugestalten sind (sog. ,Privacy by Design“) und in den Datenverarbeitungssystemen
grundsétzlich datenschutzfreundliche Grundeinstellungen voreingestellt sind (sog. ,Privacy
by Default”). Der Norm liegt der Gedanke zugrunde, dass der Aufwand zur Verfolgung der
hier formulierten Ziele und Anforderungen im Sinne effizienten Mitteleinsatzes in einem an-
gemessenen Verhdltnis zum angestrebten Schutzzweck stehen sollte.

Absatz 2 formuliert die aus Artikel 20 Absatz 2 Richtlinie (EU) 2016/680 folgende Anforde-
rung, dass die automatisierte umfassende Zugénglichmachung personenbezogener Daten
zu verhindern ist.

Absatz 3 setzt Artikel 48 Richtlinie (EU) 2016/680 um. Gegenstand sind sowohl abgeschlos-
sene Datenschutzverstof3e als auch solche, die noch andauern oder bei denen mit gro3er
Wahrscheinlichkeit davon auszugehen ist, dass sich diese ereignen werden.

Nach Absatz 4 besteht die Verpflichtung der Polizei jahrlich dem fur Datenschutz zustandi-
gen Ausschuss der Birgerschaft Gber die nach Absatz 1 getroffenen Mal3hahmen zu berich-
ten.

Zu 8 77 — Gemeinsame Verantwortlichkeit

§ 77 dient der Umsetzung von Artikel 21 Richtlinie (EU) 2016/680.

Zu § 78 — Auftragsverarbeitung
§ 78 dient der Umsetzung von Artikel 22 Richtlinie (EU) 2016/680.

Wie auch nach vorheriger Rechtsgrundlage (vgl. 8 9 Bremisches Datenschutzgesetz) beno-
tigt die Polizei fur die Dateniibermittlung an Auftragsverarbeiter keine gesonderte Rechts-
grundlage.

Absatz 1 greift zugleich den Regelungsgehalt des bisherigen § 9 Absatz 1 Bremisches Da-
tenschutzgesetz auf.

Absatz 2 beschreibt an den Auftragsverarbeiter zu stellende Anforderungen.
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In Absatz 3 werden Voraussetzungen fur die Eingehung von Unterauftragsverarbeitungsver-
haltnissen im Verhéaltnis des Auftragsverarbeiters und der von diesem beauftragten Unter-
nehmen normiert.

In Absatz 4 wird in Ubernahme von Elementen aus Artikel 28 Absatz 4 DSGVO die Uberfiih-
rung von den den Auftragsverarbeiter betreffenden Pflichten auf einen Unterauftragnehmer
thematisiert.

In Absatz 5 werden die erforderlichen Inhalte einer der Auftragsverarbeitung zugrundeliegen-
den Vereinbarung niedergelegt.

Absatz 6 trifft Aussagen zur Form der Vereinbarung.

Absatz 7 setzt Artikel 22 Absatz 5 RL2016/680 um.

Zu 8 79 — Verarbeitung auf Weisung, Datengeheimnis

Absatz 1 Satz 1 setzt Artikel 23 Richtlinie (EU) 2016/680 um und enthélt die Definition des
Begriffs ,Datengeheimnis”. Satz 2 enthalt die Klarstellung, dass mit Beendigung der Tatigkeit
der Datenschutz hinsichtlich der dienstlich erlangten Kenntnisse tber personenbezogenen
Daten fortbesteht.

Zur Durchsetzung dieser Regelung wird in Absatz 2 eine Pflicht zur Unterrichtung aufgenom-
men (vgl. 8 6 Bremisches Datenschutzgesetz).

Zu 8§ 80 — Verzeichnis von Verarbeitungstatigkeiten
8§ 80 dient der Umsetzung von Artikel 24 Richtlinie (EU) 2016/680.

Die Polizei wird darin zur Fihrung eines Verzeichnisses Uber bei ihr durchgefiihrte Katego-
rien von Datenverarbeitungstatigkeiten verpflichtet.

Die Kombination von

- Anhdrung der oder des Landesbeauftragten fur Datenschutz und Informationsfreiheit
(§ 86),

- Einsicht in das Verzeichnis (8 80 Absatz 4) und
- Zurverfigungstellung von Protokolldaten (8§ 81 Absatz 5)

gewahrt der oder dem Landesbeauftragten fiir Datenschutz und Informationsfreiheit ein um-
fassendes Bild Uber die bei der Polizei durchgefuhrten Datenverarbeitungen. Dies ermdglicht
es ihr oder ihm, ihre oder seine Aufgaben und Befugnisse zielgerichtet, effizient und verhalt-
nismafig auszurichten und zu nutzen. Die Beteiligung der oder des Landesbeauftragten fir
Datenschutz und Informationsfreiheit wird erganzt durch die interne Beratungs- und Kontroll-
tatigkeit der oder des Datenschutzbeauftragten nach § 94.

In Absatz 1 werden die in das Verzeichnis aufzunehmenden Angaben benannt. Die Formu-

lierung "Kategorien von Datenverarbeitungstatigkeiten" stellt klar, dass sich das Verzeichnis
nicht auf einzelne Datenverarbeitungsvorgange, sondern auf sinnvoll abgrenz- und kategori-
sierbare Teile der bei der Polizei durchgefihrten Datenverarbeitungen bezieht.

Absatz 2 verpflichtet den Auftragsverarbeiter, ein Verzeichnis fur Verarbeitungen zu fuhren,
wenngleich in geringerem Umfang als nach Absatz 1, wenn er personenbezogene Daten im
Auftrag der Polizei verarbeitet.

In Absatz 3 werden Aussagen zur Form des Verzeichnisses getroffen.
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Nach Absatz 4 werden das Verzeichnis und seine Aktualisierungen der oder dem Landesbe-
auftragten fur Datenschutz und Informationsfreiheit zur Verfiigung gestellt.

Zu § 81 — Protokollierung
§ 81 dient der Umsetzung von Artikel 25 Richtlinie (EU) 2016/680.

Absatz 1 enthélt eine umfassende Pflicht der Polizei zur Protokollierung der unter ihrer Ver-
antwortung durchgefuhrten Datenverarbeitungen in automatisierten Verarbeitungssystemen.

Absatz 2 enthalt konkrete Vorgaben an den Inhalt der Protokolle.

Absatz 3 schrankt die Verwendung ein. Die Verwendung fur Strafverfahren meint hier insbe-
sondere solche nach § 96.

In Absatz 4 wird eine Léschfrist flr die Protokolldaten generiert.

In Absatz 5 wird festgelegt, dass die Protokolle der oder dem Landesbeauftragten fur Daten-
schutz und Informationsfreiheit zum Zwecke der Datenschutzkontrolle zur Verfligung stehen
mussen.

Absatz 6 nimmt die in Artikel 63 Absatz 2 Richtlinie (EU) 2016/680 eingeraumte Ausnahme
auf, dass die vor Erlass der Richtlinie (EU) 2016/680 eingerichteten automatisierten Verar-
beitungssysteme im Falle eines mit der Umarbeitung verbundenen unverhaltnismaRigen Auf-
wandes erst bis zum 6. Mai 2023 den Anforderungen der Richtlinie (EU) 2016/680 genligen
mussen. Satz 2 sieht vor, dass fur die betroffenen Verfahren zur automatisierten Verarbei-
tung von personenbezogenen Daten stattdessen die Vorschriften tiber technische und orga-
nisatorische Maflinahmen nach dem zum Zeitpunkt der Errichtung der Verfahren noch
geltenden Bremischen Datenschutzgesetz weiterhin anzuwenden sind. Absatz 6 tritt nach

§ 152 Absatz 6 mit Ablauf des 6. Mai 2023 aul3er Kraft.

Zu 8§ 82 — Durchfuhrung einer Datenschutz-Folgenabschétzung

§ 82 dient der Umsetzung von Artikel 27 Richtlinie (EU) 2016/680. Die Datenschutz-Folgen-
abschatzung ist ein zentrales Element der strukturellen Starkung des Datenschutzes. Die
Voraussetzungen zur Durchflihrung einer Datenschutz-Folgenabschéatzung kénnen nur in
grundsatzlichen Zigen gesetzlich konkret ausgestaltet werden. So lasst sich dennoch fest-
stellen, dass hinsichtlich des Umfangs der Verarbeitung nicht eine Einzelverarbeitung, son-
dern lediglich die Verwendung maf3geblicher Systeme und Verfahren zur Verarbeitung
personenbezogener Daten mithilfe einer Datenschutz-Folgenabschatzung vorab in den Blick
genommen werden muss. Kriterien fur die Entscheidung, ob die vorgesehene Verarbeitung
qualitativ erhéhte Gefahren fur die Rechtsgiiter der betroffenen Person in sich birgt, kbnnen
beispielsweise der Kreis der betroffenen Personen, die Art der zur Datenerhebung einge-
setzten Mittel oder der Kreis der zugriffsberechtigten Personen, mithin die Eingriffsintensitéat
der mit der Verarbeitung verbundenen MalRnahmen im Sinne einer Gesamtwiirdigung sein.

Die Konkretisierung der in Absatz 1 genannten Voraussetzungen ist der Praxis Uberlassen.
Bei diesem Konkretisierungsvorgang wird allerdings zu beachten sein, dass die entstehen-
den Aufwande angemessen und beherrschbar bleiben missen. Ferner ist festzuhalten, dass
das Erfordernis einer Datenschutz-Folgenabschatzung nur fir neue Verarbeitungssysteme
oder wesentliche Veranderungen an bestehenden Verarbeitungssystemen gilt.

Absatz 2 legt den Inhalt der Datenschutz-Folgenabschatzung fest und konkretisiert die in Ar-
tikel 27 Absatz 2 Richtlinie (EU) 2016/680 enthaltenen allgemeinen Angaben durch Uber-
nahme der Angaben aus Artikel 35 Absatz 7 DSGVO.
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Zum 5. Unterabschnitt: Die oder der Landesbeauftragte fir Datenschutz und Informati-
onsfreiheit (88 83 bis 91)

Zu 8 83 — Aufsichtsbehdrde

8 83 regelt das Verfahren und die Modalitaten der Bestellung der oder des Landesbeauftrag-
ten fur Datenschutz und Informationsfreiheit. Die Bestimmung setzt dabei die Vorgaben der
Artikel 43 und 44 Richtlinie (EU) 2016/680 um.

Absatz 1 stellt den Status der oder des Landesbeauftragten fur Datenschutz und Informati-
onsfreiheit als Aufsichtsbehérde im Sinne der Richtlinie (EU) 2016/680 fest.

Mit der Bezugnahme in Absatz 2 auf die Vorschriften 88 16 bis 20 des Bremischen Ausfih-
rungsgesetzes zur EU-Datenschutz-Grundverordnung werden Anforderungen aus Artikel 41
bis 44 Richtlinie (EU) 2016/680 umgesetzt. Da § 20 Bremisches Ausfiihrungsgesetz zur EU-
Datenschutz-Grundverordnung nur fiir die Behordenleitung gilt, stellt Satz 2 klar, dass auch
den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der oder des Landesbeauftragten flir Datenschutz und
Informationsfreiheit die Einhaltung der dort genannten Vorgaben obliegt. Die Amtsenthebung
kommt nach Artikel 43 Absatz 4 Richtlinie (EU) 2016/680 nur in Betracht, wenn eine schwere
Verfehlung vorliegt oder die Voraussetzungen fur die Erfullung der Aufgaben nicht mehr er-
fullt sind.

Nach 8§ 152 Absatz 4 lassen diese Neuregelungen die Amtszeit der derzeitigen Landesbe-
auftragten fur den Datenschutz unberihrt.

Zu 8§ 84 — Aufgaben

§ 84 bestimmt, welche Aufgaben die oder der Landesbeauftragte fur Datenschutz und Infor-
mationsfreiheit nach diesem Gesetz hat.

Absatz 1 nennt abschlieRend die Aufgaben der oder des Landesbeauftragten fur Daten-
schutz und Informationsfreiheit und setzt damit Artikel 46 Absatz 1 Richtlinie (EU) 2016/680
um.

Absatz 2 setzt Artikel 26 Richtlinie (EU) 2016/680 um.
Absatz 3 und 4 setzen Artikel 46 Absatz 2 bis 4 Richtlinie (EU) 2016/680 um.

Zu 8§ 85 — Befugnisse

§ 85 regelt, welche Befugnisse der oder dem Landesbeauftragten fir Datenschutz und Infor-
mationsfreiheit zur Erfillung der Aufgaben nach § 84 zur Verfiigung stehen.

Absatz 1 und 3 entsprechen inhaltlich 8§ 16 Absatz 2 und 4 des Bundesdatenschutzgesetzes.

Mit Absatz 2 wird entsprechend 8 69 Absatz 2 Bundeskriminalamtgesetz Artikel 47 Absatz 2
Richtlinie (EU) 2016/680 umgesetzt. Satz 1 raumt der oder dem Landesbeauftragten fir Da-
tenschutz und Informationsfreiheit die Befugnis gegeniiber der Polizei ein, rechtsverbindliche
Anordnungen in Form eines Verwaltungsaktes zu erlassen. Die Nummern 1 und 2 dienen
der exemplarischen Hervorhebung einzelner Anordnungsmaglichkeiten.

Zu § 86 — Anhorung

§ 86 dient der Umsetzung von Artikel 28 Richtlinie (EU) 2016/680. Die vorherige Befassung
der oder des Landesbeauftragten fir Datenschutz und Informationsfreiheit dient der daten-
schutzrechtlichen Absicherung in Bezug auf beabsichtigte Verarbeitungen in neu anzulegen-
den Dateisystemen, die ein erhdhtes Gefahrdungspotential fir Rechtsguter der betroffenen
Personen in sich bergen. Insofern besteht eine enge inhaltliche Verbindung zum Instrument
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der Datenschutz-Folgenabschatzung nach § 82. Daher ist auch nach Absatz 1 Nummer 1
eine Anhdrung durchzufiihren, wenn im Ergebnis einer Datenschutz-Folgenabschatzung
nach 8§ 82 eine erhthte Gefahrdung angenommen wird, wenn die Polizei hierauf nicht mit
Malnahmen zur Gefahrdungsminimierung reagieren wirde. Der einzurAumende Zeitraum
fur die Frist bemisst sich nach dem Umfang und der Komplexitat des neu anzulegenden Da-
teisystems. Ein Zeitraum von bis zu drei Monaten vor der Inbetriebnahme kann insoweit fir
die Befassung erforderlich sein.

Zu dem Umfang der der oder dem Landesbeauftragten fur Datenschutz und Informationsfrei-
heit vorzulegenden Unterlagen kann in Anlehnung an Artikel 28 Absatz 4 Richtlinie (EU)
2016/680 zahlen:

- gegebenenfalls Angaben zu den jeweiligen Zustandigkeiten der Polizei und der an
der Verarbeitung beteiligten Auftragsverarbeiter,

- Angaben zu den Zwecken und den Mitteln der beabsichtigten Verarbeitung,

- Angaben zu den zum Schutz der Rechtsguter der betroffenen Personen vorgesehe-
nen Mal3nahmen und Garantien sowie

- Name und Kontaktdaten der oder des Datenschutzbeauftragten.

Artikel 28 Richtlinie (EU) 2016/680 knupft an die Einleitung der Konsultation an, setzt aber
nicht voraus, dass diese zwingend abgeschlossen sein muss, bevor personenbezogene Da-
ten entsprechend verarbeitet werden. Zwar wird man im Regelfall den Abschluss der Konsul-
tation im Interesse der betroffenen Personen abwarten. Im Ausnahmefall kdnnen jedoch
Abweichungen geboten sein. Die in Absatz 4 vorgesehene Eilfallregelung tragt solchen ope-
rativen und (polizei-) fachlichen Erfordernissen in Abweichung von Absatz 3 Satz 1 Rech-
nung. Die Nutzung der Eilfallregelung entbindet die Polizei gleichwohl nicht davon, die
Empfehlungen der Landesbeauftragten fir Datenschutz und Informationsfreiheit nach pflicht-
gemé&lRem Ermessen zu prifen und die Verarbeitung gegebenenfalls daraufhin anzupassen.
Weiterhin begrenzt die Eilfallregelung nicht die der oder dem Landesbeauftragten fir Daten-
schutz und Informationsfreiheit zur Verfiigung stehenden Befugnisse.

Absatz 5 setzt Artikel 28 Absatz 2 Richtlinie (EU) 2016/680 um.

Zu 8§ 87 — Anrufung

Absatz 1 stellt klar, dass sich betroffene Personen mit Beschwerden Uber die bei der Polizei
durchgefihrte Datenverarbeitung an die Landesbeauftragte oder den Landesbeauftragten fur
Datenschutz und Informationsfreiheit wenden kénnen. Hiermit wird Artikel 52 Absatz 1 Richt-
linie (EU) 2016/680 umgesetzt.

Absatz 2 setzt Artikel 52 Absatz 2 Richtlinie (EU) 2016/680 um.

Zu § 88 — Rechtsschutz gegen Entscheidungen der oder des Landesbeauftragten oder
bei deren oder dessen Untatigkeit

Absatz 1 setzt Artikel 53 Absatz 1 Richtlinie (EU) 2016/680 um.

In Absatz 2 wird — in Umsetzung von Artikel 53 Absatz 2 Richtlinie (EU) 2016/680 — der
Rechtsschutz auf Falle der Untétigkeit der oder des Landesbeauftragten fir Datenschutz und
Informationsfreiheit ausgedehnt. Satz 2 verweist auf fir die verfahrensrechtlichen Regelun-
gen zu dem gerichtlichen Rechtschutz auf § 20 Absatz 2 bis 7 des Bundesdatenschutzgeset-
zes.
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Zu 8 90 — Tatigkeitsbericht und parlamentarische Ersuchen

§ 90 regelt insbesondere verfahrensrechtliche Einzelheiten zum Téatigkeitsbericht der oder
des Landesbeauftragten fur Datenschutz und Informationsfreiheit nach Artikel 49 Richtlinie
(EVU) 2016/680.

Die in Absatz 1 geregelte Pflicht der oder des Landesbeauftragten fir Datenschutz und Infor-
mationsfreiheit, jahrlich einen Tatigkeitsbericht zu erstellen und diesen zuganglich zu ma-
chen, folgt aus Artikel 49 Richtlinie (EU) 2016/680.

Absatz 2 enthalt die Pflicht des Senats zur Stellungnahme zum Téatigkeitsbericht. Diese Re-
gelung folgt nicht aus dem Europarecht. An diesem Vorgehen soll indes festgehalten werden
(vgl. 8 33 Absatz 2 Bremisches Datenschutzgesetz).

Absatz 3 regelt weitere Rechte der Blrgerschaft (Landtag), dessen fur Datenschutz zustén-
digen Ausschuss, der staatlichen Deputation fir Inneres, des parlamentarischen Kontrollaus-
schusses nach § 38 Absatz 1 Satz 1 sowie des Senats gegeniiber der oder dem
Landesbeauftragten fir Datenschutz und Informationsfreiheit. Die dort genannten Aufgaben
sind Konkretisierungen des Artikels 46 Richtlinie (EU) 2016/680.

Zu 8§ 91 — Gegenseitige Amtshilfe

§ 91 setzt Artikel 50 Richtlinie (EU) 2016/680 um.

Absatz 1 und 2 setzen Artikel 50 Absatz 1 und 2 Richtlinie (EU) 2016/680 um.
Absatz 3 bis 6 setzen Artikel 50 Abséatze 4 bis 7 2016/680 um.

Absatz 7 dient der Umsetzung von Artikel 50 Absatz 3 Richtlinie (EU) 2016/680.

Zum 6. Unterabschnitt: Datenschutzbeauftragte der Polizei (88 92 bis 94)
Der 6. Unterabschnitt setzt Artikel 32 bis 34 Richtlinie (EU) 2016/680 um.

Zu 8§ 92 — Benennung

8 92 regelt die Benennung einer oder eines Datenschutzbeauftragten durch alle Polizeibe-
horden der Freien Hansestadt Bremen. Die in Absatz 1 Satz ausnahmsweise gewdahlte For-
mulierung ,Polizeibehérden” statt ,Polizei sowie die Mdglichkeit der Mehrfachbenennung
nach Satz 2 verdeutlicht, dass fur alle Polizeibehérden eine Datenschutzbeauftragte oder ein
Datenschutzbeauftragter zu benennen ist. Nach Absatz 1 Satz 2 kann eine Person als Da-
tenschutzbeauftragte fir mehrere Polizeibehérden benannt werden. Satz 3 stellt klar, dass
die oder der Datenschutzbeauftragte Beschéftigte der Polizei ist und nicht — wie z. B. nach
Artikel 37 Absatz 6 der Verordnung (EU) 2016/679 des Europaischen Parlaments und des
Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natirlicher Personen bei der Verarbeitung personen-
bezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (im
Folgenden: DSGVO) mdoglich — alleine aufgrund eines Dienstleitungsvertrags benannt wird.

Absatz 2 setzt die qualitativen Anforderungen aus Artikel 32 Absatz 2 Richtlinie (EU)
2016/680 um. Das erforderliche Fachwissen umfasst insbesondere das Datenschutzrecht,
erstreckt sich aber auch auf die Datenschutzpraxis. Es kommt damit neben der abstrakten
Rechtskenntnis auch auf die Umsetzungskenntnis an. Zu den Féahigkeiten, die zur Erfillung
der Aufgaben zusatzlich erforderlich sind, z&hlen Zuverlassigkeit, soziale Kompetenz, Kom-
munikationsfahigkeit und informationstechnisches Verstandnis, um der Informations- und Be-
ratungsaufgabe gegeniber der benennenden Polizeibehérde gerecht zu werden.

Zu den Kontaktdaten nach Absatz 3 zahlen die Telefondurchwahl sowie die E-Mail-Adresse
der oder des Datenschutzbeauftragten.
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Zu § 93 — Stellung
§ 93 regelt die Rechtsstellung der oder des Datenschutzbeauftragten.
Mit Absatz 1 und 2 wird Artikel 33 Richtlinie (EU) 2016/680 umgesetzt.

Absatz 3 enthélt die Verschwiegenheitsverpflichtung der oder des Datenschutzbeauftragten.

Zu § 94 — Aufgaben

8§ 94 regelt die Aufgaben der oder des Datenschutzbeauftragten. Die Gewahrleistung des
Datenschutzes nach Kapitel IV Richtlinie (EU) 2016/680 obliegt der Polizei und dem Auf-
tragsverarbeiter. Sofern also nicht in Absatz 2 origindre Aufgaben der oder des Datenschutz-
beauftragten genannt werden, so obliegt ihr bzw. ihm lediglich die Unterrichtungs-,
Beratungs- und Uberwachungsfunktion. Dabei ist sie oder er zudem durch die Polizei und
gegebenenfalls auch den Auftragsverarbeiter zu unterstiitzen. Sie oder er ist ein Element der
internen Selbstkontrolle. Damit ist keine Verlagerung der Verantwortung fiir die Einhaltung
datenschutzrechtlicher Bestimmungen verbunden.

Absatz 1 entspricht der Aufzéhlung in Artikel 34 Richtlinie (EU) 2016/680.

Nach Artikel 33 Absatz 1 Richtlinie (EU) 2016/680 ist die oder der Datenschutzbeauftragte
ordnungsgeman und friihzeitig in alle mit dem Schutz personenbezogener Daten zusam-
menhangenden Fragen einzubinden (siehe auch § 93 Absatz 1).

Absatz 2 enthélt in Entsprechung zur Pflicht der Polizei nach § 76 Absatz 3 die Pflicht der
Datenschutzbeauftragten, die Vertraulichkeit der ihr aus dem Polizeibereich oder von aul3er-
halb Gbermittelten Hinweise sicherzustellen.

Zum 7. Unterabschnitt: Haftung und Sanktionen (88 95 und 96)

Zu 8 95 (Schadensausgleich bei Datenschutzverletzungen)

Aufgrund des thematischen Zusammenhangs und der begleitenden Vorschriften in 88 120
bis 123 wird diese Regelung in diesen Abschnitt eingeflugt.

Die Bestimmung in Absatz 1 setzt Artikel 56 Richtlinie (EU) 2016/680 um.

Absatz 1 Satz 1 statuiert einen Schadensersatzanspruch der betroffenen Person wegen ei-
ner rechtswidrigen Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten. Absatz 1 Satz 2 regelt den
Wegfall der Ersatzpflicht. Da Satz 1 in Anlehnung an Artikel 56 Richtlinie (EU) 2016/680 nur
auf die Datenverarbeitung (,Verantwortlicher im Sinne des Artikels 3 Nummer 8 Richtlinie
[EU] 2016/680) und nicht auf die fur den Schaden zu verantwortende Stelle abstellt, kann die
datenverarbeitende Stelle den Schadensausgleich bei einer nichtautomatisierten Verarbei-
tung dadurch verhindern, dass sie nach Satz 2 darlegt, dass sie nicht die Verantwortung fiir
den Schaden tragt.

Absatz 2 bestimmt, dass wegen immaterieller Schaden eine Geldentschadigung verlangt
werden kann.

Absatz 3 regelt, dass ein Mitverschulden der betroffenen Person bei der Schadensentste-
hung zu berlcksichtigen ist und erklart hierfir die Bestimmung des § 254 Blirgerliches Ge-
setzbuch fir entsprechend anwendbar.

Zu § 96 (Ordnungswidrigkeiten und Strafvorschriften)
§ 96 setzt Artikel 57 Richtlinie (EU) 2016/680 um.
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Die unbefugte Datenverarbeitung durch Beschéftigte der Polizei wird nach Absatz 1 als Ord-
nungswidrigkeit eingestuft. Gegen die Polizeibehdrden selbst kann keine Geldbul3e verhéangt
werden. Die Zustandigkeit fur die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nach
§ 36 Absatz 1 Nummer 1 des Ordnungswidrigkeitengesetzes wird parallel zu § 21 Absatz 4
des Bremischen Ausfuhrungsgesetzes zur EU-Datenschutz-Grundverordnung (BremDSG-
VOAG) auf die Landesbeauftragte oder den Landesbeauftragten fur Datenschutz und Infor-
mationsfreiheit Ubertragen.

Insofern, als dass das Strafrecht nach Artikel 74 Absatz 1 Nummer 1 Grundgesetz der kon-
kurrierenden Gesetzgebung unterfallt, ist der Landesgesetzgeber gemal Artikel 72 Absatz 1
Grundgesetz zu einer Regelung befugt, soweit und solange der Bundesgesetzgeber von sei-
ner Regelungsbefugnis keinen Gebrauch gemacht hat. Da der Bund im Rahmen seiner Vor-
schriften eine Strafbarkeit lediglich fur Verst6R3e gegen die bundesrechtlichen Anordnungen
normiert, sind die Landesgesetzgeber nicht daran gehindert, ihrerseits fur Verstél3e gegen
Landesrecht Strafen vorzusehen. Die durch den Landesgesetzgeber vorzusehende Frei-
heitsstrafe betragt nach Artikel 3 Absatz 1 Nummer 1 Einfihrungsgesetz zum Strafgesetz-
buch maximal zwei Jahre oder Geldstrafe.

Absatz 2 bestimmt daher in besonderen Fallen des Verstol3es gegen die Datenschutzvor-
schriften dieses Gesetzes, namentlich die Verwendung behérdlicher Informationen zu beson-
deren privaten Zwecken, die Strafbarkeit. Aufgrund der Schwere der Datenschutzverletzung
seitens der fir die Verteidigung der Rechtsordnung zustandigen Polizei, besteht ein offentli-
ches Interesse an der Strafverfolgung und kann daher auf ein Strafantragserfordernis ver-
zichtet werden.

Zu Nummer 59 — Folgeanpassung infolge der Verschiebung von Paragraphen

Infolge der Einfigung, Verschiebung und Aufhebung von Paragraphen werden die Bezeich-
nungen der Paragraphen angepasst.

Zu Nummer 60 — 8 152 (Inkrafttreten; Aul3erkrafttreten)

Infolge der Anpassung der vorherigen Paragraphen wird der bisherige § 88 zu § 152. Auf-
grund der Aufnahme weiterer Regelungsgehalte sowie der Aufhebung des § 26a sind redak-
tionelle Anderungen vorzunehmen und die Uberschrift anzupassen.

Der bisherige Absatz 3 ist infolge seiner Umsetzung (AulRerkrafttreten des § 26a) hinfallig ge-
worden und aufzuheben. Da sich hinsichtlich der Dauer der Amtszeit der Landesbeauftrag-
ten fur Datenschutz und Informationsfreiheit keine Anderungen gegeniiber der bisherigen
Rechtslage ergeben, berechnet diese sich nach dem Zeitpunkt der Ernennung und wird
durch das Inkrafttreten dieses Gesetzes nicht berihrt (Absatz 3).

Absatz 4 enthalt Bestimmungen nach denen die TelekommunikationsmalRnahmen der § 41
bis 43 sowie die hierauf bezogenen Normen mit Ablauf des 30.06.2024 aul3er Kraft treten,
sofern diese Norm nicht aufgehoben wird.

Absatz 5 tragt dem Umstand Rechnung, dass nach § 51 Daten grundsétzlich zu kennzeich-
nen sind. Die Moglichkeit Daten ausnahmsweise nicht zu kennzeichnen soll spatestens mit
Vorliegen entsprechender Systeme entfallen. Nur bis zu dem genannten Zeitpunkt und der
Abstimmung der Systeme zwischen Bund und Landern hinsichtlich der Datenverarbeitungs-
systeme soll die Ubergangszeit daher gelten (siehe dazu auch oben Nummer 53 — zu § 51).

Absatz 6 dient der Umsetzung von Artikel 63 Absatz 2 Richtlinie (EU) 2016/680.
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Zu Nummer 61 — Uberschrift

Infolge der Verschiebung und Umgestaltung von Normen wird eine Uberschrift eingefiigt.

Zu Nummer 62 — Folgeanpassung infolge der Verschiebung von Paragraphen

Infolge der Einfigung, Verschiebung und Aufhebung von Paragraphen werden die Bezlige
auf andere Paragraphen angepasst.

Zu Nummer 63 — Uberschrift

Infolge der Verschiebung und Umgestaltung von Normen wird eine Uberschrift eingefligt.

Zu Nummer 64 — Folgeanpassung infolge der Verschiebung von Paragraphen

Infolge der Einfigung, Verschiebung und Aufhebung von Paragraphen werden die Bezlige
auf andere Paragraphen angepasst.

Zu Nummer 65 — Anpassung von 8§ 101 (Unmittelbarer Zwang

Es handelt sich um eine klarstellende Erganzung infolge der Anpassung in 8 106 (s. nachfol-
gend)

Zu Nummer 66 — 8 106 (Fixierungen)

Das Bundesverfassungsgericht hat mit Urteil vom 24.07.2018 — 2 BvR 309/15, 2 BvR 502/16
besondere Anforderungen an die Fixierung von Extremitaten gestellt, denen mit der Auf-
nahme von 8§ 106 Rechnung getragen wird.

Wird eine Person mittels Fesselung fixiert, bedeutet dies, dass die Person auf dem Riicken
liegt und mittels spezieller Gurte an das Bett, die Liege oder @hnliches gefesselt wird, um de-
ren Bewegungsfahigkeit vollstandig aufzuheben. Die fixierten Personen kdnnen ihre Extremi-
taten nicht bewegen; ihre Bewegungsfreiheit ist vollstandig aufgehoben.

Die Fixierung wird nicht als ein Unterfall der Fesselung (8§ 105) aufgefasst, sondern als eine
besondere Sicherungsmaflinahme eigener Art und daher auch gesondert geregelt. Gefordert
wird eine dringende Gefahr fiir Leib oder Leben der Betroffenen oder der Beschéftigten, z. B.
die Gefahr der Selbstverletzung oder -tétung. Die Begriffe ,soweit” und ,solange“ sowie die
Voraussetzung der Unerlasslichkeit machen deutlich, dass einer Fixierung eine strenge Ver-
haltnismaRigkeitsprifung vorauszugehen hat, die auch wahrend der Dauer der Fixierung im-
mer wieder durchzufiihren ist. Die Fixierung ist danach als letztes Mittel anzuwenden, wenn
weniger eingriffsintensive MaRnahmen zur Gefahrenabwehr nicht mehr ausreichen. Sie ist
bestandig dahingehend zu tberprufen, ob ihre Aufrechterhaltung weiterhin zur Gefahrenab-
wehr unbedingt erforderlich ist. Dabei ist eine am Verhalten und an den verbalen AuRerun-
gen der Gefangenen sowie an moglicherweise bekanntem Vorverhalten ausgerichtete
Prognose zu treffen.

Um Verletzungen durch Metallbefestigungen ausschlie3en zu kénnen, wird in Absatz 1
Satz 2 und 3 die Verwendung eines Gurtsystems und die Durchfiihrung der Manahme nur
durch hierfir entsprechend fortgebildetes Personal vorgeschrieben.

Aufgrund der Intensitat des Eingriffs sind die betroffenen Personen nach Absatz 2 grundsatz-
lich engmaschig und in unmittelbarer raumlicher Nahe zu betreuen. Insbesondere wenn die
Anwesenheit in unmittelbarer Nahe abtraglich fur die Beruhigung der betroffenen Personen
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ist, dann kann auf die unmittelbare Néhe verzichtet werden. Eine wechselseitige Kontaktauf-
nahme muss dennoch ermoglicht werden. Zur Durchfihrung einer Videolberwachung oder
eines sog. Distanzmonitorings s. Nummer 33 (§ 34).

In Absatz 3 werden besondere Anforderungen fir die nicht nur kurzfristige Fixierung aufge-
stellt. Das Bundesverfassungsgericht unterscheidet kurzfristige Fixierungen von anderen Fi-
xierungen. Fur kurzfristige Fixierungen, das heil3t Fixierungen bei deren Beginn die
Durchfiihrung von weniger als einer halben Stunde vorausgesehen wird, stellt das Bundes-
verfassungsgericht geringere Verfahrensanforderungen an. Die Entscheidung Uber die An-
ordnung ist dem Amtsgericht vorbehalten. Das Amtsgericht entscheidet aufgrund eines
Antrags der Behérdenleitung oder eines von ihr im Einzelfall oder aufgrund allgemeiner Wei-
sungslage beauftragten Beamtinnen oder Beamten der Laufbahngruppe 2 ab dem zweiten
Einstiegsamt. Lediglich bei Gefahr im Verzug kann zunachst auf die Beantragung der richter-
lichen Entscheidung kurzfristig verzichtet werden und ist die richterliche Entscheidung unver-
zuglich nachzuholen. Zur Vermeidung gerichtlichen Aufwands ist dem Gericht unverziiglich
mitzuteilen, wenn es entgegen erster Annahme und Beantragung die gerichtliche Entschei-
dung nicht mehr erforderlich ist, weil die Fixierung bereits beendet ist.

Absatz 4 normiert die Anforderungen an die Dokumentation. Die Dokumentation dient dem
Nachweis fur den Polizeivollzugsdienst, dass seine Beschéftigten rechtmalig gehandelt ha-
ben. Die betroffenen Personen miissen auf ihre Rechtschutzmdéglichkeiten hingewiesen wer-
den und auch dies ist zu dokumentieren.

Zu Nummer 67 — Folgeanpassung infolge der Verschiebung von Paragraphen

Infolge der Einfigung, Verschiebung und Aufhebung von Paragraphen werden die Bezlige
auf andere Paragraphen angepasst.

Zu Nummer 68 — Schusswaffengebrauch gegen Personen

Die Anderung des Absatz 1 betrifft den Schusswaffengebrauch gegen fliehende Personen,
die entweder wegen eines dringenden Tatverdachts vorlaufig festgenommen werden sollen
(Nummer 3) oder aufgrund einer gerichtlichen Entscheidung in Haft bzw. Gewahrsam zu
nehmen bzw. zu halten sind (Nummer 4). Nach der bisherigen Regelung ist der Schusswaf-
fengebrauch in diesen Fallen ohne weitere Voraussetzungen zuléssig, wenn es sich bei der
Straftat um ein Verbrechen handelt. Diese Formulierung birgt die Gefahr, dass es im Einzel-
fall zu unverhéaltnismafigen Eingriffen in das Grundrecht auf Leben und in das Grundrecht
auf korperliche Unversehrtheit kommen kann. Die bloBe Durchsetzung des staatlichen Straf-
verfolgungsanspruchs kann einen nicht ausgeschlossenen tédlichen Schusswaffeneinsatz
nicht rechtfertigen, zumal ein unbeabsichtigt tédlicher Schuss endgliltig die weitere Strafver-
folgung der getroffenen Person vereitelt. Grund fiir einen Schusswaffeneinsatz gegen eine
fliehende Person kann vielmehr nur eine von der Person ausgehende Gefahr, die Strafverfol-
gung lediglich der Anlass des entsprechenden Einschreitens sein. Aus Griinden der Verhalt-
nismagigkeit bedarf es einer dringenden Gefahr fir Leib oder Leben einer anderen Person
im Falle der erfolgreichen Flucht, d. h. einer im Hinblick auf das Ausmal3 des zu erwartenden
Schadens und die Wahrscheinlichkeit des Schadenseintritts erhéhten Gefahr (§ 2 Nummer 3
Buchstabe d). Diese dringende Gefahr kann sich insbesondere aus der Art und Weise der
Begehung der Tat ergeben oder — wie nach der bisherigen Regelung — daraus, dass die flie-
gende Person Schusswaffen oder Explosivmittel mit sich flhrt.

Nummer 3 begrenzt den Anlass des Schusswaffeneinsatzes gegen fliehende Personen, ge-
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gen die noch kein richterlicher Haftbefehl vorliegt, zudem auf eine vorlaufige Festnahme we-
gen dringenden Tatverdachts nach § 127 Absatz 2 der Strafprozessordnung. Anders als bis-
her kann somit eine bloRe Identitatsfeststellung kein hinreichender Anlass fir einen
Schusswaffeneinsatz mehr sein. Bereits vergleichsweise harmlose Motive wie ein unsicherer
Aufenthaltsstatus oder eine noch offene Geldstrafe konnen einen Menschen veranlassen,
sich einer polizeilichen Identitéatsfeststellung durch Flucht zu entziehen zu versuchen. So-
lange im Zweifel steht, ob es sich bei der fliehenden Person tberhaupt um die vorlaufig fest-
zunehmende Person handelt, ware ein Schusswaffeneinsatz daher unverhaltnismafig.

Die Anderung tragt zugleich der Rechtsprechung des Europaischen Gerichtshofs fiir Men-
schenrechte Rechnung, nach der es keine Rechtfertigung fur einen potentiell tédlichen
Schusswaffeneinsatz gegen fliehende Personen geben kann, wenn die zu verhaftende Per-
son keine Gefahr flir Leib oder Leben darstellt und nicht verdachtigt wird, eine Gewalttat be-
gangenen zu haben (EGMR, Urteil vom 6. Juli 2005 — Nr. 43577/98 und 43579/98,
Nachova/Bulgarien — Rn. 95).

Zu Nummer 69 — Uberschrift

Infolge der Verschiebung und Umgestaltung von Normen wird eine Uberschrift eingefuigt.

Zu Nummer 70 und 71 — Folgeanpassung infolge der Verschiebung von Paragraphen

Infolge der Einfligung, Verschiebung und Aufhebung von Paragraphen werden die Bezlige
auf andere Paragraphen angepasst.

Zu Nummer 72 — Uberschrift

Infolge der Verschiebung und Umgestaltung von Normen wird eine Uberschrift eingefiigt.

Zu Nummer 73 bis 80 — Folgeanpassung infolge der Verschiebung von Paragraphen

Infolge der Einfigung, Verschiebung und Aufhebung von Paragraphen werden die Bezlige
auf andere Paragraphen angepasst.

Zu Nummer 81 — Anpassung von § 133

Infolge der Aufhebung des Abkommens nach § 133 Absatz 2 Nr. 2 wird diese Aufgaben-
wahrnehmung aufgehoben.

Zu Nummer 82 — Anpassung von 8 134

Buchstabe a) tragt der Rechtsprechung Rechnung nach welcher der Begriff der vorbeugen-
den Bekampfung von Straftaten nur die Verhitung von Straftaten (Verhinderungsvorsorge)
und nicht hingegen auch die Vorsorge fir die Verfolgung kiinftiger Straftaten (Strafverfol-
gungsvorsorge) umfasse (VGH Baden-Wdrttemberg, Urt. v. 15.05.2014 — 1 S 815/13, LS. 1).
Aus Klarstellungsgriinden wird daher die Formulierung angepasst.

Insbesondere im Staatsschutzbereich kann jederzeit eine Lage eintreten, in der wegen des
Umfangs und/oder der Bedeutung der Sache die Ubernahme durch eine spezialisierte
Dienststelle geboten ist. Buchstabe b) tragt dieser Situation Rechnung.
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Zu Nummer 83 — Anpassung von § 136

Ein redaktionelles Versehen wird korrigiert.

Zu Nummer 84 — § 138 (Hilfspolizeibeamtinnen und Hilfspolizeibeamte)

Infolge der Einfigung, Verschiebung und Aufhebung von Paragraphen werden die Bezlige
auf andere Paragraphen angepasst. Zugleich wird mit der erganzten Bezugnahme auf Teile
der Datenverarbeitungsvorschriften dem Umstand Rechnung getragen, dass die Hilfspolizei-
beamten im begrenzten Umfang stets auch Daten von betroffenen Personen verarbeiten
mussen.

Zu Nummer 85 — Folgeanpassung infolge der Verschiebung von Paragraphen

Infolge der Einflgung, Verschiebung und Aufhebung von Paragraphen werden die Bezlige
auf andere Paragraphen angepasst.

Zu Nummer 86 — 8 143 (Amtshandlungen von Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizei-
vollzugsbeamten anderer Lander und des Bundes)

Der Bundesgesetzgeber hat mit § 12d Zollverwaltungsgesetz eine Offnungsklausel geschaf-
fen, nach welcher Zollbedienstete in den Vollzugsbereichen der Zollverwaltung nach Maf3-
gabe des jeweiligen Landesrechts im Zustandigkeitsbereich des Landes polizeiliche
Amtshandlungen vornehmen dirfen, wenn die zustandige Polizeibehdrde die erforderlichen
Mafinahmen nicht rechtzeitig treffen kann. Der Bundesgesetzgeber erméglicht damit seiner-
seits, den Zollvollzugskraften von landesrechtlichen Befugnisnormen Gebrauch zu machen.
Hintergrund dieser Regelung sind Situationen, in denen beispielsweise Zollvollzugskrafte bei
Kontrollsituationen polizeirechtliche VersttRe feststellen, aber nicht die Befugnis haben, ein-
zugreifen und unaufschiebbare MaRnahmen zu treffen oder die fir die Gefahr verantwortli-
chen Personen bis zum Antreffen der Polizei festzuhalten.

Da die Gesetzgebungskompetenz fur die Gefahrenabwehr der L&nder diesen im Grundge-
setz Ubertragen ist, haben die Lander entsprechende Befugnisnormen zu schaffen, um den
Zollvollzugskraften die angesprochenen Befugnisse nach ihrem Landesrecht einzuraumen.
Mit der vorliegenden Anderung erhalten die Zollvollzugskréafte auch in der Freien Hansestadt
Bremen die erforderlichen Befugnisse, insbesondere fir den Fall, dass die Polizei die erfor-
derlichen Mafznahmen nicht rechtzeitig selbst treffen kann.

Zu Nummer 87 — Folgeanpassung infolge der Verschiebung von Paragraphen

Infolge der Einflgung, Verschiebung und Aufhebung von Paragraphen werden die Bezlige
auf andere Paragraphen angepasst.

Zu Nummer 88 — Abschnittsiberschrift und § 145 Zuverlassigkeitstiberprifung beim
Polizeivollzugsdienst

Die Einfiigung des § 145, der thematisch nicht einem anderen Abschnitt oder Teil zuzuord-
nen ist, erfordert die Schaffung eines neuen Abschnitts.

Angesichts der konstanten Bedrohungen, die von unterschiedlichen Gruppierungen (insbe-
sondere Extremismus und islamistischer Terrorismus) ausgehen sowie der bekannt gewor-
denen rechtsextremistischen Falle innerhalb der Polizeien einiger Lander ist zu
gewabhrleisten, dass fiir den Polizeivollzugsdienst in der Freien Hansestadt Bremen aus-
schlieB3lich Beschéftigte tatig werden und sind, die sich vollumfanglich mit den Grundwerten
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der freiheitlichen demokratischen Grundordnung identifizieren und fiir diese Werte einstehen.
Umfasst sind alle Beschaftigten bei den genannten Behdrden ohne Ansehung ihrer konkre-
ten Verwendung in der Polizei (z. B. in der Personalstelle) oder der Form ihrer Anstellung o-
der Verbeamtung.

Aktuelle Erkenntnisse wie z. B. die Identifizierung rechtsextremer Personen bei der Bundes-
wehr, den Behdrden des Verfassungsschutzes oder bei Landespolizeien (z. B. das Netzwerk
rechtsextremistischer Beamter in Frankfurt am Main, dass Drohbriefe mit ,NSU 2.0“ unter-
zeichnete und an die Verteidigerin einer Angehdrigenfamilie eines Opfers der NSU 2.0
Morde 2 verschickte oder die rechtsextremistischen Chats in einigen Polizeibehorden), zei-
gen, dass vereinzelt Personen bei der Polizei tatig sein kénnen, die die demokratischen
Werte nicht vertreten. Zum Teil missbrauchen diese Personen ihre Position bei der Polizei
um ihre extremistischen Positionen zu verbreiten. Um weitestgehend ausschlieRen zu kon-
nen, dass solch ungeeigneten Personen in den sensiblen Bereichen der Polizei in Bremen
tatig werden oder sind, ist eine Zuverlassigkeitsiberprifung unerlasslich. Sollte festgestellt
werden, dass Personen bei den genannten Behdrden tatig sind, welche die demokratischen
Werte nicht teilen, bestiinde die Gefahr, dass das Vertrauen in die Polizei grundlegend und
nachhaltig erschiittert ware.

Mit der vorliegenden Regelung wird die Polizei erméchtigt, die notwendigen Informationen
Uiber angehende und bereits tatige —Beschéftige der Polizei zu erheben, um ihre Zuverlassig-
keit fir diesen besonders sensiblen Bereich Uberpriifen zu kénnen. Daneben soll das Verfah-
ren der Zuverlassigkeitsiiberprifung fir die betroffenen Personen sowie den
Polizeivollzugsdienst transparenter gestaltet werden.

Als Spezialvorschriften zur Datenverarbeitung im Beschaftigungskontext ist die Norm des
§ 107a gegenliber der Europaischen Kommission nach Artikel 88 Absatz 3 DSGVO zu notifi-
zZieren.

Absatz 1 regelt Sinn und Zweck der Zuverlassigkeitsiiberprifung.

Satz 1 ermé&chtigt die Polizei, eine Zuverlassigkeitsiberprifung bei Bewerberinnen und Be-
werbern und bei bereits Beschéftigten durchzuflhren. Satz 2 erlautert, welchem Zweck die
Zuverlassigkeitsiberprifung dienen soll. Die charakterliche Eignung ist ein Unterfall der per-
sonlichen Eignung (vgl. BVerwG, Beschluss vom 20. Juli 2016, 2 B 17.16, Rn. 26) Hierfir ist
die prognostische Einschatzung entscheidend, inwieweit die Bewerberin oder der Bewerber
sowie die Beschaftigten dem von ihr bzw. ihm zu fordernden Vertreten der demokratischen
Werte und Loyalitat, Aufrichtigkeit, Zuverlassigkeit und Dienstauffassung gerecht (werden)
wird. Dies erfordert eine wertende Wirdigung aller Aspekte des Verhaltens der zu tGberpri-
fenden Person, die einen Riickschluss auf die fur die charakterliche Eignung relevanten per-
sonlichen Merkmale zulassen (BVerwG, Beschluss vom 20. Juli 2016, Rn. 29). Insbesondere
sind hier strafrechtliche Verfahren, Erkenntnisse der Verfassungsschutzbehérden der Lander
und des Bundes zu beriicksichtigen.

Satz 3 bis 5 legen fest, dass die fur die Beurteilung der Zuverlassigkeit eine zentrale Stelle
bei der Polizei eine wertende Einzelfallprifung durchzufthren hat, in der alle Daten sorgfaltig
und pflichtbewusst ausgewertet werden. Sofern die betroffene Person eigenem Fehlverhal-
ten oder fehlgeleiteten Orientierungen selbstreflektiert und ernsthaft gegenibersteht und
eine entsprechende Aufarbeitung erfolgt ist, soll die zustandige Stelle dieses bei der Fest-
stellung der Zuverlassigkeit einflielen lassen, um so dem Einzelfall und der individuellen Si-
tuation jeder betroffenen Person gerecht zu werden. Der zeitliche Abstand zwischen
kritischen Verhaltensweisen der Bewerberinnen und Bewerber zum Bewerbungsverfahren ist
ebenfalls in die Abwagung einzubeziehen. Die zustandige Stelle hat nach Satz 4 nicht nur
die Aufgabe der Aufbereitung der Daten (vgl. Satz 3), sondern auch der abschliel3enden
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Wirdigung.

Fur die Durchfiihrung der Zuverlassigkeitsiiberprifung bedarf es der Verarbeitung personen-
bezogener Daten sowie der Verarbeitung besonderer Kategorien personenbezogener Daten.
Die Voraussetzungen fiir die Verarbeitung der Daten fiir die Bewerberinnen und Bewerber
und der — Beschaftigten sind in Absatz 2 bzw. 3 sowie im Nachgang an die Zuverlassigkeits-
uberpriifung in Absatz 5 geregelt. Fur beide Uberpriifungsarten regelt Artikel 88 der Daten-
schutzgrundverordnung (DSGVO) die Datenverarbeitung im Beschéaftigungskontext. Mit § 12
des Bremischen Ausfuhrungsgesetzes zur EU-Datenschutz-Grundverordnung (BremAGD-
SGVO) wurde die Offnungsklausel von Artikel 88 Absatz 1 der DSGVO genutzt, um notwen-
dige ergdnzende Regelungen zu treffen, die fur alle 6ffentlichen Stellen der Freien
Hansestadt Bremen gleichermaf3en Anwendung finden sollen. Die Regelung des § 107a (in
Verbindung mit § 12 BremAGDSGVO) stellt fur die Zuverlassigkeitstiberprifungen im Poli-
zeivollzugsdienst gegenuber 8§ 85 (in Verbindung mit § 12 BremAGDSGVO) eine Spezialvor-
schrift dar.

Absatz 2 regelt die Zuverlassigkeitstuberprifung fir Bewerberinnen und Bewerber des Poli-
zeivollzugsdienstes.

Satz 1 stellt klar, dass die vollstandige Zuverlassigkeitsuberprifung vor der Einstellung der
Bewerberinnen und Bewerber als Polizeivollzugsbeamtinnen bzw. -beamte abgeschlossen
werden muss.

Die Unterrichtung nach Satz 2 bei positivem Ausgang der Zuverlassigkeitsiiberprtfung folgt
aus der Einstellung und muss nicht separat mitgeteilt werden. Im Falle der Feststellung der
Unzuverlassigkeit ist die Bewerberin oder der Bewerber hiertiber zu informieren.

Als Voraussetzung fur die Zuverlassigkeitsprufung ist in Satz 3 die Einwilligungserklarung
der Bewerberin oder des Bewerbers nach Artikel 7 und Artikel 9 Absatz 2 Buchstabe a)
DSGVO vorgesehen. Die Einwilligung kann schriftlich oder mittels des die elektronischen Be-
werbungsunterlagen erfassenden Programms erfolgen. Zur Feststellung der charakterlichen
Eignung der betroffenen Person werden auch notwendigerweise Daten besonderer Katego-
rien personenbezogener Daten im Sinne des Artikel 9 Absatz 1 DSGVO (Daten, aus denen
die rassische und ethnische Herkunft, politische Meinung, religidse oder weltanschauliche
Uberzeugungen hervorgehen) verarbeitet. Die Verarbeitung solcher Daten ist nach Artikel 9
Absatz 1 DSGVO grundsétzlich untersagt. Durch das normierte Erfordernis einer den Vo-
raussetzungen des Artikel 7 bzw. Artikel 9 Absatz 2 Buchstabe a) entsprechenden Einwilli-
gungserklarung wird dem Umstand, dass personenbezogene Daten, auch solche besonderer
Kategorien, verarbeitet werden, Rechnung getragen. Den Bewerberinnen und Bewerbern
soll bekannt sein, welche Daten, zu welchem Zweck vom Polizeivollzugsdienst erhoben wer-
den und, dass der Verarbeitung dieser Daten eine unmittelbare Auswirkung auf das gesamte
Bewerbungs- und Auswahlverfahren zukommt.

Absatz 3 regelt die Zuverlassigkeitstuberpriifung flr Angestellte und Beamtinnen und -be-
amte bei einer nach Behorde nach § 132 Absatz 1 innerhalb bestehender Beschéftigungs-
verhaltnisse.

Satz 1 bestimmt, dass bei einem begriindeten, auf hinreichenden tatsachlichen Anhaltspunk-
ten beruhenden und dokumentierten Verdacht eine anlassbezogene Zuverlassigkeitstiber-
prifung durchzufiihren ist. Dieses ermdglicht es dem Polizeivollzugsdienst fundierten
Erkenntnissen nachzugehen, die Hinweis auf die Unzuverlassigkeit geben, wie z. B. AuRRe-
rungen, die sich gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung richten oder Teilnahme
an extremistischen Veranstaltungen oder Versammlungen und Zuverlassigkeitsiiberprifung
durchzufihren.
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Die Uberpriifung wird nicht heimlich vorgenommen, sondern werden die betroffenen Perso-
nen bei Vornahme der Uberpriifung hiervon unterrichtet und auch iiber den Umfang der Ab-
fragen nach Absatz 4.

Anders als bei der Zuverlassigkeitsiuiberpriifung von Bewerberinnen und Bewerbern, die noch
nicht fiir den Polizeivollzugsdienst tatig sind, wird die Uberpriifung nach Herstellung des Be-
schaftigungsverhaltnisses nicht mehr von einer Einwilligung der betroffenen Person abhan-
gig gemacht. Denn im Rahmen eines Beschaftigungsverhéltnisses ist die Frage, ob eine
freiwillige und damit wirksame Einwilligung aufgrund des vorherrschenden Uber-/Unterord-
nungsverhaltnisses Uberhaupt maglich ist, nicht eindeutig zu beantworten. An der Freiwillig-
keit einer Einwilligung in diesem Uberprifungszusammenhang bestiinden Zweifel.

Die Uberpriifung steht in einem solchen 6ffentlichen Interesse nach Artikel 6 Absatz 1 Buch-
stabe e) und auch Artikel 9 Absatz 2 Buchstabe g) DSGVO, dass sie nicht von der Entschei-
dung der Betroffenen (vgl. die Einwilligung) abhangig sein kann. Das 6ffentliche Interesse an
diesen Uberprifungen steht im Spannungsverhaltnis zum Recht auf informationelle Selbst-
bestimmung der betroffenen Personen sowie zum Gebot der Datenminimierung. Da die An-
gestellten und Beamtinnen und -beamten im Berufsalltag eine Vielzahl an (gerechtfertigten)
Grundrechtseingriffen vornehmen kdnnen und hierbei zum Teil sehr weit die Grundrechtspo-
sitionen beeintrachtigen kénnen (u. a. auch in das Recht auf informationelle Selbstbestim-
mung durch Abfragen und Eintrage in Datenbesténden), hat der Staat ein ganz erhebliches
Interesse daran, dass gerade bei diesen Beschéftigten die Gewahr vorliegt, dass sie ihre Be-
fugnisse stets ausschliel3lich im Interesse der freiheitlichen demokratischen Grundordnung
austiben und charakterlich geeignet sind, die demokratischen Grundwerte zu verteidigen.
Eine Uberprifung einzig zu Beginn ihrer Berufslaufbahn stiinde angesichts dieses ganz er-
heblichen Interesses im Widerspruch zu Erkenntnissen in bundesweit bekannten Einzelfal-
len, in denen die Zuverlassigkeit erst im fortgeschrittenen Berufsleben nicht mehr gegeben
war. Zudem lastet ein erheblicher Druck auf den Beschaftigten im Laufe unzahliger Polizei-
einsatze und PolizeimafRnahmen. Aufgrund dieser Situationen, aufgrund von ggf. schwieri-
gen Rahmenbedingungen im Arbeitsalltag oder aufgrund von sich dndernden Ansichten
besteht die Méglichkeit, dass das seinerzeitige jederzeitige Eintreten fir die freiheitliche de-
mokratische Grundordnung sowie die charakterliche Eignung fur die Arbeit in einer Behdrde
nach 8§ 132 Absatz1 nicht mehr gegeben ist. Zudem ist die Zuverlassigkeitsiiberprifung ge-
eignet, das Vertrauen aller Gesellschaftsteile gegentiber der Polizei zu starken. Denn die
Freie Hansestadt Bremen begegnet mit den Zuverlassigkeitsiiberpriufungen, von Beginn der
Tatigkeit im Polizeivollzugsdienst sowie anlassbezogen, etwaigen demokratiefeindlichen Ent-
wicklungen rechtzeitig und gezielt. Dies beinhaltet auch, auf der Grundlage dieser Erkennt-
nisse gegebenenfalls personalwirtschaftliche MaRnahmen einzuleiten — etwa die Versetzung
in einen anderen Zustandigkeitsbereich oder die Einleitung von Disziplinarverfahren, Ord-
nungswidrigkeiten- oder Strafverfahren. Dieser umfangliche und systematische Ansatz, ge-
rade auch die nicht nur einmalige Uberpriifung, verdeutlicht, welchen Stellenwert diese
Grundwerte einnehmen und, dass fehlgerichtete Tendenzen innerhalb polizeilicher Struktu-
ren nicht geduldet werden und ihnen entschieden entgegengetreten wird (vgl. LVerfG Sach-
sen-Anhalt, Urteil vom 07.05.2019, LVG 4/18, Rn. 55). Zugleich entzieht die Freie
Hansestadt Bremen kritischen Bemerkungen und Anfeindungen der Beschaftigten die
Grundlage, da sich infolge der anlassbezogenen Uberpriifungen etwaige entsprechende
Tendenzen nicht oder nur kaum im innerhalb der Polizei etablieren kdnnten. Vor dem Hinter-
grund der aktuellen Sicherheitslage und angesichts der Anforderungen, die an —Beschéftigte
der Polizei aufgrund ihrer herausragenden Bedeutung fir die Gesellschaft und fir den
Schutz der demokratischen Werte gestellt werden, steht die Zuverlassigkeitstiberprifung in
einem angemessenen Verhdltnis zu dem Ziel, die Zuverlassigkeit dauerhaft sicherzustellen.
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Absatz 4 befasst sich mit den einzelnen Uberpriifungsarten und legt fest, welche konkreten
Berechtigungen der zustandigen Stelle zur Durchfiihrung der Zuverlassigkeitstiberprifung
erteilt werden. Diese Abfragen sind erforderlich fir eine vollumfangliche Beurteilung und Ein-
schatzung der charakterlichen Eignung der betroffenen Person fur eine Arbeit beim Polizei-
vollzugsdienst der Freien Hansestadt Bremen. Samtliche Abfragen sind fiir jede Bewerberin
oder jeden Bewerber nach Bestehen des Eignungsauswahlverfahrens und der Vergabe ei-
nes vorlaufigen Annahmescheins (vgl. Absatz 2) und fiir jede angestellte Person und Beam-
tin oder -beamten (vgl. Absatz 3) durchzufiihren. Dabei regelt Absatz 4 nur die Erlaubnis zur
Datenverarbeitung auf Seiten des Polizeivollzugsdienstes der Freien Hansestadt Bremen
und auch nur fur die Zuverlassigkeitsuberprifung. Die Datentibermittlung an den Polizeivoll-
zugsdienst bemisst sich nach den jeweiligen Datentibermittlungsvorschriften dieser Stellen.

Nach Nummer 1 darf die Polizei zum Zwecke der Zuverlassigkeitstuiberprifung die ldentitat
der Person feststellen, deren Zuverlassigkeit Uberprift werden soll, und zu diesem Zweck
vorgelegte Ausweisdokumente kopieren oder Kopien von Ausweisdokumenten anfordern.
Hierdurch soll verhindert werden, dass in der Praxis mitunter vorkommende unzutreffende
Namen (bermittelt werden, die wiederum dann zu unergiebigen und/oder fehlerhaften Uber-
prifungen flihren kénnen.

Nach Nummer 2 darf die einstellende Stelle der Vollzugspolizei die innerhalb ihrer Behérde
die rechtmafiig verarbeiteten Daten Uber die zu Uberpriifende Person verarbeiten.

Nummer 3 regelt Anfragen unter Beteiligung der Landeskriminalamter an die Polizeidienst-
stellen der Wohnsitze der zu tberpriufenden Person um Kenntnis von dort eventuell eingelei-
teten oder abgeschlossenen Strafverfahren zu erlangen. Diese Regelung ist notwendig, da
fur die Tatigkeit fur den Polizeivollzugsdienst Bewerbungen aus dem gesamten Bundesge-
biet eingehen. In den eigenen Programmen der Polizeidienststellen der Polizei Bremen und
der Ortspolizeibehérde Bremerhaven sind hierzu nur Daten der eigenen Polizeibehdrden ab-
gelegt. Ein Zugriff auf die Daten des Bundes oder der anderen Lander ist nicht moglich. Es
besteht die Méglichkeit, dass dort Daten vorgehalten werden (Delikte die nicht in den bun-
desweiten Programmen gespeichert werden, z. B. Ladendiebstahl nach § 242 des Strafge-
setzbuches) die fir die Beurteilung der Zuverlassigkeit von Relevanz sein kénnen. Hierfr
bedarf es einer gesetzlichen Grundlage fir die Anfragen bei den Polizeidienststellen der an-
deren Lander. Zudem werden anhangige Strafverfahren, in denen die betroffene Person

z. B. noch nicht als beschuldigte Person vernommen wurde, nicht in die bundesweiten Da-
tenbestande Ubergeleitet, so dass gewisse Erkenntnisse ausschlief3lich bei den das Strafver-
fahren bearbeitenden Polizeibehtrden der Lander bzw. des Bundes vorliegen. Die
Koordinierungsfunktion kommt hierbei den Landeskriminalamtern zu.

Nummer 4 berechtigt den Polizeivollzugsdienst das Landesamt fiir Verfassungsschutz um
Ubermittlung von personenbezogenen Daten zu ersuchen. Der Polizeivollzugsdienst wird be-
rechtigt, an das Landesamt fiir Verfassungsschutz heranzutreten und um Ubermittelung von
dort vorgehaltenen Erkenntnissen aufgrund von Auswertungen und Sammlungen sach- und
personenbezogener Auskiinfte, Nachrichten und Unterlagen zu bitten.

Nummer 5 regelt die Einholung einer unbeschrénkten Auskunft aus dem Bundeszentralregis-
ter (einschlie3lich des Erziehungsregisters) sowie das Ersuchen um eine Datentbermittlung
aus dem staatsanwaltschaftlichen Verfahrensregister. Dieses ist erforderlich, da die Losch-
fristen in den Programmen der Polizeien kiurzere Loschfristen enthalten und insbesondere
bei alteren Bewerberinnen und Bewerbern Eintragungen in den vorgenannten Registern vor-
handen sein kénnten, die Angaben Uber die Zuverlassigkeit zulassen. Abfragen aus den
staatsanwaltschaftlichen Verfahrensregistern ermdglichen dabei eine Ubersicht tiber solche
Strafverfahren, die noch nicht rechtskraftig abgeschlossen sind. Der Polizeivollzugsdienst hat
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diese Angaben aufgrund der Nichtverurteilung der Personen und der zeitlichen Absténde be-
sonders sorgfaltig zu wirdigen.

Mit Nummer 6 wird eine Regelung fir Anfragen an Bundessicherheitsbehdrden geschaffen.
Zweck dieser Abfragemoglichkeit ist unter anderem die Erlangung von weitergehenden Er-
kenntnissen Uber die betroffene Person die von auf3en- und sicherheitspolitischer Bedeutung
sind.

Nummer 7 verschafft die Mdglichkeit, die betroffene Person selbst zu fragen. Diese Befra-
gung kann sowohl persénlich als auch schriftlich (z. B. unter Einsatz von Fragebdgen) erfol-
gen.

Nummer 8 ermachtigt im erforderlichen Maf3e Einsicht in 6ffentlich zugangliche Internetsei-
ten und o6ffentlich zugangliche Seiten sozialer Netzwerke zu nehmen. Das Internet und ins-
besondere soziale Netzwerke ermdglicht ohne nennenswerten Aufwand viel Gber den
Charakter die Interessen und Tatigkeiten der Personen zu erfahren. Dort werden insbeson-
dere Meinungen und Einstellungen verbreitet, Bilder und Videos veréffentlicht und Sympat-
hiebekundungen zu verschiedensten Inhalten abgegeben. Dieser Einblick in 6ffentliche
GrundsatzauflRerungen und -positionierungen ermoglicht es auch in Erfahrung zu bringen,
wie eine Person sich der Offentlichkeit im dienstlichen Geschehen zu prasentieren bereit ist.
Diese Erkenntnisse sagen viel Uber die Personlichkeitsstruktur aus und sind in Anbetracht
des kontinuierlichen Zuwachses an derartigen Medien unerlasslich, fir eine Gesamtbetrach-
tung der Zuverlassigkeit der Personen. Dadurch, dass die Recherchen nur auf 6ffentlich zu-
gangliche Elemente begrenzt ist, ist der Eingriff in die Personlichkeitsrechte der betroffenen
Person als gering anzusehen. Die Formulierung ,in erforderlichem Maf3“ stellt sicher, dass
bei diesen Recherchen der Grundsatz der VerhaltnismaRigkeit und Datenminimierung ge-
wahrt wird und dass die Recherche nicht ausschweifend betrieben wird, um nur dergestalt
auf relevante Informationen zu stofRen.

Mit Satz 2 wird sichergestellt, dass die unter Satz 1 aufgefuhrten Landesbehérden die Daten
Uber die betroffene Person an die fir die Zuverlassigkeitstiberpriifung zustandige Stelle
ubermitteln ddrfen.

Absatz 5 regelt den Umgang mit den verarbeiteten Daten.

Satz 1 regelt, dass die gesamten Daten, die Zuverlassigkeitsiuiberpriifung betreffend, in Teil-
akten zu fihren sind. Damit soll sichergestellt werden, dass Personen in der Personalsach-
bearbeitung, die auf diese Informationen keinen Zugriff benétigen, von diesen Informationen
auch keine Kenntnis erlangen kénnen.

Zum Schutz der personenbezogenen Daten sind nach Satz 2 jegliche Zugriffe auf die verar-
beiteten Daten zu protokollieren. Damit wird dem Umstand Rechnung getragen, dass diese
héchstsensiblen Daten eines umfassenden Schutzes bedurfen. Weiter wird sichergestellt
und dazu beigetragen, dass die Abrufe ausschlieR3lich von der berechtigten Stelle vorgenom-
men werden. Ferner wird der Polizeivollzugsdienst dazu verpflichtet, ein Programm vorzuhal-
ten, welches den geforderten Dokumentationspflichten Rechnung tragt.

Satze 3 und 4 stellen klar, dass samtliche zum Zwecke der Zuverlassigkeitsiiberprifung ver-
arbeiteten Daten zu I6schen sind und die Léschung zur Uberprifung zu dokumentieren ist.
Einzig das Ergebnis der Uberpriifung ist in der Teilakte dauerhaft abzulegen.

Satz 5 bestimmt, dass, sofern das Ergebnis der Uberpriifung der angestellten Personen und
der Beamtinnen bzw. Beamten die Unzuverlassigkeit der Person ergibt, die Daten bis zum
Abschluss der aus den Erkenntnissen der Zuverlassigkeitsiiberprifung resultieren MafR3nah-
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men (z. B. Einleitung von Ordnungswidrigkeitenverfahren, Strafverfahren oder Disziplinarver-
fahren, sowie personalwirtschaftliche Malinahmen etc.) zu speichern sind. Nach Abschluss
dieser MafRnahmen sind die Daten zu l6schen.

Satz 6 regelt die Loschfristen fur die verarbeiteten Daten der Bewerberinnen bzw. Bewerber.
Der Zeitraum der Léschung der Daten und der Protokolle zum Abschluss des Kalenderjah-
res, das auf das Ende des Einstellungsverfahrens folgt, erméglicht die bereits vorliegenden
Erkenntnisse effizient erneut zu nutzen und so Doppelabfragen zu verhindern oder auf Aktu-
alisierungen zu beschranken. Dies steht unter dem Vorbehalt, dass die Bewerberin bzw. der
Bewerber sich erneut bewerben will und vorab in die Datenverarbeitung mittels Einwilligung
bewusst einwilligt. Auf diesen Umstand ist in der Einwilligungserklarung gesondert hinzuwei-
sen. Sofern die Bewerberin bzw. der Bewerber hierein nicht einwilligt, greift die Léschung
nach Satz 3.

Satz 7 ermoglicht der oder dem Landesbeauftragten fur Datenschutz und Informationsfreiheit
zur Uberprifung der korrekten Datenverarbeitung oder anderen berechtigten Stellen und den
Gerichten fiir den Fall der Uberpriifung im Falle der Unzuverlassigkeit einer Bewerberin oder
eines Bewerbers, einer angestellten Person oder einer Beamtin oder Beamten die der Ent-
scheidung zugrundeliegenden Daten fur die gerichtliche Entscheidung berticksichtigen zu
konnen. So wird sichergestellt, dass die verarbeiteten Daten im Bedarfsfall den entsprechen-
den Stellen vorgelegt werden kénnen und damit eine unabhangige Kontrolle der verarbeite-
ten Daten auch nach Ablauf der Léschfrist méglich ist. Dieses schafft eine Sicherheit fir die
betroffene Person.

Absatz 6 regelt die Verpflichtung der in Absatz 4 genannten Landesbehérden die nach einer
Uberpriifung bekannt gewordenen bedeutsamen Erkenntnisse an die fur die Uberpriifung zu-
standige Stelle weiterzuleiten (Nachberichtspflicht). Auf diese Weise wird sichergestellt, dass
z. B. Erkenntnisse oder Informationen, die sich nach dem Ausraumen eines ersten Ver-
dachts nachtraglich bestétigen fir die Beurteilung der Zuverlassigkeit berticksichtigt werden
kénnen. Satz 4 regelt, dass die bei den Landesbehérden gespeicherten Daten liber die An-
frage zur Zuverlassigkeit geléscht werden, sofern diese nicht benétigt werden, weil es z. B.
nicht zu einer Einstellung gekommen ist.

Zu Nummer 89 und 90 — Folgeanpassung infolge der Verschiebung von Paragraphen

Infolge der Einfigung, Verschiebung und Aufhebung von Paragraphen werden die Beziige
auf andere Paragraphen angepasst.

Zu Nummer 91 — 8§ 150 (Evaluation)

Die Norm enthdlt Vorgaben zu Zeitpunkt und Verfahren einer Evaluation der dort genannten
Normen.

Zu Nummer 92 und 93 — Formulierungsanpassungen

Mit diesen Anderungen wird im Gesetz einheitlich auf die Verwendung der Abkiirzungen ver-
zichtet und die insoweit zum Teil bestehende Verwendung von Abklrzungen und Ausschrei-
bungen beseitigt.
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Zu Artikel 2 — Weitere Anderung des Bremischen Polizeigesetzes

Zu Nummer 1 -8 17 Absatz 3

Diese Erganzung normiert (so wie § 27 Absatz 1 Nummer 4 Satz 2 fur den Fall einer Identi-
tatsfeststellung; s. nachfolgend Nummer 3) den Anspruch einer von einer Durchsuchung be-
troffenen Person auf Ausstellung einer Bescheinigung tber die Durchsuchung an sich und
den Grund. Dies kann z. B. in Form eines Zettels erfolgen, auf dem die Polizei den Grund
ankreuzt, gegebenenfalls erganzt und unterzeichnet, oder mittels digitaler Kopie (z. B. Ab-
scannen eines sogenannten QR-Codes). Damit soll zum einen die Einhaltung der gesetzli-
chen Vorgaben sichergestellt und auf eine grundrechtssensible Handhabung hingewirkt
werden. Zum anderen kann die MaRRnahme auf diese Weise besser einer rechtlichen Uber-
priufung unterzogen werden. Da eine Speicherung der bei der Durchsuchung erhobenen Da-
ten allein zum Zwecke einer spateren Bescheinigung der MalRnahme unzuléassig ware, muss
die Bescheinigung in der Regel im unmittelbaren Zusammenhang mit der Durchsuchung so-
wohl verlangt als auch ausgehandigt werden. Diese Regelung tritt nach Artikel 9 Nummer 4
erst zum 1.September in Kraft. So wird der Polizei eine Vorlaufzeit fir eine vorzugsweise di-
gitale Umsetzung dieser neuen Regelung eingeraumt. Mit den neuen Séatzen 3 und 4 des
Absatz 2 wird dem Umstand Rechnung getragen, dass Durchsuchungen, die mit einer Ent-
kleidung verbunden sind, einen schwerwiegenden Eingriff in das allgemeine Personlichkeits-
recht darstellen. (vgl. BVerfG, Beschl. v. 05.03.2015 — 2 BvR 746/13 Rn. 33). Im Falle einer
Durchsuchung mit Entkleidung sollen die Grinde fur die Entkleidung nachvollziehbar doku-
mentiert werden. Die Durchsuchung soll zudem so schonend wie méglich erfolgen, zum Bei-
spiel in zwei Phasen, so dass jeweils eine Korperhélfte bekleidet bleibt.

Zu Nummer 2 — § 26 Absatz 6

Der neue 8 26 Absatz 6 regelt eine Unterrichtungspflicht gegeniiber den erziehungsberech-
tigten Personen, dem Vormund, der Betreuerin oder dem Betreuer (8 1902 des Burgerlichen
Gesetzbuchs) oder der Pflegerin oder dem Pfleger (88 1909 ff. und 88 1960ff. des Burgerli-
chen Gesetzbuches) sofern geschaftsunfahige Personen im Sinne des § 104 Nummer 2 des
Burgerlichen Gesetzbuches von der Datenerhebung betroffen sind. Satz 2 beschrénkt die
Unterrichtungspflicht auf die Falle, in denen infolge der Unterrichtung fir die betroffene Per-
son keine erheblichen Nachteile drohen und sofern eine Betreuung eingerichtet ist, auf die
Falle in denen die Betreuung fir betroffene Aufgabenkreise bestellt ist (z. B. Aufenthaltsbe-
stimmung oder Vertretung gegeniber Behdrden). Satz 3 trdgt dem Umstand Rechnung,
dass die Polizei nicht in jedem Fall Kenntnis von der Bestellung einer Betreuerin oder eines
Betreuers hat und haben kann. Eine Benachrichtigung und Nachforschung der Kontaktdaten
der Betreuerin oder des Betreuers hat inshesondere in den Fallen zu erfolgen, in denen der
Einsatz im Zusammenhang mit einer Einweisung nach dem Gesetz Uber Hilfen und Schutz-
mafinahmen bei psychischen Krankheiten (PsychKG) steht, bei dem Auffinden eines Aus-
weises Uber die Betreuung oder falls die betroffene Person angibt, dass sie oder er unter
Betreuung stehe.

Zu Nummer 3 - 8§ 27 Absatz 1

Das Verfahren der Identitatsfeststellung an sogenannten geféhrlichen Orten, auch als beson-
dere Kontrollorte bezeichnet, wird dahingehend abgeédndert, dass den Personen der Anlass
der Identitatsfeststellung auf Verlangen zu bescheinigen ist. Die weiteren Anforderungen
sind unter der Begriindung zu 8 17 Absatz 1 Satz 4 BremPolG (zu Nummer 17) dargestellt

- 158 -



und gelten entsprechend. Die besondere Bescheinigungspflicht gilt nur fir Identitatsfeststel-

lungen nach Absatz 1 Nummer 2. Bei sonstigen Identitatsfeststellungen nach § 27 ist die all-
gemeine Regelung in § 37 Absatz 2 Satz 2 des Bremischen Verwaltungsverfahrensgesetzes
anwendbar. Hiernach muss die Bestatigung nicht unverztglich vor Ort erfolgen und auch nur
dann, wenn an der Bestétigung ein berechtigtes Interesse besteht.

Zu Nummer 4 — § 50 Absatz 4

Aufgrund der mit 8 50 Absatz 4 verbundenen Intensivierung des Grundrechtseingriffs in das
Recht auf informationelle Selbstbestimmung tber die dort genannten sensiblen Daten, hat
die Polizei bei fortgesetzter Verarbeitung von Daten mit Bezug zu Ermittlungsverfahren, aus
denen keine Verurteilung folgte, die betroffenen Personen Uber die fortgesetzte Verwendung
zu unterrichten. Es handelt sich hierbei um eine von finf neuen Unterrichtungsverpflichtun-
gen fur die Polizei (vgl. auch nachfolgende Nummern). Diese und die weiteren Unterrich-
tungspflichten werden zur besseren Transparenz polizeilichen Handelns gegeniiber den
betroffenen Personen ausgeweitet.

Zu Nummer 5—- 851 Absatz 4

Aufgrund des bewertenden Charakters von einigen in der polizeilichen Praxis verwendeten
Hinweisen (z. B. ,Psychische und Verhaltensstorung*) sieht Satz 2 eine Unterrichtungspflicht
gegenlber den betroffenen Personen vor.

Zu Nummer 6 — § 55 Absatz 1 Satz 3

Satz 2 normiert eine Pflicht zur Unterrichtung nach § 72, wenn der Polizeivollzugsdienst erst-
mals Daten Uber eine Person in einem Datenverbund mit anderen Landern und dem Bund
verarbeitet. Bereits seit 2013 findet durch die Polizei Bremen eine Unterrichtung der betroffe-
nen Personen statt, soweit es sich um Eintrage in der Verbunddatei ,Gewalttater Sport“ han-
delt. Diese Praxis hat sich bewahrt.

Zu Nummer 7 — § 58 Absatz 8

Absatz 8 bestimmt eine Unterrichtungspflicht in Fallen der fortdauernden Datenverarbeitung
aufgrund der dort genannten Falle.

Zu Nummer 8 — § 62 Absatz 1

Die anhand abstrakter Kriterien vorgenommene Entscheidung (auf gesetzlicher Grundlage)
gebietet die Mdglichkeit, dass die betroffenen Personen friihzeitig hiertiber informiert werden
und die Maglichkeit der Uberprifung erhalten.

Zu Artikel 3 — Anderung des Bremischen Verwaltungsvollstreckungsgesetzes

Mit dieser Anderung wird die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts zur ganzjah-
rig einheitlichen Nachtzeit Rechnung getragen (vgl. BVerfG, Beschl. v. 12.03.2019 — 2 BvR
675/14, Rn. 66 f.; s. auch oben zu Artikel 1 Nummer 19).

-159 -



Zu Artikel 4 — Anderungen im Gesetz (iber den Abschiebungsgewahrsam

Zu Nummer 1 — Videolberwachung in Gewahrsamsraumen

Mit der Bezugnahme auf den neu eingefugten 8§ 33 des Bremischen Polizeigesetzes wird si-
chergestellt, dass auch im Abschiebungsgewahrsam auf diese Befugnisse zurlickgegriffen
werden darf.

Zu Nummer 2 — Fixierung

Mit der Bezugnahme auf den neu eingefligten 8 106 des Bremischen Polizeigesetzes wird
sichergestellt, dass auch im Abschiebungsgewahrsam auf diese Befugnisse zurtickgegriffen
werden darf.

Zu Artikel 5 — Gesetz Uber eine unabhangige Polizeibeauftragte oder einen unabhangi-
gen Polizeibeauftragten fir die Freie Hansestadt Bremen

Artikel 5 enthalt die gesetzlichen Regelungen zur Schaffung der Stelle einer oder eines un-
abhangigen Polizeibeauftragten fir die Freie Hansestadt Bremen.

Zu 8 1 — Zustandigkeit und Aufgaben

Diese fur das Gesetz zentrale Vorschrift definiert die grundlegenden Rahmenbedingungen
fur die Tatigkeit der oder des unabhangigen Polizeibeauftragten.

Absatz 1 bestimmt den Aufgabenbereich der oder des unabhéangigen Polizeibeauftragten.
Aus sprachlichen Griinden wird der oder die unabhangige Polizeibeauftragte im Weiteren ge-
schlechtsneutral als ,beauftragte Person” bezeichnet.

Nach Nummer 1 soll die beauftragte Person, dem Charakter einer Ombudsstelle entspre-
chend, das partnerschaftliche Verhaltnis zwischen Blrgerinnen und Blrgern und der Polizei
starken. Der Aufgabenbereich der beauftragten Person beschrénkt sich auf den Polizeivoll-
zugsdienst, aus sprachlichen Griinden wird im Gesetz jedoch der allgemeine Begriff ,,Polizei*
verwendet.

Nach Nummer 2 unterstutzt die beauftragte Person auch die Arbeit der Birgerschaft sowie
der staatlichen Deputation fur Inneres. Der Polizei sind zur Durchsetzung des staatlichen Ge-
waltmonopols weitreichende Machtbefugnisse tbertragen, die tief in die Grundrechte von
Burgerinnen und Birgern eingreifen kdnnen. Die Polizistinnen und Polizisten sehen sich bei
der Verteidigung des Rechtsstaats immer wieder erheblichen Gefahren, Anfeindungen und
tatlichen Angriffen ausgesetzt. Burgerschaft und Innendeputation trifft daher die Verantwor-
tung, die Polizei im Lande Bremen einerseits besonders intensiv parlamentarisch zu kontrol-
lieren und ihr andererseits eine besonders ausgepragte Firsorge angedeihen zu lassen.

Nach Nummer 3 wirkt die beauftragte Person bei begriindeten Beschwerden von Blrgerin-
nen oder Birgern oder Eingaben aus der Polizei auf deren Abhilfe hin. Zu ihrem Aufgaben-
bereich gehéren auch Falle von Fehlverhalten, die unterhalb der Schwelle rechtswidrigen
Verhaltens liegen. Gerade in diesen Fallen kann ihr eine wichtige Rolle in der Vermittlung
zwischen Burgerinnen und Biirgern und Polizei zukommen, die einen positiven Dialog zwi-
schen beiden verstarken kann.

Nummer 4 stellt klar, dass die beauftragte Person nicht nur einzelne Falle betrachten soll, in
denen ein Fehler oder ein Fehlverhalten einzelner Beschéftigter vorgelegen haben kdnnte.
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Vielmehr ist die Stelle darauf angelegt, strukturelle Mangel offenzulegen, die sonst unerkannt
blieben. Zudem steht die Férderung der Fehlerkultur in den Polizeibehérden im Mittelpunkt.
Die zukinftige Vermeidung von Fehlern dient dabei insbesondere auch der Qualitatssiche-
rung der polizeilichen Arbeit und der Wahrung und Stérkung des Ansehens der Polizei in der
Offentlichkeit.

Nach Nummer 5 befasst sich die beauftragte Person auch mit Missstanden in den fur die Ar-
beitsbedingungen wichtigsten Bereichen, wobei die Auflistung nicht abschlieRend ist. Die be-
auftragte Person starkt auf diese Weise die Arbeitszufriedenheit der Beschéftigten in der
Polizei sowie ihre und die Leistungsfahigkeit der Polizei insgesamt.

Nach Nummer 6 bestehen entsprechend der Doppelfunktion der beauftragten Person als
Hilfsorgan der Blrgerschaft und der Deputation fir Inneres und als eigenstandige Institution
zur Erfullung der in Absatz 1 definierten Aufgaben Berichtspflichten sowohl gegeniber der
Blirgerschaft als auch gegeniiber der breiten Offentlichkeit.

Absatz 2 regelt den Anwendungsbereich der Bestimmungen dieses Gesetzes. Sie gelten
grundsétzlich nur fir den Polizeivollzugsdienst der Freien Hansestadt Bremen und ihrer
Stadtgemeinden. Dies ist zunéchst die Polizei Bremen als Wasserschutz- und Bereitschafts-
polizei fir das Land Bremen sowie als Kriminal- und Schutzpolizei fur die Stadtgemeinde
Bremen. Darlber hinaus erstreckt sich die Zustandigkeit der beauftragten Person auch auf
die Ortspolizeibehérde Bremerhaven mit ihren vollzugs- und kriminalpolizeilichen Aufgaben
in der Stadtgemeinde Bremerhaven. Die Tatigkeit der kommunalen Polizei in Bremerhaven
ist ebenso grundrechtssensibel wie die der Landespolizei, so dass sie grundséatzlich im glei-
chen Umfang einer parlamentarischen und unabhangigen Kontrolle bedarf. Dariiber hinaus
erstreckt sich der Anwendungsbereich auch auf das Landeskriminalamt. Der Aufgabenbe-
reich der beauftragten Person als Hilfsorgan der Birgerschaft und der Deputation fiir Inneres
leitet sich vom verfassungsrechtlichen Zustandigkeitsbereich des Parlaments ab und kann
somit nicht weiter als dieser reichen. Daher muss sich die Tatigkeit der beauftragten Person
innerhalb des Rahmens bewegen, der durch die Aufsicht des der parlamentarischen Kon-
trolle unterliegenden Senators fur Inneres Uber die Ortspolizeibehtrde Bremerhaven nach

8 130 des Bremischen Polizeigesetzes (BremPolG) gesteckt ist (vgl. BremStGHE 3, 75 (93)).
Diese Aufsicht ist nicht wie die allgemeine Kommunalaufsicht nach Artikel 147 Absatz 2 der
Landesverfassung auf die GesetzmalRigkeit der Verwaltung beschrankt, sondern sie er-
streckt sich zusatzlich auf die zweckmaRige Wahrnehmung der polizeilichen Aufgaben

(8 130 Absatz 1 Satz 2 BremPolG) und beinhaltet auch die Dienstaufsicht (§ 130 Absatz 2
BremPolG). Soweit ein Vollzugsdienst anderer Landespolizeien, der Bundespolizei oder der
Zollverwaltung in der Freien Hansestadt Bremen Amtshandlungen vornimmt, gelten seine
Maflnahmen nach dem Bremischen Polizeigesetz als MalRnahmen derjenigen Polizeibe-
hdrde, in deren o6rtlichem und sachlichem Zustandigkeitsbereich er tatig geworden ist (§ 143
Absatz 2 Satz 2 BremPolG). Daher umfasst der Aufgabenbereich der beauftragten Person
grundsatzlich auch solche Amtshandlungen. Stellt die beauftragte Person hierbei Rechtsver-
stdl3e fest, hat sie ihre Beanstandung nach 7 Absatz 5 Satz 2 an den Senator flr Inneres zur
richten. Bei der Aufklarung des Sachverhalts wird sie vom Senat unterstiitzt (§ 8 Absatz 3).
Ausgenommen sind allerdings Sachverhalte, die sich in einem individuellen Fehlverhalten
von einzelnen Vollzugsbeamtinnen oder -beamten erschopft. Da insoweit das Disziplinar-
recht der Freien Hansestadt Bremen nicht einschlagig ist, fallen solche Sachverhalte nicht in
den Zustandigkeitsbereich der Birgerschaft, und hiervon abgeleitet auch nicht in den Aufga-
benbereich der beauftragten Person.

Nach Absatz 3 geniel3t die beauftragte Person eine weitreichende Unabhangigkeit, insbe-
sondere gegenuber den Polizeibehérden in ihrem Zustandigkeitsbereich sowie gegeniber
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Senat und Magistrat. Eine solche unabhéngige Stellung hat sich bei staatlichen Kontrollinsti-
tutionen im In- und Ausland bewéhrt (Datenschutzbeauftragte, Rechnungshéfe u. s. w.) und
entspricht dem heute gangigen Standard.

Zu 8§ 2 — Wahl und Amtszeit

Die in Absatz 1 vorgesehene Wahl der beauftragten Person sichert die Unabhéangigkeit ge-
genlber den Behdrden in ihrem Zustandigkeitsbereich. Das Wahlrecht der fachlich zustandi-
gen Deputation fur Inneres dient insbesondere der verfassungsrechtlichen Ableitung der
Befugnisse der beauftragten Person nach § 7 Absatze 1 und 4 von den Rechten der Deputa-
tion nach Artikel 129 Absatz 2 in Verbindung mit Artikel 105 Absatz 4 der Landesverfassung.
Aufgrund der Stellung der beauftragten Person auch als Hilfsorgan der Burgerschaft und der
Ableitung von Rechten aus dieser Stellung, ist die Wahl zur beauftragten Person durch die
Deputation fur Inneres von der Burgerschaft durch Wahl zu bestatigen.

Die in Absatz 2 enthaltenen Regelungen zur Amtszeit von flnf Jahren und zur einmaligen
Wiederwahl sichern einerseits die Kontinuitat der Arbeit, andererseits aber auch einen perio-
dischen Wechsel.

Zu § 3 — Tatigkeit als Hilfsorgan der Biirgerschaft und der Deputation fir Inneres

Die Vorschrift konkretisiert die Stellung der beauftragten Person als unabhangiges Hilfsorgan
der Burgerschaft und der Deputation fir Inneres.

Absatz 1 legt fest, welche Teile der Birgerschaft der beauftragten Person Untersuchungs-
auftrage erteilen dirfen. Damit soll gewahrleistet werden, dass das Parlament und die Fach-
ausschisse Informationen der unabhéangigen Stelle einfordern kénnen, die sie fir ihre
parlamentarische Arbeit bendtigen. Satz 2 stellt klar, dass die Unabh&ngigkeit der beauftrag-
ten Person durch von der Birgerschatt erteilte Aufgaben nicht beeintrachtigt werden darf und
sie auch uber die erteilte Aufgabe hinaus selbststédndige Untersuchungen durchfihren darf.

Nach Absatz 2 hat die beauftragte Person die Moglichkeit, an Sitzungen der Blrgerschaft so-
wie ihrer standigen und nicht stdndigen Ausschisse und Deputationen teilzunehmen. Dies
gilt fur 6ffentliche wie fir nicht 6ffentliche Sitzungen. Sie soll umgekehrt von diesen Aus-
schissen zur Teilnahme verpflichtet werden dirfen. So soll eine effektive Hilfe seitens der
beauftragten Person fur das Parlament auch wahrend seiner Beratungen gewahrleistet wer-
den.

Zu 8 4 — Hinweise und Beschwerden

Diese Vorschrift unterscheidet zwischen Hinweisen und Beschwerden AulRenstehender (Ab-
satz 1) sowie Eingaben von Beschéftigten der Polizeibehérden (Absatz 2).

Absatz 1 sichert einen allgemeinen offenen Zugang zu der beauftragten Person. Im Hinblick
auf die Zielsetzung, zu einer verbesserten Fehlerkultur in den Behdrden im Zustandigkeits-
bereich beizutragen, kann sich die beauftragte Person nicht nur mit Fallen von rechtswidri-
gem Handeln, sondern mit jeglichen Konstellationen befassen, die als fehlerhaft oder
unangemessen wahrgenommen werden. Die Regelungen stellen sicher, dass die Zugangs-
hdrden fur AuRenstehende niedrig sind. Dies ist insbesondere durch vielféaltige Zugangswege
und sprachliche Angebote zu gewahrleisten. Die Auswahl der Sprachen, in denen Informatio-
nen, Hinweisformulare und andere Formen von Unterstitzung angeboten werden, obliegt der
beauftragten Person nach Maf3gabe des tatséchlichen Bedarfs. Nicht nur unmittelbar Be-
troffene, sondern auch Dritte oder juristische Personen wie z. B. Menschenrechts- und an-
dere Nichtregierungsorganisationen kbnnen der beauftragten Person Eingaben tbermitteln.
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Absatz 2 legt fest, dass Beschaftigte der Behdrden im Zustandigkeitsbereich der beauftrag-
ten Person abweichend von den herkdmmlichen dienstrechtlichen Vorschriften ohne Einhal-
tung des Dienstweges und ohne vorherige Remonstration berechtigt sind, der beauftragten
Person Eingaben zuzuleiten. Die Pflege eines professionellen Umgangs mit Fehlern kann
bereits an fehlender Bereitschaft scheitern, Vorfélle innerhalb der Behérdenhierarchie tat-
sachlich aufzuarbeiten. In vielen Fallen fehlt den Beschéftigten auch die notwendige Sicher-
heit, Fehlentwicklungen intern anzusprechen, ohne dienstliche Nachteile zu befiirchten. Der
Kontakt zu einer aul3enstehenden neutralen Stelle ermdglicht es ihnen, wahrgenommene
Fehlentwicklungen zu thematisieren. Die beauftragte Person kann so zur Entwicklung von
Strategien zur Losung des Einzelfalls und der mdglicherweise dahinterstehenden strukturel-
len Probleme beitragen. Als Element eines zeitgemafien Schutzes von Whistleblowern stellt
Satz 2 klar, dass den Beschaftigten aus solchen Eingaben keine dienstlichen Nachteile er-
wachsen durfen. Hier erfolgt als Sicherungselement eine Beweislastumkehr (Satz 3). Aus
der Formulierung folgt auch, dass vorsétzlich falsche Behauptungen tber die Behérden und
ihre Beschatftigten nicht von diesem Whistleblowerschutz gedeckt sind.

Zu 8§ 5 — Tatigkeit aufgrund eigener Entscheidung

Erganzend zu den Regelungen des § 4 stellt diese Vorschrift klar, dass die beauftragte Per-
son auch ein Selbstbefassungsrecht hat. Das Selbstbefassungsrecht ist fur die effektive Auf-
gabenwahrnehmung von zentraler Bedeutung, da typischerweise nicht alle Betroffenen Uber
die noétigen Kenntnisse und den erforderlichen Durchsetzungswillen verfligen, um von sich
aus Eingaben bei der oder dem Bundespolizeibeauftragten einzureichen. Bei Fehlentwick-
lungen innerhalb der Behérden kénnen beflirchtete dienstliche Nachteile Beschaftigte davon
abhalten, initiativ zu werden. Das Selbstbefassungsrecht kompensiert dies, soweit die beauf-
tragte Person auf anderem Wege von einem Sachverhalt Kenntnis erlangt, z. B. durch ei-
gene Wahrnehmung, offizielle Berichte oder durch eine entsprechende
Medienberichterstattung.

Zu 8 6 — Umgang mit Eingaben

Diese Regelungen legen standardisierte Verfahren fur die Bearbeitung von Hinweisen und
Beschwerden durch die beauftragte Person fest.

Absatz 1 schlie3t eine Befassung der beauftragen Person in keinem Fall aus. Wenn ein
Sachverhalt hinreichende Informationen Giber Vorkommnisse im Zustandigkeitsbereich der
beauftragten Person erkennen lasst, soll dem im Rahmen des Moéglichen nachgegangen
werden. Dabei ist jedoch insbesondere bei langer zuriickliegenden Sachverhalten zu bertck-
sichtigen, dass eine Befassung regelmafig bereits infolge des Zeitablaufs weniger aussichts-
reich sein wird. Auch wird ein direkter Bezug zur gegenwartigen Behdrdenpraxis bei langer
zuriickliegenden Sachverhalten oft nicht mehr feststellbar sein. Daher erscheint es gerecht-
fertigt, insofern das Ermessen der beauftragten Person entsprechend der gesetzlichen Re-
gelung zu lenken. Dies geschieht jedoch in der Erwartung, dass die beauftragte Person
bertcksichtigen wird, wenn sich der spéate Zeitpunkt eines sachlich fundierten Hinweises auf
einen erheblichen Sachverhalt aus den Umsténden des Falles erklart.

Absatz 2 sieht eine Bestatigung des Eingangs bei nicht anonymen Eingaben vor. Soweit es
sich um einen zustandigkeitsfremden Sachverhalt handelt, kann die beauftragte Person die
Eingangsbestétigung direkt mit dem Hinweis verbinden, dass die Sache nicht weiter bearbei-
tet wird. Hierdurch soll eine weitgehende Fokussierung auf inhaltlich zu bearbeitende Vor-
gange sichergestellt werden.

Absatz 3 schreibt einen Anspruch auf vertrauliche Behandlung von Eingaben vor. Dieser
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Wunsch kann insbesondere bestehen, wenn Eingebende Nachteile oder Repressalien er-
warten, wenn der betreffenden Behorde oder Dritten bekannt wird, dass sie sich an die be-
auftragte Person gewandt haben. Satz 2 regelt, dass die Person, die sich an die
Polizeibeauftragte oder den Polizeibeauftragten wendet (eingebende Person) und die Per-
son, die vom Gegenstand der Eingabe selbst betroffen ist und die nicht notwendigerweise
mit der eingebenden Person identisch ist (betroffene Person), erst nach ihrer ausdrticklichen
Einwilligung (vorherige Zustimmung) offenbart werden darf. Die Regelung ist fiir einen wirk-
samen Whistleblower-Schutz von grofRer Bedeutung. Da die Vertraulichkeit méglicherweise
aber dazu fuhrt, dass eine Bearbeitung des Sachverhalts nur mit gro3en Beschrankungen
durchgefuhrt werden kann, hat die beauftragte Person die Mdglichkeit, Einsenderinnen und
Einsender bei der Entscheidung tber die weitere Aufrechterhaltung der Vertraulichkeit zu be-
raten.

In den Fallen substantiiert vorgetragener Hinweise oder Eingaben leitet die beauftragte Per-
son nach Absatz 4 Erhebungen zur weiteren Aufklarung des Sachverhalts und der Hinter-
grinde ein.

Absatz 5 Satz 1 stellt klar, dass die beauftragte Person in jeder Lage des Verfahrens, soweit
dies der Sache dienlich ist, auf eine einvernehmliche Erledigung der Angelegenheit hinzuwir-
ken hat beziehungsweise zur Losung von Missstdnden und Fehlentwicklungen in der Polizei
mit den zustandigen Stellen in Austausch tritt. Satz 2 nennt als Mittel hierzu die Abgabe von
Empfehlungen unter Nennung der zugrundeliegenden Griinde oder die EinrAumung der Ge-
legenheit der zustandigen Stelle, Abhilfe zu schaffen. Denkbar sind Impulse fir die fort-
schreitende professionelle Entwicklung der Polizei beispielsweise in Bereichen wie
Einsatztaktiken, Schichtdienst, der Verbesserung der Vorbereitung der Beschaftigten oder
der Kommunikation und Begriindung von MaRnahmen. Eine einvernehmliche Regelung des
Falles kommt insbesondere dann in Frage, wenn ein Irrtum, Missverstandnis oder eine Ver-
wechslung vorliegt. Ausgeschlossen ist ein Schlichtungsversuch, wenn hierdurch ein laufen-
des Straf-, BuRgeld- oder Disziplinarverfahren berthrt wird. Zur Wahrung der richterlichen
Unabhangigkeit darf eine Empfehlung nach Satz 2 dariiber hinaus auf das zustandige Ge-
richt keinen Druck im Sinne eines bestimmten Entscheidungsinhalts ausiiben. Dies gilt etwa
auch im Zusammenhang mit Verfahren tiber Schadensersatzanspriiche, die vor Zivilgerich-
ten geltend gemacht werden.

Absatz 6 stellt sicher, dass Hinweise und Beschwerden ziigig bearbeitet werden. Dies soll
eine zeitnahe Beilegung von Konflikten ermdglichen und dazu beitragen, dass ahnliche Prob-
leme nicht erneut auftreten.

Nach Absatz 7 endet die Aufklarung der beauftragten Person in substantiiert vorgetragenen
Fallen mit einem Abschlussbericht. In Fallen, in denen die beauftragte Person zu dem Ergeb-
nis kommt, dass ein rechtswidriges oder unangemessenes Verhalten vorlag, soll der Bericht
nicht nur Empfehlungen fir den Einzelfall, sondern zum Zweck eines professionellen Um-
gangs mit Fehlern auch Schlussfolgerungen fiir eine bessere behdrdliche Praxis enthalten.
Die Personlichkeitsrechte aller Beteiligten sind zu wahren. Der Abschlussbericht ist der De-
putation fur Inneres zuzuleiten und zu vero6ffentlichen, soweit er nicht ein parallel noch lau-
fendes Straf- oder Disziplinarverfahren betrifft und die eingebende Person einwilligt. Der
Einwilligungsvorbehalt soll vermeiden, dass sich Menschen aufgrund der Sorge, auch in ei-
nem abstrakt verfassten Bericht erkannt zu werden, davon abgehalten lassen, sich an die
beauftragte Person zu wenden. Damit wird den im Gesetzgebungsverfahren geduRerten Be-
denken der Beauftragten fir die Landespolizei Schleswig-Holstein sowie der Beauftragten fir
die Landespolizei Rheinland-Pfalz Rechnung getragen. Die Veroffentlichung im Tatigkeitsbe-
richt nach 8 13 Absatz 2 bleibt unberuhrt.
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Der in Absatz 8 enthaltene Hinweis auf die Gebihrenfreiheit hat eine rein klarstellende Funk-
tion, um eine abschreckende Wirkung zu vermeiden, die sich daraus ergeben kdnnte, dass
potentielle Einsenderinnen oder Einsender von Hinweisen und Beschwerden beflirchten, mit
Kosten des Verfahrens belastet zu werden.

Zu 8 7 — Befugnisse

Die Vorschrift regelt die Befugnisse der beauftragten Person bei ihrer Aufgabenerfillung, ins-
besondere bei der Fallbearbeitung. Fir eine effektive Aufklarung von Sachverhalten im An-
wendungsbereich dieses Gesetzes sind weitreichende Befugnisse erforderlich. Die
beauftragte Person kann sich bei der Wahrnehmung dieser Befugnisse gegebenenfalls von
ihren Beschéftigten unterstitzen lassen.

Absatz 1 ermdglicht der beauftragten Personen die Einholung von Auskinften und Stellung-
nahmen der von einer Eingabe betroffenen Behdrde oder anderen 6ffentlichen Stellen Gber
die jeweils zustandige senatorische Behorde. Die Pflicht zur Erteilung von Auskinften ist ent-
sprechend Artikel 105 Absatz 4 Satz 2 normiert. Die senatorische Behorde hat dabei Uber-
mittlungsverbote und Verwendungsbeschréankungen zu beachten, die sich insbesondere aus
Bundesrecht ergeben kénnen (vgl. Absatz 6).

Absatz 2 regelt ein umfassendes Recht der beauftragten Person und ihrer Beschéftigten, in
Akten und Dateien Einsicht nehmen zu kdnnen. Es leitet sich ab vom Akteneinsichtsrecht
nach Artikel 99 der Landesverfassung, das allen Mitgliedern der Burgerschaft gegenuber der
Verwaltung zusteht und sowohl Behdrden des Landes als auch der Stadtgemeinden umfasst
(vgl. BremStGHE 3, 75, zu Artikel 105 Absatz 5 Satz 5 der Landesverfassung). Strafverfah-
rensakten bei Gerichten und Staatsanwaltschaften sind vom Einsichtsrecht ausgenommen
(siehe aber § 8 Absatz 2). Das Einsichtsrecht umfasst jedoch auch Polizeiakten wie zum Bei-
spiel Praventionsakten oder Spurenakten sowie sonstige zu dem Vorgang angelegte Unter-
lagen. Soweit diese als Verschlusssache ,VS vertraulich* oder hdher eingestuft sind, haben
die beauftragte Person und gegebenenfalls ihre Beschéftigten die Vorgaben der mafigebli-
chen Verschlusssachenanordnung anzuwenden. Die Beschaftigten unterliegen in diesem
Fall den Regelungen des Sicherheitsiiberprifungsgesetzes.

Absatz 3 regelt das Recht der beauftragten Person, samtlichen Personen, die zur Sachver-
haltsaufklarung beitragen kénnen, Gelegenheit zur miindlichen oder schriftlichen Stellung-
nahme zu geben und Fragen an sie zu richten. Dieses Recht ist fur die beauftragte Person
wesentlich, um ihre Aufgaben erfolgreich zu erflllen. Allen Personen, denen Gelegenheit zur
Stellungnahme gegeben wird, steht es in jedem Stadium des Verfahrens frei, sich anwaltlich
vertreten zu lassen. Eine Pflicht zur Aussage besteht fiir die genannten Personen nicht. Wei-
tergehende parlamentarische Vernehmungsbefugnisse entsprechend der Strafprozessord-
nung sind nach Artikel 105 Absatz 5 der Landesverfassung einem Untersuchungsausschuss
vorbehalten und lassen sich nicht einfachgesetzlich auf ein Hilfsorgan der Blrgerschaft oder
Hilfsorgan der Deputation fUr Inneres tbertragen.

Absatz 4 gewahrt der beauftragten Person die Méglichkeit, Erhebungen auch in den Dienst-
stellen vor Ort sowie bei Einséatzen aufRerhalb der Dienststellen durchzufihren. Hiermit ist ein
Betretungsrecht fur die Dienststellen, Fahrzeuge u. &. verbunden. Dieses Zugangsrecht der
beauftragten Person als Hilfsorgan der Birgerschaft und der Deputation fur Inneres leitet
sich aus dem allen Mitgliedern der Burgerschaft und allen Deputierten zustehenden Besichti-
gungsrecht der Einrichtungen ihrer jeweiligen Aufgabenbereiche ab (Artikel 105 Absatz 4
Satz 1 und Artikel 129 Absatz 2 Satz 1 der Landesverfassung). Der Anwendungsbereich die-
ses Rechts wird weit definiert, da eine effektive Aufgabenerfillung auch die Begleitung von
Einsatzen aulRerhalb der Dienstraume erforderlich machen kann. Die Begleitung laufender
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Einsatze ist fur die Aufgabenerfillung der beauftragten Person essenziell, da sie auf diese
Weise eine realistische und dem polizeilichen Alltag entsprechende Einschatzung der Ar-
beitsweise und -abldufe erlangen kann. Dabei hat sie stets darauf zu achten, laufende Eins-
atze und polizeiliche Ermittlungen nicht zu behindern.

Soweit im Ergebnis ausnahmsweise Rechtsverstdf3e durch die beauftragte Person festge-
stellt werden, besteht nach Absatz 5 ein formliches Beanstandungsrecht und die Gelegenheit
der zustandigen Polizeibehdrde zur Stellungnahme innerhalb einer angemessenen Frist. Die
Beanstandung durfte in der Praxis in aller Regel bereits dazu fiihren, dass eine entspre-
chende Anderung der polizeilichen Praxis umgesetzt wird. Der Senat der Freien Hansestadt
Bremen hat unmittelbar keinen Einfluss auf Bund und L&nder zu Mal3nahmen nach § 143
des Bremischen Polizeigesetzes. Daher konzentriert sich die Kontrollbefugnis der beauftrag-
ten Person darauf, beim Senator fur Inneres im Rahmen der dortigen Fachaufsicht tiber die
eigenen Polizeibehtérden oder im Rahmen von Bund-Lander-Gesprachen bei den Behdrden
des Bundes und der Lander auf Verdnderungen hinzuwirken.

Sollte die Polizei die in der Beanstandung zum Ausdruck gebrachte Rechtsauffassung der
beauftragten Person nicht teilen und an der bisherigen Praxis festhalten wollen, so erfolgt
eine ausfihrliche, qualifizierte Stellungnahme an die beauftragte Person. Fir eine dariiber-
hinausgehende Anordnungsbefugnis entsprechend § 87 BremPolG ist mangels verfassungs-
rechtlicher Grundlage kein Raum. Anders als bei Datenschutzverstdf3en ist eine
Anordnungsbefugnis bei sonstigen Rechtsverstdf3en auch nicht durch héherrangiges Euro-
parecht vorgeschrieben.

Absatz 6 stellt mit Blick auf das Staatswohl und auf die Grundrechte der von einer Untersu-
chung betroffenen Personen klar, dass die Befugnisse der beauftragten Person den gleichen
Beschrankungen unterliegt wie etwa das Akteneinsichtsrecht von Mitgliedern der Birger-
schaft (vgl. Artikel 99 Absatz 3 der Landesverfassung).

Absatz 7 regelt den verwaltungsgerichtlichen Rechtsschutz von Betroffenen gegen MalRnah-
men der beauftragten Person. Satz 2 erklart die beauftragte Person gemaf § 61 Nummer 3

der Verwaltungsgerichtsordnung fiir beteiligungsfahig. Die Beteiligungsfahigkeit ist sachge-

rechte Folge der Unabhangigkeit der beauftragten Person. Dieser Unabhangigkeit wirde es
widersprechen, wenn die beauftragte Person in den sie betreffenden Verfahren nicht selbst

beteiligt ware, sondern sich von der Prasidentin oder dem Prasidenten der Bremischen Buir-
gerschaft vertreten lassen musste.

Zu § 8 — Unterstltzung
Absatz 1 konkretisiert die Unterstitzungsverpflichtung von bremischen Behdrden.

Absatz 2 enthalt eine Rechtsgrundlage fur Ubermittlungen von personenbezogenen Daten
aus Strafverfahren an die beauftragte Person. Mit dieser Regelung wird landesgesetzlich
eine ,besondere Vorschrift im Sinne von § 13 Absatz 1 Nummer 1 des Einflihrungsgesetzes
zum Gerichtsverfassungsgesetz (EGGVG) geschaffen. Der Bundesgesetzgeber hat klarge-
stellt, dass die bundesgesetzlichen Ubermittlungsregeln insoweit nicht abschlieRend sind,
sondern eine ,besondere Vorschrift* auch landesrechtlich geregelt werden kann (vgl. Geset-
zesbegriindung in Bundestags-Drucksache 12/3199, S. 21). Durch die Rechtsgrundlage fur
eine Datenlbermittlung vom Amts wegen ist zugleich der Anwendungsbereich von § 474 Ab-
satz 2 Nummer 2 der Strafprozessordnung eroffnet, so dass die beauftragte Person um Aus-
kiinfte aus Strafverfahren ersuchen kann, soweit dies fir ihre Untersuchungen erforderlich
ist. Ob die Auskunfte erteilt werden, liegt im pflichtgemalen Ermessen der Ubermittelnden
Stelle; ein Rechtsanspruch der beauftragten Person auf Auskunftserteilung besteht nicht.
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Unter den Voraussetzungen des 8 474 Absatz 3 der Strafprozessordnung kann ihr im Aus-
nahmefall auch Akteneinsicht gewahrt werden. In allen Fallen sind die bundesrechtlichen
Ubermittlungsverbote und Verwendungsbeschrankungen zu beachten. Insbesondere ist eine
Ubermittlung von personenbezogenen Daten aus Strafverfahren unzuldssig, soweit dies
Zwecke des Strafverfahrens gefahrdet (8 479 Absatz 1 der Strafprozessordnung) oder die
Daten auf Grund einer MalRnahme erlangt worden sind, die nur bei Verdacht bestimmter
Straftaten zuléssig ist (8 479 Absatz 2 der Strafprozessordnung). Die Verantwortung fir die
Zulassigkeit der Ubermittlung tragt die beauftragte Person (§ 479 Absatz 5 Satz 2 der Straf-
prozessordnung).

Absatz 3 verpflichtet den Senat, soweit erforderlich, die beauftragte Person bei der Durchset-
zung der Informationsgesuche an Behérden anderer Lander zu unterstitzen.

Um zu gewabhrleisten, dass die Hilfe der beauftragten Person von den Beschaftigten der Poli-
zei sowie von den Blrgerinnen und Blrgern in Anspruch genommen wird, sieht Absatz 4 vor,
dass diese in den Polizeidienststellen Uber die Stelle und ihre Aufgaben in geeigneter Weise,
breit und niedrigschwellig informiert werden, etwa Uber Aushange und ausgelegte Informati-
onspublikationen.

Absatz 5 ermdglicht der beauftragten Person die Kenntnisnahme von statistischen Daten, die
bei den zustandigen Behorden verfigbar sind und fiir die Erstellung von falliibergreifenden
Auswertungen und Berichten bendtigt werden.

Zu 8 9 — Rechte der von Eingaben betroffenen Beschéaftigten

Die Vorschrift normiert eine Belehrungspflicht bei Vorliegen konkreter Anhaltspunkte, die den
Verdacht eines Dienstvergehens oder einer Straftat rechtfertigen.

Zu 8 10 — Verhéltnis der Untersuchungen zu anderen Verfahren

Verfahren bei der beauftragten Person sollen sich nach diesem Gesetz nicht auf parallel ver-
laufende straf- oder disziplinarrechtliche Verfahren auswirken. Die beauftragte Person be-
trachtet die an sie herangetragenen Sachverhalte aus einer anderen Perspektive mit dem
Ziel, den behordlichen Umgang mit Fehlern zu verbessern, Konflikte einvernehmlich zu Iésen
und strukturelle Mangel und Fehlentwicklungen zu beheben.

Absatz 1 stellt klar, dass die beauftragte Person vor allem mit Blick auf ihre Beratungs- und
Schlichtungsfunktion nicht dem Legalitatsprinzip unterliegt. Das gilt gegebenenfalls auch fir
ihre Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Es steht im Ermessen der beauftragten Person, die fur
die Einleitung eines Straf- oder Disziplinarverfahren zustandige Stelle zu informieren. Dies
gilt nicht, wenn die Eingabe nach § 6 Absatz 3 vertraulich zu behandeln ist. Bei Hinweisen
auf geplante schwere Straftaten nach § 138 des Strafgesetzbuches besteht jedoch eine
Pflicht, die zustandigen Stellen zu informieren.

Absatz 2 regelt die Vorgehensweise angesichts von gleichzeitig laufenden Straf- oder Diszip-
linarverfahren. Werden solche bereits gefuhrt, muss die beauftragte Person parallel dazu
ihre Sachverhaltsaufklarung betreiben kdnnen, soweit die Verfahren dadurch nicht gefahrdet
werden. Unter Umstanden kann sie nur so fir die Entwicklung der Polizei effektive Untersu-
chungen fiihren. Missten die Verfahren bei der beauftragten Person bis zum endgliltigen
Abschluss der Straf- oder Disziplinarverfahren stets vorlaufig eingestellt werden, dirfte in der
Regel zu viel Zeit verstreichen, um danach die Untersuchungen fundiert und wirksam zu be-
arbeiten. Vor allem die Erinnerung der Beteiligten und mdglicher Zeuginnen und Zeugen
droht bei einem zu langen Zeitraum erheblich zu leiden. Je nach den Umstanden des Einzel-
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falls kann jedoch eine sonst zu befurchtende Gefahrdung der anderen Verfahren es erforder-
lich machen, dass die beauftragte Person ihre Untersuchungen vorlaufig einstellt und erst
wieder aufnimmt, wenn eine Gefahrdung nicht mehr besteht. Auf Griinden der Transparenz
ist die eingebende Person tber Einstellung und Wiederaufnahme zu informieren. Die Ergeb-
nisse und relevanten Unterlagen parallel gefiihrter Disziplinarerfahren werden, soweit ihr
Zweck dadurch nicht gefahrdet wird, der beauftragten Person zur Kenntnis gegeben, die jene
Informationen insbesondere in Hinblick auf mégliche Verbesserung des behordlichen Um-
gangs mit Fehlern oder struktureller Fragen bertcksichtigt. Es handelt sich insofern um eine
landesrechtliche Ausnahme von der Vertraulichkeit der Personalakte. Dies lasst § 50 Satz 5
des Beamtenstatusgesetzes ausdriicklich zu.

Absatz 3 dient dem Schutz der Integritét laufender Straf- und Disziplinarverfahren. Da sich
die beauftragte Person nach diesem Gesetz parallel zu solchen Verfahren mit Eingaben be-
fassen kann, ist es notwendig, dass sie mit Einzelfallbezug erst veroffentlicht, wenn die tbri-
gen Verfahren abgeschlossen sind.

Zu 8 11 — Verhéltnis zum Zustandigkeitsbereich anderer Stellen mit Kontrollaufgaben

Absatz 1 stellt klar, dass das Recht, sich mit Petitionen an die Burgerschaft zu wenden, das
geman Artikel 17 des Grundgesetzes gewahrleistet ist und im Gesetz iber die Behandlung
von Petitionen durch die Birgerschaft ndher geregelt wird, von der Méglichkeit, sich an die
beauftragte Person zu wenden, unberthrt bleibt. Durch das Recht, sich mit Eingaben auch
an die beauftragte Person zu wenden, sollen die rechtlichen Mdglichkeiten Betroffener erwei-
tert werden.

Absatz 2 grenzt die Zustandigkeiten der beauftragten Personen und Untersuchungsaus-
schissen der Birgerschaft ab. Bezieht sich eine Eingabe auf einen Sachverhalt, der Gegen-
stand oder teilweise Gegenstand eines Untersuchungsausschusses der Biirgerschatft ist,
darf die beauftragte Person insofern keine eigenstandige Untersuchung fuhren. Von dieser
Beschrankung sind Sachverhalte oder Teile von Sachverhalten nicht erfasst, die nicht Ge-
genstand von Untersuchungsausschiissen der Blrgerschaft sind. Satz 2 regelt die nachtrag-
liche Begrenzung der Untersuchungsbefugnis der beauftragten Person fiir den Fall, dass ein
Untersuchungsausschuss der Blrgerschaft eingesetzt wird, nachdem die beauftragte Person
ihre Untersuchungen begonnen hat. Die eingebenden Personen sind durch die beauftragte
Person unverziglich schriftlich zu informieren.

Absatz 3 regelt das Verhaltnis der beauftragen Person zu den Zustandigkeitsbereichen der
oder des Landesbeauftragten fir Datenschutz und Informationsfreiheit und des Landesrech-
nungshofs. Fallt die Bearbeitung von Eingaben in die Zustandigkeit von mehreren dieser
Stellen, kbnnen alle betreffenden Stellen tatig werden. Insofern ist es erforderlich, dass sich
die beauftragte Person mit diesen Stellen abstimmt und fiir eine Koordinierung der betreffen-
den Stellen gesorgt wird. Ist ausschlief3lich eine andere Stelle zustandig, so wird die beauf-
tragte Person nicht tatig, sondern kann, sofern keine Vertraulichkeit zugesagt wurde, die
Eingabe weiterleiten.

Absatz 4 stellt klar, dass die Regelung nach Absatz 2 zur Abstimmung von MalBhahmen und
zur Koordinierung von Untersuchungen auch im Fall von parallel bestehenden Kontroll- und
Aufsichtszustandigkeiten anderer Behérden und offentlicher Stellen gilt.

Zu § 12 — Zusammenarbeit mit Personalvertretungen

Ungeachtet des gemeinsamen Strebens nach guten Arbeitsbedingungen fiir die Polizeibe-
schéftigten Uberschneiden sich die Aufgaben der beauftragten Person nicht mit denen der
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Personalvertretungen. Absatz 1 verpflichtet die beauftragte Person zur vertrauensvollen Zu-
sammenarbeit mit den Personalvertretungen der Behdrden in ihrem Zustandigkeitsbereich.
Rein klarstellend bestimmt Absatz 2, dass die Tatigkeit der beauftragten Person die Aufga-
ben und Zustandigkeiten der Personalvertretungen nach dem Bremischen Personalvertre-
tungsgesetz unberihrt [asst.

Zu 8§ 13 — Berichte und Offentlichkeitsarbeit

Eine regelmélige, Uber Einzelfélle hinausgehende Berichterstattung der beauftragten Per-
son ist sowohl fur ihre unterstiitzende Funktion fur die Blrgerschaft als auch fir die Verbes-
serung eines professionellen Umgangs mit Fehlern in den Behérden erforderlich. Die
Berichterstattung tragt zur Transparenz der Tatigkeit der beauftragten Person und der parla-
mentarischen und medialen Befassung mit wesentlichen Ergebnissen ihrer Tatigkeit bei. Wie
viele andere Beauftragte veroffentlicht die oder der Polizeibeauftragte daher einen Tatigkeits-
bericht (Absatz 1) und darlber hinaus bei Bedarf Einzelberichte (Abséatze 2 und 3), unter an-
derem wenn sie durch die Burgerschaft mit der Untersuchung von bestimmten Vorfallen oder
Entwicklungen beauftragt wurde. Die Belange der betroffenen Behérden werden dadurch ge-
wahrt, dass diese zu den Befunden Stellung nehmen kénnen und diese Stellungnahmen in
zusammengefasster Form mit zu veroffentlichen sind. Die Persodnlichkeitsrechte aller Betei-
ligten, die sich insbesondere aus datenschutzrechtlichen Bestimmungen ergeben, sind zu
beachten. Es gelten im Ergebnis dieselben Vorgaben wie flir Drucksachen der Blirgerschatft.

Gemal Absatz 4 liegt es im Ermessen der beauftragten Person, in geeigneten Fallen
Presse- und Offentlichkeitsarbeit zu ihrer Arbeit betreiben, sofern sie dies fur die Erfiillung
ihrer Aufgaben nach § 1 Absatz 1 fir hilfreich halt. Als Hilfsorgan der Biirgerschaft kann sie
sich dabei deren Pressestelle bedienen.

Absatz 5 verweist auf das in 8§ 10 Absatz 3 geregelte Veroffentlichungsverbot zu Sachverhal-
ten aus laufenden Straf- und Disziplinarverfahren.

Zu 8§ 14 — Umsetzung von Empfehlungen

Die Arbeit der beauftragten Person soll hinreichend wirksam sein. Die Vorschrift verpflichtet
daher Senat und Magistrat, die Umsetzung der Empfehlungen der beauftragten Person zu
férdern und innerhalb von drei Monaten nach Erscheinen eines Berichts Uber eingeleitete
Mafinahmen zur Umsetzung der Empfehlungen zu informieren und eine etwaige Nichtumset-
zung zu begrunden. Die Frist zur Stellungnahme ist nach dem Ermessen der beauftragten
Person verlangerbar. Mit der Berichtspflicht geht auch die Pflicht einher, zu begriinden, wa-
rum gegebenenfalls keine entsprechende Anderung oder Umsetzung beabsichtigt ist.

Zu § 15 — Amtsverhaltnis

Absatz 1 regelt das dienstrechtliche Amtsverhaltnis der beauftragten Person zur Freien Han-
sestadt Bremen. Die Ausgestaltung als offentlich-rechtliches Amtsverhaltnis dient der Unab-
hangigkeit der beauftragten Person. Sie unterliegt damit keiner Dienstaufsicht.

Absatz 2 regelt Beginn und Ende der Amtszeit. Aus eigenem Willen kann die beauftragte
Person jederzeit vom Amt zurlicktreten. Fir eine Entlassung gegen ihren Willen sind dage-
gen zur Sicherung ihrer Unabhangigkeit hohe Hiirden anzulegen, so wie sie bei der Entlas-
sung von Richterinnen oder Richtern gelten. Die Ubergangsvorschrift der Weiterfiihrung des
Amits sichert die Handlungsfahigkeit der beauftragten Person.

Absatz 3 regelt, dass die beauftragte Person Flrsorge und Schutz wie eine Beamtin oder ein
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Beamter der Besoldungsgruppe B 2 des Bremischen Besoldungsgesetzes im Beamtenver-
haltnis auf Zeit erhalt, entsprechend beispielsweise der oder des Landesbehindertenbeauf-
tragten. Eine solche Regelung ist notwendig, da eine Einstufung des Amtes im
Besoldungsgesetz aufgrund der Ausgestaltung als 6ffentlich-rechtliches Amtsverhaltnis nicht
mdglich ist. Die Besoldung ist vielmehr in diesem Gesetz zu regeln. Durch den Verweis auf
die entsprechende Anwendung der Regelungen des Beamtenverhaltnisses auf Zeit soll deut-
lich gemacht werden, dass sich insoweit keine wesentlichen Anderungen gegeniiber einem
als Beamtenverhéltnis auf Zeit ausgestalteten Amtsverhaltnis ergeben. Dem dient auch der
allgemeine Verweis auf die besoldungs-, versorgungs- und urlaubsrechtlichen Regelungen
des Beamtenrechts.

Zu 8 16 — Pflichten

Absatz 1 enthélt in Satz 1 das allgemeine Verbot der Austibung mit dem Amt nicht zu verein-
barender Handlungen und Téatigkeiten. Satz 2 konkretisiert dieses allgemeine Verbot in Form
einer Unvereinbarkeitsregelung, damit keine Zweifel an der Unabhangigkeit der beauftragten
Person wegen der Ausiibung einer beruflichen Tatigkeit fir eine bremische Polizeibehdrde
oder der Mitgliedschaft in einem Parlament oder einer kommunalen Vertretungskorperschaft
entstehen.

Absatz 2 normiert eine Mitteilungspflicht der beauftragten Person tiber Geschenke und dient
der Sicherung ihrer Unabhangigkeit und Integritat.

Absatz 3 Satz 1 regelt eine strenge Verschwiegenheitspflicht der beauftragten Person, weil
ihre Arbeit geheimhaltungsbedurftige Inhalte betreffen kann oder weil diese der Vertraulich-
keit unterliegen (8§ 6 Absatz 3). Die Verschwiegenheitspflicht hat den Zweck eines mdglichst
wirksamen Whistleblower-Schutzes sowie des Abbaus von Hemmnissen und Schaffung von
Vertrauen bei potentiellen Whistleblowern, sich mit Angelegenheiten an die oder den Polizei-
beauftragten zu wenden. Satz 2 normiert als Ausnahmen von der Verschwiegenheitspflicht
gemal Satz 1 Mitteilungen im dienstlichen Verkehr und offenkundige Tatsachen. Im Zweifel
entscheidet die beauftragte Person nach pflichtgemalRem Ermessen, ob einer dieser Aus-
nahmefélle vorliegt. Die in Satz 3 getroffene Regelung zur eigenverantwortlichen Entschei-
dung Uber Zeugenaussagen und die Erstellung von Gutachten entspricht der Unabhangigkeit
der beauftragten Person. Dabei hat die beauftragte Person eine Abwagung zwischen der Be-
deutung und Tragweite des Geheimhaltungsinteresses einerseits und dem 6ffentlichen Inte-
resse an der Aufklarung von Rechtsverletzungen und Missstanden andererseits
vorzunehmen. Erst wenn die beauftragte Person nicht mehr im Amt ist, ist eine Aussagegen-
ehmigung erforderlich, da mit dem Ausscheiden auch die an das Amt gebundene Unabhan-
gigkeit wegfallt.

Zu § 17 — Datenverarbeitung

Absatz 1 Satz 1 bestimmt, dass die beauftragte Person ungeachtet ihrer Funktion als Hilfsor-
gan der Birgerschaft und der Deputation fiir Inneres vollstandig dem Regelungsregime der
EU-Datenschutzgrundverordnung und dem bremischen Ausfiihrungsgesetz (BremDSG-
VOAG) unterliegt. Die in § 2 Absatz 4 BremDSGVOAG und der Datenschutzordnung der
Bremischen Burgerschaft vorgenommene Differenzierung zwischen parlamentarischen Auf-
gaben einerseits und Verwaltungsaufgaben andererseits findet keine Anwendung. Diese Un-
terscheidung wirde in Bezug auf die Tatigkeit der beauftragten Person zu praktischen
Abgrenzungsschwierigkeiten fihren und die umfassenden Betroffenenrechte nach Kapitel 3
der EU-Datenschutzgrundverordnung unnétig einschranken. Die Befugnisse der beauftrag-
ten Person zur Datenverarbeitung bei der Wahrnehmung eigener Aufgaben und bei der
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Ubermittlung von Informationen an andere Stellen werden jeweils auf das zwingend erforder-
liche beschrénkt. Dies kann auch die Ubermittlung von Daten an eine fur die Einleitung von
Straf- oder Disziplinarverfahren zustandige Stelle gemaf § 10 Absatz 1 beinhalten. Die Erhe-
bung von personenbezogenen Daten ohne Kenntnis der Betroffenen wird ausnahmsweise
zugelassen, wenn und solange einem geschilderten Fehlverhalten oder einem angesproche-
nen Mangel im Sinne von § 1 Absatz 1 anders nicht nachgegangen werden kann.

Absatz 2 ermdglicht die Weitergabe von Daten an die Polizei oder andere Strafverfolgungs-
behdrden, wenn hierdurch nicht gegen die Verschwiegenheitspflicht der beauftragten Person
verstol3en wird. Die Befugnis zur Weiterleitung verfolgt das Ziel, eine mdglichst effektive Auf-
klarung durch die zustandigen Stellen (Strafverfolgungsbehdrden, Disziplinarvorgesetzte
etc.) sicherzustellen. Die strafrechtliche Pflicht zur Anzeige von Straftaten nach den §§ 138
und 139 des Strafgesetzbuchs bleibt unberiihrt.

Zu § 18 — Personal- und Sachausstattung, Stellvertretung

Absatz 1 stellt eine hinreichende Personal- und Sachausstattung sicher, die zwingend erfor-
derlich fur die erfolgreiche Arbeit der beauftragten Person und ihre Akzeptanz ist. Die vorge-
sehene Unterstiitzung durch die Verwaltung der Birgerschaft erméglicht Synergien.

Absatz 2 regelt die etwaige Ernennung von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der beauftrag-
ten Person, ihre Versetzung und Abordnung, ihre Dienstaufsicht und Weisungsgebunden-
heit. Satz 2 stellt klar, dass die beauftragte Person sich bei der Wahrnehmung ihrer
Befugnisse gegebenenfalls von ihren Beschaftigten unterstitzen lassen kann.

Absatz 3 regelt die Berufung einer Stellvertreterin oder eines Stellvertreters, um die Aufga-
benwahrnehmung auch im Falle der Verhinderung (z. B. durch Urlaub, Krankheit, Ricktritt,
Tod) der beauftragten Person sicherzustellen. Es soll der beauftragten Person Uberlassen
werden, ihre Stellvertretung zu bestimmen, die dann vom Vorstand der Blrgerschaft zu be-
stellen ist.

Nach Absatz 4 ist die Veranschlagung der notwendigen Personal- und Sachausstattung im
Haushalt der Birgerschaft darzustellen. Dies folgt aus der fachlichen und organisatorischen
Zuordnung der beauftragten Person als Hilfsorgan der Birgerschaft und der Deputation fur
Inneres.

Zu § 19 — Beirat

Die Vorschrift regelt die Einrichtung eines Beirats, der die Beteiligung und Einbindung von
Vertreterinnen und Vertretern von zivilgesellschaftlichen Organisationen, aus der Wissen-
schaft und der Palizei in die Arbeit der beauftragten Person gewahrleisten soll. Ziel ist es,
dass Anregungen und fachliche Diskussionen aus den Bereichen der drei genannten Grup-
pen in die Arbeit der beauftragten Person einflieRen kénnen.

Absatz 1 legt die Zusammensetzung des Beirats fest.
Absatz 2 regelt die Wahl und Amtszeit der Mitglieder des Beirats.

Absatz 3 definiert die Aufgaben des Beirats. Diese beinhalten die allgemeine Beratung bei
der Wahrnehmung der Aufgaben der beauftragten Person nach diesem Gesetz. Besonders
hervorzuheben ist hierbei weniger die Mitwirkung an einzelnen Vorgangen, sondern vielmehr
die Einbeziehung bei der Erstellung des (Zwei-)Jahresberichts und bei der Erstellung von
Berichten und Gutachten mit fir die Polizeiarbeit grundsatzlicher Bedeutung sowie der Aus-
tausch zu strukturellen Probleme und Defiziten in der Polizeiarbeit. Der Beirat ist zudem be-
rechtigt, Vorgange und Themen, die aus seiner Sicht fur die Arbeit der oder des
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Polizeibeauftragten relevant sind, aktiv an diese heranzutragen.

Absatz 4 gewahrleistet einen regelmafigen Austausch, indem die beauftrage Person an den
Sitzungen des Beirats beratend teilnehmen und auf die Tagesordnung Einfluss nehmen
kann.

Nach Absatz 5 gibt der Beirat sich zur Regelung der Einzelheiten hinsichtlich seiner Organi-
sation und Beratungsweise eine Geschéaftsordnung, die der Zustimmung der Prasidentin o-
der des Prasidenten der Burgerschaft bedarf.

Absatz 6 stellt klar, dass die Mitglieder die Beiratstatigkeit nicht hauptamtlich, sondern ehren-
amtlich ausuiben. Entsprechend haben sie Anspruch auf eine Aufwandsentschadigung. So-
fern Vertreterinnen oder Vertreter der Polizei die Beiratstétigkeit wahrend ihrer Dienstzeit
ausuben, entfallt der Anspruch auf eine Aufwandsentschadigung mangels Ehrenamtlichkeit.

Zu 8§ 20 — Evaluation

Die Schaffung der neuen Stelle einer oder eines unabhéngigen Polizeibeauftragten fur die
Freie Hansestadt Bremen gebietet eine Evaluation aus sozialwissenschatftlicher, polizeiwis-
senschaftlicher und rechtswissenschaftlicher Sicht. Ein Evaluierungszeitraum von funf Jah-
ren erscheint angemessen.

Zu Artikel 6 — Anderungen weiterer Gesetze

Infolge der Einflgung, Verschiebung und Aufhebung von Paragraphen des Bremischen Poli-
zeigesetzes durch Artikel 1 werden die Bezlige in anderen Landesgesetzen angepasst.

Zu Artikel 7 — Umsetzung der Richtlinie (EU)

Mit dieser Norm wird der Anforderung aus Artikel 63 Absatz 1 Unterabsatz 2 Satz 1 Richtlinie
(EU) 2016/680 zur Bezugnahme auf die Richtlinie Rechnung getragen.

Zu Artikel 8 — Bekanntmachungserlaubnis

Nur zur Umsetzung der geschlechtergerechten Sprache und zur Durchfiihrung von redaktio-
nellen Anpassungen im gesamten Bremischen Polizeigesetz wird der Senator fur Inneres er-
machtigt, eine entsprechende Fassung des Gesetzes ohne erneute Befassung der
Burgerschaft (Landtag) zu verdéffentlichen.

Zu Artikel 9 — Inkrafttreten

Die Bestimmung regelt das Inkrafttreten des Gesetzes.
Beschlussempfehlung:

Die staatliche Deputation fir Inneres empfiehlt der Bremischen Burgerschaft
(Landtag), den nachstehenden gednderten Gesetzesentwurf wie nachfol-
gend abgebildet in 2. Lesung zu beschliel3en.

Sprecher der Deputation fir Inneres
Dr. vom Bruch
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	Die bisherigen §§ 83 bis 86 werden die §§ 146 bis 149.
	Der bisherige § 88 wird § 152 und wie folgt geändert:
	Die Überschrift wird wie folgt gefasst: „Inkrafttreten; Außerkrafttreten“.
	Absatz 3 wird durch folgende Absätze 3 bis 6 ersetzt:

	Nach dem neuen § 96 wird die Überschrift „5. Abschnitt: Vollzugshilfe“ eingefügt.
	In dem neuen § 99 Absatz 3 wird die Angabe „§§ 17 und 18“ durch die Angabe „§§ 15 und 16“ ersetzt.
	Nach dem neuen § 99 wird die Überschrift „6. Abschnitt: Zwang“ eingefügt.
	Der neue § 100 wird wie folgt geändert:
	In Absatz 1 Nummer 1 wird die Angabe „§ 26 Abs. 3“ durch die Angabe „§ 24 Absatz 3“ ersetzt.
	In Absatz 2 wird die Angabe „§§ 41 bis 47“ durch die Angabe „§§ 101 bis 108“ ersetzt.
	Absatz 3 wird wie folgt geändert:
	In Satz 1 werden die Wörter „§ 41 Abs. 3 und 4“ durch die Wörter „§§ 101 Absatz 3 und 4“ ersetzt.
	In Satz 2 wird die Angabe „Verwaltungsbeamte, Hilfspolizeibeamte (§ 76)“ durch die Angabe „Verwaltungsbeamtinnen oder Verwaltungsbeamte, Hilfspolizeibeamtinnen oder Hilfspolizeibeamte (§ 138)“ersetzt.


	In § 101 Absatz 3 wird nach dem Wort „Fesseln“ das Wort „, Gurtsysteme“ eingefügt.
	Nach dem neuen § 105 wird folgender § 106 eingefügt:
	„§ 106

	In dem neuen § 107 werden in Absatz 2 Satz 2 die Wörter „die Polizeivollzugsbeamtinnen oder“ nach dem Wort „Gebraucht“ eingefügt und die Wörter „§ 42 Abs.1 S. 1“ durch die Wörter „§ 102 Absatz 1 Satz 1“ ersetzt.
	Der neue § 108 wird in Absatz 1 wie folgt gefasst:
	Die Nummer 3 wird wie folgt gefasst:
	„3.  um eine Person anzuhalten, die sich der vorläufigen Festnahme durch Flucht zu entziehen versucht, wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass die erfolgreiche Flucht zu einer dringenden Gefahr für Leib oder Leben einer anderen Person führen wü...
	Die Nummer 4 wird wie folgt gefasst:
	„4.  um die Flucht einer Person zu vereiteln oder eine Person zu ergreifen, die aufgrund richterlicher Entscheidung in amtlichem Gewahrsam zu halten oder ihm zuzuführen ist, wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass die erfolgreiche Flucht oder d...

	Nach dem neuen § 108 wird die Überschrift „7. Abschnitt: Polizeiverordnungen“ eingefügt.
	In dem neuen § 111 Absatz 1 und 2 Satz 1 wird die Angabe „§ 67“ jeweils durch die Angabe „§ 128“ ersetzt.
	In dem neuen § 112 Absatz 2 wird die Angabe „§ 50 Abs. 2“ durch die Angabe „§ 111 Absatz 2“ ersetzt.
	Nach dem neuen § 116 wird die Überschrift „8. Abschnitt: Schadensausgleich, Erstattungs- und Ersatzansprüche“ eingefügt.
	In dem neuen § 118 Absatz 1 wird die Angabe „§ 56“ durch die Angabe „§ 117“ ersetzt.
	Der neue § 119 wird wie folgt geändert:
	In Absatz 1 wird die Angabe „§ 56 Abs. 1“ wird durch die Angabe „§ 117 Absatz 1“ ersetzt.
	In Absatz 2 wird das Wort „Buchst.“ durch das Wort „Buchstabe“ ersetzt.

	In dem neuen § 120 wird die Angabe „§ 58 Abs. 3“ durch die Angabe „§ 119 Absatz 3“ ersetzt.
	Der neue § 122 Absatz 1 wird wie folgt geändert:
	Die Angabe „§ 60“ wird durch die Angabe „§ 121“ ersetzt.
	Die Wörter „§ 56 Abs. 1 oder 2“ werden durch die Wörter „§ 117 Absatz 1 oder 2“ ersetzt.

	In dem neuen § 123 Satz 2 werden die Wörter „§ 60 Abs. 3 oder § 61“ durch die Wörter „§ 121 Absatz 3 oder § 122“ ersetzt.
	Der neue § 128 wird wie folgt geändert:
	In Absatz 1 werden die Wörter „§ 65 Abs. 1 Nr. 1“ durch die Wörter „§ 126 Absatz 1 Nummer 1“ ersetzt.
	In Absatz 2 werden die Wörter „§ 65 Abs. 1 Nr. 2“ durch die Wörter „§ 126 Absatz 1 Nummer 2“ ersetzt.

	In dem neuen § 129 Satz 2 wird die Angabe „§ 40“ durch die Angabe „§ 100“ ersetzt.
	Der neue § 132 Absatz wird wie folgt geändert:
	In Absatz 1 Nummer 3 und Absatz 2 wird die Angabe „§ 73“ durch die Angabe „§ 135“ ersetzt.
	In Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe „§ 74 Abs. 2“ durch die Angabe „§ 136 Absatz 2“ ersetzt.

	In dem neuen § 133 Absatz 2 wird die Angabe „1.“ und das Wort „und“ gestrichen sowie die Nummer 2 aufgehoben.
	Der neue § 134 Absatz 2 wird wie folgt geändert:
	In Nummer 2 und Nummer 4 werden die Wörter „vorbeugende Bekämpfung“ jeweils durch das Wort „Verhütung“ ersetzt.
	In Nummer 7 wird der „.“ am Ende durch ein „;“ ersetzt.
	Folgende Nummer 8 wird angefügt:

	Dem neuen § 136 wird in Absatz 4 am Ende ein Punkt angefügt.
	Der neue § 138 wird wie folgt geändert:
	In der Überschrift werden die Wörter „Hilfspolizeibeamtinnen und“ eingefügt.
	In Absatz 1 werden die Wörter „§§ 10 bis 26“ durch die Wörter „§§ 10 bis 31 und § 50 Absatz 1“ sowie das Wort „Ersatzvornahme“ durch das Wort „Ersatzvornahmen“ ersetzt.
	In Absatz 2 und 3 werden jeweils nach dem Wort „von“ die Worte „Polizeivollzugsbeamtinnen oder“ eingefügt.

	Der neue § 139 wird wie folgt geändert:
	In Absatz 1 Satz 2 wird die Angabe „§ 69“ durch die Angabe „§ 131“ ersetzt.
	In Absatz 2 Satz 2 werden nach dem Wort „von“ die Wörter „Polizeivollzugsbeamtinnen oder“ eingefügt.

	Der neue § 143 wird wie folgt geändert:
	In der Überschrift werden nach dem Wort „von“ die Wörter „Polizeivollzugsbeamtinnen und“ eingefügt.
	Dem Absatz 1 Absatz 1 werden zu Beginn die Wörter „Polizeivollzugsbeamtinnen und“ zugefügt.
	In Absatz 2 werden nach dem Wort „werden“ die Wörter „Polizeivollzugsbeamtin oder“ eingefügt.
	Dem Absatz 3 werden in Satz 1 nach dem Wort „für“ die Wörter „Polizeivollzugsbeamtinnen und“ eingefügt und folgender Satz 2 angefügt:

	Der neue § 144 wird wie folgt geändert:
	In der Überschrift werden nach dem Wort „bremischen“ die Wörter „Polizeivollzugsbeamtinnen und“ eingefügt.
	Dem Absatz 1 werden die Wörter „Polizeivollzugsbeamtinnen und“ an den Beginn gestellt und „§ 81 Abs. 1 Satz 1“ durch die Wörter „§ 143 Absatz 1 Satz 1“ ersetzt.
	Absatz 2 wird wie folgt geändert:
	In Satz 1 wird das Wort „Beamten“ durch die Wörter „Polizeivollzugsbeamtinnen oder Polizeivollzugsbeamten“ ersetzt und nach dem Wort „bremischen“ die Wörter „Polizeivollzugsbeamtinnen oder“ eingefügt.
	In Satz 2 werden nach dem Wort „angeforderten“ die Wörter „Vollzugspolizeibeamtinnen und“ eingefügt.


	Nach dem neuen § 144 wird die Überschrift „5. Abschnitt – Zuverlässigkeitsüberprüfungen“ und nachfolgender § 145 eingefügt:
	„§ 145

	Der neue § 148 wird wie folgt geändert:
	In Satz 1 wird die Angabe „§ 48“ durch die Angabe „§ 109“ ersetzt.
	In Satz 2 wird die Angabe „§ 55“ durch die Angabe „§ 116“ ersetzt.

	In dem neuen § 149 wird die Angabe „§§ 40 bis 47“ durch die Angabe „§ 100 bis 108“ ersetzt.
	Nach dem neuen § 149 wird folgender § 150 eingefügt:
	„§ 150

	In § 2 Nummer 5 Buchstabe c Doppelbuchstaben bb und cc sowie in dem jeweils neuen § 13 Absatz 1 Satz 2, § 19 Absatz 2 Satz 1 und Absatz 3, § 23 Absatz 3 Satz 1 und Absatz 4 Satz 2, § 30 Absatz 3, § 39 Absatz 3 Satz 2, § 100 Absatz 1 Nummer 1, § 119 Ab...
	In § 2 Nummer 5 Buchstabe c Doppelbuchstabe cc sowie in dem jeweils neuen § 27 Absatz 4 Satz 1 und 2, § 29 Absatz 2 Satz 1, § 30 Absatz 3, § 108 Absatz 2, § 140 Absatz 2 Satz 3 und Absatz 5 Satz 3, § 143 Satz 2 wird jeweils das Wort „Nr.“ durch das Wo...

	Artikel 2 Weitere Änderung des Bremischen Polizeigesetzes
	1. Dem § 17 Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:
	Dem § 26 wird folgender Absatz 6 angefügt:
	Dem § 27 Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:
	Dem § 50 Absatz 4 wird folgender Satz angefügt:
	Dem § 51 Absatz 4 wird folgender Satz angefügt:
	In § 55 Absatz 1 wird nach Satz 2 folgender Satz eingefügt:
	Dem § 58 wird folgender Absatz 8 angefügt:
	Dem § 62 Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:

	Artikel 3 Änderung des Bremischen Verwaltungsvollstreckungsgesetzes
	Artikel 4 Änderung des Gesetzes über den Abschiebungsgewahrsam
	1. In § 5 wird folgender Absatz 5 angefügt:
	In § 12 werden nach den Wörtern „Anwendung unmittelbaren Zwangs“ die Wörter „sowie die Regelungen des § 106 des Bremischen Polizeigesetzes über die Fixierung von Personen“ eingefügt.

	Artikel 5 Gesetz über eine unabhängige Polizeibeauftragte  oder einen unabhängigen Polizeibeauftragten  für die Freie Hansestadt Bremen
	§ 1
	§ 2
	§ 3
	§ 4
	§ 5
	§ 6
	§ 7
	§ 8
	§ 9
	§ 10
	§ 11
	§ 12
	§ 13
	§ 14
	§ 15
	§ 16
	§ 17
	§ 18
	§ 19
	§ 20

	Artikel 6 Änderungen weiterer Gesetze
	1. In § 2 des Gesetzes zur fortlaufenden Untersuchung der Kriminalitätslage und ergänzenden Auswertung der polizeilichen Kriminalitätsstatistik (Bremisches Kriminalitätsstatistikgesetz – BremKStatG) vom 2. April 2019 (Brem.GBl. S.162) wird die Angabe ...
	In § 54 Absatz 3 Satz 2 des Bremischen Sicherungsverwahrungsvollzugsgesetzes vom 21. Mai 2013 (Brem.GBl. S.172 — 312-f-2), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 7. Oktober 2020 (Brem.GBl. S.967) geändert worden ist, wird die Angabe „§ 25“ durc...
	In § 49 Absatz 3 Satz 2 des Bremischen Strafvollzugsgesetzes vom 25. November 2014 (Brem.GBl. S.639 — 312-h-1), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 7. Oktober 2020 (Brem.GBl. S.967) geändert worden ist, wird die Angabe „§ 25“ durch die Angab...
	In § 8 Absatz 3 des Bremischen Fischereigesetzes vom 17. September 1991 (Brem.GBl. S.309 — 793-a-1), das zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 14. März 2017 (Brem.GBl. S.121, 122) geändert worden ist, wird die Angabe „§ 14“ durch die Angabe „§ 11“ ...
	In § 94 des Bremischen Wassergesetzes vom 12. April 2011 (Brem.GBl. S.262 — 2180-a-1), das zuletzt durch Gesetz vom 18. Dezember 2018 (Brem.GBl. S.644) geändert worden ist, wird die Angabe „§ 66“ durch die Angabe „§ 127“ ersetzt.
	In § 5 Absatz 4 Satz 2 des Gesetzes über das Halten von Hunden vom 2. Oktober 2001 (Brem.GBl. S.331 — 2190-b-1), das zuletzt durch Gesetz vom 8. Mai 2018 (Brem.GBl. S.227) geändert worden ist, werden die Wörter „§§ 25 und 26“ durch die Wörter „§§ 23 u...
	Das Bremische Hafenbetriebsgesetz vom 21. November 2000 (Brem.GBl. S.437 — 9511-a-1), das zuletzt durch Gesetz vom 1. März 2016 (Brem.GBl. S.85) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	In § 5 Absatz 4 werden die Wörter „§ 67 Abs. 2“ durch die Wörter „§ 128 Absatz 2“ ersetzt.
	In § 7 Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „§ 64 Abs. 1“ durch die Wörter „§ 125 Absatz 1“ ersetzt.

	Das Bremische Hafensicherheitsgesetz vom 30. April 2007 (Brem.GBl. S.307 — 9511-a-7), das zuletzt durch Gesetz vom 28. April 2015 (Brem.GBl. S.269) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	§ 2 wird wie folgt geändert:
	In Absatz 1 werden die Wörter „§ 71 Abs. 2 Nr. 2“ durch die Wörter „§ 133 Absatz 2 Nummer 2“ ersetzt.
	In Absatz 2 werden die Wörter „§§ 21 und 22“ durch die Wörter „§§ 19 und 20“ ersetzt.

	In § 3 Absatz 1 werden die Wörter „§ 70 Abs. 2 und § 74 Abs. 2“ durch die Wörter „§ 132 Absatz 2 und § 136 Absatz 2“ ersetzt.
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